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AIB-Aktuell: Die Londoner Konferenz zu Zimbabwe 
Mitte Oktober 1979 befand sich die nach London einberufene 
Kon ferenz über die Zukunft Zimbabwes in einer entscheiden­
den Phase: Ihr Scheitern galt a ls wahrscheinlicher als ihre Fort­
setzung bzw. der übergang zur zweiten Phase, die nach dem 
Verfassungsdokument die ModaliUl.ten des Machtwechsels erör­
lern solUt. 
Zum kri tischen Punkt waren zwei Klauseln des letzten von 
Großbritannien vorgelegten Vorschlags geworden (den der 
Chef des Marioneuenregimes von Salisbury, MUlorewa, bereits 
angenommen hatte), welche die Patriotische Front Zimbabwes 
(PF) ablehnte: zum einen, daß das künftige Zimbabwe den wei­
ßen Siedlern in den erslen 10 Jahren nur in begrenztem Maße 
Land abnehmen dürfe, zum anderen, daß fü r Landenteignung 
.. prompte und ausreichende Entschädigung" gemäß Gerichts­
entscheid zu zahlen sei. Gerade die Landfrage stellt im Konzept 
der Patriotischen Front das KernstUck dar, und sie hatte diese 
Problematik zu Beginn der Konferenz offen formuliert. 
Im Klar text: London und seinen VerbUndeten geht es darum, 
unter dem Vorwand, so das "Know-how" der Weißen im Lan­
de halten zu wollen, die bestehenden ökonomischen Verhältnis­
se möglichst lange zu konservieren. Eben dies aber ist für die 
Patriotische Front unannehmbar, ist sie doch bestrebt, den 
Landraub durch die weißen Siedler, die Grundlage der ökono­
mischen Versklavung der Afrikaner, vollständig rückgängig zu 
machen . 
Daß an einer solchen voraussehbaren Weigerung der Patrioti­
schen Front die Konferenz schei tern könnte, kann durchaus im 
Kalkül G roßbri tanniens gelegen haben. Es böte die Möglich­
keit, der PF das Scheitern anzulasten, das Muzorewa-Regime 
auf der Grundlage einer kosmetisch verllnderten Verfassung an­
zuerkennen und die Sanktionen aufzuheben, was eine Mehrheit 
der britischen Konservat iven auf deren Parteitag ohnehin gefor­
dert hatte. Umgangen wllre damit auch die fOr Muzorewa und 
London eventuell prekäre Frage der von der PF geforderten 
UN-Aufsicht Ober diedurchzufUhrenden Wahlen in Zimbabwe, 
deren Ausgang Muzorewa und seine Claqueure sehr wohl zu 
fU rchten haben. 

" Die Zelt des Ausweichens ist lange vorbei" 

Auf mehr Kompromisse in einzelnen Fragen als es ihrer Posi­
tion entspricht, hatte sich die Patriotische Front ohnehin bereits 
eingelassen - und damit Muzorewa in die Defensive gedrängt. 
Sie hatte damit ihre ernsthafte Absicht unter Beweis gestellt, ei­
ne friedliche LOsung auszuhandeln, obwohl das militärische 
und poli rische Krllfteverhältnis in Zimbabwe mehr und mehr zu 
ihren Gunsten spricht. Daß Großbritannien stellvertretend fUr 
seine NATO·Partner mit einer "friedlichen Lösung" anstrebt, 
die Lage an den wahren Interessen des Volkes von Zimbabwe 
vorbei zu bereinigen (und zwar anknüpfe nd an die inzwischen 
zu Makulatur gewordenen Pläne der Konservativen von 1971 
sowie die Kissinger/ Owen-Pläne seit 1976), zeigt den Verlauf 
der Diskussionen um Zimbabwe deutlich. 
Nachdem die Wahlfarce vom Frühjahr 1979 (vgl. AlB, Nr. 
6/ 1979) die erhoffte internationale Anerkennung für das 
MuzorewaiSmith-Regime nicht nähergebracht hatte, sah man 
sich in den Haupts tädten Englands, der USA und ihrer Partner 
vor die Notwendigkeit gestellt , weitere Korrekturen vorzuneh­
men. Man lat dies, obgleich es Unstimmigkeiten mit dem 
machtbessenen Bischof in Salisbury hervorrufen mußte. Der 
brit ische Außenminister Lord Carrington (Direktoriumsmit­
glied des britischen RohSIOffmu1tis Rio Tinm Zinc, der über 
ausgedehnte Interessen in Zimbabwe, Namibia und Südafrika 
verfügt) haUe die Aufgabe, Muzorewa dies bei dessen Besuch 
im Juli d. J. klarzumachen. Trotz öffentlichen Streits darf an-

genommen werden, daß das Einlenken Muzorewas hiermit pro­
grammiert wurde. 
Die internationale Absegnung erfuhren Englands Bemühungen 
auf der Commonwealth-Konferenz vom August d . J . in Lusa­
ka. Nur wenige Tage nach der Konfere nz der Organisation fO r 
Afrikanische Einheit (OAU) in Liberia unterstUtzten afrikani­
sche Commonwealth-Länder wie Tansania und Botswana den 
britischen Vorschlag für eine neue Kon ferenz über Zimbabwe 
- und setzten sich damit in Widerspruch zu den OAU­
BeschlUssen von Liberia. Zwar war es London nicht gelungen, 
Muzorewas Anerkennung durchzudrocken, wohl aber die Fra­
ge wieder zu "anglisieren" . der Kompetenz der UNO zu entzie­
hen. 
Die Patriotische Front erklärte sich zur Teilnahme trotz Beden­
ken bereit, stellte aber Bedingungen, die sich auf die überwa­
chung der Wahlen (UN), die Rolle des Militärs und u. a. den ge­
forderten Waffensti llstand bezogen; zu ihm war die P F nicht 
bereit - mit Recht, wie die seit Juli d. J . wieder eskalierenden 
rhodesischen Aggressionen gegen sambisches und m~ ambi­
quanisches Territorium zeigten. Muzorewa ließ zwar Tiraden 
gegen das Konferenzprojekt los, nahm aber schließlich klein­
laut teil. 
Nach prozeduralen Fragen und der Klärung des P roblems, daß 
es nicht nur um eine Verfassung, sondern auch um die über­
gangsphase zu gehen habe, wie die PF gefordert hatte, wurde 
immerhin ein Kompromiß über die Beseit igung der parlamenta­
rischen Sperrminorität der weißen Minderheit möglich. Desglei· 
chen schienen sich die Standpunkte vereinbaren zu lassen be­
züglich der Kontrolle von Militär, Polizei, Justiz und Verwal­
tung während der übergangszeit. Die Patriotische Front legte 
mit dem Vorschlag, 24 von 120 Parlamentssitzen für die weiße 
Bevölkerungsgruppe zu reservieren, einen akzeptablen Kom­
promiß vor; zugleich schlug sie die Bildung eines achtköpfigen 
Regierungsrats für die übergangszeit vor, der aus vier Vertre­
tern der PF und je z ..... eien Londons und Muzorewas bestehen 
soll te - was letztere nicht anzunehmen bereit schienen. Im Ge­
genteil: Muzorewa forderte unablässig die Aufhebung der 
Sanktionen als Vorbedingung und lehnte offiziell Verhandlun­
gen Ober Neuwahlen ab. 
Der in dieser Lage von Carrington vorgelegte neue Entwurf mit 
den besagten Passagen über die Landfrage erhält vor diesem 
Hintergrund den Charakter eines Affronts gegen die PF, die 
solchen Klauseln kaum zustimmen kann, während die plötzli­
che Zustimmung Muzorewas wie verabredungsgemäß wirkt. 
"Die Zeit des Ausweichens ist lange vorbei", sagte PF-Ko­
Präsident Joshua Nkomo zu Beginn der Konferenz, "und wir 
bestehen darau f, daß die Endphase der Entkolonisierung nun­
mehr ernsthaft durchgefUhrt wird". Die Patriotische Front hat 
keinen Z ..... eifel daran gelassen, daß sie dies nötigenfalls durch 
die Fortsetzung des Befreiungskrieges tun wird. 
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Nichtpaktgebundene 

Rainer Falk 

Die VI. Gipfelkonferenz 
in Havanna - ein 

Wendepunkt? 

Der französische Publizist und Herausgeber der Zeitschrift 
Afrique Asie, Simon Malley, hat die VI. Gipfelkonferenz der 
Staats- und Regierungschefs nichtpaktgebundener Länder vom 
3.-8. September 1979 in Havanna als einen "entscheidenden 
Wendepunkt in der Geschichte der Bewegung der. Verdammten 
dieser Erde'" bezeichne!. I Diese Einschätzung steht in eklatan­
tem Gegensatz zu dem von der Mehrzahl der westlichen Presse­
organe gezeichneten Bild. Im Grundton feindselig hieß es al­
lenthalben, die Bewegung sei heillos zerstritten, habe nichts als 
Nabelschau betrieben, sei jetzt - über die Präsendentschaft Fi­
del Castros - "im Griff Moskaus", Havanna sei der Anfang 
vom Ende usw. 
Um den Ausgang des Havanna-Gipfels richtig zu beurteilen, 
muß man ihn ins Verhältnis setzen zu der Ausgangsposition, die 
vorher gegeben war. Diese war wesentlich mitgeprägt von jener 
Medienkampagne großen Stils, die nach der Methode des "Tei­
le und herrsche" Spaltungstendenzen innerhalb der Bewegung 
das Wort redete. Einige wenige Länder, die der Libyer Ghadda­
fi bereits auf dem V. Gipfel in Colombo als die "trojanischen 
Pferde des Kolonialismus" in der Bewegung bezeichnet hatte, 
machten mit spektakulären Initiativen (z. B. Ägyptens Aus­
schlußantrag gegen Kuba auf der Belgrader Koordinierungsbü­
rotagung im Sommer 1979 auf sich aufmerham. Westliche 
Staaten versuchten in einer Intensität wie bislang noch nie "ge­
mäßigte" Stimmen innerhalb der Nichtpaktgebu ndenen zu er­
mutigen. Besonders die US-Diplomaten entfalteten eine emsige 
Tätigkeit, um über verschiedene neokolonialistische Klientel­
staaten den von Kuba erstellten Entwurf einer Abschlußdekla­
ration zu entschärfen. 
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Dies alles schien einen idealen Ansatzpunkt in der Diskussion 
um eine neue Konzeption der Nichtpaktgebundenheit (Nona­
lignment) zu finden, die seit einigen Jahren in der Bewegung ge­
führt wird. Diese Diskussion, in der sich ein neues Selbstver­
stä ndnis der Nichtpaktgebundenen zu artikulieren begonnen 
hat, das den Anforderungen der gegenwärtigen Etappe des na­
tionalen Befreiungskampfs GenOge zu tun versucht, findet im 
Grunde auf zwei Ebenen statt: einmal auf der Ebene der "Phi­
losophie" der Nichtpaktgebu ndenheit, zum anderen wird sie 
auch sichtbar in der Auseinandersetzung um die praktischen 
Initiativen und Aktionen der Bewegung in der Weltpolitik . 1m 
Kern handelt es sich offensichtlich darum, daß die traditionelle 
Nichtpaktgebundenheit der SOer und 60er Jahre immer stärker 
in Frage gestellt wird durch eine Konzeption, die von einem 
prinzipiellen Antiimperialismus getragen ist. 

Die traditionelle Nichtpaktgebundenheit war unter den Bedin­
gungen der Konfrontationspoli tik des Kalten Krieges entstan­
den. Wenngleich ihr konkret-historischer Ausgangspunkt die 
Zurückweisung der westlichen Versuche war, die Dritte Welt­
ähnlich der NATO - in Militärallianzen unter westlicher, spe­
ziell US-Ägide zu formieren, so zogen die GrOndungsväter der 
nichtpaktgebundenen Bewegung - Nasser, Nehru, Tito - dar­
aus keine prinzipiell ant iimperialistische Schlußfolgerung. Zwar 
bedeutete Nichtpaktgebundenheit ihrem Selbstverständnis nach 
schon damals kein Bekenntnis zu einer klassischen Neutralitäts­
politik (wie sie beispielsweise die Schweiz seit jeher verfolgt) . 

Abschied von der "Neutralität" der Grü nderjahre 

Auch "Äquidistanz", also eine Politik des gleichen Abstands 
zu den "Blöcken", lag nicht in ihrer Absicht. "Positive" oder 
"aktive Neutralität", womit die Gründerväler ihre Position 
gerne umschrieben, verstand sich als eine Politik, die Partei er­
greift für die Souveränität der ehemaligen Kolonialländer, die 
sich einsetzt für die Durchselzung der Prinzipien der fried lichen 
Koexistenz und sich an keinerlei Militärpakten beteiligt. 2 

Wenngleich dies ein konkret-antiimperialistischer Standpunkt 
war, verband sie sich in der Regel mit einer Haltung, fOr die 
"die Rivalität der Blöcke", nicht jedoch der Imperialismus als 
System und die sich daraus ergebende Politik die Hauptursache 
der internationalen Spannungen sei. 
Diese auf einer bürgerlichen bzw. kleinbürgerlichen Klassenba­
sis artikulierte Position, die Ursache und Wirkung verwechselt, 
ermöglichte freilich den Zusammenschluß einer breiten Vielfalt 
politiSCher Kräfte auf überstaatlicher Ebene. Sie beförderte je­
doch gleichzeitig die Illusion der Exklusivilät des eigenen We­
ges, der - bei forma ler Abgrenzung nach beiden Seiten - ver­
meintlich "über" oder "außerhalb" des die internationalen 
Klassenauseinandersetzungen bestimmenden Systemantagonis­
mus von Kapitalismus und Sozialismus steht. 



Die Grenzen dieses spezifischen Antiimperialismus zeigten sich 
starker mit dem Eintritt in die 70er Jahre. Bestimmend hierfOr 
wurde eine Reihe politischer Prozesse, die letztlich in einer be­
deutenden Veränderung des internationalen Kräfteverhältnis 
kulminierten. Zu nennen sind hier der übergang von der Kon­
frontat ion zu ersten Entspannungsansatzen; der weitgehende 
Abschluß des (poli tischen) Entkolonialisierungsprozesses; die 
fortschreitende Erosion und schließliche Auflösung der subim­
perialistischen Paktsysteme wie CENTO (1979) und SEATO 
(1977); die historische Niederlage des US-Imperialismus in In­
dochina (1973 und 1975) und das Scheitern der neokolonialist i­
schen Interventionsversuche inßen ehemaligen portugiesischen 
Kolonien (Angolakrieg 1975/76). 
Die Veränderungen im internationalen Klima und der teilweise 
Wegfall der tradit ionellen Bezugspunkte der Nichtpaktgebun­
denheit fOhrten - insgesamt gesehen - zu einer erheblichen 
Erweiterung des politischen Spielraums fOr die Bewegung der 
Nichtpaktgebundenen. Es wuchs die Erkenntnis daruber, daß 
die politische Souveränität, die zahlreiche Länder erlangt hat­
ten, eine von vornherein "um die Flhigkeit zur wirtschaftlichen 
Unabhlngigkeit amputierte Souveränitlt" (M. O. Hinz) war, 
daß die Struktur des kapitalistischen Weltwirtschaftssystems 
mit der Misere der Unterentwicklung in einem untrennbaren 
Zusammenhang steht. In einigen Entwicklungslindern wurden 
daraus sozialrevolutionäre Schlußfolgerungen gezogen. Doch 
auch unabhlngig von den internen sozialökonomischen Diffe­
renzierungsprozessen artikulierte sich mit der Forderung nach 
einer Neuen Internationalen Wirtschaftsordnung (NIWO) ein 
gemeinsames Interesse aller Entwicklungsländer, das in der ent­
wickeltsten Form von der Bewegung der nichtpaktgebundenen 
Staaten zum Ausdruck gebracht wurde und im Kern das über­
kommene System der internationalen Arbeitsteilung in Frage 
stellte. 
Gleichwohl ist diese Hinwendung zu wirtschaftlichen Fragen, 
die eine neue Etappe des Wirkens der Nichtpaktgebundenen 
einleitete, der Ausgangspunkt einer neuen Diskussion um das 
Selbstverständnis der Bewegung. Diese Diskussion kreist jetzt 
stlrker denn je um die Hauptkonfronta:ionslinie in der Weltpo­
litik. Doch den klassenneutralen Thesen vom Hauptwider-

spruch zwischen Nord und Süd bzw. zwischen Reich und Arm 
gegenüber wird erstmals ernsthafter Zweifel angemeldet (siehe 
Kisten zur Geschichte und Struktur der Bewegung). 
In der Auseinandersetzung um diese Frage entwickelt sich eine 
neue Konzeption der Nichtpaktgebundenheit, deren Protagoni­
sten eine ganze Reihe von Staaten mit ausgesprochen sozialre­
volutionlrem Profil sind. Anfangs schien die kubanische Posi­
tion noch isoliert. Doch bereits auf der V. Gipfelkonferenz in 
Colombo machte sich eine Gewichtsveränderung innerhalb der 
Bewegung zugunsten jener Kräfte bemerkbar, die an konse­
quent antiimperialistischen Positionen interessiert sind. 

Selbstverständnisdiskussion: keine "kleine UNO"! 

Nach kubanischer Auffassung wird die Perspektive der Bewe­
gung im wesentlichen davon abhängen, wie die folgenden drei 
Fragen gelöst werden: 
Erstens geht es um die Frage des Verhll.ltnisses der Bewegung 
zun, sozialistischen Lager. Die eigene Revolutionserfahrung 
läßt Fidel Castro zu dem Schluß kommen, daß auf der Grundla­
ge der übereinstimmung der Interessen in den wichtigsten Fra­
gen der Weltpolilik ein strategisches Bündnis zwischen dem so­
zialistischen Lager und den Nichtpaklgebundenen möglich und 
notwendig geworden ist. Zweitens stellt sich die Frage nach den 
Grundlagen der Einheit der Bewegung neu. Wesentlich für die 
Schlagkraft der Bewegung ist die Qualitlt ihrer Zielsetzungen, 
nicht ihre bloß quantitative Ausdehnung. Positionen, die dar­
auf hinauslaufen, die Aufnahme krilerien zu verwässern und 
aus der Bewegung eine zweite UNO zu machen, stellen sich die 
Kubaner mit aller Kraft entgegen. Drittens hingt das anliimpe­
rialistische Profil der Nichtpaktgebundenen auch davon ab, ob 
ihr nach außen gewandter Antiimperialismus eine interne Ent­
spre<:hung in sozialökonomischen Veränderungen findet. l 

Die Erfahrung , auf der diese Schlußfolgerung fußt, ist die prak­
tische Erfahrung mit der imperialistischen Destablisierungstak­
tik und mit der sozialistischen Hilfe. Diese Erfahrung ist jedoch 
nicht auf Kuba beschränkt. Auch solche Staaten, deren poli ti­
sches und gesellschaftliches Profil bei weitem nicht die revolu-
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r-- Samora Machel Unser Feind ist nicht die Rivalität der Blöcke-,--
GcwiSSl: Kräfte vergessen oft, daß wir uns nicht mehr in der Epoche 
des Kallen Krieges befinden. Der Frieden regiert heute in Europa wie 
auch zwischen den Großmlchten. Aber bei uns brechen die Kriege 
aus, die Aggressionen, die "om Imperial ismus organisierten Kom­
plotte, die Staat,ssueiehc, die Morde. Wie können wir eine Nichlpakt­
acbundenheit ahepticren, die für eine Situation konzipiert wur~ 
die heute nicht mehr ell isticrt? Der Kahe Krieg von gestern , der ma~­
ehe Aklionen du Bewegung der Nichtpaktgebundenen mOlivierte. is t 
heute ein heißer Kriq. der bei uns in Afrika, in der arabischen Well, 
in Asien, in Lateinamerika wlllet, der uns Zerstö rung und Verwü­
stung bringt. Wie kann man von uns verlangen. daß wir auf gleiche 
Distanz gehen sollen in den Beziehungen mit unserem Hauptgcgner? 
Oie Nichtpaktgebundenheit zeichnet sich nicht dadurch aus, daß sie 
sich im antiimperial istischen Kampf zurIlekhält. Oie Nichtpaktge­
bundenheit ist eine Strategie, die dazu bestimmt ist, die Befreiung der 
Völker zu sichern. Der Imperialismus, direkt oder indirekt durch die 
Träger seiner Losungen innerhalb der Bewegung, versucht uns auf ei· 
ne Position der Äquidistanz zwischen Imperialismus und Antiimpe­
rialismus festzulegen. Er versucht uns davon zu llberzeugen, daß der 
Feind der Nichtpaktgebundenheit die Rivalitllt zwischen den Blöcken 
ist; mit anderen Worten, daß der Imperialismus nicht der Feind ist. 
Jawohl, wir haben eine Ideologie llber unsere Bewegung, wir mllssen 
sie haben. Diese Ideologie ist auf die Interessen der Völker und ihres 
Kampfes gegen die Ausbeutung des Menschen durch den Menschen 
gegründet. Von dem Moment, von dem an wir eine neue Ideologie 
haben, versucht uns der Feind, der uns auseinanderdividieren will, 
glauben zu machen, daß diese irrig ist, und will uns Lektionen ertei. 
len. Wie lange noch wird er fortfahren uns vorzuschreiben, wo unsere 
Interessen liegen? 
Unser Feind? Ihr trefft ihn auf Guantanamo, am Panamakanal , auf 
den Stlltzpunkten im Indischen Ozean, in Pallstina, auf Puerto Rico, 
in der Westsahara , bei den Rassisten des Smith Muzorewa·Regimes, 

. in Namibia, in SIldafrika. Oie Besetzung von Territorien, d ie Ein-

tiorlären Züge Kubas tragt, teilen heute ganz oder teilweise die 
"kubanische Position". 
So deutlich wie noch nie wurde dies auf der VI. Gipfelkonfe­
renz in Havanna. In der Abschlußdek laration ist die Essenz der 
Politik der Nichtpaktgebundenheit wie (olgt definiert: An ersler 
Stelle steht der Kampf gegen Imperialismus, Kolonialismus, Neo-

schllchterung, die militlrische Intervention, die Destabilisierung, die 
offenen Aggressionen, die Morde und Attentate - diese Verbrechen 
sind nicht den Rivalitäten zwischen den Großen geschuldet, wie man· 
che sagen. Sie sind nicht das Produkt der Konfrontation zwischen 
den ?akten der NATO und von Warschau. Diese Verbrechen sind die 
Tat des Imperialismus, des Feindes, den wir alle gemeinsam haben. 
Das was bestimmte Krärte immer ignorieren oder vergessen machen, 
ist , daß der Kolonia lismus, der Rassismus, der Zionismus, die Apart· 
heid, die Ausplllnderung, die Aggressionen, die Besetzung von Terri· 
torien lange vor den sozialist ischen Ländern aufgetaucht sind. Und es 
ist präzise aufgrund dieses Auftauchens der sozialistischen LAnder, 
daß sich das Kräfteverhältnis zu unseren Gunsten gewandelt hat. Des· 
halb sagen wir, proklamieren wir, daß die sozialistischen LAnder die 
natUrli~hen Verbllndeten unserer Völker sind. Oie sozialistischen 
Länder bilden eine verlaßlithe Stütze in unserem Kampf. Wir von der 
FRELIMO haben niemals Waffen von westli~hen Ländern erhal ten . 
(Quelle: Afrique Asie, Paris, Nr. 196/ 17. 9. 1979, Auszug) 

kolonialismus, Rassismus. Apartheid und Zionismus. Es folgt 
die Opposition gegen alle Formen ausländischer Okkupation, 
Beherrschung und Hegemonie; der Kampf fü r friedli che Koexi· 
stenz zwischen den Staaten und gegen Einmischung und Inter· 
vention in die Angelegenheiten anderer Staaten; der Kampf für 
die Errichtung einer Neuen Internationalen Wirtschaflsord-

,------Josip Broz lito Wider die Blockpolitik------
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Wir hatten schon damals (auf der I. Gipfelkonferenz 1961; d. Red.) 
die Unumgänglichkeit vor Augen, daß man _ wie das in der Belgra· 
der Deklaration gesagt wurde - von "der alten auf der Vorherr· 
schaft beruhenden Ordnung zu einer neuen llbergehen soll, die auf 
Freiheit, Gleichhei t und gesellschaftlicher Gerechtigkeit, die zum 
Wohlstand fIIhren" , beruht. In d iesem historischen Dokument sind 
die Prinzipien und Ziele der Blockfrei heit formuliert, unsere dauer· 
haften Bestrebungen und Visionen sowie unsere Entschlossenheit, 
daß die Politik und Bewegung der Blockfrciheit ein unabhängiger, 
blockfreier Faktor der Weltereignisse sein werden. 
Der Kalte Krieg, der sich auf die gesamte Welt zu erwei tern drohte, 
ze igte klar, daß die 8\ockpoli ti k in einem scharfen Gegensatz zu den 
Interessen und Bestrebungen der Menschheit steht. 
Wir haben nie die Blöcke gleichgestellt, weder der Zeit ihrer Grlln· 
dung noch irgendwelchen anderen Charakteristika nach. Wir äußern 
uns von Anfang an folgerichtig gegen die Blockpolit ik und die aus· 
Jlndische Vorherrschaft, gegen alle Formen der politischen und öko­
nomischen Hegemonie und fllr das Recht eines jeden Landes auf 

Freiheit, Unabhängigkeit und selbständige Entwicklung. Wir haben 
nie akzeptiert, eine Transmiss ion oder Reserve, egal von wem, zu 
sein, weil dies mit dem Wesen dcr Politik der Nichtpaktgebundenheit 
unvereinbar ist. 
Heute ist es offensichtlich, daß jede Schwächung und Zurllckdrlln· 
gung der Rolle der Bewegung unvermeidlich zur Destabilisierung der 
gesamten internat ionalen Beziehungen fllhren wllrde. 
Oie Resultate unserer bisherigen Aktivität sind wirkl ich reich. Im 
Laufe der vergangenen zwei Jahrzehnte bekräftigten wir die ur· 
sprllnglichen Prinzipien und Ziele der Blockfreiheit als dauerhafte 
Werte. Entschieden kämpften wir fUr Frieden, Sicherheit und Frei· 
heit in der Welt . Wir leisteten einen wesentlichen Beitrag zur erfolg· 
reichen Entwicklung und dem Endergebnis der antikolonialen Revo­
lution. Wir kodifizierlen die Prinzipien der aktiven und friedlichen 
Koexistenz und setzten uns entschieden fllr ihre Anwendung ein . Wir 
widersetzten uns dcr Politik der Gewalt und der ausländischen Einmi· 
schung in allen. Formen, in denen sie auftauchen. Wir brachten lang· 
fristige Aktionen fIIr die Herstellung der neuen internatiol1 alen öko­
nomischen Ordnung in Gang. Wir trugen zur Verwirklichung der 
Universalität und zur Stllrkung der Rolle und Bedeutung der Verein· 
ten Nationen bei. Wir unternahmen bemerkenswerte Schritte zur In· 
gangbringung des AbrUSlUngsproblems. Wir führten einen entschie­
denen Kampf fllr die Entkolonialisierung auf dem Gebiet der T«"h· 
nologie, der Information und der Kultur überhaupt. 
Damit bestätigte sich die Politik der Blockfreiheit objektiv auch als 
die fortschrittlichste Kraft im Weltrnaßstab. Sie zerstört die Funda· 
mente, auf denen die bestehenden ungerl'Chten internationalen Bezie· 
hungen beruhen und schafft die Bedingungen fIIr den Aufbau einer 
Weh der Gerechtigkeit, der Gleichberechtigung und des allgemeinen 
Fortschritts. 

(Quelle: J . B. Tito , Rede auf der VI. Konfereru: der Staats- oder Re· 
gierungsehefs der blockfreien Länder, Havanna, 3. 9. 1979, Auszug} 



nung auf der Basis der Gleichheit; Respek t vor der Unverletz­
lichkeit der Grenzen; Opposition gegen den Gebrauch von Ge­
walt und Eintreten für die fri~liche Beilegung von Meinungs­
verschiedenheiten.' Man muß diese Prinzipienerklarung, die 
wie jede derartige Erklärung der Nichtpaktgebundenen notwen­
digerweise eine Kompromißformel iSI, vor dem Hintergrund 
der Reden lesen, die in Havanna geha ~en wurden. Dann wird 
deutlich: Es handelt sich nicht um eine bloße Bestätigung der 
tradi tionellen Nichtpaktgebundenheit, wenngleich es dessen p0-

sitive und fon schrittliche Traditionen aufgreift. 
Das traditionelle Konzept ist in Havanna noch einmal in expo­
niener Fonn vom jugoslawiSChen Staatspräsidenten Tito ver­
fochten worden. ~ine Verabsolutierung der Ro lle der Bewe­
gung der Nichtpaktgebundenen als "die fortsch rittl ichste Kraft 
im Wehmaßstab" (siehe Redeauszug) steht in o ffenkundigem 

Gegensatz zu der praktischen P oli tik, die die jugoslawische De­
legation in H avanna gemacht hat. 
In de r Frage de r VertrelUng des Vo lkes von Kampuchea. der 
wohl ko mpliziertesten der ganzen Ko nferenz, fand sich auf der 
Seite des Pol· POl-Regimes eine eigenartige Koalition zusam-­
men: Sie bestand u. a . aus Jugoslawien , Malaysia, Indo nesien. 
Singapur, Gabun und Zaire. Den austra lischen Journa listen 
Wilfried Bureheu hai das zu der Bemerkung veranlaßt: " Das 
ohnehin schon angegriffene Prestige Jugoslawiens droht erneut 
zu leiden , indem es sich zum Fürsprecher eines der tyrannisch­
sten Regimes macht, das die Geschichte kennengelernt hat." J 

FOr keinen der revolutionären Staatschefs der Dritten Welt , die 
heule die A vantgarde der Nichtpaklgcbundenen bilden - sei es 
Samo ra Mache! (Mo;ambique) oder Pham Van Dong (Viet· 
nam), Mathieu Kerekou (Benin) oder Albert Rene (Seychellen) , 

r--Pham van Dong Grundprinzip Antiimperialismus----, 

Unsere Bewegung, die auf emem Höhepunkt des nat ionalen Befrei­
ungskampfes entstand, hat die historische Mission, den heldenha f­
ten, siegreichen Kampf der Völker gegen den Imperialismus in alt sei­
nen Formen und Äußerungen, den Kampf fOt die Gewllhrleistung der 
politischen, wi rtschaFtlichen und kulturellen Unabhlngigkeit. fOr ein 
neues, wirklich freies Leben. ror eine neue, gerechte Weltwinschafts· 
ordnuns, für den Schutz von Fneden und VOikersicherheit zu inspi· 
neren und zu festisen. Das ist das Hauptziel und der Hauplinhalt der 
Nichtpaktgebundenheil. Wir sind uns a lle darüber einig, daß sich die 
Bewesung der Nichtpaktgebundenen in dCTl letzten 18 JahrCTl zu einer 
bedeutenden anliimperialistischen Kraft entwickelt ha t, die bei der 
Lösung von Weltproblemen nichl mehr zu ignorieren ist. Das beweist 
überzeugend, daß unsere Bewegung den richtigen Weg geIlI. 
Unter diesen Umstanden sind die Versuche, die Bewegung auf ihre 
ursprünglichen Ziele zu reduzieren und den Akzent darauf zu setzen, 
daß sie unabhllngig sein und außerhalb der Blöcke stehen mtisse, 
praktisch darauf gerichtet, die Be"-'egu", der Nichtpaktgebundenen 
von ihrem antiimperialistischen Ziel w~ufOhren, und widerspre­
chen den Interessen des Kampfes unserer Völker. 
Wir bekrlftisen entschieden, daß es zu unseren Prinzipien gehön, an 
keinem Milit lrblock teib:unchmen , uns nicht zu einem Instrument 
zur Erreichung agsressiver Ziele oder zur Provozierung eines Krieges 
herabzuwOrdigen. Die Politik der Nichtbeteilisung an Blöcken er­
laubt es uns, die Unabhlngigkeit zu wahren, unsere Rolle zu erhöhen 
und unsere Eigenstlndigkeit auch im gemeinsamen Kampf der Völker 
fIIr Frieden, nationale Unabhlngigkeit, Demokratie und sozialen 
Fortschriu zu wahren. 
Ebenso wie in den Jahren unseres Unabhangigkeits- und Freiheits· 
kampfes gegen den US-Imperialismu$ strebt Vie tnam auch gegenwlr­
tig, im Kampf gegen den chinesischen Hegemonismus und Expansi0-
nismus, der mit dem Imperialismus kollaboriert, danach, die bedeu· 
tende, wertvolle und wirksame Hilfe der Sowjetunion, der anderen 
sozialisti schen Lander und aller KrlIfte zu erhalten, die gegen den Im­
perialismus und die internationale Reaktion auftreten. Die STOße 
Freundschafl und unerschüuertiche Solidaritlt zwischen dem vietna­
mesischen Volk und den Völkern der UdSSR sowie der anderen sozia­
listischen L1nder sind geheiligte GefOhle, beruhend auf den großen 
Ideen des Marxismus-Leninismus und des proletarischen Internatio­
nal i$mu$. Diese Politik half dem vietnamesischen Volk, den Sieg sei­
Iner gerechten Sa~he herbeizufOhren. 
Um unseren Kampf zu paralysieren, wollen die Imperialisten und die 

Ji nternat ionalen ReaktionlIre uns von den anti imperialistischen Krlif­
~en isolieren und trennen, uns also schw.l~hen . 
!-'lehr denn je mllssen wir heute den unabhllnsisen, souverlnen Cha­
rak ter unserer Ik .... egung hervorheben und zusleich entschieden auf 
die unwandelbaren Ziele der Völker hinwirken, d. h. gegen den Impe-

rialismus, Kolonialismus und Neokolonialismus, gegen Rassism us, 
Apanheid, Zionismus, Hegemonismus, fOr die Herstellung und Ver· 
teidigung des Friedens, fü r Unabhlngigkeil und sozialen Fortschritt 
kIlmpfen. Das ist unsere heilige Mission, unser oberstes Gebot, das ist 
zugleich der sehnlichSIe Wunsch von Milliarden auf unserem Plane­
len. Das ist die eindeutige TendCTlz unserer Epoche, in der alle drei re-­
vOlulionlren Ströme eine starke Kraft bilden, den Imperialismus und 
E.\pansionismus von allen Seiten angreifen und die revolutionire Sa­
che der Völker der Welt zu einem ruhm"ollen Sies führen. 

In diesen Jahren haben wir beachtliche Resultate erzielt. doch leider 
hat sich die Wirtschaftslage in vielen LIndern weiterhin verschlech­
ten. Außerdem bewirkt das Weiterbestehen des ungerechten interna­
tionalen Wirtschaftssystems, daß sich die Kluft zwischen Industrie­
und EntwicklungsilIndern standig vertieft , was schwerwiegende Fol­
gen hat. Die Sackgasse in den Nord-Sild-Verhandlungen und das 
Fiasko der letzten UNCTAD-Konferenz bestatigen: Die imperialist i· 
schen L1nder werden nie UNO-Resolutionen befolgen, wenn sie ihren 
Interessen widersprechen; $ie tun alles, um ihre egoistischen, kolonia· 
listischen Interessen zu schützen, die ganze Last der Wirtschafts·und 
der Energiekrise aur die Entwicklungslander abzuwälzen und so die 
eigene schwierige Lage zu erleichtern. 
Es ist deshalb offensichtlich, daß wir akliver werden mOssen, um un­
sere legitimen Rechte zu verteidigen sowie die erfolsreiche Erfüllung 
der von wichtigen internationalen Konferenzen bereits angenomme­
nen Resolutionen und Programme zu garantieren, An zahlreichen 
Beispielen zeist das Leben, daß man, will man wirtschaftliche und 
politische Unabhllngigkeit erreichen, sich haupUlchlich auf die eige­
nen Krän e verlassen, positive und wirksame Maßnahmen zur Festi­
gung des WirtschaftsPQtentials, zur Minderung und letztendlich zur 
Liquidierung der Abhllngiskeil vom Imperialismus treffCTl muß. 
ZugJeich müssen wi r unsere Zusammenarbeit, vor allem mil den Ent­
wicklungsländern, aber auch mit allen uns freundschaftlich gesinnten 
und unseres Vertrauens wOrdigCTl Landern ausbauen. Unsere LandeT 
können nur unter der Bedingung Hilfe von entwickelten Staaten an­
nehmen. daß sie unsere Unabhangigkeit und Souverllnitlt nicht 
schmalert sowie den Bedllrfnissen der nationalen Wirtschaftsentwick. 
lung entspricht. 
Die einheitliche Position in Bezug auf unsere Ziele, Entscheidungen 
und Handlungen ist die Basis unserer Solidarit!!t , die Hauptque lle uno 
serer Stlrke, all unserer Siege. Eben deshalb lassen der Imperial ismus 
und der Hegemonismus nichIS unversu~ht, um unsere Völker zu ent­
zweien, die arabischen Völker, die Völker Afrikas. Lateinamerikas, 
Südostasiens zu spalten. Sie provozieren und benutzen Konflikte lwi. 
schen den nich tpaktsebundenen Undern, um sie uneinig zu machen 
und jedes Land einzeln zu schwachen. Sie schOren und entfachen Dif­
ferenzen innahalb der Nichtpaktgebundenenbewegung, um unsere 
Einheit zu unlergraben und unseren Kampf irrezuleiten. Deshalb 
mO.ssen wir uns heute mehr denn je anStrengen, um die Einheit und 
Geschlossenheit der Nichtpaktgebundenen zu behaupten und zu festi ­
gen, um das Bündnis unserer Bewegung mit all jenen Kräften zu stllr­
ken, die gegen den Imperialismus klmpfen und die Bewegung fUr die 
nationale Unabhängigkeit und sozialen Fortschritt unterstützen: mit 
den Kranen des Sozialismus und den anderen fortschrittlichen Kräf· 
ten in der Welt. Wir sind fest entschlossen, den Imperialisten und He­
semonisten jede wie auch immer geartete Einmischung in die inneren 
Angelegenheiten unser.er Bewegung zu verwehren. 

(9uelle: Neue Zeit, Moskau, Nr. JS/ 1919, S. 29/ 30, Ausschnitt) 
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Luis Cabral (Guinea-Bissau) oder Pedro Pires (Kapverden) . Mi­
chael Manley (Jamaika) oder Maurice Bishop (Grenada). Da­
niel Ortega (Nikaragua) oder Didier Rats iraka (Madagaskar) ­
ist die Rückkehr zur ua4itionellen Nichtpaktgebundenheit 
mehr akzeptabel, schon gar nicht für die Führer der Befreiungs­
bewegungen Yasser Arafat, Sam Nujoma, Roben Mugabe, 
Joshua Nkomo oder Oliver r ambo. Auch Länder wie Syrien, 
der Irak, AJgerien, der Iran oder Lybien, die meisten der Ent­
wicklungsländer haben es in Havanna abgelehnt, der These zu 
folgen, die in der letzten Konsequenz das sozialistische Lager 
mit dem imperialistischen auf eine Stufe stein. 
Wenngleich sich hier eine sehr akt ive und initiativreiche Staa­
tengruppierung innerhalb der Bewegung herausgebildet hat, die 
sich einem prinzipellen Antiimperialismus verpflichtet weiß, 
bleiben die Nichtpaktgebundenen freilich auch nach Havanna 
ein heterogenes Gebilde. Die politische Bandbreite ihrer Mit­
gliedsländer reicht bis hin zu einer Gruppierung großbourgeoi­
ser, proimperialistischer Regimes wie Argeminien, Singapur 
und Ägypten, dessen Ausschluß gerade noch verhindert werden 
konnte. Hinzu kommen Länder wie Indien, das aufgrund seiner 
besonderen Beziehu ngen zur Sowjetunion und seiner histori­
schen Erfahrungen mit der chinesischen Aggressionspolitik fre i­
lich eine besondere Rolle spielt. Umer den Bedingungen der Ge­
wichtsveränderung zugunsten der fortschritt lichen Kräfte inner­
halb der Bewegung fällt es den bürgerlichen Kräften jedoch im­
mer schwerer, sich offen als Propagandisten imperialistischer 
Positionen zu betätigen, wenn sie nicht in die Isolierung - wie 
Ägypten - geraten wollen. Eine absolute, fast schon kuriose 
Ausnahme bildete es in Havanna, wenn der Außenminister der 
ElfenbeinkOste im Plenum ausführte, die Bewegung solle für 
Frieden und Neutrali tät kämpfen und sich dabei die Schweiz 
zum Modell nehmen, um sich dann gegen Versuche zu wenden, 
die angeblich darau f hinausliefen, die Bewegung in eine soziali­
stische umzuwandeln . 6 

Derartigen Thesen war bereits durch die Rede Fidel Castros zur 
Eröffnung (Wortlaut siehe nachstehend) gleichsam der Wind 
aus den Segeln genommen worden. Gegen die P ropagandathese 
gewandt, Kuba wolle die Bewegung in ein Werkzeug der sowje­
tischen Politik umfunktionieren, bezog er eine Position absolu­
ter Unabhängigkeit, die dennoch kein Wort der Distanzierung 
vom sozialistischen Lager enthielt , sondern offensiv die Ge-

r------ Institutionenl----~ 
Gipfelkonferenz drr S' lIlIts- und Rrgierungsc:hefs: Die Gipfelkonfe­
rem~ ist das oberste beschluß fassende Gremium der Bewegung. Sie 
tritt in der Regel alle drei lahre zusammen und wird langfristig vorbe­
reitet. 
Koordinierungsbüro: Das Koordinierungsbllro wurde auf dem 
Algier-Gipfel als permanentes Organ der Bewegung geschaffen. E~ ist 
das wichligste Organ zwischen den Gipfelkonferenzen und den Au­
ßenministertreffen. Es umfaßt 36 Mitglieder, die nach geographi­
schen Gesichtspunkten und nach dem Rotationsprinzip auf den Gip­
felkonferenzen gewählt werden. Das KoordinierungsbOro hat nach 
einem Beschluß des Colombo.Gipfels die Aufgabe, die Anwendung 
der von den Gipfelkonfcrenzen getroffenen Entscheidungen zu Ober· 
wachen, dic Aktivitätcn der nichtpaktgebundenen Staaten in Bezug 
auf die Anwendung dieser BeschlOsse zu koordiniercn und den näch­
sten Gipfel bzw. das nächste Ministertreffen vorzubereiten. 
Prh identsehaft: Präsident der Nichlpaktgebundencn, der Gipfelkon­
ferenzen und des Koordinierungsbllros ist jeweils der Staats- bzw. Re­
gierungschef des Landes, in dem die Gipfelkonferenz abgehalten 
wird. Er ist bis zum Beginn des folgenden Gipfels im Amt. Er beruft 
die Tagungen des KoordinierungsbOros und der Gruppe der nicht· 
paktgebundenen Under bei den Vereinten Nationen ein und ist der 
Sprecher der Bewegung, insbesondere bei den UN·Sitzungen. 
KonS4'nsprinzip: Die Nichtpaktgebundenen entscheiden nach dem 
Konsensprinzip, wonach jeder Vorsc:hlag als angenommen gilt, dem 
nicht for mel! widersprochen wird. Darllber hinaus hat jedes Mitglied 
die Möglichkeit, gegen bestimmte Formulierungen, Einschätzungen 
und Absichtserklärungen der Orundsatzdokumente Vorbehalte zu 
Protokoll zu geben. Im Gegensatz zum formellen Einspruch bringt 
das Millel dcs Vorbehalts das Dokument nicht zu Fall. 
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meinsamkeit in den wichtigsten Zielen und objekt iven Interes­
senlagen herausstrich. 
u er konsequente Antiimperialismus, der in Havanna so un­
Uberhörbar wie noch nie vorgetragen wurde, hat sich auch in 
den Beschlüssen niedergeschlagen. 
Die in der Kampucheafrage gefundene Lösung, den Sitz des 
Landes unbesetzt zu lassen, kann als diplomatischer Erfolg Ku­
bas angesehen werden. Damit war zugleich sicherges tellt , daß 
die Verabschiedung konkreter BeschlUsse zu den wichtigsten 
KonOiktschauplä.tzc;n nicht verschleppt werden konnte. Die VI. 
Gipfelkonferenz verabschiedete eine allgemeine Abschlußde­
klaration, eine Wirtschaftliche Deklaration und verschiedene 
Resolutionen zu Einzelfragen. In allen diesen Beschlüssen wer­
den konstruktive Auswege gewiesen und wichtige Vorschläge 
unterbreitet, die auf Dauer in der Weltpolitik nicht mehr igno­
riert werden können, In den Dokumenten wird alten Positionen 
und Forderungen neues Gewicht verliehen, die noch immer ih­
rer Realisierung harren. 
Ganz oben steht die Bekräftigung der Bereitschaft der Nicht­
paktgebundenen zur Unterstützung der nationalen Befreiungs.­
bewegung, insbesondere der Palä.stinensischen Befreiungsorga­
nisation (PLO), der SWAPO Namibias und der Patriotischen 
Front Zimbabwes. 7 Erstmals solidarisieren sich die Nichtpakt­
gebundenen mit dem Befreiungskampf der westsahraouischen 
fre nte POLISARJO,B Die Konferenz verurteilte die sog. inter­
nen Lösungen in Zimbabwe und Namibia ebenso wie die fortge­
setzte pOlitische, wirtschaftliChe und militärische Zusammenar­
beit der USA, Großbritanniens, Frankreichs, der Bundesrepu­
blik Deutschland und Israels mi t dem Apartheidregime in Süd­
afrika. Den sozialistischen Ländern und den skandinavischen 
Staaten wurde demgegenüber für ihre Unterstützung der Befrei­
ungsbewegungen gedankt. 
Einen besonderen Stellenwert erlangte die Diskussion über das 
Nahoslproblem. Hier bekräftigen die Nichtpaktsebundenen ih­
ren Standpunkt, daß die Palästinafrage das Kernproblem des 
NahostkonOikts darstellt, verlangten erneut den sofortigen 
Rückzug Israels aus allen im Junikrieg 1967 besetzten Gebiet~n 
und forderten die Anerkennung der PLO als der einzig legiti­
men Vertretu ng des palästinensischen Volkes. 
Das Camp David·Abkommen zwischen Ägypten, Israel und 
den USA wird scharf verurteilt, während der UN-Sicherheitsrat 
zur Verhängung von Sanktionen g~gen Israel aufgrund der UN­
Charta Kapitel 7: ("Bedrohung des Weltfriedens") aufgefor­
dert wird . FUr den Fall, daß der Westen im Sicherheitsrat wei­
terhin die Durchsetzung von Resolutionen der UN-Vollver­
sammlung zum Nahostproblem blockieren sollte, werden die 
Nichtpak tgebundenen die Initiative zur Einberufung der Son­
dervollversammlung über Palästina ergreifen. Umstritten war 
der Ausschlußantrag gegen Ägypten, der vertagt wurde, wenn­
gleich Sadats Separatfriedenspolitik mit Israel als im Wider­
spruch zu den Prinzipien der Nichtpaktgebundenheit verurteilt 
wurde. 9 

Zu Laleinamerika, dessen Gewicht mit der Aufnahme Nikara­
guas, Boliviens und Grenadas erneut gestärkt worden ist, befas· 
sen sich die wichtigsten Beschlüsse mit der Auflösung kleiner 
Restbastionen des Kolonialismus wie Puerto Rico, Belize usw. 
Darüber hinaus wird die unverzügliche Auflösung der US­
MiJitärstützpunkle auf Puerto Rico und Kuba (Guantanamo) 
verlangt. Die Staals- und Regierungschefs verurteilten scharf 
die noch bestehende westliche Blockade gegen Kuba und for­
derten ihre unverzügliche Aufhebung. Schließlich wird dem chi­
lenischen Volk weiterhin Solidarität im antifaschistischen Wi­
derstandskampf versichert, während für Nikaragua ein Pro­
gramm der Aufbauhilfe in Angriff genommen wurde. 
Auf dem Gebiet der Sicherheilspoli lik hielten die Nichtpaktge­
bundenen an ihrem Konzept der Schaffung von "Zonen des 
Friedens" im Miuelmeer, im Indischen Ozean und auch in Süd­
ostasien rest. Sie betrachten dies als logische Konsequenz, nach­
dem die Paktsysteme CENTO und SEATO inzwischen aufge­
löst si nd und somit auch der konkret-historische Ausgangs- und 
Bezugspunkt der Nichtpaktgebundenheit weggefallen ist, Dar-'" 



,-------- --Chronologie- -------, 

Konferenz von Band ußR 
'r-rr-n-"",,,, 

Ban<lu", 1<)35 : Mil be-s'ür><!or Na .... ' /ÄID'J>ICn (1.) und N<hrullndien 

Auf Initiative der Ministerpräsidenten Indiens, Indoncsiens. Paki­
stans, Burmas und Ceylons treffen si~h vom 18.-24. April 19S5 in 
Bandungllndonesien Staats- und Regierußgschefs bzw. Vertreter na­
tionaler Unabhängigkeiubcwegungcn aus 29 Landern Asiens und 
Afrikas. Zum erstenmal in der Geschichte versammeln sich hier Ver­
treter der Dritten Welt, um selbständig Themen wie Kampf gegen Ko­
lonialismus und Imperialismus, Kampf um den Frieden, Fesligung 
der politischen Unabhängigkeit durch umfa,sscllde Zusammenarbeit, 
friedliche Koellistenz zwischen Staalen unterschiedlicher Gesell· 
schaftsordnung und Kampf gegen den Rassismus zu beraten. Die in 
dcr dort vcrabschitdeten "Deklaration über die FOrderung des Welt­
fritdcns und dcr intcrnationalen Zusammenarbeit" festgelegten zehn 
Prinzipicn der fritdlichen Koexistenz gehen als "Geist von Bandung" 
in die Geschichtc ein. 

I. Gipfelkonferenz in Belg~d/Jugoslllwlen 
Im Mittelpunkt dieses eigentlichen GrUndungstreffell$ dcr Nichtpakt­
gebundenen, das unter Teilnahme von 25 Staaten und 3S nationalen 
Unabhlngigkeitsbewegungen vom 1.-6. September 1961 in der ju­
goslawischen Hauptstadt stattfindet, steht neben der Definition des 
Sclbstvcrstlndnisses der Nichtpaktgebundenen ihr Beitrag zum 
Kampf gegen Kolonialismus und kalten Krieg sowie zur Sichcmng 
des Wcltfriedens. Dic Tcilnehmcrstaatcn bestltigcn dic auf einem 
Vorbercitungstreffen zwischen Nasser, Tito, Sukarno, Nehru und 
dem afghanischcn Staatschef im Juni 1961 in Kairo festgclegtcn Kri­
terien für ein nichtpaktgebundenes Land: " I. Seine Politik muß uno 
abhangig sein, auf fritdUcher Koexistcnz und Nichtanbindung (non­
alignment) basiercn. 2. Es muß die nationalen Befreiungsbewegun­
gen unterstützen. J. Es darf nicht Mitglied irgendeines militlirischen 
Bündnisses sein, wodurch es in die Streitigkeiten der Großmachte ver­
wickelt wird. 4. Es darf nicht Mitglitd eines bilateralen Bündnisses 
mit einer Großmacht oder Mitglitd eines regionalen Verteidigungs­
bündnisses sein. S. Auf seinem Gebiet dürfen sich keine ausländi­
schen Stützpunkte befinden." Angesichts der von den USA initiierten 
Wirtschaftsblockade und dcr gemeinsam mit konterrevolutiOnIren 
Exilkubanern organisierten Invasion Kubas bekrlftigen die Nicht­
paklgebundenen u. a. das Recht der VOlker auf Selbstbeslimmung 
und einen Entwicklungsweg nach eigener Wahl. Sie solidarisieren sich 
mit dem Befreiungskrieg des algerischen Volkes, verurtei len die por­
tugiesische Kolonialpolit ik und die konterrevolutionire Einmischung 
im Kongo. In einem an Chrustschow und Kenntdy gerichteten "Ap­
pell wm Frieden" fordern sie zu Verhandlungen zwischen der 
UdSSR und den USA zur Beseitigung der Kriegsgefahr auf. 

11. Gipfelkonferenz in Kairol Ägypten 
Die infolge der Siege der afrikanischen UnabhAngigkei tsbewegungen 
und des Zusammenschlusses der neuen Staaten in der Organisation 
für Afrikanische Einheit (OAU), die sich in ihrer Satzung zum Prin­
zip der Nichtpaktgebundenheit in der Außenpolitik bekennt, auf 47 
Mitglitdsländer angewachsene Bewegung beschließt auf ihrer Kairoer 
Konferenz vom 5.-10. Oktober 1964 ein "Programm für den Frie­
den und die internationale Zusammenarbeit". In diesem Programm 
rUckt die gemeinsame Aktion für die Befreiung der noch abhlngigen 
Lander, für die Beseitigung von Kolonialismus, Neokolonialismus 
und Imperialismus als positives Prinzip der Nichtpaktgebundenheit 
in den Vordergrund. Zum erstenmal werden in einem Forderungska· 
talog zur Rassendiskriminierung und Apartheidpolitik Sanktionen 
gegen die Republik SUddrika verlangt. Im fritdenspolitischen Teil 
dcs Programms wird u. a. die Schaffung atomwaffenfreier Zonen ge­
fordert. Die imperialistische Stützpunktpolitik wird verurteilt, darun­
ter die Okkupation GUllßlanamOS als US-Stützpunkt auf Kuba. 

111. Gipfelkonferenz in Lusaka/Sambla 
15 Jahre nach Banclung ZlCnen)" Mitgliedsländer vom 8.-10. Sep­
tember 1970 in der sambischen Hauptstadt Bilanz ihrer Bewegung. 
Die Aufmerksamkeit konzentriert sich auf die Restbastionen des Ko­
lonialismus und Rassismus im südlichen Afrika. Verurteilt werden 
die. Apressionskriegc im Nahen Osten und in Indochina. In einer 
Resolution wird der Rückzug israels aus den im Oktoberkrieg 1967 
besclZlen Gebieten gefordert. Die Nichtpaktgebundenen manifestie­
ren ihre Solidarit!t mit dem vietnamesisehen Volk und fordern den 
"unverzllglichen, vollstlndigen und bedingungslosen RUckzug aller 
aus lindischen Streitkrlfte aus Vietnam, um dem vietnamesischcn 
Volk zu erlauben, scin Selbstbestimmungsrecht ohne ausländische 
Einmischung auszuüben." In der Abschlußdeklaration des Treffens 
deutet sich eine neue Dimension der nichtpaktgebundenen Politik an, 
die nach der weitgehend erlangten staatlichcn SelbstlIndigkeit der ehe­
maligen Kolonialhandler immer mehr in den Mittelpunkt ihrer Akti­
vitaten tritt, der Kampf um Okonomische Unabhlngigkeit: " Die Oko­
nomische Kluft zwischen den entwickelten LandcTn und den Entwick· 
lungsländern," heißt es, "vergrOßert sich standig: die Reichen wer­
den immer reicher und die Armen bleiben im Elend." 

IV , Gipfelkonferenz in Aigieri Aigerien 
Der Algiergipfel, an dem vom 5.-9. September 1973 75 Mitglieds­
länder tei lnehmen, ist der Gipfel des Kampfes um eine Neue Interna­
tionale Wirtschaftsordnung. "Der Imperialismus", heißt es in der 
Diagnose des in Lusaka nur beschriebenen Zustandes, "ist immer das 
grOßte Hindernis auf dem Weg der Emanzipation und des Fort­
schrills der Entwicklungsländer, die darum klmpfen, ein Lcbensnive­
au zu erlangen, das den elementarSten Normen des Daseins und der 
menschlichen Würde entspricht." Die vom Algier-Gipfel geforderte 
Neue Internationale Wirt.-;chaftsordnung wird von den Nichtpaktge­
bundenen im kommenden Jahr in der UNO durchgesetzt. Zugleich 
beginnt auf dem IV. Gipfel die Diskussion um ein neues politisches 
Selbstverstandnis der Nichtpaktgebundenen. In einer historischen 
Rede erklärt Fidel Castro, die wirkliche Trennung verlaufe nicht zwi­
schen "Armen" und "Reichcn", "Großen" oder "Kleinen", son­
dern zwischen "kapitalistischen Lindern und sozialistischen Lan­
dem, imperialistischen Undern und kolonialisierten Landern, reak­
tionaren Landern und fortschritt lichen Landern; in einem Wort zwi­
schen Regierungen, die den Imperialismus, den Kolonialismus, den 
Neokolonialismus und dcn Rassismus unterstützen, und Regierun­
gen. die dagegen sind." 

11. tJ .. ,,,,,,,oJio:nRC fuhn. <Ion Voni" auf dom IV. Gipfet t\l7); Prioidcnt.n I. 
Gondhillndi.n (L) Und A. l'Iet"IAnr>la auf""", V. Gipfel in Colom1>o 1976 

V. Gipfelkonferenz In Colombo/Sri Lanb 
Das Gewicht der konsequeßl antiimperial isti5chen Krlfte wird auf 
de r Colombo-Konferenz durch die Neuaufnahme Angolas, 
M~ambiques, Victnams und anderer Lander gestarkt. Die nunmehr 
85 Mitglitder der Bewegung beraten vom 16.-19. August 1976. Sie 
bekrllftigen die Orientierung auf die Errichtung einer Neuen Interna­
tionalen Wirtschaftsordnung. Vor dem Hintergrund der imperialisti­
schen Bremsversuche entwerfen sie ein Programm der kollektiven Ei­
genstandigkeit, das ihre Forderungen auch materiell "aus eigcner 
Kraft" untermauern soll. Nicht minder bedeutsam sind die politi­
schen Beschlüsse. Die Nichtpaktgebundenen fordern die Einberufung 
einer Weltabrllstungskonferenz. Als erste Befrciungsbewegung Cf­

langt die PLO die Vollmitglitdschaft und wird in das Koord inie­
rungsbtl ro der Nichtpaktgebundenen gewlhlt. 
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über hinaus wird der Abschluß von SALT 11 begrüßt und die 
Ausdehnung des Entspannungsprozesses auf die Dritte Wel t ge­
fordert. 
Die Entspa nnungs- und A brüstu ngspolilik ist die Brüc ke zum 
Kampf um eine NIWO und zur Lösung der Entwick lungsfragen 
- Problembereiche, die in Havanna keineswegs unter den 
Tisch gefallen sind, sondern wo sogar neue Akzente gesetzt 
wurden. In den Dokumenten wird das Wettrüsten a ls unverein­
bar mit den Bemühungen um die Errichtung einer NIWO be­
zeichnet , was nach wie vor als eine der " wichtigs ten und drin­
gendsten Aufgaben, mit denen die Nichtpaklgebundenen kon­
frontiert sind", begriffen wird. Scharf haben deshalb die 
Staats- und Regierungschefs der Dritten Welt die unflexible Po­
sition der Mehrheit der Industrieländer auf der V. Welthandels­
konferenz (UNCT AD) im Mai! Juni 1979 in Manila 10 verurteilt . 
Notwendig ist nach ihrer Ansicht die Suche nach neuen Ver­
handlungsformen, wobei sie sich strikt gegen den Versuch wen­
den, die Debatte um 'die Durchsetzung der NIWO aus den Or­
ganen der UNO herauszuverlagern. 
E rstmals in dieser Form und Offenheit ist in Havanna das Pro­
b lem der Betroffenheit der a rmen Entwicklungsländer von der 
E nergiekrise diskutiert worden. Den entscheidenden Anstoß 
dazu gab Fidel Castro in seiner Eröffnungsrede mit einem Ap­
pell a n die OPEC-Mitglieder in der Bewegung. Davon, in wei­
cher Weise dieses Problem in den nächsten Monaten und Jah­
ren innerhalb der Dritten Welt , d . h. durch entsprechende Ver­
einbarungen zwischen den erdö lexportierenden und übrigen 
Entwicklungsländern gelöst werden wird, hängt es ab, ob es den 
imperialistischen Staaten in Zukunft gelingen wird, die Einheit 
der Dritten Welt a n dieser Frage aufzuspalten. Der W ille zum 
Widerstand gegen derartige Fraktionsversuche war in Havanna 
jedenfalls vorhanden. 
Derartige ökonomische Fragen sind zugleich von erheblicher 
politischer Bedeutung. Sie kö nnen nicht im Rahmen von rein 
ökonomischen Gruppierungen wie der G ruppe der 77!l gelösl 
werden. Sie fordern bewußte politische Weichenstellungen und 
Orientierungen, wie sie nur ein po lilischer Z usammenschluß 

von Staaten wie die Bewegung der Nichlpaktgebundenen geben 
kann . In diesem Sinne und bezogen auf den historischen Kon­
text, in dem Wirtschaftsfragen zur hochpo li tischen Angelegen­
heit geworden sind, heißt es in der Wirtschaftlichen Deklaration 
von Havanna: " Der Kampf fü r d ie Beseit igung des ungerechten 
internationalen Wirtschaftssystems und für die Errichtung einer 
Neuen ~nlernationalen Wirtschaftsord nung ist ein integraler 
Bestandteil des Kampfes der Völker für die polit ische, ökono­
mische, kulturene und soziale Befreiung." II 
An dieser Maxime wird man den Fortgang der Auseinanderset­
zung um die Neue Weltwirtschaftsordnung zukünftig messen 
müssen. 

Anmerkungen: 

I) Vgl. Afrique Asie, Paris, Nr. t96117. 9. 1979, S. 25. Der vorlie­
gende ~itrag versteht sich als ve rtiefende Ergllnzung der Ein· 
sch!l.l~ungen in AlB, Nr. 9 und 10/ 1979. 

2) Vgl. dazu die Dokumente der Gipfe lkonferenzen von Bandung, 
Belgrad und Kairo, in: Die afro-asiatische Solidarilätsbewegung, 
Berlin 1968 

3) Vgl. Rede Fidel Castros auf der IV. Gipfelkonferen~ der Nicht­
paktgebundenen in Aigier 1973, in: F. Castro, Ausgewählte Re­
den, ~rlin 1976, S. 70-78 

4) Nach: Summary of the Basic Agre(ments Reached at the 6th Sum-
mit, in: Granma, Weekly Review, Havanna, 16.9. t979, S. 6 

5) Afrique Asie, a. a. 0., S. 38 
6) Vgl. Granma, a. a. 0 ., S. 10 
7) Die Patriotische Front Zimbabwes ist nach der SWAPO und der 

PLO die drille Befreiungsbewegung, die einen Status der VoIlmit­
gliedschaft erlangt hat. 

8) Die wurde möglich nach dem OAU-Gipfel von Monrovia, vgl. 
AlB, Nt. 10/ 1979 

9) Die Ägyptenfrage soll jetzt vom Koordinierungsbüro, das von 25 
auf 36 Mitglieder erweitert und zu dessen Pr!sidenten Fidel Castro 
gewählt wurde, entschieden werden. 

10) Siehe AlB, Nr. 7-8/1979 
11) 1964 gebildeter Zusammenschl uG von 77 Entwicklungsländern, in­

zwischen erweitert auf 120. 
12) Zit. nach: Granma, Havanna, t J. 9. 1979, S. I 

Kampftruppen auf Kuba? 
Wieder einmal rasseln die USA in der Karabik mit dem Säbel. Vor 
der kubanischen Küste werden ostentativ Marine-Manöver abgehal­
ten. Oie Luftilberwachung Kubas wird verschlirft und Marineinfante­
rie wi rd in dem widerrechtlich besetzten Flottenstützpunkt Guantana­
mo (Kuba) unter Kampfbedingungcn Landeübungen durchführen. 
Als Grund wird die Stationierung einer "Kamprbrigade" der Armee 
der UdSSR in Kuba angeführt. 
Dazu erklärte der kubanische Ministerpräsident Fidel CaStTO jedoch 
unmißverständlich: "Diese militärische Einrichttlng ist 1962 auf der 
Grundlage eines im Oktober desselben Jahres vereinbarten Abkom­
mens und im Rahmen des Status quo nach der Okloberkrise entstan· 
den. Von der Existenz dieser Einrichtung wußten der C1A, wußten 
die Prilsidenten Kennedy, Johnson, Nixon, Ford und auch Carler 
mußte natOrlich davon gewußt haben." US-Prilsident Carter hat dies 
auch nicht bestrillen, intensiviert jedoch seine provokalOrischen 
Maßnahmen. Warum, und warum zu diesem Zeitpunkt? 
Die ersten Meldungen über die angebliche Kamprbrigade wurden wei­
nige Tage vor ~ginn des Vi. Gipfel-Treffens der nichtpaktgebunde­
nen Staalen in La Habana lanciert. Sie waren deutlich als ein Teil der 
Bemühungen der USA erkennbar, das Gipfeltreffen zu stören, und 
hatten demnach auch keinen Einfluß auf den Verlauf der Konferenz. 
Zu stark ist dafür bereits diese weltweite Bewegung, und zu groß das 
Ansehen Kubas in der welt, als daß durch solche CIA-Machen­
schaften das Urteil von Regierungen und Völkern wirksam beeinflußt 
werden könnte. Also nur eine dUrl.:hsichtige Propaganda-Aktion, die 
von Carler in ungeschickter Weise, möglicherweise aus innenpoliti· 
schen Gründen, nicht schnell b«ndet werden konnte? Oder eine Ak­
tion Kalter Krieger, um SALT 11 zu ver- oder behindern? Bestimmt 
auch, aber nicht nur. 
Lateinamerika iSl nicht mehr der Hinterhof der USA, und damit ha· 
ben sich mindestens einflußreiche Kreise in den USA nicht abgefun· 
den. Sichtbarster Ausdruck für das Streben nach Unabhängigkeit der 
Völker Lateinamerikas ist das sozialistische Kuba, und gerade des-
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halb ist dieses Land ständ ig Zielscheibe von Aggressionen und Provo­
kationen seitens der USA. Wenn auch eine neue SchweineblIcht hellte 
nicht meht möglich ist, die völkerrechtswidrige Wirtschaf15blockade 
halten die USA immer noch gegen Kuba aufrecht. 
Delltlich wird die Veränderung der Situation in Lateinamerika auch 
an den Beschlüssen der Organisalion Amerikanischer Staaten (OAS): 
Vor weniger als 20 Jahren war sie ein verlängerter Arm des US­
Außenministeriums, und 1979 hat sie die militilrische Intervention 
der USA in Nikaragua verhindert, mil der ein Sieg der FSLN (Sandi­
nistische Front der Nationalen ~freiung; d. Red.) unterlaufen wer­
den sollle. Der Sieg des Volkes Nikaraguas über die Somoza­
Di ktatur, der danach folgende Aufschwung der revolutionären Bewe­
gungen in EI Salvador und Guatemala bis hin zum Abbau der US· 
Pr:lsenz in Panama und die lInabhängige Energiepolitik Mexikos ha­
ben in WashingIon große Nervosität über die zukünftige Entwicklung 
Millelamerikas hervorgerufen. Deshalb bauen die USA verstärkt eine 
Invasionstruppe allf, deshalb werden die UnterstÜtzungen für kor. 
rupte Regimes in Lateinamerika verstärkt, deshalb auch die Provoka­
tionen gegenüber Kuba. Einschüchterung im großen Maßstab ist ein 
wesentliches Ziel der aktuellen Kampagne gegen Kuba. 
Dies ist eine gefährliche Politik, durch sie kann ein Konnik t in Latein­
amerika leicht zu einer Gef:lhrdllng des Weltfriedens werden. Präsi· 
dent Cartcr selbst betonte, daß die Sicherung des Friedens Vorrang 
ilaben muß, und daß die Entspannungspolit ik nicht gefliilrdet werden 
dürfe. Damil unvcrlräglich aber ist eine Politik der Drohung und Ein· 
schÜchterung. Deshalb müssen die Spionage-Flüge und die provoka­
torischen Manöver eingestellt sowie die Wirtschafts blockade gegen 
Kuba aufgehoben werden. 
Wir fordern die Bundesregierung auf, sich für die Realisierung dieser 
Forderungen einzusetzen. Nur so ist die Entspannungs- und Entwick­
lungspolitik in Lateinamerika wei ter wi rksam zu entwickeln. 
(Quelle: Prcsseerklllrung des Vorslandes der Freundschaftsges(') l· 
schaft BRD--KlIba, Bielefeld, 4. 10. 1979) 



Rede Fidel Castros 

Taten, nicht nur Worte 

Exzellenzen, 
Gäste, 
Genossen. 
Es sei mir gestaUet, die ersten Minuten dieses feierliche n Anlas­
ses des verstorbenen Präsidenten Houari Boumedienne zu ge­
denken, eines hervorragenden und von uns allen geliebten 
Freundes, eines Helden der Revolution und des Befreiungs­
kampfes seines Vaterlandes, der so brillant die Gipfelkonferenz 
der nichtpaktgebundenen Länder 1973 in Algier geleitet hat und 
der soviel getan hat filT das Prestige und die Stärkungder Nicht­
paktgebundenenbewegung. Es ist schmerzlich für uns, daß er 
nicht mehr mit uns auf Kuba sein kann, um dieses historische 
Ereignis unserer Bewegung mit uns zu teilen. Ich bille diese wer­
te Konferenz, sein Andenken mit einer Schweigeminute zu eh­
ren. 
Herr Präsident Junius Jayawardene, ich möchte Ihnen unseren 
aufrichtigen Dank zum Ausdruck bringen für Ihre ständige Sor­
ge um das Schicksal unserer Bewegung und für die demokrati­
sche Wahrung der umerSl:hiedlichen Komponenten dieser ein­
flußreichen Vereinigung von Ländern und für die Umsicht, die 
Sie gerade in jenen schwierigen Situationen, denen sich unsere 
nichtpaktgebundenen Länder in den vergangenen drei Jahren 
gegenüber sahen, gezeigt haben. Das war eine schwere Bürde. 
Trotz seiner Abgelegenheit und der wirtschafllichen Probleme 
hat sich Ihr kleines Land in nobler Weise bemüht, der ehrenvol­
len Verantwortung, die ihm anvertraut worden ist, gerecht zu 
werden. 
Ich danke Ihnen allen für die große Ehre, die Sie uns mit Ihrer 
Anwesenheit hier erweisen. Ich begrüße Sie herzlichst und heiße 
Sie im Namen unseres Volkes willkommen. Auch bringen wir 
den neuen Ländern, die auf dieser Konferenz in unsere macht­
volle Bewegung aufgenommen wurden, brüderliche GefOhle 
entgegen: Das sind der Iran und Pakistan, die sich uns anschlos­
sen, nachdem der Schah vom Thron gestürzt worden und die 
aggressive, reaktionäre Militärallianz CENTO zerbrochen ist; 
Surinam, Bolivien, das kleine und mutige Grenada; und das un­
beugsame Volk von Nikaragua, wo die Spuren des his!Orischen 
Marsches der heldenhaflen, selbstaufopfernden Kämpfer noch 
frisch sind, eines Marsches, der Sandinos Heimatland die Frei­
heit und unserem Amerika Ehre und Würde gebracht hat. Ät­
hiopien und Afghanistan gehören uns jetzt in ihrer neuen, revo­
lutionären Qualität an, und die Patriotische From von Zimbab­
we hat jetzt einen vollen Mitgliederstatus. Unsere Familie 
wächst und nimmt an Qualität zu, und so soll es auch sein. 
Die Philippinen, St. Lucia, Dominika und Kostarika sind neue 
Beobachter und wir haben eine Anzahl von Gästen, darunter 
zum erstenmal Spanien. Dessen Geste, eine Delegation zu dieser 
Konferenz zu senden, betrachten wir als eine HOffnung auf 
freundschaftliche und nützliche Beziehungen mit allen Völkern 
der Welt und darauf, daß es sich nicht in den aggressiven 
NATO-Militärblock hineinziehen lassen wird, was nur die bril-

lame Zukunft dieses selbstaufopfernden Volkes bedrohen wü r­
de, eines Volkes, dessen historische, kulturelle und Blutbande 
ein so fester Bestandteil unseres Amerika sind. Wir brauchen 
auch Freunde im industrialisierten Westeuropa, die nicht vor 
den imperialistischen Karren gespannt sind. 

94 Staaten und Befreiungsbewegungen sind hier an dieser VI. 
Gipfelkonferenz a ls vollberechtigte Mitglieder vertreten, sie ist 
deshalb die Gipfelkonferenz mit der breitesten Teilnahme und 
die mit der größten Anzahl von FOhrern Nichtpaktgebundener 
und nationaler Befreiungsbewegungen, die je abgehalten wur­
d,_ 
Das ist kein Tatbestand, den sich unser kleines Land a ls Ver­
dienst anrechnen könnte, sondern das ist eher ein unfehlbares 
Zeichen für die Krafl, die Stärke und das Ansehen der Bewe­
gung der nichtpaktgebundenen Länder. 

Warum die Intrigen gegen das Gasigeberiond Kuba? 

Alle Anstrengungen die Gipfelkonferenz von Havanna zu sabo­
tieren, haben sich als nutzlos erwiesen. Die ganzen Druckrnaß­
nahmen, hektischen diplomatischen Bemühungen und Innigen, 
um zu verhindern, daß diese Konferenz in unserem Land abge­
halten wird, waren vergeblich. Die Yankee-Imperialisten und 
ihre alten und neuen Verbündeten - ich verweise in diesem Fal­
le auf die chinesische Regierung - wollten nicht, daß diese 
Konferenz in Kuba stattfindet. 
Sie gingen in ihrem Sl:hmutzigen Ränkespiel soweit, zu behaup. 
ten, daß Kuba die Bewegung der nichtpaktgebundenen Länder 
zu einem Werkzeug sowjetischer Politik machen wolle. Wir wis­
sen nur zu gUI, daß sich die US-Regierung sogar eine Kopie des 
Entwurfs der Abschlußerklärung beschafft hai, die von Kuba 
entworfen wurde, und fieberhafte diplomatische Kontakte an­
sIrengte, um sie abzuändern. Wir haben unwiderlegbare Bewei­
se hierfür. 
Der Entwurf, der a llen Mitgliedsländern früher als vor jeder an­
deren Konferenz unterbreitet wurde und der dann überarbeitet 
zurückkam, damit die eingegangenen vielen VorSl:hläge einge­
arbeilet werden konnten, ist ein guter Entwurf, obwohl er noch 
weiter verbesserungsbedürftig ist. Verbesserung bedeutet, ihn 
zu stärken, nicht ihn zu Sl:hwächen. Doch wie auch immer, sei t 
wann haben die Vereinigten Staaten das Recht, sich in die Be­
wegung der Nichtpaktgebundenen einzumischen und zu diktie­
ren, wie unsere Dokumente abgefaßt sein sollen? 
Was ist der Grund für die reaktionäre Opposition gegen Kuba? 
Kuba ist ein Land, das keinen Zweifel an seinem Verhältnis zu 
den Imperialisten aufkommen läßt; Kuba hat nie aufgehört eine 
Politik der engen Solidarität mit den nat ionalen Befreiungsbe­
wegungen, und jeder gerechten Sache unserer Zeit zu praktizie­
ren. Kuba hat nie aufgehört, seine politischen Prinzipien mit 
Entschlossenheit, Energie, Würde, Aufrichtigkeit und Mut zu 
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verteidigen, noch hat es in Uber 20 Jahren aufgehört gegen die 
Aggression und die Blockade zu kllmpfen, die ihm von dem 
mllchtigsten imperialistischen Land der Weh auferlegt wurde, 
weil Kuba nur 90 Meilen von der Küste dieses Landes entfernt, 
eine wahre politische und soziale Revolution vollbracht hat. 
Es in nur zu bekannt, von den Vereinigten Staaten zugegeben 
und offiziell veröffentlicht worden, daß die Regierenden dieses 
Landes jahrelang mit der Organisalion und den Methoden der 
Verschwörung beschaftigt waren, um die Führer der kubani­
schen Revolution zu ermorden. Dabei benutzten sie die raffi­
niertesten Mittel der Verschworung und des Verbrechertums. 
Obwohl diese Taten durch den U5-Senat untersucht und an die 
Öffentlichkeit gebracht wurden, hat es die U5-Regierung bis 
heute noch nicht für nötig befunden, irgendeine Entschuldi­
gung für diese schmählichen und unzivilisierten Handlungen 
abzugeben. 
Der wahre Maßstab fOr ein revolutionllres Volk - die untadeli­
ge Führung eines Landes, das nicht bestochen, gekauft oder 
eingeschOchtert werden kann - ist der Haß, d'en ihm die Impe­
rialisten entgegenbringen. 
In unseren internationalen Beziehungen bringen wir unsere So­
lidaritat mit Taten und nicht mit schOnen Worten zum Aus­
druck . Kubanische Spezialisten arbeiten zur Zeit in 28 Ländern, 
die unserer Bewegung angehören. Der überwiegenden Mehrheit 
dieser Länder wird diese Zusammenarbeit, wegen ihrer begrenz­
ten wirtschaftlichen Möglichkeiten, unentgelt lich gewährt, trotz 
unserer eigenen Schwierigkeiten. Derzeit hat Kuba zweimal s0-

viel Ärzte im Ausland arbeiten wie die UN-Weltgesundheit5-
organisation. Edle, aufopferungsvolle Kubaner sind tausende 
von Meilen von ihrer Heimat entfernt gestorben, als sie Befrei­
ungsbewegungen unterstützten, die gerechte Sache anderer Völ­
ker verteidigten, und als sie den Expansionismus der Rassisten 
von SIldafrika und andere Formen imperialistischer Angriffe 
auf die Menschenwürde, die Integritat und die Unabhllngigkeit 
von Brudernationen bekämpften. Sie symbolisieren die Rein­
heit, die Selbstlosigkeit, die Solidaritllt und das internationali­
stische Bewußtsein, Eigenschaften, welche die Revolution in 
unserem Volk hervorgebracht hat. 

Wir zwingen niemandem unser System auf 

Welche VorwUrfe kann man Kuba machen? Daß es ein soziali­
stisches Land is t? Ja, wir sind ein sozialistisches Land, aber wir 
zwingen niemanden, weder innerhalb noch außerhalb der Be­
wegung, unsere IdeOlogie oder unser System auf. Und Sozialist 
zu sein, ist nichts, dessen man sich schämen müßte. Daß wir in 
Kuba eine radikale Revolution vollbracht haben? Ja, wir sind 
radikale Revolutionllre, aber wir versuchen unseren Radikalis­
mus niemandem, schon gar nicht der nichtpaktgebundenen Be­
wegung aufzuzwingen. 
Daß wir brüderliche Beziehungen zur Sowjetunion und zur so­
zialistischen Gemeinschaft unterhalten? Ja, wir sind Freunde 
der Sowjetunion. Wir sind dem sowjetischen Volk zutiefst 
dankbar. weil uns seine großzUgige Zusammenarbeit geholfen 
hat, zu Oberleben, und aus einigen sehr schwierigen und ent· 
scheidenden Perioden im Leben unseres Volkes siegreich her­
vorzugehen, als wir sogar in Gefahr schwebten, vernichtet zu 
werden. Kein Volk hat das Recht, undankbar zu sein. Wir sind 
der glorreichen Oktoberrevolution dankbar, denn sie leitete ei­
ne neue Ära in der Geschichte der Menschheit ein. Sie ermög­
lichte es, den Faschismus zu besiegen, und sie schuf die neue 
Weltlage, in der der aufopferungsvolle Kampf der Völker zum 
Zusammenbruch des verhaßten Kolonialsystems fOhrte. Das zu 
ignorieren, heißt die Geschichte selbst ignorieren. 
Nicht nur Kuba, sondern auch Vietnam; die attackierten arabi­
schen Lander; die Völker der ehemaligen portugiesischen Kolo­
nien; die revolutionären Prozesse in vielen anderen Ländern 
überall auf der Welt; und die Befreiungsbewegung, die gegen 
Unterdrückung, Rassismus, Zionismus und Faschismus in Süd­
afrika, Namibia, Zimbabwe, Palästina und sonstwo kllmpft. 
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haben der sozialist ischen Solidarität viel zu verdanken. Ich fra­
ge mich, ob die Vereinigten Staaten oder irgendein anderes 
NATO-Land jemals einer einzigen Befreiungsbewegung irgend­
wo in der Welt geholfen haben? 
Ich bin in der Tat Oberzeugt, und habe das schon bei anderen 
Gelegenheiten gesagt, daß ohne die Macht und den Einfluß, 
welche von der sozialistischen Gemeinschaft heute ausgehen, 
der Imperialismus, getrieben von der Wirtschaftskrise und der 
Knappheit an grundlegenden Rohstoffen, nicht vor einer Neu­
aufteilung der Welt zurückschrecken würde. Das hat er schon 
mehr als einmal bewiesen. Er droht sogar wieder damit und, um 
dies wahrzumachen, stell t er spezielle Interventionstruppen auf, 
die auf bedrohliche Weise gegen die erdölexportierenden Län­
der gerichtet sind. Um ein Beispiel dafür zu nennen: Die Verei­
nigten Staaten haben einseitig beschlossen, nicht mehr als eine 
3-Meilen-Zone als HoheitsgeWässer zu respektieren. 

Der sozialistischen Solidarität viel zu 'Verdanken 

Wenn die Mitgliedschaft in der nichtpaktgebundenen Bewe­
gung davon abhinge, unsere tiefsten Ideen und überzeugungen 
aufzugeben, dann wäre es fOr mich oder irgendeinen von Ihnen 
keine Ehre, ihr anzugehören. Kein Revolutionär hat das Recht, 
ein Feigling zu sein. 
Es gibt Einige, die aus dem Opportunismus eine Kunst gemacht 
haben. Wir kubanischen Revolutionäre sind keine Opportuni­
sten, und werden es nie sein. Wenn immer es nötig sein sollte. 
werden wir unsere eigenen nationalen wirtschaftlichen Interes­
sen zurückstellen. um ein gerechtes Prinzip oder eine ehrenhaf­
te politische Position zu verteidigen. Wir Kubaner werden nie­
mals das zurücknehmen, was wir gestern gesagt haben, noch 
werden wir heute etwas sagen und morgen etwas anderes tun. 
Wir sind entschieden antiimperialistisch, antikolonialistisch, 
antineokolonialistisch, anlirassistisch, antizionistisch und anti­
faschistisch, weil diese Prinzipien Bestandteil unseres Denkens 
sind; sie verkörpern das Wesen und den Ursprung der Bewe­
gung der nichtpaktgebundenen Länder und haben seit der 
Gründung ihr Leben und ihre Geschichte geprägt. Diese Prinzi· 
pien sind libenfalls untrennbar mit dem Leben und der Ge­
schichte der Völker verbunden, die wir hier vertreten. 
War irgendein Land, das jetzt unserer Bewegung angehört, vor 
35 Jahren wirklich unabhängig? Gibt es irgendein Mitglied, das 
den Kolonialismus, Neokolonialismus, Faschismus, rassische 
Diskriminierung oder imperialistische Aggression, ökonomi­
sche Abhängigkeit, Armut, Elend, Analphabetentum und die 
brutalste Ausbeutung seiner natürlichen und menschlichen Res­
sourcen nicht am eigenen Leben erfahren hat? Welches Land 
trägt nicht die Last technologischer ROckStändigkeit, eines nie­
drigeren Lebensstandards als die ehemaligen Metropolen. un­
gleicher Handelsbeziehungen, von ökonomischen Krisen, Infla­
tion und Unterentwicklung, die unseren Völkern durch Jahr­
hunderte der kolonialen Ausbeutung und imperialistischer Vor­
herrschaft aufgezwungen wurden? 
Kuba wird an vorderster Front stehen, um diese Prinzipien, die 
Unabhängigkeit und die einzigartige, angesehene, brüderliche 
und immer konstruktivere und einflußreichere Rolle der nicht­
paktgebundenen Bewegung im internationalen Leben zu vertei­
digen, damit die energiSChe und gerechte Stimme unserer VOI· 
ker gehört werden möge. 
Mehr noch glaube ich, daß, wenn Sie annähmen, Kuba habe 
keine eigene Position, sei nicht vollStändig unabhängig oder 
stünde der Konzeption und den Zielen der Bewegung nicht treu 
und aufrichtig gegenüber, dann hallen Sie nicht Ihre großzUgige 
Kooperation, Ihr Vertrauen, Ihr Interesse und Ihren Enthusias­
mus dieser VI. Gipfelkonferenz entgegen gebracht. 
Wllhrend unseres re-,:o lutionären Lebens hat nie jemand ver­
sucht, uns vorzuschreiben, was wir tun sollen. Niemand hat je­
mals versucht, uns zu sagen, welche Rolle wir in der Bewegung 
der nichtpaktgebundenen Lander spielen sollen. Niemand hat 
uns je vorgeschrieben. wann und wie wir die Revolution in un-



serem Land durchftlhren sollen. Nie hätte jemand das tun kön­
nen. Aus gleichem Grund kann auch niemand anderes als die 
Bewegung selbst darüber bestimmen, was, wann und wie etwas 
geschehen soll. 
Wir haben unermildlich gearbeitet, um die materiellen und poli­
tischen Bedingungen zu schaffen, damit dieses Ereignis ein Er­
folg wird. Wir haben respektiert und wir werden fortfahren, die 
Rechte aller Mitglieder der Bewegung voll und ganz zu respek­
tieren. Wir haben gänzlich und gewissenhaft unsere Pflichten 
als Gastgeberland ermllt und werden das auch weiterhin tun. 
Unsere Ansichten werden nicht immer mit denen aller und jedes 
Einzelnen von Ihnen i1bereinstimmen. Wir haben viele enge 
Freunde auf dieser Konferenz, aber auch mjt unseren besten 
Freunden stimmen wjr nicht in allem ilberein. Wir hoffen, daß 
jeder mit der größten Freiheit und Aufrichtigkeit sprechen 
wird, und das Gefuhl hat, daß er mit Interesse, Respekt und 
RUcksichtnahme angehört wird. Die Zusammenfassung der Er­
fahrungen der hier Versammelten können kolossale Ergebnisse 
hervorbringen. Bestimmte Punkte sind kontrovers und be­
stimmte Worte mögen hart erscheinen. Wenn irgend etwas, was 
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wir sagen, jemandem mißfäll t, bitte verstehen Sie, daß wir nicht 
die Absicht haben, zu verletzen oder zu kränken. Wir werden 
mit allen Mitgliedsländern - ohne Ausnahme - zusammenar­
beiten, um unsere Ziele zu erreichen und um unsere Resolutio­
nen, die wir annehmen werden, zu erfüllen. Wir werden gedul­
dig, umsichtig, flexibel und besonnen sein. Kuba wird sich an 
diese Normen während der Jahre seiner Präsidentschaft über 
die Bewegung halten. Dies erkläre ich kategorisch. 
Wir sind gewachsen und weit vorangekommen. Erfreulicher­
weise sind MOI;ambique, Angola, Sao Torne und Principe, 
Guinea-Bissau und die Kapverdischen Inseln nach einem hel­
denhaften und ungleichen Kampf jetzt völlig unabhä ngige län­
der. Heute sind sie als souverä ne Staaten geachtete und einfluß­
reiche Mitglieder unserer Bewegung. Dabei waren sie noch vor 
sechs Jahren auf der Algier-Gipfelkonferenz lediglich Befrei­
ungsbewegu ngen. 

Vietnam ist nach einem 30 Jahre dauernden außergewöhllllichen 
und bewundernswerten Kampf vereint und frei. 
Der Schah ist nicht mehr Schah. Die CENTO ist nicht mehr 
CENTO. Somoza ist nicht mehr SOmoza. Und im kleinen, hel­
denhaften Grenada ist der Faschist Gairy nicht mehr Gairy. Das 
sind unzweifelhaft Siege filr die Unabhängigkeit, den Fort­
schritt und die Freiheit. Unsere Sache triumphiert, weil sie ge­
recht ist! 

Der Schah ist nicht mehr Scha h . . . 

Eine wachsende Anzahl von Völkern schließt sich unserer Be­
wegung an, nachdem sie die Fesseln des Kolonialismus, Neoko­
lonialismus, Faschismus und anderer Formen der Unter­
drück ung und Abhängigkeit gesprengt haben. Alle diese Kämp­
fe sind in der einen oder anderen Weise von der Bewegung der 
nichtpaktgebundenen Länder unterstützt worden. Ihre Siege 
si nd auch unsere Siege. 
Trotzdem hat der Imperialismus seine zähen Anstrengungen 
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nicht aufgegeben, die Unterwerfung, Unterdrückung und Ok­
kupation anderer Völker bzw. Länder aufrecht zu erhalten, de­
ren Sache unsere entschlossene Unterstützung erfordert. 

An erster Sielle möchte ich das leidgeprilfte, mutige Volk der 
PaläSlinenser erwähnen. In diesem Jahrhundert hat es keinen 
brutaleren Raub des Rechtes eines Volkes auf Frieden und Exi­
stenz gegeben. Bitte verstehen Sie, wir sind keine Fanatiker. Die 
revolutionäre Bewegung hai von jeher gelernt, jegliche rassische 
Diskriminierung und Pogrome zu hassen. Aus tiefstem Herzen 
verabscheuen wir die gnadenlose Verfolgung und den Völker­
mord den die Nazis einst an den Juden verübten. Aber nichts in 
der neueren Geschichte käme dem näher als die Enteignung, 
Verfolgung und der Völkermord, den der Imperialismus und 
der Zionismus seit längerem an den Palästinensern praktizieren. 
Ihres Bodens beraubt, aus ihrem Land vertrieben, in alle Welt 
verstreut, verfolgt und ermordet, liefern die heldenhaften Palä-
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stinenser ein schlagendes Beispiel der Aufopferung, des Patrio­
tismus, lebende Symbole fUr das schrecklichste Verbrechen in 
unserer Ära, 
StUck rur StUck wurden palästinensischer Boden und Territo­
rien arabischer Nachbarstaalen - Syriens, Jordaniens und 
Ägyptens - von den Aggressoren besetzt, die bis an die Zähne 
mit den höchstentwickelten Waffen aus dem US-Arsenal be­
waffnet sind. 
Die gerechte und palästinensische und arabische Sache ist von 
der fortschrittlichen Weltmeinung und unserer Bewegung seil 
fast 20 Jahren unterst(ltzt worden. Nasser war einer der angese­
henen Gründer dieser Bewegung. Trotzdem sind alle UN­
Resolutionen von den Aggressoren und ihrem imperialistischen 
Verbündeten verächtlich ignoriert und abgelehnt worden. Der 
Imperialismus hat versucht, seinen eigenen Frieden aufzuoktroy­
ieren, indem er sich des Verrats und der Spaltung bediente. 
Aber ein bewaffneter, schmutziger, ungerechter, blutiger Friede 
wird nie ein wahrer Friede sein. 
Das Abkommen von Camp David (im September 1978 unter­
zeichnet von Israel und Ägypten; d. Red.) ist ein flagranter Ver­
rat an der arabischen Sache, am palästinensischen, libanesi­
schen, syrischen, jordanischen, an allen arabischen Völkern, 
das ägyptische eingeschlossen. Es ist ein Verrat an allen fort­
schrittlichen Völkern in der Welt, die in den Vereinten Natio­
nen und all den anderen internationalen Foren immer eine ge­
rechte Lösung des Nahoslproblems unterstützt haben, eine lö­
sung, die für alle annehmbar und ehrenhaft sein wUrde und die 
von allen garantiert wü rde. 

Der Verrat an Palästina und dem Südlichen Afrika 

Ein wahrer Friede im Nahen Osten kann nicht auf einer solchen 
Ungerechtigkeit, auf einer solchen macchiavellistischen Politik, 
einem solchen Verrat und auf einer solch schwachen Basis auf­
gebaut werden. 
Der Imperialismus will heute anstelle eines Gendarmen für den 
Nahen Osten, die arabische Welt und Afri ka zwei haben: Israel 
und Ägypten. Wenn wirklich Frieden zwischen Ägypten und Is­
rael besteht, warum braucht Ägypten dann all die Waffen, die 
es jetzt bekommt - auch wenn sie nicht so hoch entwickelt und 
so modern sind wie die, die an die Israelis gehen? Wozu sollen 
diese Waffen angewandt werden, wenn nicht gegen die Men­
schen in diesem Gebiet, einschließlich der Ägypter selbst? 
Die internationale Politik sollte ethisch sein. Die Bewegung der 
nichlpaktgebundenen Länder sollte rundweg das Abkommen 
von Camp David denunzieren . Irgendeine Moralische Rüge zu­
mindest ist unerläßlich. 
Wir waren 10 Jahre Zeugen imperialistischer Manöver, Betrü­
gereien und Verbrechen in Zimbabwe. 6 Mio Afrikaner werden 
dort von einer kleinen, arroganten und völkermordenden 
rassistisch-faschistischen Minderheit unterdrückt. Wir sollten 
entschieden die SOg. interne Lösung und Muzorewas Marionet­
tenregime, welches eine Farce des Bewußtseins Afrikas dar­
stellt, verurteilen und ablehnen, und sollten der Patriotischen 
Front vom Zimbabwe - dem einzig rechtmäßigen Vertreter des 
Volkes - die umfassende Unterstützung und Solidarität der 
nichtpaktgebundenen Bewegung gewähren. 
Ebenso leidet das Volk von Namibia unter Südafrikas Verach­
tung, Hohn und Mißachtung der Weisungen und Resolutionen 
der Vereinten Nationen - und Südafrika wird voll von den 
NATO-Mächten, einschließlich der Vereinigten Staaten, unter­
stOtzt. Rassistische südafrikanische Truppen, die kein Recht 
auf Präsenz haben, berauben das namibische Volk seiner Unab­
hängigkeit und zwingen dem leidgeprüften Land, im Wider­
spruch zur internationalen Gemeinschaft und der Meinung der 
Weltöffentlichkeit, ein Bantustan-System auf. 
Südafrika selbst stellt den schä ndlichsten Fleck fUr die Völker 
Afrikas und der Welt dar. Dieses widerliche Bollwerk 
nazistisch-faschistischen Geistes an der Südspitze Afrikas, wo 
20 Mio Afrikaner von einer Handvoll Rassisten unterdrückt, 
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ausgebeutet, diskriminiert und unterjocht werden, beleidigt die 
Menschenwürde. Wer brachte dieses System hervor? Wer un­
tersWtzt es? Man sagt, sie südafrikanischen Rassisten wüßten 
sogar, wie man Atombomben herstellt. Ich frage: Gegen wen 
werden sie wohl angewendet werden? Gegen die schwarzen 
Ghettos von Pretoria? Oder werden sie angewendet, um die ge­
rechte und unvermeidliche Befreiung des Volkes zu blockieren? 
Warum können die rhodesischen und slidafrikanischen Rassi· 
sten fast täglich M~ambique , Sambia, Angola und BOIswana 
bombardieren, sowie Tausende und Abertausende von Flücht­
lingen und Einwohnern dieser Staaten straflos ermorden? Wa­
rum ist es den zionistischen Aggressoren gestattet, täglich palä­
stinensische FlUchtlingslager und libanenische Städte zu bom­
bardieren? Wer hat ihnen das Recht dazu gegeben? Wer hat ih­
nen diese Macht gegeben? Warum dürfen sie die entwickeitsten 
Waffen der Zerstörung und des Todes verwenden? Wer liefert 
sie ihnen? Ist das nicht der unwiderlegbare Beweis fUr die ag­
gressive Rolle des Imperialismus und ror die Art von Frieden 
und Ordnung, die er fü r unsere Völker möchte? 
Oder ist es etwa kein Verbrechen, ein Kind, einen alten Mann, 
eine Frau, einen schwarzen Erwachsenen, einen Palästinenser, 
einen Libanesen zu töten? Wodurch unterscheiden sich diese 
Methoden und Auffassungen von jenen, die das faschistische 
Deutschland einst benutzte? Berichte ."on Völkermordt3len 
werden täglich in den Massenmedien gesendet, sogar von impe­
rialistischen Presseagenturen, so als ob man uns daran gewöh­
nen wollte, diese Taten mit Resignation und Nachgiebigkeit zu 
akzeptieren. 
Ein anderes Problem beschäftigt die afrikanische und die Welt­
meinung, und das ist das der Westsahllfa . Kuba hat keine spe­
zielle Auseinandersetzung mit Marokko, dessen Regierung mit 
uns diplomatische und Handelsbeziehungen sogar in der kri­
tischsten Phase der US-Blockade gegen unser Land unterhielt; 
aber betrachter man die Sache von einem prinzipiellen Stand­
punkt aus, so bekundet Kuba seine totale Unterstützung für die 
Unabhängigkeit des sahraouischen Volkes, da es die Besetzung 
seines Territoriums als völlig ungerechtfertigt und sein Streben 
nach freier Selbstbestimmung als unbestreitbar gerecht erach­
tet. Kuba war ein Mitglied der UN-Kommission, die die Bestre­
bungen des sahraouischen Volkes vor dem Konniktbeginn un­
tersuchte, und es kann bezeugen, daß 99 0"/0 der Bevöl kerung die 
Unabhängigkeit wollen. 
Wir gratulieren Mauretanien zu seinem mutigen Entschluß, auf 
alle territorialen Ansprüche 2U verzichten. Und wir hoffen, daß 
Marokko seine Politik bezüglich der Westsahara revidieren 
wird, eine Politik, die nicht nur seine internationale Position 
aushöhlt und schwächt, sondern es auch ökonomisch auszehren 
und auslaugen wird. Das Recht des tapferen sahraouischen Vol­
kes auf Unabhängigkeit , und sein rechtmäßiger Vertreter, die 
Frente POLISARIO, sollten von allen anerkannt werden. Wir 
unterstützen das Volk von Zypern in seinem Kampf gegen die 
fremde Okkupation eines Teiles seines Territoriums und für die 
Entwicklung des Friedens und der brüderlichen Koexistenz zwi­
schen allen Bevölkerungsgruppen dieses Bruderlandes. 

Vietnam ist uns heilig 

Kubas Position zu den Problemen in Südostasien ist glasklar. 
Für unser Volk ist Vietnam heilig. Wir haben eins! geschworen, 
daß wir bereit si nd fü r Vietnam zu sterben. 
Kein anderes Volk unserer Zeit hat einen solch hohen Preis an 
Aufopferung, Leid und Tod bezahlt, um frei zu sein; kein Volk 
hat einen größeren Beitrag zum internationalen Befreiu ngs­
kampf geleistet ; kein anderes Volk hat in dieser Periode so viel 
zum Anwachsen des universellen antiimperialistischen Bewußt­
seins beigetragen. Viermal soviel Bomben , wie im 2. Weltkrieg 
verwandt wurden, sind Ober Vietnam abgeworfen worden; das 
mächtigste imperialistische Land hat sich in Vietnam die Zähne 
ausgebissen. Vietnam zeigte allen unterdrückten Nationen, daß 
keine Kraft in der Lage ist, ein zum Kampf für seine Freiheit 



entschlossenes Volk zu besiegen. Der Kampf in Vietnam be­
stärkte den Respekt und die Würde all unserer Völker. 
Jetzt, wo Vietnam ein Opfer der Imrige, Verleumdung, Einkes­
selung durch die Yankee-Imperialisten und des Verrats, der 
Verschwörung und Aggression durch die Regierung Chinas ge­
worden ist, bietet Kuba ihm seine emschlossene Umerstiltzung 
,", 

Bei all ihrem Gerede über das Problem der Vietnam flüchtlinge 
- welche das direkte Ergebnis des Kolonialismus, der Umer­
entwicklung und des 30 Jahre dauernden Krieges sind -, wa­
ru m erwähnen die US-Regierung und ihre Verbündeten nicht 
auch die Millionen von Palästinensern, die über die Welt ver­
streut sind, über die Hunderttausende von zimbabweschen, na­
mibischen und südafrikanischen Flüchtlingen, die in Afrika 
verstreut sind. verfolgt und ermordet werden? 
Welches Recht hat China, Vietnam eine "Lektion zu erteilen" , 
in sein Territorium einzufallen, seinen bescheidenen Besitzstand 
zu zerstören, und Tausende seiner Menschen zu ermorden? Die 
herrschende chinesische Clique, die Pinochet gegen Allende, die 
die Aggression Südafrikas gegen AngOla unterstützte, die den 
Schah unterstÜtzte, die Somoza unterstützte, die Sadat unter­
stÜtzt und mit Waffen versorgt, die die Yankee-Blockade gegen 
Kuba und die noch bestehende Marinebasis auf Guantanamo 
rechtfertigt, die die NATO veTleidigt, die mit den Vereinigten 
Staaten und den reaktionärsten Kräften Europas und des Rests 
der Welt paktiert, hat weder das Prestige noch die moralische 
Glaubwürdigkeit, irgendjemandem eine Lektion zu erteilen. 
Ebenso unterstUtzen wir die Volksdemokratische Republik 
Laos gegen die Aggressions- und Expansionsdrohungen der chi­
nesischen Regierung. 

Die Pol-Pol-Regieru ng: eine Fiktion 

Die Position Kubas in Bezug auf das Kampuchea-Problern ist 
bekannt. Wir erkennen die einzig reale, rechtmäßige Regierung 
von Kampuchea an, und das ist der Revolu tionäre Volksrat der 
Volk srepUblik Kampuchca. Und wir schließen uns der Solidari­
tät Vietnams fUr dieses Bruderland an. Man fährt fort, davon 
zu reden, daß Vietnam Kämpfer entsandte, um die Revolutio­
näre von Kampuchea zu unterstützen_ Warum sagt man nicht, 
daß die blutbefleckte Clique, die das Land in ihre Gewalt ge­
bracht hatte, in engster Zusammenarbeit mit China und dem 
Imperialismus Vietnam zuvor provozierte und attackierte, und 
daß unwiderlegbare dokumentarische Beweise für Massenmor­
de an vietnamesisehen Männern, Frauen, alten Menschen und 
Kindern vorliegen_ 
Mit aller unserer Kraft verurteilen wir die völkermörderische 
Regierung Pol Pots und leng Sarys. 3 Mio Tote klagen sie an. 

Selbst Sihanouk hat zugegeben, daß einige seiner Verwandten 
ermordet wurden. Es ist beschämend fü r die fortschrittlichen 
}}räfte der Welt, daß solche Verbrechen jemals im Namen der 
Revolution und des Sozialismus begangen werden konnten. 
Dessen ungeachtet ermögliChte Kuba eingedenk seiner Ver­
pflichtung als Gastgeberland beiden Parteien die Anwesenheit 
in Havanna, bis die Bewegung zu einer Entscheidung in dieser 
Sache gelangt. Es ist unerklärlich, daß - während einige gegen 
den Ausschluß Ägyptens sind, das sich mit den Vereinigten 
Staaten und Israel v;rbündet hat und offen die edle arabische 
Sache und das palästinensische Volk verrät - AnSlrengungen 
unternommen werden, um Vietnam wegen seiner rechtmäßigen 
Verteidigung gegen die Aggression zu verurteilen und die Fik­
tion aufrechterhalten wird, daß Pol Pots blutbefleckte Regie­
rung, die eine Beleidigung der ganzen Menschheit darstellt, im­
mer noch existiere. 
Die Bewegung soll ihre Einheit wahren und stets eine friedliche 
Lösung für jegliche Meinungsverschiedenheiten suchen, die 
möglicherweise unter ihren Mitgliedern entstehen mögen_ Aber 
sie muß ebenso Unparteilichkeit, Realismus und politische Lo­
gik in ihren Entscheidungen aufrechterhalten. 
Tansania sah sich ebenfalls gezwungen, sich gegen die Aggres­
sion Ugandas zu verteidigen und die PatriOfen jenes Landes ge­
geni.lber dem repressiven Regime zu unterstützen. Jetzt ist die 
rechtmäßige Revolutionsregierung Ugandas bei dieser Konfe· 
renz vertreten. Warum sollten wir dieses Recht dem Volke 
Kampucheas verweigern? 
Wir unterstiltzen entschlossen den Kampf des koreanischen 
Volkes für die Wiedervereinigung seines Landes. Wir verurtei­
len die ungerechte Teilung und de-factO-Besetzung eines Teils 
seines Territoriums durch US-Truppen_ Wir verurteilen die brü­
chigen und hohlen Versprechungen der US-Regierung, denn 
diese ist weit davon entfernt, ihre Truppen zu verringern; sie 
verstärkt sie stattdessen und vergrößert ihr aggressives Poten­
tial. 

Solidarisch mit Kä mpfern gegen Yankees und Satrapen 

Was unser Amerika angeht, so bekräftigen wir erneut unsere fe­
ste und unverbrüchliche Solidarität mit dem Brudervolk von 
Puerto Rico, dessen Recht auf Selbstbestimmung und Unab­
hängigkeit ihm durch die Kolonialmacht strikt verweigert wird. 
Puerto Rico braucht genau wie Zimbabwe, Namibia, SOdafri­
ka, Palästina und andere Länder unsere Hilfe, und wir mUssen 
sie oh ne Zögern und Umschweife gewähren, trotz des starken 
Drucks, den die Vereinigten Staaten ständig in dieser Hinsicht 
auf alle Länder ausi.lben. 
Wir unterstützen das Recht Panamas auf volle Souveränität 
über den Kanal und verurteilen die reaktionären Manöver, die 
das Ziel haben, die Umsetzung des neuen Vertrages zu behin­
dern. 
Wir unterstOtzen das Recht Belizes auf Unabhängigkeit, die in 
der Hauptsache durch die Gegnerschaft und die Drohungen des 
blutbefleckten proamerikanischen Satrapen (General Romeo 
Lucas; d. Red.) verweigert wird, der Guatemala unterdrückt. 
Das Volk von Belize hat in ethnischer, kultureller und histori­
scher Hinsicht nichts mit dem Volke Guatemalas gemein - bei­
de brauchen gleichermaßen die Freiheit. 
Das neue Nikaragua braucht die größtmögliche Zusammenar­
beit seitens der internationalen Gemeinschaft beim Wiederauf­
bau des Landes, das durch fast ein halbes Jahrhundert der 
Herrschaft der Somoza.Dynastie - an die Macht gebracht 
durch die Elitetruppen der Yankees - zerstört worden ist. Es 
ist nur richtig, wenn wir ihm unsere Solidarität gewähren. 
Bolivien , dessen Gebiete vor 100 Jahren in einem Krieg, der zu· 
gunsten imperialistischer Interessen geführt wurde, zerteilt wor­
den ist, wOnscht einen Zugang zum Meer, und dies ist vollstän­
dig gerechtfert igt und lebensnotwendig_ Wir erachten es des­
halb als unsere Pflicht, dies zu unterstützen. 
Wir sind gegen das Weiterbestehenjeglicher kolonialen Enklave 
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in dieser Hemisphäre, 
Auch Kuba braucht die Solidarität. Unser Land leidet unter ei, 
ner kriminellen und grausamen Wirtschaftsblockade seitens der 
USA - eine Blockade, die sich selbst auf Medikamente er­
streckt. Ein Teil unseres Siaatsgebietes wird immer noch mit 
Gewalt besetzt gehalten. Haben die USA das Recht zu versu­
chen, unsere EntwiCklung um jeden Preis zu verhindern? Ha­
ben sie das Recht, eine Militärbasis in einem anderen Land ge­
gen den Willen des dortigen Volkes zu unterhalten? 
Alle diese Themen und KAmpfe, denen unsere Sorge gilt und die 
unsere Solidarität erfordern, enthalten ein konstantes, unverän­
derliches Element: das Handeln des Imperialismus. Kann unse­
re Bewegung dies ignorieren? Ist es vielleicht eine extremistische 
Haltung, wenn wir diese Tatsachen klar zum Ausdruck brin­
gen? 

Ein Wellkrieg Isl nic ht unyermeldlich 

Obwohl unterentwickelte Länder, die unter der Armut, einem 
sehr niedrigen Lebensstandard und einer geringen Lebenserwar­
tung zu leiden haben, weniger als andere in einem Krieg zu ver­
lieren haben, können wir doch nicht die Notwendigkeit des 
Weltfriedens auf unserem p'laneten ignorieren. Wenn wir dies 
täten, dann hieße das, die Hoffnung auf eine bessere Zukunft 
für die Völker aufzugeben. Wir teilen nicht die Meinung, daß 
ein nuklearer Weltkrieg unvermeidlich sei. Jene fatalist ische, 
unverantwortliche Haltung ist der sicherste Weg zum Unter­
gang der Menschheit in einer allgemeinen Katastrophe. Niemals 
zuvor b6aß die Menschheit die technologischen Möglichkeiten 
dazu. Wir dürfen nicht so unvernünftig sein, davor die Augen 
zu verschließen. Zum ersten Mal in der Geschichte ist unsere 
Generation mit einer solchen Gefahr konfrontiert worden. 
In unserer heutigen Welt werden Berge von immer tödlicheren 
Waffen neben Bergen von Problemen angehl!.uft, die sich aus 
der Unterentwicklung, der Armut, der Lebensmiltelknappheit, 
dem Elend, der Umweltverschmutzung, dem Mangel an Schu­
len und Wohnungen, der Arbeitslosigkeit und einem explosions­
artigem Bevölkerungswachstum ergeben. In vielen Teilen der 
Welt beginnt der Mangel an solchen naHirlichen Ressourcen wie 
Land, Wasser, Energie und Rohstoffen spürbar zu werden. 
Die entwickelten kapitalistischen Gesellschaften schufen nicht 
nur verschwenderische und unhaltbare Modelle des Lebensstan­
dards und des Konsums, sondern sie verbreiteten sie auch un­
glück licherweise in einem Großteil der Welt. Viele Länder in 
unserer Region verbinden die Entwicklung ausschließlich mit 
dem Streben, so zu leben wie New Vork, London und Paris. 
Weltwirtschaftskrise, Energiekrise, Inflation, Depression und 
Arbeitslosigkeit - all das reibt Völker und Regierungen eines 
großen Teils der Erde auf die eine oder andere Weise auf. Wenn 
überhaupt, dann sind es nur sehr wenige der Mitglieder unserer 
Bewegung, die nicht von diesen Schwierigkeiten betroffen sind, 
denn gerade wir mO~n die Hauptlast dieser Katastrophe tra­
gen. 
Der Kampf für Frieden und für eine gerechte Wirtschaftsord­
nung, für eine sinnvolle Lösung der brennenden Probleme, die 
auf unseren Völkern lasten, wird unserer Meinung nach in zu­
nehmendem Maße zur Hauptaufgabe der Bewegung der nicht­
paktgebundenen Länder. 
Die Sache des Friedens kann angesichts der riesigen Gefahren, 
von denen er bedroht ist, nicht ausschließlich in den Händen 
der großen Militärmächte belassen werden. Der Frieden iSI 
möglich, aber der Weltfrieden kann nur in dem Maße sicherge­
stellt werden, in dem alle Länder von dem Bewußtsein und der 
Notwendigkeit durchdrungen werden, dafür zu kämpfen . Der 
Frieden ist nicht nur fOr einen Teil der Erde bestimmt, sondern 
er ist fUr alle Völker da. Der Frieden ist da für Vietnam, die Pa­
lästinenser, die Patrioten von Zimbabwe und Namibia, die un­
terdrockte Mehrheit in SUdafrika, für Angola, Sambia, Mcx;am­
bique, Botswana, Äthiopien, Syrien, den Libanon und das sah­
raouische Volk. Frieden in Gerechtigkeit, Frieden in Unabhän-
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gigkeit, Frieden in Freiheit. Frieden fUr die mächtigen und für 
die kleinen Länder. Frieden für alle Kontinenle und alle Völker. 
Wir verstehen nur zu gut, daß wir ihn nicht ohne einen beharrli­
chen und entschlossenen Kampf erringen werden. 
Aber wir mUssen ihn trotz Imperialismus, Neokolonialismus, 
Rassismus, Zionismus, Expansionsstreben und anderer reaktio­
närer Krafte, die immer noch in der Weil existieren, möglich 
machen. Vereint sind unsere Länder sehr stark. Niemals zuvor 
haben die Kräfte des Fortschritts und das progressive politische 
Bewußtsein der Völker einen solchen hohen Stand erreicht. 
Selbst in den impe~ialistischsten und reaktionärsten Ländern 
sind bedeutende fortschrittliche Kräfte am Werk, die fest ent­
schlossen sind, für eben diese Ziele zu kämpfen. Die große Rol­
le, die das Volk der Vereinigten Staaten und die WeItöffentlich­
keit bei der Beendigung des verbrecherischen imperialistischen 
Krieges gegen Vietnam gespielt haben, soll te nie vergessen wer­
den . 
Wir müssen Frieden, Entspannung, friedliche Koexistenz und 
Abrilstung fordern, anstreben und durchsetzen, denn sie wer­
den sich nicht von selbst einstellen und es gibl in der heutigen 
Welt keine Alternative, wenn wir ein überleben der Menschheit 
bewahren wollen. 
Wir müssen jeden Schritt unterstUtzen, der in diese Richtung 
fOhrt. Aus diesem Grund müssen wir mit Genugtuung das 
SAL T-lI-Abkommen zwischen der 50wjetunion und den Verei­
nigten Staaten ebenso begrilßen, wie die weiteren Schritte, die 
auf diesem Gebiet geplant sind. Gleichzeitig haben wir die reak­
tionären Kräfte zu verurteilen, die im Geiste des Kalten Krieges 
agieren, die in das schmutzige Geschl!.ft mit dem Waffenhandel, 
die Zerstörung und den Tod verstrickt sind und die im US­
Senat gegen die Ratifizierung dieses Abkommens auftreten. 
Wir müssen jedoch eingestehen, daß diese Schrille, so positiv 
und wichtig sie auch sein mögen. vom Ideal des allmählichen 
Abbaus der atomaren Rüstungen bis hin zu ihrer vollstl!.!ldigen 
Vernichtung, zur Einstellung des Wettrüstens - was letztlich 
die einzig gerechte Lösung fUr alle Länder wäre - noch weit 
entfernt sind. Der Tag muß kommen, an dem die Menschheit 
die Waffenproduktion und den Waffenhandel enlschieden ver­
urteilen wird. 
Mehr als 300 Mrd Dollar werden pro Jahr in der ganzen Welt 
für Waffen und andere Militärausgaben statist ischen Veröf­
fent lichungen zu rolge aufgewendet, und diese Zahl ist mögli­
cherweise eine zu vorsichtige Schätzung. 50 verbraucht z. B. die 
US-Armee alleine 30 Mio t Öl zu diesen Zwecken - das ist 
mehr als der Energieverbrauch aller Länder Zentralamerikas 
und der Karibik zusammen genommen. 
Für 300 Mrd Dollar kOnnten 600000 Schulen fü r 400 Mio Kin­
der gebaut werden; oder 60 Mio wOhngerechte Wohnungen für 
300 Mio Menschen; oder 30000 Krankenhäuser mit 18 Mio Bet­
ten; oder 20000 Fabriken mit Arbeitsplätzen fUr mehr als 20 
Mio Arbeitskräfte; oder ein BeWl!.sserungssystem für 150 Mio 
ha Land, welches bei entsprechender technischer Bewirtschaf­
tung I Mrd Menschen ernähren würde. Einen solchen Betrag 



vergeudet die Menschheit Jahr und Jahr für Rüslungszwede. 
Nehmen Sie dazu das riesige Kraftpotential an jungen Men­
schen, wissenschaftlichen Ressourcen, Technikern, Kraft- und 
Rohstoffen usw. Ein derart hoher Preis muß fOr das Verhin­
dern eines wirk lichen Klimas des Vertrauens und des Friedens in 
der Welt gezahlt werden. 
Für uns Marxisten sind Krieg und Rüstung historisch untrenn­
bar mit dem System der Ausbeutung des Menschen durch den 
Menschen und mh der unersälIlichen Gier dieses Systems nach 
den nalOrlichen Reichtümern anderer Volker verbunden. Wir 
haben einst in den Vereinten Nationen gesagt: "Das Ende der 
Ideologie der AusplOnderung wird auch das Ende der Ideologie 
des Krieges sein." 
Der Sozialismus als System braucht keine Rüstung,sproduktion, 
um seine Wirtschaft in Gang zu halten. Er braucht keine Trup­
pen, um von den Bodenschätzen anderer VOlker Besitz zu er­
grei fen . Wäre die Losung von der Einheit und der Brüderlich­
keit zwischen allen Völkern und Menschen bereits Wirklichkeit, 
dann bräuchte man keine Waffen, um einerseits Völker anzu­
greifen und zu unterdrücken oder andererseits die Freiheit zu 
erringen und sie zu verteidigen. 
Wie lang und utopisch auch der Weg erscheinen mag, wie 
schwer die Mißerfolge auch sein mögen, einschließlich des Ver­
rats in den Reihen der fortschrittlichen Bewegung, so dürfen 
wir uns nie entmutigen lassen oder nachlassen in unserem be­
harrlichen Kampf für diese Ziele. Auf allen Foren und in allen 
internationalen Organisationen gilt es zu fordern, daß die Wor­
te in Taten umgesetzt werden . 
Diese Fragen bringen uns direkt zur wirtschaftlichen Thematik . 
Immer mehr Staatsmänner und Führungspersönlichkeiten in­
nerhalb unserer Bewegung verweisen besonders auf die Not­
wendigkeit, diese Angelegenheit in den Mittelpunkt unserer 
Sorgen zu rücken. Sie als Staatsmänner, die tagtäglich mit ern­
sten wirtschaftlichen Fragen ihrer Länder konfrontiert werden, 
verstehen sehr wohl, wie groß die Schwierigkeiten in diesem Be­
reich sind: der unaufhaltsame Anstieg der Auslandsverschul­
dung, der Mangel an ausländischen Devisen, die steigenden 
Preise für Öl und andere Einfuhrwaren, der ungleiche Waren­
austausch, die ständige und immer stä rkere Plünderung der 
Früchte der Arbeit unserer Völker durch Preissenkungen auf 
den Auslandsmärkten, die lnnation, das Ansteigen der Binnen­
preise und die verschiedensten sozialen Auseinandersetzungen, 
die durch all dies ausgelöst werden. 

Soziale Gerechtigkeit - eine Über~bensrnllge 

Die progressiven Regierungen, die lobenswerte Anstregungen 
unternehmen, Entwicklung und Wohlstand ihrer Länder zu 
mehren, stöhnen unter der Last der wirtSChaftlichen Schwierig­
keiten und der erniedrigenden, knechtenden Bedingungen, die 
ihnen internationale Kreditinstitute aufzwingen, und scheitern 
bisweilen ganz. Welchen politischen Preis mußten nicht viele 
von ihnen wegen der Bedingungen seitens des Internationalen 
Währungsfonds zahlen. Wir Kubaner, die wir von den Imperia­
listen aus dieser Organisation ausgeschlossen wurden, meinen, 
daß dieser Ausschluß für uns weniger eine Bestrafung, als ein 
Privileg war. 
Es gibt Regierungen, die durch den revolutionären Kampf ihres 
Volkes an die Macht gelangen und sich plötzlich erschrecken­
den Bedingungen der Armut, der Verschuldung und der Unter­
entwicklung gegenüber sehen, die verhindern, daß sich auch 
nur die bescheidensten Hoffnungen ihrer Völker erfüllen las-

"'". Ich will es hier nicht bei Halbwahrheiten beenden lassen und 
nicht die Tatsache verheimlichen, daß die sozialen Probleme 
akuter werden. wenn in irgendeinem unserer UlndeT eine kleine 
Minderheit über die wichtigsten ReichtUrner alleine verfügt, der 
Großteil des Volkes aber nichts hat. Kurz gesagt, wenn das so­
ziale System also gerecht ist, dann gibt es unvergleichlich mehr 
Chancen zum überleben, für die wirtschaftliche und gesell-

schaft liche Entwicklung. Es gibt Länder, wo man ein Wirt­
schaftswachSlum beim gleichzeitigen Ansteigen der Armut, des 
Analphabetentums, der Zahl der Kinder, für die es keine Schu­
len gibt, der Unterernährung, der Krankheiten, des Beulertums 
und der Arbeitslosigkeit beobachten kann. All dies zeigt in aUer 
Deutlichkeit, daß dort etwas schief tauft. 
Auf die schwachentwickelten Ulndet - manche ziehen es vor, 
uns optimistisch als Entwicklungsländer zu bezeichnen, wäh­
rend in Wirklichkeit die Kluft zwischen uns und den Industrie­
staaten im Pro-Kopf-Einkommen und im Lebensstandard von 
Tag zu Tag größer wird -, in denen 65 '70 der WehbevOlkerung 
leben,aber entfallen nur 15'70 des Gesamtprodukts der Welt 
und nur 8'lt der Industrieproduktion. Die Gesamtheit der län­
der dieser Gruppe, die über keine eigenen Energievorkommen 
verfügen, sind jetzt durch eine Auslandsverschuldung von über 
300 Mrd Dollar belastet. Berechnungen zufolge kommen die 
Zinsen dieser Auslandsverschuldung 40 Mrd Dollar jährlich na­
he, das sind mehr als 201170 ihres jährlichen Exportvolumens. 
Das durchschnillliche Pro-Kopf-Einkommen in den Industrie­
staaten ist jetzt 14mal so hoch wie das in den unterentwickelten 
Ländern. Darüber hinaus leben in den unterentwickelten Län­
dern mehr als 900 Mio erwachsene Analphabeten. Das darf auf 
keinen Fall hingenommen werden. 

Nach Lösungen für die Energiekrise suchen 

Ein besonders akutes Problem. dem sich die nichterdölfördern­
den unterentwickelten Länder gegenübersehen - und das ist 
die überwiegende Mehrheit der Mitglieder unserer Bewegung­
ist die Energiekrise. Die ölexportierenden Länder, die alle zu 
den unterentwickelten gehören und fast aUe Mitglieder der Be­
wegung der nichtpaktgebundenen Länder sind, haben stets von 
den übrigen nichlpaklgebundenen Ulndern Unterstützung für 
ihre gerechten Forderungen nach einer Preisanhebung ihres 
Produktes und nach Beendigung des Zustandes ungleicher 
Handelsbeziehungen und der Energieverschwendung erhalten. 
Diese Länder verfUgen heute über ein viel größeres Wirtschafts­
potential und eine bessere Verhandlungsposition geknüber 
den kapitalistischen Industriestaaten. Doch die Lage der nicht­
erdölfördernden unterentwickelten Uindern sieht anders aus. 
Zucker, Bauxit, Kupfer und andere Hartmineralien, Erdnüsse, 
Kopra, Sisal, Tee, Kashewkerne und überhaupt landwirtschaft­
liehe Produkte sind auf dem Weltmarkt im Preis erschreckend 
unterbewertet. Die kapitalistischen Industrieländer heben egoi. 
stisch die ZoUsätze für jene wenigen Erzeugnisse an. die unsere 
Länder herstellen, und subventionieren sogar, wann immer es 
ihnen möglich ist, Waren, die mit den unsrigen konkurrieren. 
So verfahren z. B. die EurOpäische Gemeinschaft und die Verei­
nigten Staaten beim Zucker. Die Preise für die von uns einge­
führten Ausrüstungen, Maschinen, Induslriegüter und Halbfer­
tigprodukte werden ständig angehoben. Die "privilegierten" 
Exporteure dieser Waren verlangen hierfOr von Mal zu Mal 
mehr. Sie werden leichter als die unterentwickelten Länder mit 
den Energiepreisen fertig. Sie exportieren sogar Waffen im 
Werte von vielen Mrd Dollar im Jahr und kaufen oftmals mit 
diesem Erlös Öl. Der Schah war, bis er vor kurzem endlich ge­
stürzt wurde, einer ihrer millionenschweren Lieblingskunden. 
Die Geldüberschüsse aus dem Ölexport werden vor aUem in den 
reichsten und am meisten entwickelten kapitalistischen Ländern 
auf Bankkonten deponiert oder investiert. Diese Gelder helfen 
diesen Ländern ferner, die eigene Energieversorgung zu sichern. 
Aber worauf können sich in dieser Hinsicht die nichterdölpro­
duzierenden unterentwickelten Länder stützen? 
Das alles muß berücksichtigt werden, denn die Lage vieler die­
ser Länder, die in ihrer Mehrheit Mitglieder unserer Bewegung 
sind, ist berei ts wirk lich verzwei fel t. Diese Fragen sollten in un­
seren Beratungen bedacht und diskutiert werden. Es muß eine 
Lösung dieser Probleme gefunden werden. Der Imperialismus 
manövriert bereits auf jegliche Weise, um unsere Bewegung zu 
spalten, und die ErdöUander von den übrigen unterentwickelten 
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Ländern zu isolieren, indem er ihnen die Wirtschaftskrise anla­
stet - deren Ursache in Wirklichkeit in der dem Imperialismus 
innewohnenden ungerechten Ordnung begrundetliegt; und was 
noch viel gefährlicher ist, um nach geeigneten Vorwänden zu 
suchen und seine Aggressionspläne gegenüber den erdölexpor­
tierenden Ländern zu tarnen_ Kuba schneidet dieses Thema 
nicht an, um seine eigenen Interessen zu verteidigen. NatUrlich 
bekommen wir die indirekten Folgen der Weltwirtschaftsk rise 
und der niedrigen Preise für unsere Waren auf den westlichen 
Märkten zu spUren. Unsere Ölversorgung ist jedoch garantiert, 
wofOr Kuba mit Zucker bezahlt. Hierbei entsprechen die Preise 
für Zucker denen fü r Öl und andere Waren, die wir in den so­
zialistischen Ländern ankau fe n. 
Dennoch müssen wir darauf verweisen, daß, wenn wir unseren 
ganzen in Kuba produzierten Zucker - das sind beinahe 8 Mio 
t in diesem Jahr, mehr als in jedem anderen Land der Welt, das 
Zuckerrohr anbaut - auf westlichen Märkten absetzen WUrden 
(auf dem sog. Weltmarkt werden etwa 8 Cent für I Pfund ge­
zahlt), dann hätte der Erlös nicht ausgereicht, um die von unse­
rem L~nd verbrauchte Energie (wiederum zum jetzigen Preis) 
zu bezahlen_ 
Wir müssen eine Lösung für die Energieproblcme suchen, je­
doch nicht nur für die Industrielä nder, die bereits jetzt den lö­
wenanteil der in der Weh produzierten Energie verbrauchen, 
sondern auch - und sogar vor allem - fOr die unterentwickel­
ten länder_ 
Wir appellieren an das Verantwortungsbewußtscin der Ölländer 
in unserer Bewegung und fordern sie auf, mutig, entschlossen 
und kühn eine kluge und weitsichtige Politik der wirtschaftli­
chen Zusammenarbeit, des Handels und dcr Kapitalinvestiti0-
nen in unserer unterentwickelten Welt zu verfolgen, da von un­
serem Schicksal auch ihr eigenes Los abhängen wird. 
Ich verlange nicht von Ihnen, daß sie ihre legit imen Interessen 
aufopfern_ Ich verlange auch nicht von Ihnen, daß sie Ihre riesi­
gen Anstrengungen für die Entwicklung und Wohlfahrt Ihrer 
Völker beenden. Ich verlange nicht von Ihnen, daß sie aui1lÖ· 
ren, fUr Ihre Zukunft Sorge zu tragen. Ich appelliere nur an sie, 
sich mit uns zu vereinigen, unsere Reihen fester zusammenzu­
schließen und gemeinsam für eine wahrhaft neue Welt wirt­
sChaftsordnung zu kämpfen, deren Vorteile allen zugute kom­
men werden. 
Die Zu kunft ist für kein Geld der Welt zu kaufen, denn die Zu­
kunft liegt in der Gerechtigkeit, in unserem Bewußtseinsstand, 
in der ehrlichen und brüderlichen Solidarität unserer Völker. 
Die Lösung der wirtschaftlichen Probleme unserer Länder ver­
langt enorme, verantwortungsvolle, bewußte und ernsthafte 
Anstrengungen in globalem Maßstab_ 
Wir, die wir hier anwesend sind, repräsentieren die große Mehr­
heit der Völker der Welt. Lassen Sie uns alle enger zusammen 
stehen. Vereinigen wir die wachsenden Kräfte unserer starken 
Bewegung in den Vereinten Nationen und auf allen internatio­
nalen Foren, um wirtschaftliche Gerechtigkeit für unsere Völ­
ker zu fordern. damit dem Raub der Frtlchte unserer Arbeit ein 
Ende gesetzt wird. Vereinigen wir uns, unser Recht auf Ent­
wicklung, auf das Leben, auf die Zukunft zu fordern_ Schluß 
mit einer Weltwirtschaft, die auf dem Reichtum jener beruht, 
die uns gestern wie heute ausbeuten und die Mehrheit der Völ­
ker in Armut stürzen! 
Mögen von dieser VI. Gipfelkonferenz fester Kampfeswille und 
konkrete Aktionspläne ausgehen. 
Vielleicht sind diese meine Worte zur Eröffnung dieser Konfe­
renz nicht besonders diplomal isch, vielleicht werden sie nicht 
ganz dem Protokoll gerecht. Doch ich hoffe, daß niemand dar­
an zweifelt, daß sie absolut ehrlich und aufrichtig waren . 
Vielen Dank. 
(Quelle: Granma. Weckly Review. Havanna. 9. 9. 1979) 
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Kuba 
Zentralkomitee der Kommunistischen Partei Kubas 

Zwischen bilanz drei Jahre 
nach dem 1. Parteitag 

Das jOlgende Kommunique des Zentralkomitees der Kommuni­
stischen Partei Kubas (KPK) zieht eine Bilan .. der drei Jahre, 
die seil dem I. KPK,Pofleitag /975 vergangen sind (vg/. dazu 
den Rechenschajlsberichl Fidel Castros in: AlB, Nr. 1, 3 und 
4/ 1976). Beeindruckend sind nicht nur die Ergebnisse der kuba­
nischen Wirtschafts- und Sozialen/wicklung, die das Dokument 
Qujlislet. Berindruckend isl Quch die selbstkritische, offene und 
sch6pferische Art, mit der die kubanische POftei- und Staa/s­
jiJhrung noch ungeflJsle oder neue Probleme des re~'olu(ion(jren 
Aufbaus angeht. 
Aus Plulzgründen wird das Dokumenl um zwei llingere Passa· 
gen gekürzt. Enl/affen sind so die Teile iJber das Erziehungs­
und Bildungswesen wie über die kubanische AujJenpolitik. 
Leltlere ist im übrigen ausfiJhrfich der Rede Fidel Castros auf 
der VI. Gipfelkonferenz der Bewegung der Nichlpaklgebunde­
nen zu entnehmen, die in diesem Hefl in vollem Wortlaut doku­
ltIef/l;er( ist. 

Das Plenum des ZK der Kommu nistischen Partei Kubas, das 
am 4. Mai 1979 stattfand, analysierte den Stand der Erfüllung 
der Ikschlüsse des I. Kongresses der Panei. Diese Analyse wur­
de auf den verschiedenen Ebenen der Partei, des Kommunisti· 
schen Jugendverbandes, der Staatsorgane und der Massenorga­
nisationen erstellt und umfaßt die während der ersten drei Jahre 
der Filnfjahrplanperiode 1976-1980 erzielten Ergebnisse. 
( . . . ) 
Es wurde festgestellt, daß die Beschlüsse und Programme hin­
sichtlich des FOnfjahrplanes - besonders auf wirtschaftlichem 
Gebiet - in drei Kategorien eingeteilt werden können. Erstens 
diejenigen, deren Erfüllung - bei Beibehaltung des gegenwärti­
gen Rhytmus - praktisch gesichen ist. Zweitens solche, deren 
Erfüllung größere Anstrengungen erfordert, und drittens Plä­
ne, deren Realisierung infolge Objektiver Faktoren besonders 
schwierig ist als Ergebnis objektiver Verhältnisse, die mit den 
unvermeidbaren Auswirkungen der Wirtschafts- und Wäh­
rungskrise des kapitalistischen Weltsystems in der untersuchten 
Periode zusammenhängen. Sie können zwar nicht ausgeschlos­
sen werden verlangen aber nach wirklich ernsthaften Anstren­
gungen, nach der Erarbeilung von Alternativen und ihrer An­
wendung um diese Effekte auf ein Minimum zu reduzieren. 

Wlrlschaftsbi lanz 3 J ahre nach dem Parleilag 

Es hat auch Unzulanglichkeiten beim Management und der Or­
ganisation gegeben sowie ein Fehlen geeigneter Kontrollen. 
Das Ergebnis der Bilanz der wichtigsten Beschlüsse ergibt fol­
gendes Bild: 

Die Zuckerproduktion bei der Ernte 1978 überstieg 7 300000 t. 
Das ergibt eine Steigerung um mehr als I Mio t, verglichen mit 
dem Ergebnis der Zuckerrohrernte von 1975. Der Bau von vier 
neuen Zuckerfabriken ist befriedigend vorangegangen, und 
sollte die gegenwärtige Wachstumsrate beibehalten werden, 
wird das Fünf jahres programm erfüllt werden. Gleichzeitig mOs-

scn die crforderlichen Maßnahmen ergriffe n werden, um das 
Investitionsprogramm für die Errichtung neuer Fabriken wei ter 
zu realisieren. Außerdem wurden in diesen drei Jahren vier Ver­
ladestationen für losen Zucker gebaul. Das Investitionspro­
gramm für zehn FUllermillelfabriken kann Ende des FOnfjah­
resplanes abgeschlossen werden. Seit 1976 ist der Ausstoß an 
elektrischer Energie systematisch gesteigert worden. Dieser 
Fonschriu im Investi tionsplan auf diesem Gebiet macht es 
möglich, das Ziel von 9000 Mio Kilowattstu nden bis 1980 zu er­
reichen. 
Während der bisherigen Verwirklichung des Fünfjahrplanes 
wurden mehr als 51XXl Omnibusse hergestel1t. Es wird einge­
schatzt, daß die geplante Zahl von 91XXl produziert werden 
kann. Die Herstellung von Fulton-MUhlen für die Zuckerindu­
strie sowie von mechanischen Komplexen fü r den Bau neuer 
Zuckerfabriken wurde erweitert. 
Ein bedeutender Fortschritt konnte bei der Montage von 
Tischrechnern erzieh werden. Die P roduktion von Mini­
Computerr> und technischen Elementen der Datenverarbeitung 
wurde weiter vervollkommnet. 
In diesen Jahren wurde den Induslrieinvestitionen echter Vor· 
rang bei der Ausführung der Investitionspläne gegeben. Die In­
vestitionst3tigkeit erreicht in diesem Zeitraum eine jährliche 
durchschnittliche Steigerungs rate von mehr als 20 OJo, trotz ma­
terieller Begrenzungen und Unzulanglichkeiten im Prozeß von 
Investitionen und Produktion. Dies geWährleistete, eine bedeu­
tende Zahl von Industrieanlagen in 8ctrieb zu nehmen, unter 
ihnen einige der wichtigsten P rojekte des FUnfjahrplanes. Dazu 
gehörten das EleklTizitälsprQgramm, die Fabrik zur Produktion 
von Zuckerrohrkombines, die beiden Fabriken zur Herstellung 
von Bewässerungsröhren, eine Akkumulatorenfabrik, eine Rei­
fenfabrik, die Druckerei in Guantanamo, vier Pasteurisieranla­
gen, drei Brolfabriken und drei Geflugelverarbeitungsbetriebe. 
Der Fischexport hat in diesem Zeitraum zu einem posit iven Er­
gebnis gefUhrt und wurde zur zweitgrOßten Quelle frei konver­
tierbarer Währungen. Qualität und Reichhaltigkeit des Produk-
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tes h.aben zu diesem Erfolg stark beigetragen. 
Die ;~uckerrohrproduktion wurde bei den drei Ernten, die in 
den Jlahren nach dem J. Parteitag folgten, erheblich gesteigert. 
Bei d er Bewässerung des Zuckerrohrs wurde mit einem Gesam­
lergclJßis von 32000 caballarias ( I caballaria entspricht 1,34 Ar; 
d. Re d.) eine Verdoppelung erzielt, und bei der EinfOhrung und 
Entw"icklung von Sorten mit höherem Zuckergehall konnten 
FortSt:hrille erreicht werden. 
Die Erzeugung von Zitrusfrüchten weist eine jährliche durch­
schnit tliche Steigerung von 130/0 auf. Die LebensmitleIproduk­
tion yvu rde besonders aufgru nd der ÜbererfOllung bei Kartof­
feln und Malanga erhöht. Bei der Gemuseprodu ktion sind ver­
slarkt·e Anstrengungen notwendig. Weiterhin werden Steige­
r!.<l ngen bei der Eierproduktion erreich!. 1978 nahm die Reiser· 
ze ugu ng um mehr 112 Mio Spanische Zentner (Gewicht im nas­
seil Zustand) gegenOber der Ernte des Jahres 1975 zu. 
Oit~ Dichte des Telefonnetzes wurde verstllrkt, vor allem in den 
lfind lichen Gegenden. Das im ganzen Land installierte neue 
UKW-System erhöhte die Qualität der FernsehO bertragungen; 
der Vert rieb der Presseerzeugnisse wurde verbessert. 
Die .Qualität der zur Verteilung an die Bevölkerung importier­
ten l rextil ien ist verbessert worden. Die Verbesserung der Ver­
teiluJng von langlebigen Konsumgütern ist ein Ziel, das erreicht 
wu nie, obwohl es immer noch einige Schwierigkeiten mit dem 
Reparatur· und Ins tandhaltungssystem gibt. 

Eros'le Erfahrungen mil dem neuen P lanungssyslem 

Wällrend der drei ersten Jahre des PlanjahrfOnfts wurden ernSt­
J'la flt~ Anstrengungen unternommen, die Kindersterblichkeit 
el,ucheidend zu senken. Dabei wurde eine Rate von 22, I auf 
101.10 Lebendgeborene vor Erreichung des I. Lebensjahres er­
zielt. Dieser Wert liegt unter der in den Direktiven für 1980 ent· 
halte.nen Vorgabe. Krankheiten wie Kinderlähmung. Tetanus 
des N\~ugeborenen, ei nheimisches Sumpffieber und Diphtherie 
si nd in Kuba ausgerottet. 
Die Aufl~ben bei der Einführung des Systems zur Leitung und 
Planung der Wirtschaft si nd zu 90 % erfollt worden. Aus quali· 
tativer Sic)"u sind diese Ergebnisse weniger befriedigend. Das ist 
bedi ngt dUl'ch die Probleme, die notwendigerweise jeder tief­
greifende un,i in diesem Falle beschleunigte Wandel der Leitung 
der Wirtscha(t mit sich bring!. Dazu kommt, daß ein ungleiches 
Niveau der Er\'lwiek lung vorhanden ist - sowohl in materiell· 
technischer als ,auch in menschlicher Hinsicht. In diesem Sinne 
ist die lägliche Erkenntnis der Werktätigen und der Leitungska­
der der Wirtschaft von großer Bedeutung, daß die Anwendung 
der Grundprinzipjen der sozialistischen Wirtschaft unabding­
bar für den Aufbau des Sozialismus ist. 
Das Plenum hat bcrtk ksichtigt, daß die erzielten Ergebnisse 
durch schwerwiegende und unvermeidbare Auswirkungen ob­
jekt iver äußerer Fa kloren ernsthaft beei nträchtigt wurden. 
Zu m Sturz der Zuckerpreise auf dem Weltmarkt kamen die 
Auswirkungen der Kr ise des Kapitalismus hinzu. Sie äußert sich 
in einer Wirtschafts- , Währungs- und Energiekrise, die den in· 
ternationalen Handel stark beeinträchtigt, sowie in der plötzlich 
entfesselten Inflation. Dies alles führte zu einer erhöhten Preis­
steigerung von Fertigwaren und anderen Produkten, die Kuba 
vom kapitalistischen Markt importiert. Diese Faktoren bewirk­
ten eine starke Verschlechterung unserer Handelsbeziehu ngen 
auf diesem Markt und brachten es mit sich, daß die KauflIraft 
des Landes auf dem Gebiet der freikonvertierbaren Währung 
verringert wurde. 
Trotzdem haben so schwerwiegende Beeinträchtigungen - her­
vorgerufen durch Fakto ren. die außerhalb der nationalen 
Volkswirtschaft angesiedelt si nd - die beachtliche Entwick lung 
nicht verhindert, die wir fest stellen können, obwohl diese Ent­
wicklung nicht das Niveau erreicht, das die Direktiven des I. 
Parteitages fOr die gegenwartige Filnfjahrperiode als Ziel ge­
steckt haben. Das ist nicht nur das Ergebnis der Anstrengungen 
unseres werktätigen Volkes, sondern auch der Hilfe und Unter-
ZO 

stützung der sozialistischen Lander, ganz besonders der Sowjet­
union, zu danken. Dies betrifft die bedeutende wissen­
schaftlich·tech nische Zusammenarbeit sowie die beispielhaft 
gerechten Bedingungen bei den laufenden Handelsbeziehungen 
mit diesen Lä ndern , voran mit der Sowjetu nion, die sich ext rem 
gü nstig auf unsere Wirtschaft ausgewirkt haben und ohne dic 
eine solche Entwicklung unmöglich gewesen wäre - wie im Fal­
le der armen unterentwickelten Länder ohne eigene Ölproduk­
tion, die sich nun in einer verlweifelten Krise befinden, die 
nicht nur eine Paralysierung ihrer Wirtscha ft, sondern sogar ei­
ne Verschärfung der Armut bewirk t. 
Im Zeitraum von 1976- 1979 stieg die Arbeitsproduktivität in 
Kuba . obwohl in den vergangenen drei Jahren ernsthafte 
Schwierigkeitcn auftraten, das Prinzip der sozialistischen Ver­
teilung gemaß der Arbeitsleistung richtig anzuwenden. Deswe­
gen müssen die Leitungen der Agenturen uud Unterneh men auf 
nationaler und lokaler Ebene und die Gewerkschaften es zu ih­
rer Aufgabe machen, eine ständige Schlacht zur Verbesserung 
der Arbeitsorganisation und des Lohnsystems und zur Gewähr­
leistung einer systematischen Kontrolle Ober diese Aufgaben zu 
fUhren. 
Zwei Maßnahmen, die der Parteitag in Bezug auf die Materia­
leinsparung fOr not ..... endigerachtete, si nd weit von ihrer Durch· 
setzung entfernt. Dabei handelt es sich um die Aufstellung von 
Standards fUr das Inventar und den Materialverbrauch sowie 
die strikte Anwendung dieser Standards. Deswegen müssen die 
Stellen der zentralen staat lichen Verwaltung und die Organe der 
Volksmacht sowie ihre Planungseinheiten die notwendigen 
Schrille ergrei fen, um diese Standa rds mit der entsprechenden 
Qualität ausarbeiten. 
Es muß weiterhin fUr eine steigende Effektivität des Invesli' 
tionsprozesscs und die Senkung der Zeiten für Projektierung, 
Bau., Montage und Inbetriebnahme gearbeitet werden, um die 
Zeit pläne einzuhalten. Bei der Realisierung der Investitonen, 
die im Fünfjahrplanzei trau m abgeschlossen werden sollen, 
müssen im Rahmen des Planes diejenigen Vorrang haben. die 



eine wichtige Rolle beim Ablösen von Importen und bei der Er­
höhung der Exporte spielen und die die Produktionsgrundlagen 
de~ Landes festi gen . 
Im Zusammenhang mit diesen Aufgaben muß eine umfangrei­
che politische und Wettbewerbskampagne begonnen werden, 
die - gemeinsam mit einer effektiven Arbeit auf Seiten der Lei­
tungen - unsere Arbeiter zu besonderen Anstrengungen zu Eh­
ren des 2. Parteitages inspirieren wird. 
Der Ölverbrauch in der Zuckerindustrie hatte einen Höhepunkt 
erreicht. Die positiven Resultate, die bei der Senkung des Ölver­
brauchs während der gegenwärtigen Erme erreicht wurden, zei­
gen an, daß Anstrengungen in dieser RiChtung fortgesetzt wer­
den sollten. 
Das Plenum unterstrich die Bedeutung der Ersatzteilproduk­
tion vor allem ror die Zuckerindustrie, die Landwirtschaft und 
das Bauwesen zur Senk ung der Importe aus kapitalistischen 
Ländern und zur Sicherung der Grundlagenproduktion. Es for­
dert auch nachdrUcklieh, die Produktion von landwirtSchaftli­
chen Ausrüstungen und Geräten und besonders von Zucker­
rohrkombines zu steigern. Bei der Produ ktion und den Dienst­
leistungen zeigen sich Probleme des Qualitätsniveaus. Die not­
wendigen Verbesserungen erfordern die größte Aufmerksam­
keit und alle notwendigen, organisatorischen, technischen, ad­
ministrativen und politischen Anstrengungen, um die Qualität 
der fü r den Konsum der Bevölkerung und die Exporte des Lan­
des bestimmten Produkte zu erhöhen. 
Außerdem müssen wir den Rohstoffverbraueh rationalisieren, 
den Ausschuß senken und die übrigen Maßnahmen anwenden, 
die die Verminderung der Materialk oslen im produktiven Be­
reich der Wirtschaft begü nstigen. 
Die medizinische Versorgung in den drei Jahren dieser Fünfjah­
resperiode hat Fortschritte gemacht. Dennoch ist noch Raum 
rur die Verbesserung der Versorgung der Bevölkerung mit me­
dizinischen Einrichtungen und allgemein mit Hygiene- und Sa­
nitätsstationen auf dem Land. Und es sollte ein stabileres Ange­
bOI an Medikamenten für Apotheken und Krankenhäuser ge­
ben. 
Das Plenum umersuchte die negative Situation in der Tabak­
produktion und bekrä ftigte die Richtung, in die das Landwirt­
schaftsministerium und die kleinen Bauern arbeiten müssen, 
um die Böden, die Bewässerung, die Mechanisierung und die 
Veterinärstationen weiter zu verbessern; Tabak-Kooperativen 
zu errichten; staatliche Hilfen in neuen Gegenden und Provin­
zen zu vergeben; die Hektarerträge zu erhöhen; und stä ndig zu 
überprüfen, daß die Qualitä t sowohl in der landwirtschafllichen 
wie in der industriellen Produktion gleichermaßen hoch ist. 
Auch der Kaffeeanbau wurde analysiert. Hier gab es ei nen be­
merkenswerten ROckgang, aber die Anwendung der jüngsten 
Regierungsbeschlüsse wird in der bleibenden Zeit bis 1980 für 
eine allmähliche Erholung in diesem wichtigen Sektor sorgen . 
Nachdem die Viehindustrie analysiert worden war, die während 
dieser vergangenen Jahre eine geringe Effektivität aufwies, wur­
den kontinuierliche, insbesondere organisatiorische, technische 
und Überwachungsmaßnahmen festgelegt, um alle Spuren des 
Disziplinmangels in dieser Hinsicht, routinemäßiges Herange­
hen und schlechte Gewohnheiten und Traditionen auszurotten, 
die die wirklichen Hindernisse beim Erreichen besserer Ergeb­
nisse sind. 
Mit Blick auf die Schweinezucht muß ein Plan erstellt werden, 
um die Anzahl der Geburten zu erhöhen und die Sterbe- und 
Verlustrate zu verringern und um effektiven und rationalen Ge­
brauch von Abfällen zur Tierverfütterung zu machen. 
Aufmerksamkeit wurde der organisatorischen Seite der Arbeit 
mit landwirtschaftlichen Maschi nen und den Anst rengungen, 
diese besser auszulasten, geschenkt. Es wurde festges tellt, daß 
noch effizienter geplant und kontrolliert werden muß, um dies 
zu erreichen und eine bessere Versorgung des Maschinenparks 
sicherzustellen. 
Im Hinblick auf das langsame Tempo, mit dem auf dem Land 
der Kleinbauern Kooperativen errichtet werden. wird empfoh­
len, daß das Landwirtschaftsministerium und die Nationale 

Vereinigu ng der Kleinbauern einen gemeinsamen Plan ausarbei­
ten, um die Errichtung sowohl landwirtschaftlicher Produk­
tiollskooperativen als auch Kredi t- und Dienstlcistungskoopera­
tiven voranzutreiben, letztere dort, wo es die Bedingungen ge­
boten erscheinen lassen . Dies muß in Übereinstimmung mit den 
Prinzipien geschehen, die der I. Parteitag und der 5. Kongreß 
der Nationalen Assoziation der Kleinbauern entworfen haben, 
vor allem des Prinzips der Respektierung der Wünsche der Bau­
ern und unter Berücksichtigung der grundlegenden technischen 
und ökonomischen Erfordernisse der Zusammenfassung der 
bäuerlichen Produktion in Einheiten, die den rat ionalen und ef­
fizienten Einsatz des wissenschaftlichen, technischen, organisa­
torischen und sozialen Fortschritt geWährleisten, der auf klei­
nen LandstOcken (oder in der Kleinproduktion) nicht ange­
wandt werden kann. ( ... ) 

Wachsende Rolle der staatlichen Organe 

Drei Jahre nach dem I. Parteitag kann das Land auf enorme 
und substantielle Fortschritte bei sei ner Institutionalisierung 
stolz sein. Nach einem Referendum, bei dem 97,7% Ja­
Stimmen abgegeben wurden (und bei dem 98 GJo der registrierten 
Wähler abstimmten), wurde die sozialistische Verfassung ange­
nommen. Es folgten die völlige Neustru kturierung der staatli­
chen Institutionen, eine neue politisch-administrative Auftei­
lung und wirtschaftliche Organisation der Betriebe. Das erfor· 
derte gewaltige Anstrengungen, die nu r mit der in den Anfangs­
jahren der Errichtung der revolutionären Macht des Volkes ge­
leisteten Arbeit vergleichbar sind. Organe der Staatsmacht ent­
standen auf Landes-, Bezirks- und lokaler Ebene; die staatliche 
Verwaltung wurde reorganisiert. Das Gerichtswesen wurde um­
strukturiert und das staatliche Schiedsgericht geschaffen. Die 
Nationalversammlung der Volksmachl hat 23 Gesetze verab­
schiedet, die zusammen mit einer beachtlichen Zahl von Erlas­
sen und Verordnungen einen entscheidenden Teil der neuen ju­
ristischen Organisation des Staates für den Aufbau der soziali­
stischen Gesellschaft bilden. 
Die Konslituierung der Organe der Volksmacht und damit die 
Möglich keit, zahlreiche Funktionen zu dezentralisieren, indem 
sie den örtlichen Instanzen übertragen werden, erlaubte eine 
größere Beteiligung der Bevöl kerung beim Milregieren. Es ge­
lingt immer besser, die Sorgen und Erfordernisse der Bevölke­
rung kennenzulernen . Das fUhrt dazu, daß viele Forderungen 
der Massen leichter befriedigt werden können, in einigen Fällen 
mit ihrer eigenen Beteiligung. Es muß darauf geachtet werden, 
daß der Verwaltungsapparat der Volksmacht seine Aufgaben 
sehr rasch erfüllt. Das sollte mit einem Minimum an Personal 
geschehen, wobei jedes Anzeichen von Bürokrat ismus be­
kämpft und strikte Wachsamkeit gegenüber Abweichungen 
vom Stellenplan und der Verlelzung der gü ltigen Arbeitsgesetz­
gebung geübt werden muß. Es ist notwendig, daß die Unterneh­
men und andere Einrichtu ngen, die der Kontrolle der lokalen 
Organe unterstehen, ernsthafte Anstrengungen unternehmen, 
um sowohl die Qualität der Dienstleistungen zu verbessern als 
auch die Art der Behandlung der Öffentlichkeit. 
In den EinriChtungen der staat lichen Verwaltung muß der 
Kampf gegen Mängel, Nachlässigkei ten und Verantwortungslo­
sigkeit fortgeführt werden. Neben den Maßnahmen zur polit i­
schen und ideologischen Erziehung ist die konsequente Anwen­
dung der entsprechenden Gesetze gegenüber denjenigen uner­
läßlich, die ihre VerpOichtungen gegenüber dem Volk und dem 
sozialistischen Staat nicht erfUllen. Ebenso mUssen Gleichgül­
tigkeit, Vetternwirtschaft und jede andere Haltung, die diese 
Erschei nungen toleriert, bekämpft werden. 
In den letzten Jahren ist der Kampf zur Beseitigung der vom 
bUrgerlichen Regime übernommenen gesellschaftlichen Mängel 
verstärkt worden, indem die Rechtsorgane und die Polizei ver­
stärkl wurden. Eine umfassende Schlacht muß gegen Verbre­
chen am Eigentum, vor allem gegen Diebstahl entwickelt wer­
den, der von der Allgemeinheit entschieden abgelehnt wird. AI-
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le anderen antisozialen Aktivitäten, die Verbrechen darstellen, 
mUssen ebenso auf ein Minimum reduziert werden. Ernste An­
strengungen zur Hebung der Qualität und der Effektivität der 
Arbeit, die von den Gerichten und der Staatsanwaltschaft gelei­
stet wird, si nd geboten. 
Im Berichtszeitraum wurde die Nationale Vereinigung der Juri­
sten Kubas gegrUndet, die ein Grundpfeiler ror die berufliche 
und ideologische Weiterbildung ihrer Mitglieder sein soll. 
Der Kommunistische Jugendverband (UJC) hat seine Arbeit 
fortgesetzt, um die neuen Generationen in die Traditionen des 
Kampfes und der großen Arbeitsleistungen der Arbeiterklasse 
zu erziehen. Besondere AnslTengungen widmet die UJC der Be­
wegung der Jugendobjekte, die einen nationalen Charkater hat 
und mit der die Jugendorganisation die Arbeitskraft mobilisiert 
hat, die sie braucht, um diese Objekte auszuftlhren, und An­
strengungen unternommen hat, um die im Rahmen dieser Pro­
jekte vorgesehenen Aufgaben zu erfüllen. Nichtsdestoweniger 
haben wir die gewUnschte Situation noch nicht erreicht, in der 
die arbeitende Jugend die dynamischste Kraft unter den Arbei­
tern würde. 
Die Arbeit der Technischen Jugendbrigaden zielt darauf ab, 
Lösungen für die Produklionsprobleme durch größere wirt­
schaftliche Effizienz und die Erftlllung des technischen und 
ökonomischen Plans in jedem Arbeitszentrum zu finden. Den­
noch muß ihre Tätigkeit noch verstärkt werden. Sie müssen die 
ihnen übertragene Rolle mit größerer Effektivität ausftllIen. 
Desweiteren müssen ihnen die staatlichen Stellen mehr Unter­
stützung zukommmen lassen. 
Die UJC hat eine Politik der entschlossenen Ablehnung solch 
negativer Erscheinungen wie Schwindel, formlosen Verhaltens 
und antisozialer Verhaltensweisen verfolgt. Dennoch gibt es 
noch UJC-Mitglieder und andere junge Leute, die wenig 
Kampfbereitschaft zeigen gegenüber Zeichen von Disziplinlo­
sigkeit, Schuleschwänzen, geringer Bereits<:haft zum Studium 
und anderen Verhaltensweisen, die nicht mit unserer Lebens­
weise übereinstimmen. 
Die UJC hat ihre Arbeit zur Stärkung der Vereinigung der 
Oberschüler, der Vereinigung der Studenten und der Pionieror­
ganisation fortgesetzt, aber es ist noch notwendig, den Kampf 
fortzusetze n, um Unzulänglichkeiten auszurotten, die sowohl 
bei den Studenten noch existieren, als auch beim Funktionieren 
der Pionier-Paläste und -Zentren. 
Im analysierten Zeitraum unternahm das Volk Kubas giganti­
sche Anstrengungen bei der Organisierung der XI. WeJtfestspie­
Je der Jugend und Studenten, die ei nen neuen Sieg unserer Re­
volution darstellten. 

Neue Aufgaben für die Gewerkschaften 

Die Massenorganisationen haben ihre Aufgaben erfolgreich 
von denen abgegrenzt, die in die Zuständigkeit der staatlichen 
Verwahung fa llen. 
Bei der Stärkung der Gewerkschaftsbewegung wurden Fort­
schritle erreicht. Das bewies die ErftHlung der Mehrheit der Be­
schlüsse des XIII. Kongresses der Zentrale der Werktätigen Ku­
bas (CTC) und die Durchführung des XIV. Kongresses. Die 
CTC und ihre Gewerkschaft sorganisationen haben erfolgreich 
den Weubewerb mit der Realisierung ökonomischer Ziele des 
gegenWärtigen Fünfjahresplans verbunden. Sie hat die Freiwilli­
genarbeit organisiert und sie in organisatorischer Hinsicht ver­
bessert. Sie hat eine stri kte Sparsamkeitspolitik im Hinblick auf 
ihre Ausgaben verfolgt und die Kassierung der Gewerkschafts­
beiträge verbessert. Auch wurden die Erholungsmöglichkeiten 
für die Arbeiter mit der Übergabe der gesellschaftlichen Zen­
tren von Havanna-Stadt an die Gewerkschaften verbessert. 
Aspekte der Gewerkschaftsarbeit, denen mehr Anstrengung 
und Aufmerksamkeit gewidmet werden muß, sind der Inhalt 
der ProduktionSberatung und die Teilnahme der Gerwerkschaf­
ten und damit der Arbeiter an der Untersuchung und Problem­
lösung verschiedener Aspekte der ökonomischen und sozialen 
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Entwicklung sowie der erfolgreichen Einführung des Systems 
der ökonomischen Planung und Leitung. 
Es ist notwendig, die Gewerkschaften im Kampf gegen alle Er­
scheinungsformen der Anpassung und der BeSChönigung von 
Mängeln, gegen Verantwortungslosigkeit und Gleichgültigkeit, 
die der Wirtschaft des Landes so viel Schaden zufUgen, zu stär­
ken. 
Es gibt noch schwache Punkte bei der Arbeit an der Ausrottung 
von Erscheinungen der Disziplinlosigkeit in der Arbeit, vor al­
lem im landwirtschaftlichen und Transportbereich. Manchmal 
trägt die Gewerkschaftsbewegung noch nicht mit der gebotenen 
Energie dazu bei, die Arbeitsgesetze einzuhalten und dafür Sor­
ge zu tragen, daß die Rechte der Arbeiter voll respektiert wer­
den. Die Ergebnisse bei der Anwendung des Gesetzes über Ge­
sundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz sind unbefriedigend, 
und als Ergebnis davon gibt es noch viele tödliche Unfälle, vor 
allem in der Zucker- und Bauindustrie. 
Die Komitees zur Verteidigung der Revolution (CDR) haben ih­
re Aufgabe zur Verteidigung der Revolution und im Kampf ge­
gen antisoziale Verhaltensweisen erfüllt, wobei ihre Mitwirkung 
bei der Scha ffung und Unterstützung der Organe der Volks­
macht hervor.lUheben ist. Sie haben auch zur besseren Organi­
sation der gesellSChaftliChen Aktivität in den Gemeinden beige­
tragen. Vorrangig sollten die Mitglieder der COR ihre Beteili­
gu ng an der zweiten Schicht der Nachtwachen (von 2-6 Uhr: 
d. Red.) erhö hen. 
Die Vereinigung der Kubanischen Frauen (FMC) hat daran ge­
arbeitet, das erzieherische und kulturelle Niveau der Hausfrau­
en zu erhöhen und bedeutende Fortschritte dabei erzielt, die 
Frauen politisch und ideologisch zu erziehen und die Gleichstel­
lung mit dem Mann zu erreichen, obwohl mit der ökonomi­
schen Situation zusammenhängende Grenzen die Lösung vieler 
Dinge materieller Art, die die Erreichung dieses Zieles erleich­
tern würden, noch verhindern. Die Einrichtungen der staatli­
chen Verwaltung haben ihre Aufgabe, die Frauen in die 
Qualifizierungs- und Weiterbildungspläne einzubeziehen, noch 
nicht in genügendem Maße gelöst. 
Es gab Verzögerungen bei der Übertragung einiger Aufgaben 
der FMC-Arbeit an die Volksmacht. Diese SChwierigkeit trat 
auf, weil auf der Ebene der nationalen Staatsorgane noch Vor­
kehrungen zur Festlegung von Normen für diese Arbeit getrof­
fen werden müssen. 
Die Nationale Vereinigung der Kleinbauern (ANA P) hm an der 
Festlegung von Normen und der Errichtung landwirtschaftli­
cher Kooperativen gearbeitet, aber es müssen noch Wetlbe­
werbsmethoden für den bäuerlichen Sektor entwickelt werden, 
die der Masse der Bauern mehr entsprechen. ( ... ) 
In Zusammenfassung der Arbeit, die während der letzten drei 
Jahre in Verwirklichung der Beschlüsse des I. Parteitags getan 
wurde, hob das 8. Plenum des Zentralkomitees hervor, daß un­
ser Volk trotz der schlechten internationalen Winschaftslage 
und der Grenzen und Fehlschläge, über die oben berichtet wur­
de, große Fortschritte in der Entwicklung der Produktion und 
der Gesellschaft unseres Landes gemacht hat. Während dieser 
Periode haben die Arbeiter Kubas zahllose Heldentaten in der 
Arbeit vollbracht und sich dem Aufbau eines sozialistischen Va­
terlandes in wahrem OpfergeiSI, mit Schlichtheit und Hingabe 
gewidmet. 

OptimistiSChe Zukunftsperspektive 

Diese Errungenschaften, die einen soliden Beweis der Überle­
genheit des Sozialismus und der außerordentlichen Möglichkei­
ten, die er revolutionären Völkern bietet, darstellen, ermögli­
chen uns, der Zukunft mit neuem Optimismus entgegenzuse­
hen. Die kommenden Jahre, insbesondere die I 1/ 2 Jahre, die 
uns noch vom 2. Parteitag trennen, rufen die Ar~iter und das 
ganze Volk zu entschlossenen, von Schwankungen freien und 
wahrhaft kreativen Anstrengungen auf. 
Mit demselben Kampfgeist und der Siegesgewißheit, die stets 



die kubanische Revolution begleitet haben, beschloß das 8. Ple­
num des Zentralkomitees der Kommunistischen Panei Kubas, 
einen Aufruf an den mächtigen und kämpferischen Willen uno 
seres Volkes, der Werktätigen, besonders an unsere Arbeiter­
klasse, die Partei und ihre Jugendorganisation, den Staatsappa­
rat und die gesellschaftlichen Massenorganisationen zu richten ... 
und sie aufzufordern, alles zu tun, um alle gesteckten Ziele in ' 
dem bis zum 2. Parteitag unserer Partei verbleibenden Zeitraum 
zu erreichen. Mehr denn je müssen im Denken und Handeln un­
serer Parteimitglieder und unseres Volkes das revolutionäre Be­
wußtsein, die Siegesentschlossenheit und das Verantwortungs· 
gefühl gegenüber dem Vaterland und der Revolution gefestigt 
werden. Wir müssen jetzt nOCh stärker als je zuvor in der Lage 
sein, die Waffen der Organisation, die rationelle Nutzung der 
Ressourcen sowie die politischen, wirtschaftlichen und gesell­
schaftlichen Mechanismen, über die wir verfügen, einzusetzen. 

.. Unsere vornehmste Prlieht " 

Unsere vornehmste Pflicht besteht darin, die menschlichen, 
technischen und materiellen Kräfle, Ober die wir verfügen, zu 
mobilisieren und richtig einzusetzen. Vergessen wir nicht, daß 
20 Jahre Wirtschaftspraxis derer, die ursprünglich vom Kapita­
lismus dazu verurteil! waren, in Unkultur und Analphabeten­
tum zu vegetieren, in unserem Land einen gigantischen histori­
schen Umschwung bewirkt und das werktätige Volk geschmie­
det haben. Neue und bessere technische, politische und Verwal· 

Karibik 

Regierungen Grenadas, 
St. Lucias und Dominikas 

IUngskader bilden sich heraus, die in der Lage sind, die Schwie­
rigkeiten in enger und schöpferischer Zusammenarbeit mit den 
werktätigen Massen zu überwinden. Einer brutalen Blockade, 
ei nem kriminellen Überfall, einer ständigen Bedrohung ausge­
setzt und bereit, den proletarischen Internationalismus ehren­
voll anzuwenden, sind unsere Bemühungen zur wirtschaftlichen 
und gesellschafllichen Entwicklung nicht frei von Unzuläng­
lichkeiten, die mit jedem Jahr vermindert werden müssen. 
Wir müssen ständig die Wirksamkeit der großzügigen und brü­
derlichen Hilfe der UdSS R und anderer sozialistischer Länder 
erhöhen und unsere Arbeit zur Qualifizierung und Weiterbil­
dung von Kadern aller Art vervollkommnen. Wir wissen, wie 
unser Volk, unsere Parteimitglieder über sich hinauswachsen, 
wenn es darum geht, allen Widrigkeiten zum Trotz Siege zu er· 
ringen. 
Im Vertrauen auf diesen Geist fordert das 8. Plenum des Zen­
tralkomitees der KPK die Organisationen und Einrichtungen 
der Partei und der UJC, die Institutionen der staatlichen Ver­
waltung und die gesellschaftlichen Massenorganisationen auf, 
die entsprechc'lden Maßnahmen zu ergreifen und sie begeistert 
und entschlossen auszufahren. Wir sind sicher, in einer erneu­
ten Bilanz im kommenden Jahr nachweisen zu können, daß wir 
uns, was alle unsere patriotischen und revolutionären Traditio­
nen und das Ansehen angeht, das die kubanische Revolution, 
und das Beispiel des Genossen Fidel CastrO an der Spitze unse­
rer Partei in der ganzen Welt gewonnen hat" wü rdig verhalten 
haben. 
(Quelle: Granma. Weekly, Havanna, 27. S. 1979) 

.-

Deklaration 
von st. George's 

In Grenada übernahm im März 1979 die Neue Bewegungfür ge­
meinsame Bemühungen nach Wohlfahrt, Erziehung und Be­
freiung (New Jewel Movemenr) nach einem unblutigen Staats­
streich die Macht. Unter Fiihrung von Maurice Bishop, Rechts­
anwalt und Vorsitunder der Befreiungsbewegung, wurde eine 
revolutionäre, anriimperialistische Orientierung verkündet. 
Massenaktionen mündelen dann im Mai /979 auf Dominika 
und im Juli d. J. auf SI. Lucia zum Machtansuiu zweier weite­
rer Linksregierungen in der Inse/region der Kleinen Antillen 
(siehe A lB, Nr. 9/1979, S. 39). Die Regierungschefs der drei ka­
ribischen Slaaten M. Bishop (Grenada), Oliver Seraphine (00-
minika) und George OdIum (SI . Lucia) trafen vom 13. - 16. Juli 
d. J. in der grenadischen Hautstadl SI. George's zu einem ersten 
Meinungsausfausch zusammen. A ls Resultat verabschiedeten 
sie die folgende gemeinsame Deklaralion, die ihre progressiv­
anliimperialislische Ausrichtung widerspiegelt. 

Wir anerkennen mit Genugtuung, daß sich die freundschaftli­
chen Beziehungen zwischen den Regierungen und den Völkern 
von Dominika, Grenada und St. Lucia hervorragend auf neuen 
Grundlagen entwickelt haben, seitdem Volksregierungen in die­
sen drei Ländern die Macht ausuben. 

Wir erk lären, daß die folgende Deklaration die Grundlage fü r 
friedliche, freundschaftlic he und kooperative Beziehu ngen zwi­
schen den drei Ländern darstell! und daß die in der Dek laration 
angeführten Prinzipien strikt eingehalten werden müssen. 
Wir unterstreichen, daß die Prinzipien des Vertrages von Cha­
guaramas, durch den die Karibische Gemeinschaft (CARI­
COM) geschaffen wurde, die Charta der Organisation Ameri­
kanischer Staaten (OAS) und die der Vereinten Nationen in je­
der Hinsicht respektiert werden mUssen. 
In der Hoffnung, daß wir zum Frieden zur Freundschaft und 
zur regionalen Solidarität beitragen, erklären die Regierungen 
von Grenada, Dominika und SI. Lucia, die vom 13. bis 16. Juli 
1979 in SI. George's zusammentrafen, das folgende. 
I. Die Regierungen von Dominica, Grenada und St. Lucia wer­
den zwischen den drei Ländern Beziehungen des ewigen Frie­
dens und der Freundschaft entwickeln, die auf der Grundlage 
der gegenseitigen Achtung der Souveränität und der territoria­
len Integrität, der Nichteinmischung in die inneren Angelegen­
heiten des anderen, der Gleich heit und der regionalen Solidari­
tät beruhen. 
2. Die drei Regierungen werden versuchen, im Geiste guter 
Nachbarschaft und Freundschafl sowie in Übereinstimmung 
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mit den Prinzipien der Gleichheit und der Nichteinmischung in 
die inneren Angelegenheiten, die wirtschaftliche Entwicklung, 
den Handel und die kulturellen Beziehu ngen zwischen den drei 
Ländern zu vertiefen und den Austausch zwischen den Völkern 
der drei Länder zu fördern. 
3. Die drei Regierungen sind sich bewußt, daß die Völker ihrer 
entsprechenden Lander sie an die Macht gebracht haben, damit 
sie wichtigen karibischen Aspekten, die das Leben der Völker 
berühren, eine neue Perspektive geben. 
4, Die drei erkennen auch an, daß die Volksdelllokratie, die 
Achtung der Rechte der Werktätigen und die wirtschaftliche 
und soziale Gerechtigkeit für die Massen die vordringlichen Zie­
le ihrer Regierungen sein müssen. 
S. Jedwede neue karibische Organisation muß die höchstmögli. 
ehe Beteiligung der Massen der Region besitzen und gewährlei­
sten . 
6. Anerkannt wird auch die Notwendigkeit einer sehr engen 
Zusammenarbeit, und diesbezüglich müssen Regelungen für 
häufigere Konsultat ionen auf höchster Ebene und für einen In· 
format ionsaustausch zum gegenseitigen Nutzen unserer Völker 
getroffen werden. 
7. Die Regierungen widersetzen sich im Prinzip nicht der Auf­
stellung einer regionalen Militärstreitmacht, wenn sich deren 
Operationen darauf beschränken, ausländische Aggressionen 
zurückzuschlagen sowie die Bedrohung durch Söldnerinvasi0-
nen abzuwenden. 
8. Die vorgeschlagene Organisation der Staaten der Ostkaribik 
soll erst nach eingehenden Konsultationen mh den Völkern der 
drei Länder und unter deren Mitwirkung geschaffen werden. 
9. Die drei Regierungen nehmen eine unabhängige und nicht­
paktgebundene Haltung in den internationalen Beziehungen zu 
allen Staaten ein. Die Regierungen unterstreichen besonders, 
daß die Völkern der Karibik ein souverä nes Recht haben, ihre 
Länder auf einem eigenen Weg und frei von ausländischer Ein· 
mischung zu entwickeln. 

Grcnod •• , .voIUllon.r •• Premicrmin'".r M. fl i,,,,,,, 
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10. Die Regierungen widersetzen sich dem Imperialismus in al­
len seinen Formen, besonders seiner Herrschaft Ober und dem 
Druck auf die Entwick lungsländer, welche die großen transna­
tionalen Gesellschaften und ihre Regierungen ausahen. 
11. Die Regierungen wenden sich mit Nachdruck gegen alle Er· 
scheinungsformen des Kolonialismus in der Region und unIer­
stOtzen auf internationaler Ebene und unzweideutig das Recht 
aller Völker auf Selbstbestimmung und nationale Unabhängig­
keit. In dieser Hinsicht erklären die Regierungen vor allem ihre 
Unterstützung für die bedingungslose Gewährung der Unab­
hängigkeit an Belize und weisen die Besitzansprüche Guatema­
las auf Teile des Territoriums von Belize zurück. 
12. Die Regierungen erklären auch ihre volle Unterstützung 
und ihre Solidarität mit den Befreiungsbewegungen in Zimbab­
we, Namibia, Südafrika und Nikaragua. 
13. Die Regierungen bekräftigen ihr Einverständnis mit den 
Prinzipien der karibischen Integration, der Zusammenarbeit 
und der Einheit. In diesem Sinne wurde die Entscheidung ge­
troffen, karibischen Bürgern im Prinzip die Einreise in ihre ent­
sprechenden Territorien zu gestatten. Die Regierungen kamen 
ferner überein, das Verbot aufzhuheben, daß progressive Kräf­
te ihre entsprechenden Länder besuchen. 
14. Die Regierungen unterstützen die Abhaltung einer Konfe­
renz der Regierungschefs der CA RlCOM und rufen dringend 
dazu auf, sie noch in diesem Jahr stattfinden zu lassen. 
IS. Die Regierungen bestätigen, daß das Gebiet der Karibik ei­
ne Einheit ist ohne Rücksicht auf Unterschiede in der Sprache, 
in der WirtSChaft, auf die Trennung durch das Meer und andere 
ähnliche Gesichtspunkte. Die Regierungen weisen deshalb mit 
allem Nachdruck auf die Notwendigkeit hin, so enge Beziehun­
gen wie möglich zwischen den Inseln und Landern der Karibili 
herzustellen, wobei es unwichtig ist, ob hier englisch, niederlän­
disch, spanisch oder französisch gesprochen wird. 
16. Die Regierungen stimmen darin überein, den Austausch jeg. 
licher Information über Erdölerkundung und Meeresrechte zu 
organisieren, um eine Energiepolitik zu entwickeln, die eine ge­
eignete Gesetzgebung für die drei Staaten einschließt. 
11 , Die Regierungen unterstützen die Position jener Lander, 
die sich für die Schaffung einer internationalen Organisation 
aussprechen, um die Ressourcen in den Tiefen des Meeres zum 
gegenseitigen Nutzen aller Länder zu erforschen - im Gegen­
satz zur Ausbeutung dieser Ressourcen durch transnationale 
Gesellschaften zum Nutzen einer kleinen Minderheit - und tre· 
ten für den Aufruf der "Dritten Welt" nach einer neuen inter­
nationalen Wirtschaftsordnung ein. 
18. Die Regierungen identifizieren sich mit der Bewegung zur 
Unterstützu ng der Abrüstung und zur Beendigung des Wettrü­
stens und bedauern die unnUtzen Ausgaben von Fonds in die­
sem Sinne. Diese Fonds könnten besser dazu verwendet wer­
den, die Entwicklungsländer zu unterstützen. 
Die Regierungen identifizieren sich weiterhin mit dem Kampf 
ror den Weltfrieden und für die Lösung von Streitigkeiten mit 
friedlichen Mitteln. Insbesondere verurteilen die Regierungen 
den Gebrauch von Gewaltandrohung durch einige Länder als 
einen Weg, um sich andere zu unterwerfen. 
19. Um dazu beizutragen, daß diese obengenannten Ziele er­
reicht werden, schaffen die drei Regierungen eine Konsultativ­
kommission auf Ministerebene, welche die Durchsetzung der 
Beschlüsse dieser Kleinen Gipfelkonferenz koordiniert und sol­
che Beschlüsse anderen Regierungen der Karibik mitteilt. 
20. Die Regierungen schaffen auch eine Technische Kommis­
sion auf Expertenebene, die prüft, abWägt und Empfehlungen 
hinsichtlich aller technischen Angelegenheiten gibt, die mit der 
Verstärkung der Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Handels, 
der Landwirtschaft, der Agroindustrie und anderen Formen der 
wirtschaftlichen und technischen Zusammenarbeit zwischen 
den drei Ländern, zwischen den weniger entwickelten Landern 
der CARlCOM und innerhalb der CARICOM im allgemeinen 
im Zusammenhang stehen. 
Das erklären wir am 16. Juli 1979 in St. George's auf Grenada. 
(Quelle: Horizont, Berlin, NT. 37/ 1979) 



Honduras 
R. Valiadares/R. Amador 

Maskerade der Junta 
Nach dem Sieg der sandinistischen Revolution wächst der 
Volkswiderstand umeT neuen Perspektiven des antiimperialisti. 
sehen Kampfes in ganz Millelamerika . Immer stärker zeigt sich 
die prekäre Lage der diktatorischen MilitArgewaltherrschaflen 
in EI Salvador, Guatemala und Honduras. 
Das heutige reaktionäre Regime in Honduras versucht durch 
betrUgerische Manipulierung der roT April 1980 angekündigten 
Wahlen, durch Repressions- und EinschOch\erungsmaßnahmen 
gegen die demokratischen Käfte des Landes, die Vorherrschaft 
des US- Imperialismus und der bürgerlichen Großgrundbesitzer­
oligarchie aufrechtzuerhalten. Und es unterstützt die Konterre­
volution der somozistischen Kräfte von ho nduranischem Boden 
aus. Breite Kreise der Bevölkerung leisten gegen die Pläne der 
Reaktion harten Widerstand, der sich zur Zeit noch in offenem 
Protest ausdrtlckt , der aber das ermutigende Beispiel Nikara­
guas stets vor Augen hat. 
In den letzten Jahren hat Honduras eine Verschärfung der ge­
sellschaftlichen Gegensätze erfahren. Die bestehenden Span­
nungen sind Ausdruck der tiefgreifenden Krise des abhängigen 
und schwachentwickelten Kapitalismus, der Unfähigkeit des 
oligarchischen Regimes, dieser Krise entgegenzuwirken. Sie 
sind Ausdruck der beharrlichen Versuche der Herrschenden, 
die objektive Notwendigkeit einer längst fä lligen Veränderung 
veralteter Strukturen zu ignorieren. Die politische Landschaft 
der 70er Jahre ist von Machtkampfen zwischen reformfreundli­
chen und reaktionären Sektoren der Bourgeoisie geprägt, vor 
allem haben die immer stärker werdenden demokratischen und 
revolutionären Kräfte an Bedeutung gewonnen. 

Vom reformfreundlichen zum reaktio nä ren Mili tärregime 

Nach einer fast hundertjährigen Alleinherrschaft der bürgerli­
chen Großgrundbesitzeroligarchie, die im Bündnis mit dem US­
Imperialismus und den reaktionären Militars das Land be­
herrschte, kam es am 4. 12. 1972 durch einen Putsch von re­
formfreundlichen und patriotischen Offizieren zu einem 
Machtwechsel. Dieser Putsch wurde durch die Diskreditierung 
der Oligarchie begünstigt, da sie nicht fä hig war, den Folgen des 
Krieges von 1969 zwischen Honduras und EI Salvador zu begeg­
nen. 
Die neuen Machthaber wurden von Teilen der Bourgeoisie un­
ters tützt, welche Modernisierungen durch Wirtschaftswachs­
turn und Reformen erreichen wollten, welche die Politik des al­
ten reaktionaren Regimes mißbilligten und in den Latifundien 
ein Hindernis ror die Entwicklung des nationalen Kapitals sa­
hen. Die wichtigste Zielsetzung der neuen Poli tik stellte die 
Agrarreform dar. 600000 ha sollten den Großgrundbesitzern 
genommen und an 120000 Bauern verteilt werden. Die positi­
ven Programme der neuen Regierung fa nden auch Unterstüt· 
zung in breiten Kreisen der VOlksbewegung, demokralischen 
Parteien, Gewerkschaften, Bauernorganisationen; neben der 
Agrarreform war auch die Verstaatlichung der Wälder, des 
Holzabbaues, der Fischerei usw. geplant. I 
Am 31. 3. 1975 kam es auf Besuehen der Bewegung Junger Of­
fiziere (MOJ) zu Umgruppierungen in der politischen Leitung 
der Strdtkräfte. Die MOJ forderte eine Beschleunigung der Re­
formen sowie die Stärkung des Einnusses der fonschriulichen 
Militärs in der Regierung. Wenige Tage später meldeten New 

Yorker Zeitungen, daß hohe honduranische Funktionäre Beste­
chungsgelder von der United Brands Company, der Mutlerge­
seilschaft einer der beiden US-Bananenkonzerne in Honduras, 
erhalten hätten, mit denen ei ne Erhöhung der Steuern für den 
Bananene:<port verhinden werden sollten. l Die Bekanntma­
chung des Bestechungsskandals erfolgte durch dieselben US­
Monopole; auf diese Weise wollten sie die reformistische Regie­
rung in Mißkredit bringen, was ihnen auch gelang. Im April 
1975 wurde die Regierung gestürzt. 
In der neuen Regierung unter dem ehemaligen Oberst Melgar 
Castro hatten nun diejenigen das Sagen, die sich für dn Wirt­
schaftswachstum einsetzten, aber Strukturreformen rigoros ab­
lehnten . Durch die Stornierung der Reformen und die Wieder­
aufnahme von Repressalien versuchte die abhängige Bourgeoi­
sie oder " Burgesia Desarrollista" ih r Programm zu verwirkli­
chen, doch die Großgrundbesitzeroligarchie verlangte ein noch 
schärferes Vorgehen.) 

Die Antwort der Bauern auf den Stopp der Agrarreform war 
der Hungermarsch des 25.6. 1975. In der Provinz Olancho or­
ganisierten die Großgrundbesitzer unter der Fl.ihrung des Lali­
fundisten Mel Zelaya illegale paramili tärische Gruppen, die 
vom ö rtlichen Militär unterstützl wurden. Auf bestialische Wei· 
se ermorden en sie 14 Menschen, unter ihnen 2 Priester, Non­
nen. Bauernführer und Studenten, die den Hungermarsch mit­
organisiert oder an ihm teilgenommen halten. Einige Wochen 
später wurden die Geschändeten und Ermordeten in einem 
Massengrab gefunden. 
Ende Februar 1976 wurde die Universität von Tegicigalpa, ein 
Zentrum fOrlschrittlicher Kräfte, von rechtsradikalen Terrori­
sten l.iberfallen, mit dem Ziel, ein Klima der Angst zu schaffen, 
um weitere PrOiestaktionen gegen den rechten Kurs der Regie­
rung im Keim zu ersticken. 
Im Februar 1976 wurde die von revolutionären Arbeitern gelei­
tete größte Genossenschaft, die gleichzeit ig das wichtigste Pro­
jekt der Reformregierung war, im Einvernehmen mit der Stan­
dard Fmit Co., militärisch besetzt. Die leitenden Mitglieder der 
beslorganisierten und demokratischsten Genossenschaft des 
Landes wurden gefangengenommen und blieben bis September 
1978 in den Kerkern. von Trujillo. Nach einer großen Protestak­
tion der demokratischen Kräfte und durch den Druck der inter· 
nat ionalen Solidarität erfolgte ihre Freilassung. 
Ähnliche Vorgänge spielten sich Anfang 1977 in der Gewerk· 
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schaft der United Fruit Co. ab. Am 7. August des vergangenen 
Jahres gelang es der bU rgerlichen Großgrundbesilzeroligarchie 

.------Honduras-Daten-----, 

Territorium und Bnölkerung: auf einer Fläche von I] 2 088 qkm (fast 
die Hälfte der BRD) leben 3 Mio Menschen, von denen ca. 700;1 wr 
Landbevölkerung zahlen. H. grenzt an Guatemala, Nikaragua und EI 
Salvador an. Tegucigalpa, die honduranische Hauptstadt, zahlt 
300000 Einwohner. Das Bevölkerungswachstum weist eine Ra te von 
3,4'lt au f. 73,4"0 der Honduraner sind jünger als 30 lahre. Der An· 
teil der Kinder unter 14 lahren macht 46,7 'lt aus. 
Landessprache: Spanisch 
Religion: zu mehr als 90 '70 römisch kathol isch 
Wiihrung: ILempira ", 0.5 {}Qllar 
Wirtschaft: Die honduranische Wirtschaft ist durch einen vom USo 
Imperialismus abh.llngigen und schwachentwickellen Kapitalismus 
gekennzeichnet; charakteristisch sind die Vorherrschaft der Agrar­
produktion, eine kaum vorhandene Industrie und die Komrolle der 
gesamten Wirtschaft durch die US·Monopole. Die wichtigsten land· 
wirtschaftlichen Produkte sind Bananen (fast 500;0 des gesamten Ex· 
ports), Kaffee, Holz, Reis, Zuckerrohr, Baumwolle u. a. In den letz· 
ten lahren hat auch die Viehzucht an Bedeutung gewonnen. Außer· 
dem sind Bodenschatze wie Edelmetalle, Eisen, Zink. Blei und Anti­
mon vorhanden. 
95 '70 der gesamten ausländischen Direktinvestitionen kommen aus 
den USA. Das jährliche Pro-Kopfeinkommen betrug 1972 260 001· 
la r. Die Auslandsverschuldung hat mit 1,5 Mrd Dollar eine Rekord· 
höhe erreicht, während das Brulloinlandsprodukt etwas mehr als 800 
Mio Dollar beträgt. 
Soziale Lage: Der größte Teil der Bevölkerung lebt umer menschen· 
unwO rdigen Bedingungen. Die Arbeitslosenrate liegt mit fast 20 '7. 
überdurchschnittlich hoch. 52,5 fJo der Honduraner sind Analphabe­
ten und ein GroOtell der Bevölkerung (72 'lt der Kinder) ist unter· 
oder fehlernährt. 
Das Defizit an Wohnungen hat eine Höhe von 69,90;1 erreicht. Der 
Gegensatz von Arm und Reich läßt sich ganz banal durch folgende 
beiden Daten illustrieren: Ein Landarbeiter verdient durchschnittlich 
2 DM am Tag und der Konsum der herrschenden Klasse, allein an Lu· 
xusgütern , macht etwa 30 Mio DM jährlich aus. 
Gesc:hichte: 
1502 Entdeckung durch Columbus 
1821 Unabhängigkeitserklärung nach 300 lahren spanischer Kolo­

nialherrschaft. 
1881 Das US-Monopol New York and Honduras Rosario Mining 

Company erhält die erste Konzession für die Ausbeutung der 
Bodenschätze in Honduras. 

1954 Die bei den US-Konzernen beschUtigten Arbeiter treten im Mai 
in einen großen Streik und erkämpfen sich viele ihrer heutigen 
demokratischen Rechte und sozialen Errungenschaften, wie bei· 
spielsweise die Legalisierung der Gewerkschaften. 

1964 H. wird Mitglied in zentralamerikanischer Militärallianz CON· 
DECA (seit 1969 nur noch Beobachter) 

1969 Krieg zwischen Honduras und EI Salvador 
1972 Bildung einer reformfreundlichen Militarregierung, die die 

lOOjährige politische Vormacht der bürgerlichen Großgrundbe­
sitzeroligarchie ablöst und deren Ziel u. a. die Abschaffung der 
Latifundien ist. 

1975 Die Reformen kommen durch den Putsch des damaligen Ober· 
sten Melgar Castro zum Erl iegen. 

1978 Etablierung einer reaktionären Milit.llrjunta unter General Poli. 
carpo Paz Garcia, durch die die Großgrundbesitzeroligarchie 
erneut die politische Macht ergreift. 
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und den reakt ionären Militärs eine Militärjunta zu etablieren, 
wodurch dieser von der politischen Macht abgedrängle Sektor 
erneut großen Einfluß auf die Regierungsgeschäfte gewann. 
Kurze Zeit später fielen die linksliberale Zeitung EI Tiempo und 
der katholische Rundfunksender Progreso den Repressionen 
zum Opfer. 
Am 6. März dieses Jahres wurde ein Sireik bei der Firma Bemis­
handal auf brutale Weise bekämpft: 3 Arbeiter kamen dabei 
ums Leben, mehr a ls 100 Menschen wurden verhaftet und die 
Fabrik verbrannte. Im Laufe der bisherigen Regierungsperiode 
der Militärjunta wurden mehrere solcher Repressivmaßnahmen 
getätigt. Ein Beispiel iSI auch das gewaltsame Vorgehen gegen 
Schüler in der Hafenstadt P uerto Cortes im September 1979, 
die sich jedoch durch das Eingreifen der Reakl ion nicht ein­
schüchtern ließen und schließlich die Verstaal lichung der Schule 
Franklin Delano Rosevelt durchsetzten. 4 

Die definitive Sicherung ihrer Machtposi tion versprechen sich 

die Militärs, die Oligarchie und die Nationale Partei von der für 
April 1980 vorgesehenen' Wahl"maskerade". 
Unverkennbar vertritt das jetzige J untaregime eine Somoza· 
fre und liche Haltung, die nicht zuletzt in der Nikaragua-Debane 
der Organisation Amerikanischer Staaten (OAS), Mitle dieses 
Jahres, zutage trat, in der die Junta ihre Stimme für Somoza 
a bgab. Am 14. Juli 1979 trafen sich die Diktatoren Minelameri­
kas, um, wie es auch sonst öfter an der Tagesordnung war, über 
das Schicksal Nikaraguas zu beratsch lagen. Als einzige Regie­
rung erkannte die honduranische Junta die Marionette Francis­
co Urcuyo an. Urcuyo war von Somoza nach seiner Flucht in 
die USA zum Präsidenten ernannt worden. Er floh schon bald 
nach Guatemala und die Luftwaffe selzte sich geschlossen nach 
Honduras ab. 
Inzwischen befinden sich fast 5000 ehemalige Nationalgardi· 
sten in Honduras, die den Auftrag haben, die konterrevolutio-



näre Tätigkeit von Honduras aus in Angriff zu nehmen. Die re­
pressive, Somoza-freundliche Politik der Militärjunta dient den 
US-Monopolen und der Reaktion in Mittelamerika, sowie der 
Aufrechterhaltung der gegenwärtigen Gesellschaftsstrukturen. 

Seit dem . Ende des 19. Jahrhunderts wuchs das Interesse der 
USA in Mittelamerika. Bereits 1881 erhielt die New York Rosa­
rio and Honduras Mining Company gunstige Konzessionen, 
wie Steuervergünstigungen für In- und Export, für die Ausbeu­
tung der Minen von EI Rosario in der Provinz Francisco Mora­
zan. Bald folgten die Bananenkonzerne. 
Anfang des 20. Jahrhunderts inszenierten die US-Monopole ei­
ne Militärinvasion und erpreßten so noch vorteilhaftere Kon­
zessionen vom Staat. Die Bananenkonzerne kontrollieren Pro­
duktion, Transport und Handel der Bananen, die 50 0J0 der Ge­
samtexporte ausmachen. Außerdem stehen die wichtigsten Sek­
toren der Wirtschaft, nämlich die Landwirtschaft, der Bergbau, 
die Elektrizitätswerke, die nur in geringem Maße vorhandene 
Industrie, sowie das Bank· , Transport- und Kommunikations­
wesen unter Kontrolle der US-Konzerne. Die Mehrheit der ar­
beitenden Bevölkerung (8 16000) ist in diesen Bereichen Uitig. 
Aufgrund der erdrückenden Ausbeutungsverhältnisse hat sich 
im Laufe der Zeit in der Arbeiterklasse ein antiimperialistisches 
Bewußtsein entwiekelt. s 

70% der Bevö[kerung leben auf dem Lande. Der Grundbesitz 
ist folgendermaßen verteilt: Mehr als die HäUte des nutzbaren 
Bodens gehörl 436 Großgrundbesitzern. Die nordamerikani­
schen Bananenkompanien verfügen über 1/3 der wirtschaftli­
chen Nutzungsfläche. Da die US-Konzerne exportorientiert 
sind und die Großgrundbesitzer ihren Boden häufig nicht voll 
ausnutzen, kommt es zum Mangel an Grundnahrungsmitteln, 
was in einigen Regionen Hungersnöte zur Folge hat. 

Vorgefertigter Wahlbelrug vom April 1980 

Ei n Heer von 100000 Bauern, die kleine oder mittelgroße Par­
zellen besitzen, stehen der kleinen Gruppe von Großgrundbesit­
zern gegenüber. Diese Bauern produzieren hauptsächlich fOr 
den eigenen Bedarf und sind volkswirtschaftlich nichl inte­
griert. Am Rande des Existenzminimums [eben 84000 Bauern­
familien, die kein Land besitzen; sie arbeiten als Saisonarbeiter 
oder werden auf den Latifundien beschäftigt, falls sie über­
haupt eine Arbeit finden . 6 

Während die Militärjunta den Wahlbetrug für April 1980 vor­
bereitet und die Konterrevolution gegen das neue Nikaragua 
unterstülZt, formieren sich die demokratischen Kräfte gegen 
das Vorhaben der Reak tion. Zur Wahl zugelassen sind die Na­
tionale Partei, die Libera[e Partei und die Reformpartei des In­
dustriellen und Großhändlers Andonie Fernandez; ausgeschlos­
sen bleiben die fortschrittliche Christdemokratische Partei, die 
Sozialdemokratische Revolutionäre Partei, die Sozialistische 
Partei und die KP Honduras. 
Die Liberale Partei denunzierte im August d.J. die Manipulie­
rung des Wahlprozesses, am 10. September gaben die Christde­
mokraten ihr Vorhaben der Bildung einer oppositionellen Front 
gegen den Wahlbetrug bekannt. 7 Die KP Honduras strebt 
schon seit geraumer Zeit die Formierung einer breiten Front an, 
deren Gründung durch die Christdemokraten, die Sozialdemo­
kraten, die Sozialisten und die Kommunisten unmillelbar be­
vorsteht. In offener Opposition befindet sich auch die Liberale 
Volksallianz (linker Flügel der Liberalen Partei). 
Eine ganz entscheidende Rolle spielt die oppositionelle Haltung 
der Gewerkschaften, der Bauernorganisationen, der Verbände 
der Studenten, Schuler und Lehrer, der Frauenbewegung, sowie 
die Initiativen in der Randviertelbevö[kerung. 
Die Gewerkschaftsbewegung kann auf eine lange Tradition ver­
weisen. Die beiden größten Verbände sind die Allgemeine Zen­
trale der Arbeiter (CGT), in der Christdemokraten, Sozialisten 
und Kommunisten zusammenarbeiten und die schwankende 
Zentrale der Arbeiter (CTH), in der aber auch demokratische 
und kommunistische Gewerkschaftler mitwirken. Die drei gro-

ßen Bauernorganisationen, die Nationalunion der Bauern 
(UNq, die innerhalb der CGT arbeitet, die in der CTH organi­
sierte Bauernliga ANACH und der Genossenschaftsverband 
F'ECORA H stellen gewichtige Massenorganisationen dar. Die 
staalliche Universität von Honduras, mit 20000 Studenten und 
2000 Angestellten repräsentiert ein einfluß reiches Zentrum der 
demokratischen und revolutionären Bewegung. 
Die antiimperialislische Bewegung setzt sich für die Verteidi­
gung der nach dem großen Arbeiteraufstand des Jahres 1954 er­
kämpften Rechte, f(jr die Durchführung einer Agrarreform, die 
Entwick[ung einer demokratischen Alternative gegen den Wah[­
betrug und die Außerkraftsetzung der somozistischen Konterre­
volution ein. Sie bekämpfen den reaktionaren Plan, ein militä­
risches Dreieck zwischen Honduras, EI Salvador und Guatema­
[a zu bilden, das den nach dem Austritt Nikaraguas ausei nan­
dergebrochenen Militärpakt CONDECA ersetzen soll. 1 Ein er­
ster Schritt zur Verwirklichung dieses Planes ist die in Kürze 
vorgesehene Unterzeichnung eines gegen Nikaragua gerichteten 
Friedensvertrages zwischen Hondtras und EI Salvador, der die 
Hoffnungen der beiden Völker auf einen realen Frieden nach 
zehnjähriger Verhandlung vollends zunichte machen würde. 
Unter dem Eindruck der Entwicklung in Nikaragua und dank 
eines einheitlichen Vorgehens der demokratischen und revolu­
tionären Kräfte, die auf eine traditionsreiche Verbrüderung mit 
dem Sandinismus zurückblicken können, ist in absehbarer Zeit 
eine politische Wende möglich, wobei der von Nikaragua einge­
schlagene Weg sicherlich seine Berücksichtigung findet. 

Anmerkungen: 
1) R. PadviIJa, EI Proceso Dcmocratizador en Honduras, in: Revista 

Internacional, Prag, Nr. 1211974, S. 69-74 
2) Informe de la Comisibn Investigadora dei Soborno, EI Tiempo, 4. 

4. 1975 
3) La Situation Politica de Honduras, Zeitschrift Trabajo, TegucigaJ­

pa. Nr. 1/1978. S. 1-4 
4) Patria, Teguciga1pa, Nr. t19/ t979, S. t und t5, und Nr. 140/ 1979, 

S. \0 
S) H. ~ras, 1mperia[ismo y Derechos Humanos, Trabajo, Nr. 

4/ 1978, S. 23-33 
6) M. V. Carias, Cuadernos de Sociologla de la UNAH, Tcgucigalpa 

1972, S. 248-268 
7) San P. S. Tiempo, Honduras, 11. 9.1979, S. 3 
8) Patrla, Nr. I371August 1979, S. 11 
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Guatemala 

Aufruf der Demokratischen Front 
gegen die Unterdriickung 

Indiof ....... in der Kud ... "'" I'3nzOo bd der Trauer um ,hf<O V<lfI der Arme<: im M~, 1 ~18 
ermordeten An! chöri,en 

In Gualemala geht der Terror gedulde/er PDramililärischer Ban­
den und instilutioneff(! Unterdrückung Hand in Hand. Trotz 
ausgedehnter Volksklimpfe wie z. B. dem einw<Jchigen Genera/­
streik im August /978 und anhaltenden GuerillaakliviUilen (sie­
he AlB 7-811979) blieben - anders als in Nikaragua - die 
OppositionskrlJ/lf? weitgehend ursp/iuert. Im März /979 konn­
te mit der Gründung der Demokratischen Front gegen Unter­
drlJckung, welche 140 Par/eien, Gewerkschaften, Sfudentenve,­
einigungen und religiOse Gruppen um/aßt, ein bedeutender 
Schrirt hin zur anlidiklatorischen Einheit getan werden. Mit­
glieder der Front geh(Jren neben der Gualemallekischen Partei 
der Arbeil (PGT) auch die Vereinigte RevolulionlJre Front 
(FUR) sowie die Sozialdemokralische Partei (PSD) an. 

Guatemala, ein Land von mehr als 6 Mio Einwohnern, in Mittel­
amerika gelegen, besitzt große Naturreichtümer, eine äußerst 
schöne Landschaft und hat das ganze Jahr hindurch ein ange. 
nehmes Klima. Die schrecklichen Umstände, unter denen das 
Volk von Guatemala lebt, stehen jedoch im Gegensatz zu den 
Reichtümern und der Schönheit des Landes; mehr als 651170 der 
Kinder sterben an Unterernährung, bevor sie das 5. Lebensjahr 
erreicht haben; 421170 der Bevölkerung sind von Arbeitslosigkeit 
betroffen; die Lebenserwartung der Guatemalteken beträgt 
kaum 35 Jahre. Allein in der Hauptstadt fehlen mehr als 
356000 Häuser. In den ländlichen Gebieten kommt ein Arzt auf 
4000 Einwohner und 85 0"/0 der Bevölkeru ng sind unterernährt; 
20"/0 der Bevölkerung besitzen 72 0"/0 von Grund und Boden . 
Aber eine der größten Tragödien unseres Volkes ist, daß ange­
sichts der großen ökonomischen und sozialen Probleme, unter 
denen es leidet, die einzige" Lösung", die ihm alle Regierun-
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gen, die es von 1954 bis heute zu ertragen hatte, brachten und 
bringen, die Unterdrtlckung ist. 
Seit 1954 hat die Unterdruckung in Guatemala mehr als 30000 
Opfer gefordert, teils Ermordete, teils Verschleppte. Es gibt 
Phasen der Verschärfung, wie die momentane, und andere, in 
denen es scheint, als herrsche ein demokratisches Klima, in dem 
die UnterdrUckung sich verringert. Im Durchschnitt werden je­
doch in der Hauptstadt täglich 8 Menschen, deren Körper ein­
deutig Spuren der Folter aufweisen, getötet - nicht eingerech­
net die Leichen, die auf geheimen Friedhöfen und an den We. 
gesrändern im Landesinnern auftauchen. 
Die Unterdruckung hat ihren Ursprung im Streben des Staates, 
die Interessen der herrschenden und imperialistischen Klassen 
zu verteidigen und die Ausbeuterord nung aufrecht zu erhalten, 
die den Hunger und die Unterernährung verursacht, unter de­
nen das Volk von Guatemala leidet, und die überdies jedes Jahr 
tausende Opfer fordern. 
Trotz der bestehenden Atmosphäre der UnterdrUckung haben 
die Volksmassen, vor allem in den letzten Jahren, die kämpferi­
schen Auseinandersetzungen ror die Durchsetzung ihrer Sofort­
forderungen verstärkt. 
Im Mai 1978 erreichte die Unterdrückung erneut Ausmaße eines 
Völkermordes, als in Panzos mehr als 100 Kekchie-Bauern, dar­
unter Männer, Frauen und Kinder, von den Streitkräften getö­
tet wurden, nur weil sie ihre legitimen Rechte auf Gru nd und 
Boden und Arbeit forderten; ein grundlegendes Bedürfnis der 
Bauernschaft, um überleben zu können. In Olopa wurden wei­
tere 25 Bauern Opfer der Unterdrilckung, die von der Regie. 
rung und d~n herrschenden Klassen entfesselt wird. Das gleiche 
ist zu berichten von der Unterdrückung, die sich gegen die Bau­
ern in EI Quiche und anderen ländlichen Regionen des Landes 
richtet. 
Die Bewohner von Ansiedlungen. sowohl städtischer wie ländli­
eher, sind Ziel zahlreicher Repressionsakte, um sie und ihre 
Führer einzuschüchtern zu dem Zweck, ihre Volksorganisatia­
nen zu zerstören und so den Kampf um bessere Lebensbedin­
gungen zu behindern. Es wurde auch offiziell die polizeiliche 
Erschießung gewöhnlicher Verbrecher zugegeben, von denen 
behauptet wurde, sie seien heimtückisch von verschiedenen ge­
heimnisvollen Organisationen entführt worden, die man als Ta­
desschwadronen bezeichnet. 
Andererseits sind unter al1 den repressiven Maßnahmen hervor­
zuheben die Morde an dem Geistlichen Hermbgenes Lbpez, den 
Gewerkschaftern Marlo Mujia, Miguel Valdez und Pedro Que­
vedo, den Studenten Oliviero Castaneda (Generalsekretär der 
Vereinigung der Studenten) und RiCflrdo Martinez Solbrzano; 
die Verschleppung von Anlonio Ciani (Vizepräsident der Verei­
nigung der Studenten). An diese lange Liste schließen sich an, 
die Morde an Dr. Alberto Fuentes Mohr (Führer der demokra­
tischen Sozialisten und Kongreßabgeordneter) ebenso wie an 
dem Akademiker Manuel Andrade Roca (Universitätsdozent 
und Berater vielfältiger demokratischer Aktivitäten), und kürz­
lich erst die Morde an Manuel Colom Arguela (demokratischer 
Führer der Einheitsfront der Revolution - FUR) und am Ge­
neralsekretär der Gewerkschaft der Arbeiter des weltweiten Un­
ternehmens Coca-Cola, Fnancisco Lbpez Balan. 
Es kommen terroristische überfälle auf den Sitz der Nationalen 



Gewerkschaftszentrale (CNl) und der FUR hinzu, wo schwere 
Sprengstoffanschläge stattfanden. Ebenfalls überfallen wurden 
die Presseorgane Nuevo Diario und Independiente, und das Ge­
bäude der Tageszeitungen EI Grafico und La Tarde wurde von 
bewaffneten Männern angegriffen, die versuchten, es in Brand 
zu stecken. Organisierte Arbeiter des Pressewesens wurden 
überfallen, und es wurde versucht, sie zu entführen. All dies ge· 
hört zu dem Plan die Massenmedien einzuschüchtern. 
In den Rahmen der institutionalisierten Unterdrückung gehört 
auch das Verhalten der Justiz, an welchem deutlich wird, daß 
die Gerichte nicht unabhängig sind: die Durchführung von Pro­
zessen wird verzögert, die Beamten sind bestechlich und von 
eindeutiger politischer Ausrichtung. Die Bevölkerung ist an den 
Entscheidungen, die sie betreffen, überhaupt nicht beteiligt, 
wie z. B. bei der Diskussion des neuen Entwurfs eines Arbeits­
gesetzbuches, an der die Arbeiter, als Betroffene, nicht teilneh­
men; nur die Vertreter der Arbeitgeber sind beteiligt. 
In der gegenWärtigen Situation verfügt die institutionalisierte 
Unterdrückung die Auflösung von Berufsverbänden, befiehlt 
sie Massenentlassungen und das Ei ngreifen der Sieherheitskräf­
te in den Arbeiterzentren; Menschen werden vertrieben; sie 
greift die Universität von San Carlos an, bedroht die Studenten 
und ihre Familien; Angehörige von Orden werden vertrieben; 
Führer des Volkes und fortschrittl iche BurgeT werden gezwun­
gen, das Land zu verlassen . 
Zur terroristischen Unterdrückung kommt die institutionalisier­
te Unterd rückung hinzu ; beide begangen von der Regierung ge­
gen alle Gru ppen des Volkes und der demokrll tischen Bewe­
gung. 
Angesichts dieser Situation, in der nicht nur das Leben der Füh· 
rer und ihre Organisation au f dem Spiel stehen, sondern auch 
die Existenz der demokratischen VOlksbewegung, ist uns be­
wußt, daß wir die Verantwortung und die Pflicht haben, die Or­
ganisation zu gründen, die alle Gruppen, die Opfer der Unter­
drückung sind, vereint; dies als Antwort auf den Aufruf, den in 
diesem Sinne das Nationalkomitee der Gewerkschaftseinheit -
CNUS am 24. Februar 1979 veröffentlichte. 
140 demokratische und Volksorganisationen der Arbeiter, Bau­
ern, Siedler, Lehrer, Studenten, Christen, Beru fsschulen und 
demokratische Parteien, vereinigen wir uns in einer Vollver­
sammlung, um die Demokratische Front gegen die Unter­
drückung zu gründen. Diese Front verfolgt das Ziel, die Exi­
stenz unserer Organisationen zu verteidigen, um den Kampf fü r 
die demokratischen Rechte des Volkes, wie sie in der Verfas­
su ng der Republik und der Erklärung der Menschenrechte ga· 
rantiert sind, wiederbeleben zu können. 

Die Ziele der Front: 

1. Auf nationaler Ebene mit allen unseren Mineln alle repressi· 
ven Handlungen, die gegen irgendeinen Teil der demok rati­
schen Bewegung des Volkes begangen werden, bekannt zu ma­
chen, die direkt oder indirekt Verantwortlichen zu benennen 
und die verschiedenen Formen und Methoden, in denen sich die 
Unterdrückung zeigt, nachzuweisen. 
2. Auf internationaler Ebene vor den Völkern der Erde die Un­
terdrückung aller Teile des Volkes und der demokratischen Be­
wegung aufzuzeigen, die Solidarität mit dem Volk von Guate­
mala zu fordern, durch Ank lagen, Proteste und die Organisie­
rung von Solidaritätskomitecs sowie übersendung materieller 
Hilfe für die Opfer der Unterdrückung und durch Hilfe fü r die 
Lösung der Aufgaben der Demokratischen Front. 
3. Die konkrete Solidarität mit den Opfern der Unterdrückung 
zu entwickeln. Die Front wird die Opfer der Unterdrückung 
oder ihre Familien bei der Veröffentlichung ihrer Anklagen an· 
gemessen beraten und unterstützen . Sie wird den Hinterbliebe· 
nen der Opfer materielle Mindestunterstützung leisten. Sie wird 
in konkreten Fällen Organisationen, Gruppen und Personen, 
die durch die Unterdrückung bedroht sind, beraten, um For­
men der Verteidigung zu entwickeln . 

4. Für die AutlJebung der Gesetze zu kämpfen, die den Verant­
wortlichen der Unterdrückung als Legitimation dienen. Zu die­
sem Zwecke werden juristische Kommissionen gebildet, die 
Vorschläge ausarbeiten. Diese Kommissionen werden wir unter 
Ausnutzung der Möglichkeiten, die die Verfassung der Repu­
blik bietet. gründen. 
5. Die Front wird es unterstützen, daß die demokratischen 
Volksorganisationen alle möglichen Formen des Kampfes vor­
antreiben, um dem Anwachsen der Unterdrückung entgegenzu­
wirken, das Leben der FUhrer zu schUtzen und das Bestehen der 
Organisationen und der demokratischen Volksbewegung insge­
samt zu verteidigen. 
Wir ersuchen um die Solidarität Il lier Völker der Erde 
Wir appellieren an alle demokratischen Organisationen, alle 
Körperschaften und Institutionen, die rur die Achtung der 
Menschenrechte eintreten, an demokratische Persönlichkeiten 
und die demokratischen Regieru ngen in aller Welt , unserem 
Volk die brüderliche Solidarität entgegenzubringen, die es so 
sehr braucht, um der Unterdrückung Einhalt zu gebieten, wel· 
ehe alle unsere Organisationen zu zerstören versucht und unsere 
konsequenten Führer ermordet. 
Konkrete Solidarität, um die wir die Völker der Erde ersuchen: 
A. Ank lage 
B. Proteste 
C. Organisierung von Solidari tätskomitees 
D. Übersendung von materieller und ökonomischer Hilfe 
E. Andere. 
Dieses KommuniQue wurde von allen Organisationen, die die 
Demokratische Front gegen die UnTerdrückung bilden, unter­
zeichnet. 144 Arbeiter., Bauern·, S·edler-, Angestelltenorgani­
sationen, Berufsverbände, Organisationen von Lehrern, Stu­
denten, konfess ionellen Organisationen, demokratischen Par­
teien. Organisationen von Bergleuten und anderen. 
(Quelle: Guatemala. Comne Costarncense de Solidaridad con 
Guatemala, o. 0 ., Nr. IIJuli 1979, S. 3-7) 

AlB -Übersetzer gesucht! 

Liebe AIB·Abonnenten und · Leser, 

die AlB· Redaktion ist seit ihrer Gründung im Jahre 1970 eine wei· 
testgehend ehrenamtliche gebliebell, die auf die unentgeltliche Mit· 
arbeit von Autoren und übersetzern angewiesen ist. 
Bedauerlicherweise unterliegt gerade unser fü r die Dokumentenwi· 
dergabe so wichtiger übersellerkreis einer hohen Fluktuation und 
bedarf dringend der Erweiterung - und sei es auch nur mit gele­
gentlicher Mitarbeit. Insbesondere Obersttztr aus dem spanischen, 
fran7.0s ischen und englischen Bereich sind gesucht. 
Bitte schreiben Sie uns gegebenenfalls mit Angabe von Anschrift, 
Sprache(n), übersetzungskapazität und Hauptinteresscngebieten 
(Themen. Länder der Dritten Welt), und zwar an: AlB, Licbigstra· 
Ce 46, 3550 Marburg I. 

29 



Chile 

Ivan Ljubetic Freis Bekenntnis zur 
antidiktatorischen Einheit 

Eduardo Frei, ehemaliger Präsident Chiles (I964- 1970) und 
Führer des rechten Floge]s der Christdemokratischen Partei 
Chiles (poq, erklärte in einem Inlerview mit der Madrider Zei­
!Ung ABC am 11. 10. 1973: " Die Entscheidung der Militärjun­
ta, die Regierungsgewalt zu übernehmen, hat das Land 
gerettet". I 
2 Jahre später, Ende 1975, stellt sich Frei in seinem Buch "Das 
Mandat der Geschichte und die Forderungen der Zukunft" in 
Opposition zur Junta, weist gleichzeitig jedoch jegliche Ver­
ständigung mit den Marxisten zurück. Wieder 3 lahre später, 
am 25.8. 1979, erklärte Frei bei einem Festessen, das ihm etwa 
1000 Personen in Vina deI Mar boten: " Die Wiederherstellung 
der Demokratie im Land kann nicht die Aufgabe einer einzel· 
nen Partei sein. Sie muß das Ergebnis einer wirklich nationalen 
Einigkeit s~in··.l 
Diese unterschiedlichen Äußerungen Freis kennzeichnen die 
Entwicklung, die innerhalb von 6 Jahren faschistischer Dikta· 
tur der rechte Flügel und die Mitte der PDC durchmachten. Sie 
entspricht gleichzeitig auch der Entwicklu ng großer Teile der 
Mittelschichten und der sog. fortschrittlic hen Unternehmer. 
Diese Kreise hatten, durch die Versprechen der Faschisten irre· 
geführt, anfangs den Putsch und die Diktatur unterstützt, in 
der falschen Annahme, daß die Streitkräfte nach kurzer Zeit 
Eduardo Frei die Regierungsgewalt übergeben würden. 
Die Arbeiterklasse und ihre Parteien ließen sich dagegen nicht 
täuschen. So charakterisierte z. B. die Kommunistische Partei 
Chiles (Pq in einem am 11. 10. 1973 herausgegebenen Doku­
ment - am gleichen Tag von Freis Interview mit ABC in Ma­
drid - das Regime Pinochets a ls fasch istische Diktatur und riet 
a lle demokrat ischen Kreise dazu auf, sich gegen sie zu vereini­
gen. 
Auch innerhalb der P DC te il ten nicht alle die von Frei vert rete­
ne Meinung, und bereits 2 Tage nach dem Umsturz wurde der 
Putsch von einer Gruppe von 15 christdemohatischen Partei­
leitern und Parlamentariern verurteilt. Zu ihnen zählten Rado­
miro Tomic, Bernardo Leighton und Renan Fuentealba. 
Während der 6 Jahre faschist ischer Diktatur wurde die Mehr­
heit der Bevölkerung von der Wirtschaftskrise, in die Pinochet 
das Land stürzte, betroffen, viele wurden auch Opfer der Re­
pression. Dies schaffte die objektiven Bedingungen für eine 
breite Einheit gegen die Diktatur. Sie zu erreichen war jedoch 
nicht einfach. Schwierigstes Hindernis war die antikommunisti­
sche Haltung des rechts Flügels der PDC und anderer Kreise. 
Sie wurde noch vom State Departement der USA und dem C IA. 
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besonders über die von ihnen kontrollierte US-Gewerkschaft 
AFL-CIO und von Teilen der europäischen Sozialdemokratie 
unterstützt und gefördert. Diese verfolgten das Ziel, in Chile ei­
nen Ausweg unter Ausschluß der Marxisten durchzusetzen. 
Aber die Schläge der Repression und die vom Faschismus ge­
schaffenen Bedingungen waren stärker a ls die Vorurteile. Sie 
haben schließ;ich auch die entschiedensten Antikommunisten 
zu der Erkenntnis geführt, daß man dem Faschismus nur dann 
erfolgreich begegnen kann, wenn die Einheit aller demokrati­
schen Kräfte hergestellt wird. 
Der Weg der Einheit wurde anfangs in erster Linie von den 
Werktätigen beschritten. Bereits kurze Zeit nach dem Putsch 
wurden gemeinsame Tätigkeiten von Gewerkschaftsführern der 
Unidad Popular (UP) und des fortschr ittlichen Flügels der PDC 
entwickelt. 
Die bedeutenden Fortschritte, die im Einheitsprozeß erzielt 
werden konnten, wurden bei den Massenkundgebungen am I. 
Mai d. J. deut lich, zu denen 4 der 5 z. Z. im Land existierenden 
Gewerkschaftsverbände aufgerufen hatten, die von Mitgliedern 
der UP, der PDC und rechten Sozialdemokraten geleitet wer­
den.1 
Dieselben 4 Gewerkschaftsverbände bildeten am 17. August 
d. J. ein Komitee zur Verteidigung der gewerkschaftlichen 
Rechte, um gemeinsam gegen die neue Arbeitsgesetzgebung Wi­
derstand zu leisten, mit der versucht wird, die Gewerkschaften 
lahmzulegen, nachdem es den Faschisten nie gelang, sie unter 

r---7-Punkte-Vorschlag --
der Christdemokratie 

I. Wir schlagen vor, daß in Übereinstimmung mit der Verfassung 
und der Allgemeinen Mens~henrechtsdeklaration die grundlegenden 
Freihei ten wieder hergestellt werden und die Bestimmungen, die diese 
Verfassung eins~hränken, sowie die Ausnahmezustll.nde aufgehoben 
werden. 
2. Wir schlagen vor, daß eine wirkli~h repräsentative Organisation 
ein Projekt zu einer Verfassungsreform ausarbeitet. 
J. Wir schlagen vor, daß eine Regierung gebildet wird, die es sich zur 
Aufgabe macht, die Wunden der Vergangenheit zu heilen, die Demo­
kratie wiederherzustellcn und die internationale Sicherheit zu gewähr­
leisten. 
4. Wir schlagen vor. daß die gewerkschaftlichen Rechte voll wieder. 
hergestellt werden und der Plan !Ur Arbeit (Plan Laboral) grurdslitz­
lieh geändert wird, in Übereinstimmung mit den Vors~hlägen, die von 
praktisch allen Gewerkschaftsorganisationen Chiles vorgebracht 
wurden. 
S. Wir schlagen vor, daß ein Statut zu den politis~hen Parteien ver­
faßt wird. 
6. Wir schlagen vor, daß die Wahlregister sofort wiederhergestellt 
werden. Es sind sechs Jahre vergangen und noch immer ist die 
Schmach, daß wir Chilenen kein Wahlregister haben, nicht beseitigt. 
Es gibt kein Land in ganz Lateinamerika, in dem so etwas dcr Fall ist 
und sehr wenige auf der Welt, wenn Uberhaupt. 
1. Wir schlagen vor, daß ein nationales Übereinkommen eingdeitet 
wird, daß einen demokratis~hen Ausweg gewährteistet, durchgef{lhrt 
in Frieden und ohne Gewaltanwendung, so daß seine spätere Ent­
wicklung möglich wird. 

(Quelle: Radiosender Cooperativa, Santiago, 25. g. 1979; unwesent­
lich gekUrzt) 



ihre Kontrolle zu bringen.4 Gleichfa lls am 17. August gab die 
PDC eine Erklärung heraus, in der sie sich für eine breite Ein­
heit ausspricht und erklärt: " Dieser Erfahrung wird eine erneu­
erte chilenische Demokratie entspringen, an der alle wirklich 
beteiligt sind". ' 
Die anfangs erwähnte Rede Freis vom 25. August d. J . in Vina 
dei Mar liegt auf derselben Linie. Er Obte nicht nur harte Kri tik 
an der Diktatur, sondern vermied auch die sonst üblichen An­
griffe gegen die UP und die Volksregierung. Er unterbreitete 
außerdem allen demokratischen Kreisen sieben konkrete Vor­
schläge fUr die RUckkehr zur Demokratie (Wortlaut siehe Ka­
sten). 
Die neue Haltung des rechten FlUgcls der PDC, der die Leitung 
der Partei kontrolliert, ermöglichte die Gründung eines Komi­
tees zur Rückkehr zur Demokratie, in dem Vertreter der UP, 
der PDC und rechte Sozialdemok raten zusammenarbeiten. 
Dem Aufruf dieses Komitees folgend, fanden am 4. September, 
dem traditionellen Wahltag in Chile, unter der Losung "Rück­
kehr zur Demokratie - jetzt" die größten Massenkundgebun­
gen seit dcm Putsch statt. 

Breiteste Beteiligung an Massenkundgebungen 

Zu m ersten Mal haben sich in diesem Jahr auch bekannte Per­
sönlichkeiten der PDC wie Carmen Frei, Tochter von Eduardo 
Frei, die Ehefrau Bemardo Leightons und die Vorsitzende vom 
Frauenausschuß der PDC den Hungerstreiks von Angehörigen 
von Verschwundenen angeschlossen, die am 3. September in 
Santiago begannen. Es wurde einmal mehr die Aufklärung des 
Schicksals aller Verschleppten gerordert, sowie die Übergabe 
der Leichen der IS im Massengrab von Lonqu~n gefundenen 
Verschwundenen an ihre Verwandten, um ihre Bestattung zu 
ermöglichen, und die Bestrafung der für dieses Massaker ver­
antwort lichen Polizeiangehörigen. 
Im In- und Ausland weckten die Hungerstreiks wieder eine brei­
te Welle der Solidarität. Sie wurden am 12. Seplember vom Ver· 
band der Angehörigen von Verschwundenen beendet, als be· 
kannt wurde, daß das Mili targericht beschlossen halte, die ui· 
ehen der Opfer von Lonqu~n an die Angehörigen zu übergeben. 
Vertreter der Diktatur versicherten, sie würden am 14. Septem· 
ber in die Kirche Recoleta Franciscana in Santiaga gebracht 
werden. Aber wahrend die Angehörigen und Hunderte von 
Menschen dort warteten, begruben BUttel der Diktatur alle 
Martyrer von Lonqu~n in einem Massengrab im Friedhof von 
Isla de Maipo. etwa 50 km von Santiago entfernt. 
Dieser erneute Wort bruch der Faschisten, der einer Verhöh· 
nung der leidgeprUften Angehörigen gleichkam, und der nur 
darauf zurückzufUhren iSI, daß die Diktatur zu recht befürchte· 
te, das Begräbnis in Santiago wU rde zu einer riesigen Massen· 
kundgebung werden, rief in Chile und im Ausland größte Emp­
örung hervor. 
Am 15. September 1979 fand in der Kathedrale von Santiago ei­
ne Totenmesse rur die 15 Opfer von Lonqu~n stall , an der meh­
rere lausend Menschen teilnahmen. Nach Beendigung der Mes­
se zogen sie über eine Stu nde lang - trotz der harten polizeili­
chen Repression - durch die Straßen Santiagos und forderten 
in SprechchOren "Freiheit", "Brot", "Gerechtigkeit". Zum 
ersten Mal nach dem Putsch war auch wieder eine Losung zu 
hören, die die in se<:hs Jahren Faschismus gewonnenen Lehren 
zU$3mmenfaßt und den Weg zum Aufbau eines demokratischen 
Chile weist: "EI pueblo unido jamas sera vencido" (Das verein­
te Volk wird niemals besiegt werden). 

Anmerkungen: 
t ) Zit. nach: EI Mercurio, Internationale Ausgabe. Santiago, 8.-14. 

]0. 1919 
2) R3diosender CoopeT8liva, Sanl iaao. 28. 8. 1919 
3) Vgl. AlB, Nr.1-8/ 1919, S. 24f. 
4) Vgl. AlB, Nr. 9/ 1919, S. 7 ff. 
S) Radiosender Cooperativa. t8. 8. 1919 
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Kampuchea -Vietnam 
3 Jahre und 8 Monate dauerte die Schreckensherrschaft des Regimes Pol POil leng Sary. Jetzt isl der von der Nationofen Einheilsjronl 
zur Rettung Kampucheos (FUNK5N) mit vietnamesischer Unterstützung verjagten Clique der Prozeß gemaehl worden. Was bei dem 
Revolutionitren Volkstribunaf vom 15.-19. Augusl1979 ili Phnam Penh an Verbrechen ans Tageslicht be/IJrdert wurde. isl von einer 
solchen Ungeheuerlichkeit, daß es nur noch mit dem VOfkermQrd der Nazis verglichen werden kann. Als einziger Journalist aus der 
Bundesrepublik nahm Alexander Goeb. Redakteur der Deutschen Volkszeitung, um Tribunal von PhI/am Penh teil. Sein Bericht und 
die ergänzende, in affen Punk len besUUig/e Anklageschrift der Vofksanwallschajt zum Revolutiontiren Volkstribunal geben einen Ein­
blick in Probleme, die sich vor dem befreiten Land auftürmen. 
Die Hinterlassenschaft des Mordregimes von Pol Pot beschlJftigte auch den 11. Kongreß der FUNKSN, der Anfang Oktober d. J. mit 
nahezu 200 Delegierten aus allen Landesteilen Kampucheas tagte. Er bestätigte Heng Samrin als Vorsitzenden der FUNKSN und wlihl­
te Yos Por zum neuen GeneralsekretlJr (Dokumente des I. FUNKSN-Kongresses siehe in: AlB, Nr. 2/1979). Im politischen Bericht 
Heng Samrins wurde u. a. folgende Bilanz gezogen: Seit der Regierungsabernahme durch den RevolutionlJren Volksrat zu Beginn d. J. 
wurden in allen Provinzen und Kreisen art/iche Staatsorgane gewlJhlt, 40 Betriebe restauriert, 60 Krankenhlillser und mehr als 100 me­
dizinische StWzpunkte in Betrieb genommen. Far 112 Mio Kinder begann vor kurzem zum erstenmal wieder der regelmiißige Schulun­
terricht, der unter Pol Pot völlig abgeschafft gewesen war. Wichtige Verkehrsverbindungen wurden wiederhergestellt, so die Eisen­
bahnstrecke Phnom Penh - Kompong Sam und der Hochseehafen in Kampong Som. 
Das dtt1ngendste Problem ist jedoch die Nah rungsmiuelversorgung. LaUf Heng Samrin klJmpfen gegenWlirtig 4 Mio Menschen mit 
dem Hunger. Soll eine Hungerkatastrophe gr(Jßten A usmqßes verhindert werden, muß unverzüglich eine Soforthilfe großen Stils ein­
setzen. Bis heute ist die Regierung Heng Samrin von 3/ Staaten und Befreiungsbewegungen offiziell anerkannt. Die v6/1ige Unhaltbar­
keit aller "Begründungen", die nach wie vor im Pol-Pot-Regime die rechtmlißige Regierung des Landes sehen wollen, wies in seiner 
Rede auf der VI. Gipfelkonferenz der Nichtpaktgebundenen in Ha vanna auch der viemamesische Ministerptt1sident Pham Van Dong 
nach. Nicht zuletzt wegen der nur als skanda/as zu bezeichnenden Entscheidung der XXXIV. UN-Vollversamm lung zugunsten des ge­
stUrzten V6Ikermord-Regimes (vgl. Kurzinjormation in diesem Heft) scheint es uns wichtig, die viemamesische Position zur 
Kampuchea-Frage bekannt zu machen. 

Alexander Goeb 

Das Volkstribunal von Phnom Penh 
Die westlichen Staaten und ihre Massenmedien sind derzeit -
SUdostasien betreffe nd - mit allen Mitteln bemüht, die Legi­
mität der neuen kampucheanischen Regierung Heng Samrin zu 
bestreiten . Bei der Konferenz der Blockfreien in Havanna be­
schlossen die Delegierten, den Sitz Kampucheas nicht zu beset­
zen. Bei der UNO in New York brachte es eine makabre Al­
lianz, zu der sich auch die Bundesrepublik gesellte, gar dahin, 
Vertretern des flU chtigen Pol- Pot-Regimes den UNO-Sitz Kam­
pucheas zuzubilligen. 
Selbst die nun anlaufende humanitäre Hilfe für das notleidende 
Volk der Khmer hat nicht immer humane Hintergründe. Auch 
hier wird der Versuch gestartet, die Regierung in Phnom Penh 
so weit es geht zu ignorieren. Hil fsgUter sollen auf dem Territo­
rium Kampucheas ohne Einschaltung und ohne Beteiligung der 
Regierung verteilt werden. Im Grenzgebiet zu Thailand wird 
über das Mittel der humanitären Hilfe der Versuch unternom-
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men, versprengte Teile der Pol- Pot-Mordbanden als Adressat 
der Hilfsgüter ins Gespräch zu bringen und damit als poli tische 
Kraft aufzuwerten. 
Abwechselnd aus Peking und Pjöngjang meldet sich der ehema­
lige Ministerpräsident Prinz Sihanouk, unter Pol POt zeitweilig 
unter Hausarrest gestellt, und kUndigt die Gründung einer 
" nicht kommunistischen Guerilla-Truppe" an. Wie sich der 
Süddeutschen Zeitung entnehmen läßt, ist daran gedacht, mög­
licherweise in diese neue Allianz gegen die Regierung Heng 
Samrin auch Vertrfter der 1975 von den ROlen Khmer gestürz­
ten C IA-Tarnunternehmun,g Lon Nol aufzunehmen. Das Regi­
me Lon Lol hatte Kampuchea schon einmal an den Rand der 
VerniChtung gebracht. Die Bilanz damals: 700000 Tote, 2 Mio 
Flüchtlinge, 1,5 Mio t Bomben gingen auf Kampuchea nieder. 
Die starke Anlehnung der VR Kampuchea an die sozialistischen 
Länder, vor allem an das gerne als "Erbfei nd" aufrechterhalte-



ne sozialistische Vietnam, paßt insbesondere nicht in das Kon­
zept Chinas, das 4 Jahre lang den Mordterror Pol Pots und leng 
Sarys anleitete und untersttltzte. Das Ausmaß dieser Unterstüt­
zung mit Waffen, Instrukteuren und militärischem Personal ist 
einer Rede des stellvertretenden Generalstabchefs der chinesi­
schen Armee Wang Shang Rhung vom 6. Februar 1976 zu ent­
nehmen. Nur mit Unterstützung der vletnamesischen Armee ist 
es der Nationalen Einheitsfront zur Rettung Kampucheas 
(FUNK SN) gelungen, die beispiellose Terrorherrschaft der Ro­
ten Khmer zu beenden. 
Jahrelang hatte man gezögert, obwohl die gnadenlose Despotie 
der ftlhrenden Kräfte der Roten Khmer schon bald offensicht­
lich war. So zog schon wenige Monate nach dem Sieg über Lon 
Nol der heutige Außenminister Hun Sen (28), damals Offizier 
der Roten Khmer, mit seinen Truppen in den Dschungel, um 
von hier aus den Widerstand gegen Pol Pot zu organisieren. 
Erst als Pol Pot auf Weisung Pekings den Grenzkrieg an der 
vietnamesischen Grenze verstärkte, wobei die Roten Khmer 
weit nach Vietnam hinein Tod und Vernichtung verbreiteten, 
sah Vietnam keine andere Wahl mehr als zurückzuschlagen, zu­
mal zur gleichen Zeit China an der Nordgrenze in Vietnam ein­
fiel (siehe AlB, Nr. 4 und 11-1211978,2 und 3/1979; d. Red.). 
Diese Hintergründe, die in allen Einzelheiten belegt sind, hin­
dern aber dennoch nicht daran, eine hemmungslose Diffamie­
rungskampagne gegen die neue Regierung zu forc ieren. Einzi­
ges Argument: Die Regierung Heng Samrin ist eine Regierung 
von Vietnams Gnaden. Immerhin aber haben derweil schon 
uber 30 Regierungen von dieser Einschätzung Abstand genom· 
men und die VR Kampuchea anerkannt, darunter auch Däne· 
mark. Es wird ein weiter Weg sein, Kampuchea aus dem Chaos 
zu befreien. Priorität hat derzeit die schnellstmögliche Behe­
bung der Hungersnot, ebenfalls ein furchtbares Erbe des Regi­
mes Pol Pot/ leng Sary. 
Anlaß zu einer Bestandsaufnahme des Schreckensregimes war 
ein Volkstribunal, das vom 15.-19. August 1979 in Phnom 
Penh stattfand und das am Schlußtag die beiden flUchtigen 
Hauptverantwonlichen wegen Völkermordes zum Tode verur­
teilte. 
Den Vorsitz des Gerichtes fuhne Keo Chenda, Minister für in­
formation, Presse und Kultur der neuen kampucheanischen Re­
gierung. Die Hinterlassenschaft von 4 Jahren Pol Pot ist der 
Welt inzwischen bekannt: Annähernd 3 Mio Tote, Ermordete, 
Verhungerte, an Krankheit Gestorbene, ein am Boden zerstör­
tes Land, zertrümmerte Städte und die beinahe rest lose Ver· 
nichtung einer Kultur mit jahrtausendealter Tradition, die bei· 
nahe gänzliche Ausrottung der Intelligenz und die gnadenlose 
Dezimierung der zahlenmäßig sowieso kleinen Arbeiterschaft 
(vgl. Ausschnitte aus der Anklageschrift des Volkstribunals). 
Der Aufbau des Landes wird Jahrzehnte in Anspruch nehmen. 
Manches ist unwiderruflich verloren. Dem Gericht, das in ei­
nem der Zerstörung enlgangenen Kongreßgebäude unmittelbar 
am Ufer des Tonle Sap tagte, gehörten Personen an, die teilwei­
se nur durch Zufall den Massakern entgangen sind. 

600 Besucher verfolgten das Gerichtsverfahren gegen das Regi­
me, über dessen Verbrechen hier in Phnom Penh zahlreiche 
Zeugen unterschiedlicher politischer und rassischer Zugehörig­
keit aussagten. Beobachter des Tribunals waren nebt.:n Kampu· 
cheanern aus allen Bevölkerungsschichten, Juristen, z. T. auch 
aus westlichen Ländern, darunter der Universitätsprofessor 
John Quigley (Ohlo States University), Vertreter des Welt kir­
chenrates, darunter der Niederländer P. P. van Lelyveld und et· 
wa 30 Journalisten, vorwiegend aus Südostasien, aus Frank­
reich, Großbritannien, Japan, aus Polen, der CSS R, der 
UdSSR, der DDR. Der Autor war einziger Vertreter aus der 
Bundesrepublik. 

Todesurteile wegen Völkermordes 

Die Zeugenaussagen der verschiedensten Menschen botel) ein 
Bild des Grauens und zeichneten die Aktivitäten eines Regimes 
nach, das in seiner Unmenschlichkeit nahezu beispiellos da­
steht. Mehrfach wurden die Zeugenaustagen unterbrochen, 
weil es den Menschen ein fach die Sprache verSChlagen halte. Im 
Saal spielten sich Szenen der Erschl1tterung ab, nicht nur unter 
den Kampucheanern, sondern auch auf den Bänken der Jour· 
nalisten und der internationalen Beobachter. 
Die beiden fo igenden Ausschnitte aus längeren Zeugenaussagen 
zeigen, daß die "neue Politik" der Roten Khmer sofort nach 
dem siegreichen Einmarsch in Phnom Penh am 17. April 1975 
begann. Erst wenige Tage war es her, daß die Menschen der 
neuen Regierung zugejubelt hatten, weil sie annahmen, nun 
würde die Praxis einer gerechteren Politik beginnen. 
Rous Rin, 36 Jahre, Zementarbeiter: " Ich erinnere mich nicht 
mehr so genau. Es muß so 7.00 Uhr gewesen sein . Da wurden 
die LeUle aufgefordert, ihre Stadt zu verlassen. Wer sich wei· 
gerte, mußte sterben. Wir sahen, daß viele Leute ihre Häuser 
verließen und sich auf den Weg machten. Meine Familie und ich 
und die Leute in unserem Haus, wir waren 5 Tage unterwegs, 
bis wir in einem Wald in Kompon Thom ankamen. Unterwegs 
mußten wir auf dem Boden schlafen. Wir halten nicht genug zu 
essen. Die Arbeit war sehr schwer. Wir waren danach nicht 
mehr in der Lage, uns miteinander zu unterhalten. 
Eines Tages zerbrach bei der Arbeit mein Pflug. Sie fesse llen 
mich daraufhin und brachten mich in ein Lager im Pranuk Di· 
strikt. Sie quälten mich 4 Tage. Die tauchten meinen Kopf in ei· 
nen mit Wasser gefüll ten Mörtelbehälter, bis ich beinahe er­
stickte. Ich war mehrmals bewußtlos. Zuletzt mußte ich 38 Tage 
lang Steine SChleppen. Auch die anderen Gefangenen haben sie 
so behandelt. Ich habe gesehen, wie sie eine Frau an einen 
Baum fesselten und ihr einen Stock in die Vagina trieben. Ich 
konnte das Gefängnis kurz vor der Befreiung verlassen. 
Von den 400 Gefangenen, die dableiben mußten, überlebte kei­
ner. Ober meine Familie kann ich sagen: Mein Vater, Chuk 
Rum, 6S Jahre alt, wurde 1977 ermordet. Meine Mutter, Muk 
Sura, 62 Jahre alt. starb t976 an Hunger. Meine Frau, Kit Seng, 
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30 Jahre alt, ist heute geistesgestört. Ich haue drei Brüder und 
Schwestern. Alle wurden eingesperrt, gefolten und ermordet. 
Meine 3 Kinder leben noch." 
Kim Sokha, ein Student, berichtet: " Wir mußten die Haupt· 
stadt verlassen, um auf dem Land zu arbei ten. Nach 6 Tagen er· 
reichten wir das kleine Dorf Damnak Tasek. Wir wurden in 
mehrere Arbeitsgruppen eingeteilt. Eines Tages fragte mich ein 
Pol.Pot.Soldat, was ich denn von Beruf sei. Ich antwortete: 
,Jura·Student. ' Er sagte: ,So einer bist Du. Was kannst Du 
Oberhaupt, Du blöder Hund. Die Landarbeiter werden Dich 
hassen.' 
Im Juni 1975 , etwa um Mitternacht, kamen mehrere Soldaten 
und fragten nach meinem Vater. Ich weckte meinen Vater. Die 
Soldaten sagten zu ihm: ,Mach Dich fertig und fo lge uns. Du 
sollst zu einer Schule fü r politische Studien abgeordnet 
werden.' Am folgenden Tag suchte ich nach meinem Vater. In 
einem etwa 500 m entfernten Waldstück fand ich an einem 
Baum die Krawatte meines Vaters. Ich sah frische Gräber und 
Bl ut - überall Blut. In den Gräbern steckten Bambusstöcke. 
Da wußte ich, daß sie meinen Vater ermordet hatten. Nach dem 
Tod meines Vaters, ermordeten sie im selben Jahr meinen Bru· 
der, sie ermordeten meine Schwester und ihren Mann und deren 
Eltern und meine Tante und ihre 2 Kinder." 
WAhrend unseres Aufenthaltes in Kampuchea besuchten wir ei· 
ne Stätte, die als besonderes Beispiel fOr die Greueltaten der 
Pol-Pot- Banden gelten kann. Das Ziel lag ca. 6 km außerhalb 
des Zentrums von Phnom Penh und hieß Tuol Sieng: Zwei her· 
ausragende Gebäudekomplexe_ Das eine eine Oberschule, das 
andere eine Grundschule. 
Aber das war früher. Unter Pol Pot wurde aus der Oberschule 
ein Gellngnis, die Klassenzimmer zu Zellen umgebaut. Hier Ik­
gen noch schwere Eisenkellen. Wir sehen menschliche Haare. 
Ein anderer Gebäudekomplex der Oberschule ist rur die schwe­
ren Fälle hergerichtet worden. Alle Räume sind in 1,5 qm große 
Löcher unterteilt, in die jeweils 2 Menschen gesteckt wurden. 
Hier kam keiner mehr lebens heraus. Auf dem Hof der Galgen. 
In den Zimmern türmten sich heute zur Dokumentation riesige 
Kleiderberge. An den Winden Fotos der Häftlinge, von denen 
keiner mehr lebt. Nebenan in der Grundschule fanden die Sol­
daten Heng Samrins noch drei lebende Kinder. Im Unkraut des 
Gartens liegt eine zerfledderte Biografie Molihes. 
In der Provinz Seam Reap, in unmiuelbarer Nähe der Ruinen 
von Angkor Vat erreichten die Massaker die schrecklichsten 
Ausmaße. Wir sahen ein nur teilweise aufgeschüttetes Massen­
grab. Mi ndestens 8(XX) Menschen müsSen hier abgeschlachtet 
worden sein. Es gibt hier Brunnen - sie sind Sammelbecken für 
erschlagene, erschossene und en runkene Mensche'!. Eine ehe· 
malige Schule diente zuletzt als Gefängnis, zuvor als Unter­
kunft ror chinesische Instrukteure. 
Unser Begleiter, der 23jährige ehemalige Student der Ökonomie 
Keo Kunakar zeigt uns seine Stadt Phnom Penh: " Hier, das 
war einer der großen Supermärkte und hier die Altstadt ..... . 
FrOher reihten sich die kleinen Laden, Werkstätten und Cafk 

aneinander. Don das große, erSI wenige Jahre alte Sponstadion 
mit nagelneuer Flullichlanlage. Die vielen Hotels, die meisten 
im französischen Kolonialstil erbaut. Kein Gebäude in dieser 
Stadt, das Ober 4 Stockwerke mißt. Eine Millionenstadt, ver· 
sunken im tropischen GrOn, überzogen mit den schönsten Pa· 
goden der Welt, mit einem blühenden Kulturleben und einer re· 
gen Universität. 
Aber das war früher. 4 Jahre sind nun vergangen. Soldaten der 
Einheitsfront geleiten uns schwer bewaffnel durch eine tote 
Stadt. Kein Haus, kein Geschäft, kein Hotel, keine öffentliche 
Einrichtung, ob Universität, Markt, Bibliothek, ob Kranken­
haus oder Schule, das nicht aussieht, als sei ein fü rchterlicher 
Tai fun darüberhinweggefegt. Leere Fensterhöhlen, zertrüm­
mertes Mobiliar, notdürftig am Straßenrand zusammengetra­
gen. In der Markthalle - leer und ode - ist die Uhr um 13.30 
stehengeblieben . Demolierte Pagoden, wertvolle Buddhafigu· 
ren mit abgeschlagenen Köpfen. 
Eine MillionenSladi'! Nur vereinzelt sieht man Menschen, die 
scheu, aber voller neugieriger Freude die wenigen Fremden in 
dieser Stadt begrOßen. Die jüngste Vergangenheit dieser einst­
mals gllnzenden Stadt ist kaum zu fassen. 
Im April 1975 halle das Stadtviertel Phsar Doeum Thcau der 
Hauptstadt Pnom Penh 906 Einwohner. Von ihnen si nd heute 
298 ermordet. 103 an Hunger oder Krankheit gestorben, 80 sind 
vermißt. Im benachbarten Stadtviertel lebten 1075 Personen. 
Von ihnen überlebten das Regime Pol Pot 442. Von 100 Arbei­
terfami lien der Takhmau·Automobilwerke mit 947 Personen 
überlebten 651 . 
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In einem einzigen Dorf der Provinz Seam Reap wurden von 
2153 Einwohnern 704 ermordet , darunter 205 Frauen. 
Das Regime Pol POl/ leng Sary wütete gegen alle Menschen oh­
ne Unterschied des Geschlechts, des Alters, der rassischen Zu­
gehörigkeit. So nüchteten tausende Kampucheaner chinesischer 
Abstammung nach Vietnam. Die größte Minoritätengruppe un­
ter den 21 verschiedenen Völkerschaften Kampucheas ist das 
Volk der Cham. Bei wahllos herausgegriffe nen 8 Cham- Fami­
lien, die in der Hauptstadt Phnom Penh lebten, ist heute fol­
gende blutige Rechnung aufzumachen: 
J:"amilie Ly - ehemals 7 Mitglieder - es überlebte I Tochter. 
Familie Ek Min - kein überlebender. Familie Sman Chek -
ehemals 12 Mitglieder - I Tochter überlebte. Familie Sie -
ehemals 7 Mitglieder - 2 Kinder überlebten. Familie Los -
ehemals 6 Mitglieder - I Kind überlebte. Familie Hachi Sie 
Chasda - ehemals 12 Mitglieder - 1 Tochter überlebte. Fami· 
lie Soleyman Sutri - ehemals 6 Mitglieder - 3 Überlebende. 
Familie Lap Li - ehemals 9 Mitglieder - kein Überlebender. 

Ein besonders Kapite! der VerniChtung spielte sich im Bereich 
von Kultur und Wissenschaft ab. Der Vernichtung voraus ging 
ein knappes Dekret mit folgendem Wortlaut: " Im Vierteljah-



resplan von 1977 bis 1980 im Kulturbereich werden in der Kunst 
und Literatur Anstrengungen unternommen, alle Spuren des 
Imperialismus, des Kolonialismus und des Feudalismus und alle 
kulturellen Spuren ehemaliger herrschender Klassen zu beseiti­
gen ... " 
Eine der ersten Handlungen der Regierung Pol Pot/ leng Sary 
nach dem Sieg war die Herausgabe ei nes Befehls, alle Musikin­
strumente des Landes zu zerstören, ebenso alle KostUme, wie sie 
in den Theatern benutzt wurden, sowie die Vernichtung aller 
Dokumente, die über die Kultur der Khmer berichteten. Alle 
Stätten der Kunst, die Theater der Hauptstadt Phnom Penh, 
die Theater der Provinz, die Musikfakultät der Universität wur­
den geschlossen, die meisten Gebäude zerstört. Doch die Zer­
störungswut der "Erneuerer" richtete sich nicht nur gegen Sa­
chen. 
Künstler, Männer und Frauen, Alte und Junge wurden zusam­
mengetrieben und mit Bajonetten und Spießen erstochen, mit 
Bambusstö<:ken und Hacken erschlagen. Man stach ihnen die 
Augen aus, schlitzte ihnen die Bäuche auf und beerdigte sie bei 
lebendigem Leib. Viele starben während der harten Frontarbeit 
auf dem Feld . Andere am Hunger. Unter ihnen 5 der bekannte­
sten Schauspieler des Landes: Sin Sisamouth, Neang Huy Me­
as, Has Lalorn, Leou Sipho und Voy Ho. 
Im Wald von 0 Samrong in der Provi nz Phom Leap starb unter 
den Axthieben eines Milizsoldaten namens Luy der bekannte 
Dramatiker Ly Kim Uong, Professor an der Fakultät für Dra­
matik der Universität Phnom Penh. Gefesselt, erschlagen und 
ermordet wurde nahe dem Ort 0 Romchek in der gleichen Pro­
vinz der Musiker Ay Savouth. Seine Frau wurde - ehe sie starb 
- von 5 Pol Pot Soldaten vergewaltigt. Zeuge dieses Verbre· 
chens war der Ktins tler M. SOl. Der Kunstprofessor Hing Bunt­
hon, DrehbuchaulOr des in Kampuchea bertihmten Films A 
Chey, früherer technischer Direktor der Fernsehansalt, konnIe 
die Qualen, denen er ausgesetzt war, nicht mehr ertragen und 
nahm sich in der Provinz Kompong Thom das Leben. 
Der Berichterstatter vor dem Tribunal am Tonle Sap faßt zu­
sammen: "Von 38 Musikern, 74 Tanzschülern, 77 Tänzern ei­
ner FOlk-Gruppe si nd nur 38 Tänzer und 9 Musiker den Massa­
kern entgegen. Von 195 Tänzerinnen und Tänzern des klassi­
schen Theaters blieben 48 übrig. Von 54 Tänzern des Corps de 
Ballet entgingen nur 4 dem Tod. Die Fakultät für Bildhauerei 
mit 416 Studenten hat 14 Überlebende. " 
Alle 34 Kinos und alle Kinos der Provinz wurden nach der 
Machtergreifung Pol Pots sofort geschlossen. Die technischen 
Geräte, sowie 8 mobile Kinos wurden zerstört, die Filmproduk­
tionsgeselJschaft aufgelöst. Während zuvor in Kampuchea pro 
Jahr 60 Filme produzier! wurden, entstanden nur noch Kurzfil­
me, die dem Ausland den "Aufbau" im Land der Khmer ver­
künden soll ten. Alle Techniker und Schauspieler, die für das 
"alte Regime" gearbeitet hatten, wurden verfolgt, massakriert 
oder mußten Fronarbeit leisten, was für die meisten ebenfalls 

den Tod bedeutete. Von 75 Mitarbeitern der Filmgeseltschaft 
des Informationsdienstes sind nur 6 übrig geblieben. Von 40 
Schauspielern blieben 2 am Leben. 
Der Besuch von Bibliotheken und Museen wurde verboten, galt 
als nutzlos und als Zeitverschwendung. HUllderttausende Bü­
cher der Nationalbibliothek von Phnom Penh, der Bibliothek 
des buddhistischen InslilUtes, des Khmer-Mou- I.nstitutes und 
des pädagogischen Institutes wurden herausgerissen und in um­
ljegenden Gärten und auf den Bürgersteigen verstreut. Vom 
Personal der Bibliotheken entkamen nur wenige dem Tod. 
Das Museum, das sich in den Mauern des königlichen Palastes 
befand, das Museum der Silbernen Pagode, die Museen der 
Provinz, besonders jenes der Provinz Ban ambang, wurden zer­
stört, antike Figuren aus Silber und Gold gestohlen. Viele Sta· 
tuen und Baudenkmäler fielen der Zerstörung anheim. Die 
Mehrheit der Archaologen, der Bildhauer und Studenten der 
Archaologie sind ermordet. Ly Vu Ong, Dekan der Fakultät für 
Archaologie und Konservator des Nationalmuseums, wurde so­
fort nach der Machtergrei fung Pol Pots getötet. Er mußte sich 
im Ort Kien Syay sein eigenes Grab schaufeln. Der Archäologe 
Phim Neon, der heute in Phnom Penh die zertrümmerten Reste 
des Nationalmuseums aufarbeitet, war Zeuge dieses Verbre­
chens. 

Das Fest der Brachum Ben 

Damals im Frühjahr 1975, da setzten die Menschen große Hoff­
nung in die Revolution. Das Volk und alle seine Schichten stan­
den zusammen gegen den Imperialismus der USA. Nur so war 
der Sieg der Roten Khmer möglich geworden. Le Monde zitiert 
1972 einen Mönch der Pagode Ang-Talek in der Provinz 
Samrong-Tong: "Heute abend bi n ich sehr bewegt. Vor drei 
Monaten wurde ich gezwungen, meine Pagode zu verlassen. Ich 
konte das Joch des Teufels Lon Nol nicht mehr ertragen. Ich 
sage den Mönchen und der Bevölkerung: vereinigt Euch von 
Herzen mit der FUNK und vertTeibt jeden Gedanken an einen 
Kompromiß mit dem Imperialismus. " 
Das war damals. Heute, 1979, wendet der hagere Mann im 
Kongreßsaal ein weiteres Blatt seines langen Berichtes: "Die 
3254 Pagoden des Landes wurden entweder zerstört oder ausge­
plündert. Aus vielen wurde ein Gefängnis gemacht. Antike Ge­
genstände von unschätzbarem Wert wurden weggeworfen oder 
gestohlen. 63000 Mönche mußten ihre Kutte ausziehen und 
fortan auf dem Feld arbeiten . Man hatte Angst vor ihren Ver­
sammlu ngen in den Pagoden . Die Moscheen wurden zerStört 
und die Gläubigen getötet. Die große Kathedrale von Phnom 
Penh wurde dem Erdboden gleichgemacht. Keines der traditio­
nellen Feste durfte gefeiert werden. Aber in ihrem Herzen feier­
ten die Kampucheaner das Fest der Brachum Ben, das Fest der 
Toten. 

Kampuchea braucht dringend Hilfe 
Millionen Menschen in Kampuchea kämpfen mit dem Hunger. Es 
grassieren Mangeterkrankungen und Seuchen. Das land verfügt nur 
über geringe Reisvorräte, Medikamente und medizinische Hilfe sind 
kaum vorhanden. Den meisten Menschen dieses leidgeprüften Volkes 
fehlt es selbst an den einfachsltn Dingen des täglichen Lebens. Wenn' 
nicht rasche Hilfe kommt. müssen Hundentausende sterben. 
Dies darf nieht geschehen! Wie immer man die politischen Hinter­
gründe für die Not und das Leiden Kampucheas beurteilt, wir müssen 
helfen! 
Das Antiimperialistische Solidaritätskomitee ruft daher auf: Spenden 
Sie für Kampuchea! Ihre Hilfe rellet Leben! 
Mil den Spenden kaufen wir Reis und Medikamente und schicken sie 
an des kampucheanische ROIe Kreuz in Phnom Penh. 

Spendenkonten: 
Sondert onto Prof. Erich Wulff, PschA Frankfurt/ M. 
Kl O. Nr. 527055·002, Kennwort "Kampuchea"; oder 
Hilfsaktion Vietnan e. V., PschA Essen Kto. NT. 90040-430; 
Kennworl "Hilfe fGr Kampuchea" 
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Anklageschrift 
Pol PoUleng Sary: Schuldig des Völkennordes 

Im Ergebnis der Untersuchung haben wir festgestellt, daß die Pol 
Pot l leng Sary·Clique während der letzten 4 Jahre nach der Befreiung 
unseres Landes (vom Lon·No1·Rcgime: d. Red.) unser Volk verraet:n 
und aJl den Rand der Vernichtung gebracht haI. Es wurden rund 3 Mio 
Menschen ermordet und die mehr a ls 4 Mio am Leben Gebliebenen 
schwer geKhlIdig\ - ph)'$isch wic moralisch; die Winschart des lan­
des wurde Tuinien, die nationale Kultur vern ichtet. Alle 8cvölkerur\is­
schichten. die gtsamte Nation wurde in Mitleidenschaft gezogen. 

A. Die Pol Pot/leng Sary-Clique wird rolgcnder Vt'rbrec:ht'n 
angeklagl: 

1. Systematische worsiitzliche Ausrolturlj! der Buölkerung in unerhör· 
ten Ausmalk-n . 
Die Pol POI·Clique tei ltc die Bevölkerung in drei Kategorien ein: Die 
ersle - die "Alteingesessenen", d . h. jene. die ",xh vor der Befreiung 
von 1975 in den Gegenden wohnten, wo es StützpLmkte des Widerstan­
des gegeben hat; die zweite - "neue Bc: ... ·ohner" von Gegenden, die 
sieh unter der Herrschaft des alten Regimes (yon Lon Nol; d. Red.) be­
fanden; die driue - Personen. die mit dem ahen Regime zusammenge­
arbeitet hauen. 
Die Pol PotlJeng Sary-Clique \'erfolgte das Ziel, die dritte Kategorie 
auszurOllen und die zweite zu "reinigen"; Personen aus der ersten Ka· 
tegorie behandelle man zun!ichst als Privilegierte, ab 1977 ging man je­
doch daran. sie zu "reinigen". ( .. ) 

b) Man vermischte die Bewohner aus verschiedenen Landesgegenden. 
um die bestehenden sozialen Verh!lllnisse und Familien zu zerstören 

2. Zwangsumsit'dLu ng du Stad tbuölkerung und systematische Vermi­
schun. der undbt'völkrnmg, was ,'Ielt' Mt'llSl' ht' n zugrunde ricluele. 
a) Die Bc:völkerung \'on Groß- und Klc:inSlldten wurde in die Land­
und Gebirgsgegenden umgesiedelt. ( ... ) 

und die Menschen jeder Möglichkeit zu berauben. sich w vereinigen 
und gegen das Regime zu k!lmpfen : 
Gleichzeitig mit der gewaltsamen Umsiedlung von Stadtbewohnern in 
die Dörfer, zwang die Clique die Dorfbewohner, in andert' Qegenden 
umzusiedeln, nachdem diese ihr Hab und Gut der Angkar überlassen 
hamn (so hieß die Pol Pot/ leng Sary-Parlei; d. Red.). Ende 1915 war 
die Bc:\'ölkerung der Provinzen Syay Rieng, PreY"rng und Takro (im 
Südosten) gezwungen, nach Pursat, Ballambang, Sisophon (im Nord­
westen) und Oddar Mean Chay (im Norden) umzusiedeln. Die Einwoh· 
ner der West zone wurde umzusiedeln, nachdem diese ihr Hab und Gut 
der Angka überlassen im Osten angesiedelt. 

3. Oie RtvöLkerung wurde Ln "Kommunen" zusammengetrieben, wo 
die Menschen wie Sklaven arbeitrn muOten, bis sie hlngu m zugrundt' 
KLnKt' n. 
Um sich das Volk gefügig zu machen. pferchte die Clique die Menschen 
in " Kommunen" zusammen. die in Wirklichkeit Konzentrationslager 
waren. Die Menschen sagten: "Angkars Gtr!ingnis ist riesengroß. Ob· 
... ·ohl es weder Tor noch Mauern hat. kann niemand entkommen." 
a) Man zwang die Menschen, unabh!ingig "on ihrem Alter und Ge­
sundheitszustand. zu einer Arbeit. die ... ·eit über ihre Krafte ging: 
Man schickte die Menschen D!imme befestigen. Kanale graben, den 
Wald roden usw. Sie arbeiteten mit primitiven Werkzeugen oder auch 
manuell 12- 16 Stunden am Tag, manchmal sogar noch mehr. Dabei 
berichten die Augenzeugen, daß in manchen Gegenden eine Schale Reis 
die Tagesration von 10 Menschen ausmachte - so mußten sie sich \'on 
ßananenstielen ern!ihren. 
b) Die Clique PoL Pot/leng Sary schuf ein Spionageneu und fö rderte 
das gegenseitige Bespitzeln, um den Willen des Volkes zum Widerstand 
lU lahmen: 
Die Angkar wollte die Gedanken und Handlungen der "Kommune"­
Mitglieder strengstens kontrollieren . Die BUrger sollten nur das Recht 
haben, zu denken und zu handeln, wie es der Angkar paßte. Jede freie 



Äußerung, jedes selbständige Urtei l und jede Besch\\'erde wurde geahn_ 
det. Personen, die sich über etwas beschwenen, wurden ab Regime­
Gegner verdlichtigt und vernichtet. 
cl Jede Verletzung der Angkar-Verordnungen wurde han bestraft: 
Es gab nur zwei Arten \'on Strafen. Erstens, man zwang die Menschen, 
zwei- bis dreimal mehr zu arbeiten, und gab ihnen dabei weniger oder 
auch gar nicht zu essen. Zweitens. man "erurteil1e sie lUm Tode. 
4. 7..c-rslönlßg aller sozialen Verhi llnlSK, glinzliche Unterdrückung drr 
öfrrnll ichen Meinung, OegT'1ldlfTung dt r Mus.:hen zu Skhu'cn du 
Angkar. 
a) Abschaffung der traditionellen Familienbindungen: 
Manner und Frauen, Kinder und Ellern wurden gelrennt. Die Liebe 
war verbotcn. Männer und Frauen schlossen eine Ehe nach Angkarwei­
suns. Junie Verlicbte. die auszureißen versuchten, wurden als Vrrbre­
eher bestraft. 
b) Äußerungen von Mitleid sowie H ilf~ an Verwandte, Freunde und 
Nachbarn wurden "erboten: 
Die Cliqu~ erlaubte es nicht, d~nen g~Ienüber Mitleid zu äußern, die 
seprüs~h oder umgebracht wurden. Soc Bun aus Pursat wurde ermor­
det, weil sir den Tod ihres Mannes beklalte; Soc Chhoi geriet ins Ge­
fängnis, weil er weinte, als man seinen Verwandten brutal tötete. 
5. AusroUun ): buddhistisc:her Mönchf , der Gliiublgen, du Intelligf nz: 
Vfrn lehtung der Religion und der nationalen Kullur. ( ... ) 

6. Massrnmord an kldnen Klndnn , Vufoljo!ung und monIlischI' br­
~tl.UnR von Ju):rnd , Vrrwllndlung ... on jungen Mi nnern und Midchr n 
In brutille Mörder, dr nen jeglichI' menschliche Gefühl r fremd sind. 
Mit 6 Jahren durften die Kinder nicht mehr mit den Eltern leben; sie 
mußten Vieh ... ·eiden und Kuhmist zusammentragen. Mit \0 Jahren 
mußten die Kinder sch ... ·ere Arbeit verrichten, genau wie die Erwachse­
nen. besonders beim Bau von Dllmmen und hydrotechnischen Anla­
gen. Sie durften weder die Schule besuchen noch spielen.( ... } 

Außerdem zog das R~ime Kinder unter IS Jahren ge ... ·altsam in seine 
Armee-Einheiten oder mobilen Brigaden ein, .... eil man sie Angkar ge­
genüber für absolut loyal hielt. 
7. brstürunK drr Wtr1S(h~ft dH I.andes, wodurch ,·Icle Mrnschen den 
lIu ngutod fll nden. 
Die Clique hat die Struktur unserer Wirtschaft untergraben. was eine 
Stagnation verursachte und schwere Folgen rar die Bevölkerunl hatte. 
Sie verniehtete die t('l;hnische Intelligenz, die Ulller dem früheren Regi­
me arbeitete, und schickte die Arbeiter aufs Land. So sind z. 8 . in einer 
Holz- und einer Textilfabrik nur einige wenige Arbeiter geblieben, und 
das verlangsamte natürlich die Produktion. 
Der Boden lag wm großen Teil brach, Reis wurde im AUljtausch für 
Waffen ausgeführt und für den Kriel, der vorberei tet wurde, gehortet. 
8. Auell nach drm Sturz dcr Pol Pot/lenK SIlr)'-Cliqut Im 7. J anuar 
1979 brglng dint .... eilr r VtrbTfthtn. Sie orlanlsit rt r den Massenmord 
an McnSC: htn . die nicht mit ihr nüchttn wollten. ( ... ) 
9. Anwendung brutlltt' r Methoden bei .-olt r rn und Morden SO\o\'it bei 
du .Jnschüehtt'rung der e.e,·ölktrung. 
a) Sie wandlen solche Jl,1 ordmethoden an, die es ermöglichten, gleich. 
zeitiS Hunderte oder auch Tausende von Menschen zu vernichten. Die­
se Methoden waren noch viel schreckl icher als bei Hi tler: 
• man schtug die Menschcn mit Hacken, Kreuzhackrn, StOcken und 

Eisendraht auf den KopF; 
• man schnitt den Menschen mit Messern und scharfkantigen BIllt­

tern der Zuckerpalme den Hals du rch, oder schnitt ihnen den 
Bauch auF, um die Leber oder die Gallenblase herauszuholen. Die 
Leber wurde gegessen, aus der Gallenblase wurden " Heilmittel" 
gewonnen; 

• man erdrückte die Menschen mi t Bulldozern und wandte Spreng· 
stoff an; 

• die Menschen .... urden lebendil begraben; jene, die ~i ner Opposit ion 
zum Regime verdlichtil t wurden, verbrannte man; man schnill 
auch den Menschen allmählich das Fleisch vom Leibe, damit sie 
lanasamer stürben; 

• die Kinder warf man in die Luft, um sie dann auF die Bajonette auf­
zuspießen, man riß ihnen die Glieder ab und zerschlul die Kopfe an 
Baumstämmen; 

• man warf die Menschen in die Krokodilteiche; 
• man mordete die Menschen, indem man sie am Hals oder an den 

Gliedern auf Bäumen aurhllngte; 
• den Opfern führte man Gift in die Venen ein - so konlllen zugleich 

sehr viele Menschen ve rgiftet werden. 
b) Anwendung brutaler Foltern, um die Regimegegner zu ,.Geständ­
nissen" zu zwingen - besonders alt bewähr te ParteiFunktionäre und 
·mitglieder. 
c) Anwendung brutaler Methoden, um den Willen lU lahmen und die 
Denkfllhigkeit zu vernichten. 

K. Planung der von der P o l POl / leng Sar}'-Clique begangenen 
Verbrechen, Beweggründe und folgen: 

I. OIiS Zicl dicscr \ 'crbr«ht n ,,·u Genodd. 
Aus Zeugenaussagen und ausfOhrlichen Berichten diverser Staatsorga­
ne, im Ergebnis der Untersuchung an den Tatorten und aus im Ausland 
gesammelten Dokumenten geht hervor, daß die Pol POl / leng Sary­
Oique ihre Verbrethen mit Methode und an "erschiedenen Orten in 
ganz Kampuchea sowie im Einklanl mit einem ausgefeilten Genozid­
Plan verübte. 
2. Dir Bfweggründe Pol Pols und leng Sar}'s zur Verübung "on Ceno­
zid"erbrechen Kegenübcr i h~m Volk. 
a) Die Pol Pot/ lenl Sary-Clique stellte eine Gruppe "on Machtsüchti­
gen dar, dic in ihrem Streben, für sich und für ihre Familienmitglieder 
die Macht zu usurpieren, "or nichts lUrUckschretkten. 1960 nutzten sie 
für sich dic Repressalien des Gegners aus, di~ zur Liquidierung vieler 
Parteistützpunkte. zu Verhaftungen und zur VfTnichtung vieier loyaler 
Parteimitilieder fahnen. Pol Pot und leng Sary ergriHen die Leitung 
in der Partei und bildeten ihre eigene faschistische Organisation Ang­
kar, die ihren ehrgeizigen Zielen dienen sollte. 
b) Von 1975-79 führte die Clique eine großangelegte Repressionspoli­
tik gegenüber dem Volke dur~h. Sie prakti~ierte " Reinigungen''. um 
ihre Diktatur zu untermauern. 
In ihrer Außenpoli tik lehnte sie jede Hilfe anderer Staaten und interna­
tionalen Orllnisationen ab, die unserem Volk über die Aus .... irkungen 
des Krieges hlllle hin .... ejhelfen kö nnen. Die Clique betrieb eine Politik 
der Feindseligkeit zu allen Nachbarstaaten, provozierte Konflikte mit 
Thailand (Mim t91S-Anfanl 1977), bemächtigte sich mehrerer klei­
ner Mekong-Inseln. die Laos lehOnen, und begann einen aggressiven 
Krieg legen Vietnam in großen Ausmaßen. 
c} Bei den Massen halle die Clique von Anfang an keinen RUckha tt. 
Angesichts der zunehmenden opposi tionellen Stimmungen in den 
Volhmassen "erließ sie si~h auf die Unterstützung äußerer reaktionä· 
rer Kräfte, in erster Linie der Pekinger Reakt ionäre. 
Die Pol Pot/leng Sary·Clique existierte dank der wirts~haftlichen und 
mi lita rischen Hmt aus China . Seil Oktober 1975 schickte Peking Ar­
beiter. technische Spezialisten und Tethniker nach Kampuchca wr 
Wiederherstellung von Flug- und Seehafen sowie strategisch wichtiltn 
Chausseen. Aus China gingen nach Kampuchea Militärt('l;hnik. Waf­
fen. die materiell-technische Versorgung für die Armee, die von 
1975-77 von SOOOO auf 7ÜOOO Mann angewachsen ist. 
Die Clique konnte 1976 und 1977, ebenfalls mit Chinas Hilfe, die Rc­
pressalien gegen das Volk ,·erstllrken. Augenzeulen bestlltigen, daß 
chinesische Berater bei Massenexekutionen anwesend .... aren. 
Nach dem Sturz~ dem 7. Januar 1979 - wurde lenl Sary von Pol POt 
mehrmals nach Peking geschickt , um mit den donigen reaktionllren 
Ikhörden ein bewaffnetes Vorsehen leien unser Volk zu planen . 
Aus Dokumenten, in deren ßnitz man in Ta Sanh kam (wo sich das 
Hauptquartier Pol Pots nach seinem Sturz befand; d. Red .), ist ersicht­
lich, daß Pekinl bereit war , der Clique noch mehr Geld, Waffen. Mu­
nition und Nahrungsmillcl zu Icben. beim Bau eines Senders sowie bei 
der Planung "on Propaganda und Außenpolitik zu helfen. 

J. Die Verbrechen der Pol POI/ irng Sary-Clique hllllrn 5th\o\'cre Fo •• 
11tH für lilie ltbensaspekte Kampueht1lJ. 
Wie man errechnete, .... urden etwa 3 Mio unschuldige Menschen umge­
bracht. 
Die mehr als 4 Mio Obcr1ebenden bekamen sch ... ·ere physische und mo­
ralische Trauma, die man noch lange nicht wird überwinden können. 
Gesundheitliche Schäden, schwere Krankheiten wie Tuberkulose, ~ri­
beri, Malaria, Depressionen U.II. sowie die Steri lität der Frauen haben 
geflihrliehe Ausmaße angenommen. 
Infolge der von der Clique betriebenen Politik der ZerStörung der Wirt ­
schaft sind jetzt 2,S Mio unserer Landsleute vom Hunger bedroht. Un­
sere nationale Kultur wurde verniehtct, das Bildungs- und das Gesund­
heits .... esen abgeschafft. ( ... ) 

Aufgrund dcsstn fassen .. -ir den 8esc:hlu6 
"or dem Revolutionären Volkstribunal in Phnom Penh des Genozid­
Verbr('l;hens anzuklagen und zu beschuldigen: 
I. Pol Pot (Saloth Sir), ein Khmer, geb. 1925 im Dorf Preak Soan, 
Provim: Kompong Thom, in Phnom Penh ansässig. Verheiratet mit 
Khieu Ponnary. Ex-Premierminister der gestürzten Regierung Kampu· 
~heas, der sich verborgen Mit und fUr den ein Haftbefehl vorliegt. 
2. Icnll SIIr)', ein Khmer, geb. 192' im Dorf Hoa LaI', Gemeinde Lu· 
onl Hoa, Kreis Chau Thanh, Provinz Tra Vinh (heute Cun Long) in 
Vietnam. ans.ässig in Phnom Penh. Verheiratet mit Khieu Thirit. Ehe· 
maliger stellvertretender Premierminister, der für die Außcnbeziehun. 
gen der gesHlrzten Regierung Kampucheas zustll ndig war. sich jetzt ve r­
borgen Mit und für den ein HaFtbefehl vorli ~1. 
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Pham van Dong 

Vietnam und die 
Kampucheafrage 

( ... ) Nach mehr als 30 Jahren Krieg sehnt sich das vietnamcsi· 
sehe Volk nach Frieden , um seine ganze Energie auf den Wie­
deraufbau des Landes lU konzent rieren und ror sein Wohlerge­
hen und Glück zu arbeiten. Aber das unabhängige, souveräne 
Vietnam, das zu verschiedenen Ländern der Welt Beziehungen 
der Freundschafl und Zusammenarbeit unterhäll, ist für den 
Hegemonismus eines asiat ischen Landes ein großes Hindernis. 
Dieses Land greift zu unzähligen grausamen und JX"rfiden Prak­
tiken , um den friedlichen Aufbau Vietnams zu hintertreiben. 
Aber a lle Plä ne und Komplotte sowoh l im militärischen, politi­
schen und wirtschaftl ichen als auch im diplomatischen Bereich 
haben nur zu schmählichen Fiaskos gefUhrt , denn dieses Land 
hai es mit dem viemamesischen Volk zu wn, einem heldenhaf­
len, unbeugsamen Volk, das aus dem Kampf gegen die stärk­
Sien und barabarischslen Aggressoren als Sieger hervorgegan­
gen ist. 

Das Genozidregime Pol Pot/leng Sary wiederherstellen? 

TrOlz der Mißerfolge bei reiben die Hegemonislen weilerhin fie­
berhafl eine feindselige Polilik gegenüber Vietnam, drohen uns 
rnil einem neuen Aggressionskrieg, verstärken ihre Einmi­
schung in die inneren Angelegenheilen von Laos und drohen 
ihm mit einer Aggression; sie versuchen, in Kampuchea das Ge­
nm:id regime Pol Pot/ leng Sary wiederherzustellen, wozu sie 
Frieden und SlabiliUII in diesem Raum torpedieren. 
Das vietnamesische Volk, das seit einem halben Jahrhundert 
fortwährend für seine Unabhängigkeit und Freiheit kämpfen 
mußle, wird niemandem je erlauben, seine um einen so hohen 
Preis erkaufte Unabhängigkeit und Frd heit anzutasten. Zu­
gleich respektiert unser Volk konsequent die Unabhängigkeit 
und Freiheit anderer Völker. Durch seinen siegreichen Kampf 
behauptete Vietnam die in der ganzen Welt anerkannten Prinzi­
pien der Bewegung der Nichtpaktgebundenen: Verzicht auf jeg­
liche Einmischung in die inneren Angelegenheiten anderer Lan­
der, Schlichtung der Differenzen durch fried liche Verhandlun­
gen. Es verhindene auch die Politik der Einmischung in die in­
neren Angelegenheiten anderer Länder, die der Imperialismus 
und die internationale Reakt ion betreiben _ 
Gegenüber dem Aggressionskrieg der Clique Pol Pot/ leng Sa­
r,!, die ein Werkzeug der Hegemonisten war, zeigte sich die SRV 
äußerst zurück haltend und wirkte beharr lich auf eine friedliche 
Beilegung des Konniktes unter Vermittlung des UNO­
Generalsekretärs, der Nichtpaktgebundenenbewegung und be­
freundeter Staalen hin. 
Als die Clique Pol Poil leng Sary den Krieg ausdehnte und ein­
seitig die diplomatiSchen Beziehungen zu Vietnam abbrach, un­
terhielt die SRV Beziehungen zu Kampuchea und unterbreitete 
am 5. Februar 1978 ihren 3-Punkte-Vorschlag, den die WeItöf­
fentlichkeit mit Genugtuu ng aufnahm. hn März 1978 ersuchte 
Vielnam den Außenminister von Sri Lanka als Vertreter eines 
Koordinierungsstaates in der Nichlpaktgebundenen-Bewegung, 
beiden Seiten - Vietnam und Kampuehea - zu Verhandlun­
sen zu verhelfen. Aber die kampucheanische Seite beharrte auf 
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ihrer Ablehnung. Im Juli 1978 unterbreitete Vietnam auf der 
Außenminisu~rk onferenz der Nichtpaktgebundenen in Belgrad 
einen Resolutionsentwurf, der Vielnam und Kampuchea auf­
forderte, den Konnikt durch Verhandlungen beizulegen. Aber 
Sri Lanka als Koordinierungsstaal und Jugoslawien als das 
Land, in dem die Konferenz tagte, empfah len Vietnam, seinen 
Resolutionsentwurf angesichts des Protestes von Kampuchea 
zucuckzunehmen. Peking und seine Agenten, die Clique Pol 
Pot/ leng Sar,!, wiesen stur beliebige Verhandlungs",orschläge 
Viet nams zurUck und schürten krampfhaft Krieg, um Viet nam 
... on beiden Seiten anzugreifen. 
Nachdem alle Versuche einer friedlichen Lösung durch Ver­
handlungen gescheitert waren, mußte Vietnam, dessen Nation 
in ihrer Exis tenz bedroht war, sein legitimes Recht auf Selbst­
verleidigung wahrnehmen und versetzte den Aggressoren emp­
fi ndliche Schläge. Es ist offensichtlich, daß dies ein gerechter 
Selbstschutz war und der Erhaltung der Unabhängigkeit, Sou­
veränität und territorialen IntegriHIt galt, daß diese Handlun­
gen voll und ganz den Prinzipien ... on Moral und Völkerrecht, 
der UNQ-Charta und den Prinzipien der Bewegu ng der Nicht­
paktgebundenen entsprechen. Die Völker der Welt, die ganze 
fortschrittliche Menschheit untersülzte deshalb diese Handlun­
gen. 

Unumkehrba re Verän derungen 

Die ganze Welt weiß, daß die Clique Pol Pot/ leng Sary in Kam­
puchea ein beispielloses Grenozid betrieb und das Land in ein 
Aufmarschgebict für die expansionistische und hegemonisl isehe 
Großmachtpolitik Pekings verwandelte. Deshalb war der Sieg 
des kampueheanischen Volkes vom 7. Januar 1979 - der Sturz 
der Clique Pol Pot/leng Sary - ein bedeutendes Ereignis: Er 
hat ein Volk ... or dem Grenozid gerettet. dem kampucheani. 
sehen Volk Unabhängigkeit und Freiheit zurückgegeben und 
Bedingungen fOr den Aufbau eines friedlichen, unabhängigen, 
neutralen, nichtpaktgebundenen Kampuchea geschaffen. Die­
ser Sieg ist ein Beit rag zu Frieden, Stabilität und WOhlergehen 
in diesem Raum und der ganzen Welt. 
Nach dem Sieg vorn 7. Januar 1979, nach dem Ende der Mas­
senmorde und -zerstörungen vollbrachte das kampucheanische 
Volk in kurzer Zeit Bewundernswertes: Es schlug die überreste 
der A rmee ... on Pol POl/ leng Sary aufs Haum, schuf und festig­
te die zentrale und lokale VOlksverwa!tung, ermöglichte eine 
Wiedergeburt des wirtschaftlichen und kulturellen Lebens, der 
religiösen und gesellschaftlichen Betätigung und fUhne Fami­
lien zusammen. Diese wichtigsten ErfOlge auf verschiedenen 
Gebieten zeugen von einer außerordentlichen Vitalität des Vol­
kes, das zum leben zurückkehrt und fest entschlossen isl, ein 
freies und glOck liches Leben, wie es der Erben der glorreichen 
Angkor-Zivilisation wü rdig ist, aufzubauen und zu verteidigen. 

Diese Siege zeigen überzeugend: Die Veränderungen in Kampu­
ehea sind nicht mehr umkehrbar. Keine reaktionären Kräfte 
werden das kampucheanische Volk daran hindern können, den 
gewählten Weg zu gehen , der voll und ganz der Haupttendenz 



unserer Epoche und den Zielen der Nichtpaktgebundenheit ent­
spricht. Beliebige Versuche, auf die "kampucheanische Frage" 
zu spekulieren, sind Einmischung in die inneren Angelegenhei­
ten dieses Volkes und zum Scheitern verurteilt. Der Revoluli(>. 
nare Volksrat von Kampuchea muß als der einzig wahre Vertre­
ter dees kampuchenaischen Volkes einen gebührenden Platz in 
der Bewegung der Nichtpaktgebundenen und der internationa­
len Gemeinschaft einnehmen. Die Clique Pol Pot/leng Sary, 
diese Verbrecher, die das revolutionäre Volkstribunal Kampu­
cheas zum Tode verurteilte, ha~n absolut kein Recht, das 
kampucheanische Volk, wo auch immer, von welcher interna­
tionalen Tribune auch immer, zu vertreten. Das entspricht den 
Prinzipien von Moral und Völkerrecht, dem Wunsch der ge­
samten fortschrittlichen Menschheit. 
Ich muß hier einfach wiederholen, was die Kampucheaner und 
Ausländer ~im Prozeß gegen die Clique Pol POl/ leng Sary in 
Phnom Penh riefen: .. Nein! Es darf nicht zugelassen werden, 
daß sich diese ungeheuerlichen Verbr~hen auf dem Boden von 
Angkor wiederholen!" 
Nach dem Sieg vom 7. J anuar 1979, nach dem Ende der Mas­
senmorde und -zerstörungen vollbrachte das kampucheanische 
Volk in kurzer Zeit Bewundernswertes: Es schlug die Überreste 
der Armee von Pol Pot/leng Sary aufs Haupt, schuf und festig­
te die zentrale und lokale VOlksverwahung, ermöglichte eine 
Wiedergeburt des wirtschaftlichen und kulturellen Lebens, der 
religiOsen und gesellschaftlichen Betätigung und führte Fami­
lien zusammen. Diese wichtigsten Erfolge auf verschiedenen 
Gebieten zeugen von einer außerordentlichen Vitalität des Vol­
kes, das zum Leben zurtlckkehrt und fest entschlossen ist, ein 
freies und gluckliches Le~n, wie es der Erben der glorreichen 
Angkor-Zivilisation würdig ist, aufzubauen und zu verteidigen. 

Unu mkehrbare Verinderungen 

Diese Siege zeigen ü~rzeugend: Die Veränderungen in Kampu­
chea sind nicht mehr umkehrbar. Keine reaktionären Kräfte 
werden das kampucheanische Volk daran hindern können, den 
geWählten Weg zu gehen, der voll und ganz der Haupnendenz 
unserer Epoche und den Zielen der Nichtpaktgebundenheit ent­
spricht. Beliebige Versuche, auf die " kampucheanische Frage" 
zu spekulieren, sind Einmischung in die inneren Angelegenhei­
ten dieses Volkes und zum Scheitern verurteilt. Der Revolutio­
näre Volksrat von Kampuchea muß als der einzig wahre Vertre­
ter des kampucheanischen Volkes einen gebührenden Platz in 
der Bewegung der Nichtpaktgebundenen und der internationa­
len Gemeinschaft einnehmen. Die Clique Pol Pot/ leng Sary, 
diese Verbrecher, die das revolutionäre Volkstribunal Kampu­
cheas zum Tode verurteilte, haben absolut kein Recht, das 
kampucheanische Volk, wo auch immer, von welcher interna­
tionalen TribOne auch immer, zu vertreten. Das entspricht den 
Prinzipien von Moral und Völkerrecht, dem Wunsch der ge­
samten fortschrittlichen Menschheit. 
Ich muß hier einfach wiederholen, was die Kampucheaner und 
Auslander ~im Prozeß gegen die Clique Pol Pot/ leng Sary in 
Phnom Penh riefen: .. Nein! Es darf nicht zugelassen werden, 
daß sich diese ungeheuerlichen Verbrechen auf dem Boden von 
Angkor wiederholen!" 
Heute fordern einige Leute, die " den Schutz des Selbstbestim· 
mungsr~htes des kampucheanischen Volkes und einen Wider­
stand gegen die bewaffnete ausländische Intervention" vor­
schü lzen, dem kampucheanischen Volk erneut die Verbrecher 
Pol Pot und leng Sary zu oktroyieren. Betont sei, daß es sich 
um dieselben Leute handelt, die das Recht des kampucheani­
schen Volkes, sich zu erheben und die Verräter Pol Pot/ leng 
Sary zu stOrzen, negierten, das Recht des vietnamesisehen Vol­
kes auf Selbstschutz und das Recht des vietnamesischen, des la­
otischen und des kampucheanischen Volkes auf Solidarität und 
gegenseitige Hilfe im Kampf gegen die gemeinsamen Feinde­
den US- Imperialismus und die chinesischen Reaktionäre - ne­
gierten. Diese Leute umerstützten so oder anders die Aggres-

sion des USA-Imperialismus gegen Vietnam, und heute unter­
stützen sie auch die aggressive Politik Pekings gegenüber dem 
kampucheanischen, dem laotischen und dem vietnamesischen 
Volk. übrigens schreien Peking und Washington am lautesten 
vom Recht des kampucheanischen Volkes auf Selbstbestim­
mung. 
Im Zuge des langwierigen Kampfes für die Unabhängigkeit und 
Freiheit ihrer Länder haben sich die Völker von Vietnam, Laos 
und Kampuchea eng kon~olid iert und eine edle Freundschaft, 
geknüpft, die von ihren Freunden in der ganzen Welt begrüßt 
wird. Diese Freundschaft is t historisch notwendig. Die imperia­
listischen und reaktionaren Kräfte greifen nach wie vor zu ihrer 
Lieblingstaklik "Teile und herrsche!", um die drei Lander zu 
schwächen und zu annektieren. 

freiwillige fü r Laos und Ka mpuchea 

Während des Kampfes der drei Völker gegen den gemei nsamen 
Feind emsandte das vie tnamesische Volk zweimal seine Freiwil­
ligen, die Schulter an Schulter mit dem laotischen und dem 
kampucheanischen Brudervolk in den Kampf gingen, um die 
Unabhängigkeit und Freiheit zu erkämpfen und zu behaupten. 
Nun wiederholt sich die Geschichte. Gemaß dem Vertrag uber 
Frieden, Freundschaft und Zusammenarbeit zwischen Vietnam 
und Kampuchea werden die vietnamesischen Truppen heimkeh­
ren, sobald die Gefahr der Aggression und der Einmischung 
von außen gewichen ist. 
Die Geschichte hat gezeigt, daß die Solidarität des vietnamesi­
schen, des laotischen und des kampucheanischen Volkes nie je­
manden bedrohte. Im Gegenteil, sie trägt viel zu Frieden und 
Stabilität in SUdostasien und der ganzen Welt bei. Nur die Im­
perialisten und Hegemonislen, die finstere Pläne gegen alle 
Lander der Region aushecken, sind darauf aus, diese Freund· 
schaft zu zerStören. 
Das vietnamesische Volk hat einen langen und schweren Weg 
des Kampfes für die Unabhängigkeit und Freiheit zurückgelegt 
und weiß ganz besonders den Frieden zu schätzen, den es fUr 
die Wiederherstellung des Landes braucht. Die unabhängige, 
souveräne SRV ist bestrebt, die Freundschaft und Zusammen· 
arbeit mit der UdSSR und den anderen sozialistischen Ländern , 
mit allen Staaten der Welt auf der Grundlage der gegenseitigen 
Achtung, der Gleichheit, des gegenseitigen Nutzens und der 
fr iedlichen Koexistenz zu emwickeln . 
Den Ländern SUdostasiens sagen wir erneut, daß die beständige 
Politik Vietnams das Streben nach Frieden, nach einer langfri­
stigen Zusammenarbeit und Freundschaft in verschiedenen Be­
reichen. nach der Respektierung dieser wichtigen Prinzipien ist, 
die in den gemeinsamen Erklarungen Viet nams und der 
ASEAN-Länder formuliert sind. Wir sind bereit, mit den län­
dern SUdostasiens über die Schaffung einer Zone von Frieden, 
Stabilität und Neutralität in dieser Region zu verhandeln. 
Die USA und China ha~n im Komplott eine breite Kampagne 
gegen Vietnam aufgezogen, weil die großen Siege des vietname­
sischen Volkes im gerechten Kampf für seine Unabhängigkeit 
und Freiheit zugleich Siege der Völker der Welt in ihrem Kampf 
für Unabhängigkeit und Freiheit sind. Viele Freunde haben es 
hier gesagt: Vietnam is t das Gewissen der Menschheit, der 
Kampf des vietnamesischen Volkes ist eng mit dem Kampf der 
anderen Völker verbunden ( ... ) 

(Quelle: Rede Pham van Dongs auf der VI. Konfere nz der 
nichtpaktgebundenen Lander, in : Neue Zeit, Moskau, Nr. 
38/ 1979, S. 28-32, hier S. 30-32) 

Adressenänderungen 
bitte rechtzeitig bei der Redaktion 

(AlB, Liebigstr. 46, 3550 Marburg 1) , 
nicht bei der Post, bekanntgeben! 



Heinrich Werner Das " Wort 
zu Vietnam" 

Die internationale Kampagne gegen die Sozialistische Republik 
Vietnam (SR V) reisl, ungeachtet der von der Gen/er UNo 
Ffücht/ingskon!erent. vom 21./12. Juli d.J. vereinbarten kon­
kreten Maßnahmen, nicht ab. Wir haben an anderer Slel/e hier­
tiber und übe, die Ursachen des Flüchtlingsstroms bereits einge­
hend in/ormierr (siehe AlB, N f . 9/ 1979, S. /7- 21). Dennoch 
scheint die Auseinandersetzung mit solchen Auffassungen, wie 
sie in einer kirchlichen Ver/au/barong vom August d.J. 
("evangelisch-katholisches Wort zu Vielnom") oder von ehe­
maligen Gegnern des US- Vielnamkrieges vertreten werden, un­
er/aßfich. Der Beitrag von Heinrich Werner, verantwortlicher 
Redakteur der Neuen Stimme, diskutierl die erwähnre Position 
der bundesdeutschen Kirchen. Unser ergonzender Beitrag, aus­
zugsweise entnommen dem Viernam-Kurier 5//979, geht der 
Aktion "Ein Schiff für Vietnam" und den Motiven ihrer pro­
minentesten Unteneichner auf den Grund. Eine von ihnen, die 
US-amerikanische SOngerin und ehemalige Antikriegsaktivistin 
Joon Baez, ist in ihrer Unterstützung der antivietnamesischen 
Kampagne inzwischen noch weiter gegangen. Sie erhob nicht 
nur Anklage gegen den "Horror" bzw. die "Menschenrechts· 
verletzungen in Vietnam", sondern trat gar fiJr die "EnTsen· 
dung der VII. US-Flolle" in vietnamesische Gewll$ser ein (US 
News & Worfd Report, WashinJ!ton, I. /0. 1979). 
Ihnen allen, die (1usunterschiedlichstenGfÜnden diese Kampag­
ne mit unit:/;);(jtzen, sei das Wort des Vorsitzenden der Freund­
schaftsgesellschaft BRD·SR V Erich Wulff entgegengehalten, 
daß den Flüchllingen am besten gehofjen wird, indem dem 
Land selbst geholfen wird. 

Die Geschichte von To 
Eine Verserzählung von Fredrik Vahle 
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Am 26. August wurde von allen Kanzeln der Bundesrepublik -
jedenfalls wenn der Wille der Initiatoren wirk lich von allen 
Pfarrern verwirklicht worden sein sollte - ein "evangelisch· 
katholisches Wort zu Vietnam" verlesen. Es war ein Appell an 
die Gemeinden, alles MenSChenmögliche zu tun, um den 
Flüchtlingen in Südostasien zu helfen: "Deshalb appellieren wir 
heute gemeinsam an Sie, an jeden Einzelnen: Tragen Sie dazu 
bei, daß die Leiden dieser Menschen so schnell wie möglich 
beendet werden. Nehmen Sie die Flüchtlinge in Ihre Gemein· 
schaft auf! Suchen Sie nach Wegen, um möglichst bald aus 
Fremden gute Bllrger und Nachbarn zu machen!" 
Gewiß, eine humane Aktion und ein Appell , der ans Herz geht. 
Die Wirkung in den Gemeinden darf nicht unterschätzt werden: 
denn es wird ja an etwas angeknüpft, was jeder Bundesbürger 
Tag für Tag auf seinem Fernsehschirm mit eigenen Augen sehen 
kann: Hier ist wirklich Not; hier muß geholfen werden. 
Geholfen werden muß in der Tat. Und dennoch ist in unseren 
Augen dieses gemeinsame evangelisch-katholische Wort, 
schlicht gesagt, eine Katastrophe; denn es verzerr! die Wahrheit 
und instrumentalisiert praktizierte Nächstenliebe der Christen, 
die auf diesen Appell gu tmeinend reagieren, zu einer Waffe im 
psychologischen Krieg. 
Wie kommen wir zu diesem vernichtenden Urteil? Wir wollen 
nur die wichtigsten Gründe nennen: 
Sowohl Caritas als auch Diakonisches Werk kennen die Ver­
hältnisse in Vietnam bzw. mUßten sie kennen. Sie unterstützen 
durch gezielte Hilfen den Wiederaufbau des zerstörten Landes. 
Ihre Vertreter haben Gelegenheit - wann immer sie wolten-, 
sich an Ort und Stelle über die Wirksamkeit ihrer Hilfe, aber 
auch allgemein Uber die Verhältnisse in Vietnam und die Ent­
wiCklung des Landes zu informieren. 
Dieses Wissen wird den Gemeinden vorenthalten. Man geht so­
gar über das Verschweigen der wirklichen Ursachen der Fluchl­
bewegung hinaus und fällt ein unhaltbares Urteil: "Die Art, wie 
das Regime in Vietnam mit Menschen umgeht, treibt Hundert­
tausende aus ihrer angestammten Heimat." Hier hat nicht 
nUchterne Analyse die Feder geführt, sondern blinder Anti­
kommunismus. Der ist aber kein Geist der Liebe. Er ist Geist 
des Hasses. Mit der Aufnahme dieser Schuldbehauptung haben 
sich die Kirchen "dem Schema dieser Welt angepaßt", d. h. sie 
haben übernommen, was professionelle Antikommunisten täg­
lich über alle Medien verbreiten . 
Was steckt hinter dieser Behauptung, die man so oder ähnlich 
formuliert ebenso in Springers Welt oder im Bayern-Kurier des 
Franz Josef Strauß lesen könnte? Erinnern wir uns: Ehe die 
USA endgultig gezwungen waren, ihre Truppen aus Vietnam 
anzuziehen, prophezeite die Horrorpropaganda ein "Blutbad", 
das der "Vielcong" unter denen seiner Landsleute anrichten 

.werde, die nicht in seinen Reihen gegen die USA gekämpft hal­
ten . 
In Wirklichkeit aber folgte dem Sieg Uber die technisch tausend­
fach Uberlegene und dennoch demoralisierte Invasionsarmee ei­
ne erstaunliche Politik der Versöhnung. Es gab kein Blutbad, 
keine gnadenlose Verfolgung der Kollaborateure, vielmehr das 
AngebOl an alle, sich am Aufbau zu beteiligen. Das ist erstaun­
lich, wenn man sich vor Augen fOhrt, mit welcher Gnadenlosig­
keit Uber Jahrzehnte der Krieg gegen das vietnamesische Volk 
geführt wurde und wje unverzeihlich angesiChts des verursach­
ten Elends die Schuld derjenigen häne sein können, die sich an 



di~ Sdt~ d~r Unt~rdrück~r st~l1ten. Am Ende des 2. Weltkri~ges 
ging man in vielen Ländern Europas mit Kollaborateuren sehr 
viel weniger versöhnlich um. 
Die siegreiche Volksarmee Vietnams richtete also keine 
Schreckensherrschaft im befreiten SUden auf. Das paßte nicht 
ins Konzept derjenigen, filr die Sozialismus gleichbedeutend 
mit Unmenschlichkeit ist. Sie mußten befUrchten, daß das Bei­
spiel Vielnam Schule machl - so wie inzwischen Kuba rllr viele 
Völker ein Vorbild geworden ist. Vietnam sollte keine Aus­
strahlungskraft gewinnen. 
Der Wiederaufbau wurde behindert. Die USA zahlten nicht ei­
nen Dollar. der bei Vertragsabschluß zugesagten Wiederauf­
bauhilfe (in Wirklichkeit mUßten sie Wiedergutmachung zah­
len). Das Land wurde in ständige Grenzkonnikte verwickelt bis 
hin zu der chinesischen .. StrafexJ)fiiition". Aber Vietnam be­
hauptete sich. 
Da kamen die "Bootsleute" gerade recht. Die Bilder von den 
halbverhungerten Gestalten, die auf verrotteten Schiffchen eine 
Fahrt ins Ungewisse wagten, sind die bisher wirksamsten Waf­
fen im psychologischen Krieg gegen Vietnam. Es ist ein Krieg 
um die Hirne und Herzen - weniger der Vietnamesen (denn die 
wissen ja. was gespielt wird) als vielmehr derer, die Partei er­
griffen hatten fllr dieses tapfere Volk, als es sich so konsequent 
gegen den Übermächtigen Feind behauptete. 
Mit Hilfe der FlUchtlinge sollen sie nun fUr den blindmachen­
den Antikommunismus zurtlckgewonnen werden. Mit der Kan­
zelerkJarung vom 26. August haben sich die Kirchen der 'BRD 
dieser Kampagne zur Verfügung gestellt, haben ihr den Segen 
gegeben. 
Die Genfer Konferenz llber das Fluchtlingsproblem in Slldost­
asien, zu der die UNO eingeladen hatte, wurde international als 
großer Erfolg verbucht. Die Kalkulation, daß Vietnam bei die­
ser Konferenz auf der internationalen .. Anklagebank" sitzen 

würde, ist allerdings nicht aufgegangen. Der Erfolg wurde viel­
mehr allgemein darauf zurüCkgeführt, daß die vietnamesische 
Vet tretung - unbeeindruckt von den qualifIZierten Allacken 
der USA und Chinas - konstruktiv mitarbeitete und durch die 
Verpflichtung, die illegale Auswanderung zu unterbinden und 
damit den Menschenhändlern das Handwerk zu legen, die 
Hauptlast bei der Lösung des Problems Ubernahm. 
Ist es Zufall, daß gerade seit jener Zeit .. Hilfsschiffe" in die 
vietnamesisehen Gewässer entsandt werden, um FIUchliinge 
aufzufischen? Im Weltspiegel der ARD konnte man mit eigenen 
Augen sehen, daß die aus der BRD entsandte "Cap Anamur" 
in Sichtweite vietnamesischen Landes nach solchen Flüchtlin­
gen - allerdings vergeblich - fahndete. Die USA beorderten 
Einheiten ihrer btrtlchtigten VIII. Flotte in die Gewässer vor 
Vietnam, nach offizieller Lesart der bedrohten Flüchtlinge we­
gen. Aber natürlich ist es auch eine militärische Demonstration 
gegen Vietnam - und eine Ermutigung für diejenigen, die sich 
halbverfaulten Kähnen anvertrauen wollen, um in das Land ih­
rer Sehnsucht, natllrlich die USA, zu gelangen. 
Spätestens nach der Zusage, die Vietnam in Genf gemacht hat, 
Ausreisewillige auf geordneten Wegen in das Land ihrer Wahl 
ausreisen zu lassen (wenn sie aufgenommen werden), sind solch 
abenteuerliche "Hilfsaktionen" als Propagandakampagne ent­
larvt. Das betrifft natllrlich nicht alle Hilfsmaß nahmen rur 
Flüchtlinge in Südostasien; natürlich muß den Menschen, die in 
unzureichend ausgestatteten Lagern in Ländern vegetieren, die 
selbst im Elend leben, geholfen werden! Aber uns scheint, daß 
die Kanze1erklärung der beiden Kirchen vom 26. August 1979 
gerade nicht darauf zielt. Vielmehr wird das Schicksal jener 
Menschen ideologisiert, wenn es heißt; "Ursachen fll r die 
Flucht seien die Unfreiheit, die HOffnungslosigkeit und vor al­
lem die Sorge um die Zukunft der Kinder ... " Dieses Wort will 
in den Köpfen der Christen festmachen, daß der Alleinschuldi-

,-------Mißbrauchtes " Schiff für Vietnam"----------, 
Besondere Aufmerksamkeit ..... idmete (künlich die vietnamesisthe 
ZeilUng) Doan K~t dem franwsischen Philosophen Jean-Paul Sartre, 
in Frankreich einer der bekanntesten Unterzeiehner des Aufrufs "Ein 
Schiff fOr Vietnam". Verstandlicher ..... eise ist in Frankreich die Be· 
troffenhtit darüber sehr groß, galt er doch 'anle ,.als der Intellektuel_ 
le. der entschlossen auf der Seite des vietnamesischen Volkes gegen 
Kolonialismus und Imperialismus gekämpft ha t". 
" Deswegen ..... aren wir tief betroffen. als wir den Namen Sartres in 
dem Aufruf .Ein Schiff für Vietnam' naeh der Hai-Hong-Affllre la­
sen. Außer den Namen von Sartre und Simone de Beauvoir finden 
sich dort noch die Namen einiger SchriftSteller. KOnstler und Intellek­
tueller, die den Kampf des vietnamesischen Volkes mehr oder weniger 
unterstDt!.! haben. Aber am bedrückendsten ist nicht die Tatsache. 
daß diese ehemaligen Freunde Vietnams Opfer eines Täuschungsma­
növers sind und ihre Namen von den tnitiatoren der Kampagne haben 
benutzen lassen. BedrÜckender ist, daß ein Teil der linken Intellek­
lUellen im Westen ..... egen der schwierigen allgemeincn Situation der 
Linken \'erzweifelt und mißtrauisch gegenüber dem Sozialismus ge­
..... orden ist. wo immer man versueht. ihn zu verwirklichen. 
Wir kennen diese Frustration sehr gut: Da ist noch das Beispiel der 
.großen proletarischen KulturreVOlution' Chinas frisch in unserer Er­
innerung." So weit Doan K~\. 
Wir hier in der Bundesrepublik erleben im Moment. daß moralisch so 
integre Persönlichkeiten wie z. B. der Schriftsteller Heinrkh BOI! in 
der Frage der Vietnam-AOehttinge Seite an Seite stehen mit den reak­
tionärsten Kreisen in der CDU und der gesamten Springer-Presse. 
Aueh in den USA ist die Ver .... irrung unter den ehemaligen Kriegsgeg­
nern groß. Am 30. Mai 1979 konnte man in der New Vork Times in 
einer ganzseitigen Anzeige einen "Orrenen Brief an die SR Vietnam" 
lesen. unterzeichnet von Joan Bau. einer der bekanntesten Anti­
kriegsakti"i$ten. Die Sängerin klagt dort die vietnamesisehe Regie­
rung an. "die Brutalitä!, Gewatt und UnterdrOckung. die Ober ein 
Jahrhundert lang von ausländischen Mächten in ihrem Land ausge­
Obt wurden. nun in eigener Regie fortzufOhren". Einige prominemc 
Krieg$gegner folgten diesem Aufruf, doch es gab auch heftige Ableh­
nung unter den ehemaligen Mitstrei!ern. 
Neben Dave DeIJinger lehnte auch die Schauspielerin Jane Fonda es 
ab, diesen Brief:w unterschreiben. Sie verurteilte vielmehr die Hell.-

kampagne gegen Vietnam und meime. die Urheber seien jene reaktio­
nären Elememe. die den US-Aggressionskrieg gegen das vietnamcsi­
sche Volk ins.zenien haben. Deren heutige Krokodilstränen können 
nicht "erwischen. was die Initiatoren der Kriege und Aggressionen 
über Vietnam und sein VOlk an unermeßliehem Leid gebracht haben. 
Wie recht Jane Fonda damit hat, beweist auf beklemmende Weise ein 
weiterer Artikel der Zeitung Doon K~t. Dort untersucht man die Liste 
der Namen der Erstunterz.eichner des Aufrufs "Ein Schiff fUr Viet­
nam". 
" Die Ge ..... erkschaft AFL/ CIO in den USA hat nicht nur drei ErSlUn­
teneichner, sondern aueh Schirre und Matrosen fOr diese . Initiatl\·e' 
gestellt. 
Bekanntlich ist die AFLICIO eine .gelbe Gewerkschaft'. deren Füh­
rer George Meany, ein berllehtigter Mitkämpfer McCarth~'s, die Pra· 
sidenten Johnson und Nixon im Vietnamkrieg unterstützt hat. Mehr 
als das. Irving Brown. einer von den dreien "on der AFL/ CIO. kann 
aIs ein ,Schi ffsexperte' bc~eichnet werden. der seit langem ein beson­
deres Verhältnis ~u Vietnam hat. Als im Jahre t947 Hafenarbeiter 
und Matrosen sich in /o.larseille weigerten, Munition und Waffen 
nach Indochina zu befördern. war es Irving Brown, der vom CIA im 
Namen der .Gewerkschaft· AFL/CIO nach Frankreich geschickt 
wurde, um den Streik ~u brechen, eine Abspaltung von der CGT zu 
organisieren und die franZOSisthe leIbe Ge .... ·erkschaft FO zu grUn­
den. deren FOhrer Andre Bergerac auch ein Erstunteneichner des 
Aufrufs ist. 
Wir pnegen den Titel eines CIA-Agenten nicht jedem kleinen Hand­
langer der US-Konzerne zu verleihen. Aber Wll5 Irving Brown angeht. 
so wurde er schon 1967 von der amerikanischen katholischen Zeit­
schrift .Ramparu' als CIA-Mitarbeiter entlarv\. Brown und Meany 
hielten es nie ror nötig, das zu bestreiten. So erfährt man. wie und seit 
wann Irv;ng Brown sich um die Menschenrechte in Vietnam verdiem 
gemacht haI. 
Ein anderer. der nicht weniger .Verdienste· dieser Art aufzuweisen 
hat, hat die Bedeutung seines Namens nicht näher ef lautert. Es ist 
Herr Jean Letourncau. Die anderen kennen ihn nicht, aber wi r, vom 
,Mutterland' Frankreich verschleppte Annamiten, kennen ihn recht 
lut: Letourneau war von 1946 bis 19j4. während des ganzen Indochi­
nakrieges, Kotoniatminister. ,. 
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ge am Elend der Flüchtlinge das kommunistische Regime in Ha­
noi sei. Damit aber reden sie falsches Zeugnis wider ihren Näch­
sten: denn sie mUßten es viel b6ser wi~n. 
Vietnam ist nicht irgendein Land. Die US-Militärs wolhen es 
"in die Steinzeit bomben". Das ist nicht ganz gelungen. Aber 
die Verheerungen sind schrecklich. Es wird noch lange dauern, 
bis die FOlgen beseitigt sei n werden. Der Abbau der chemischen 
"Entlaubungsmittel" , mit denen das Land vergiftet wurde, ist 
noch lange nicht beende!. Blindgänger und Minen liegen noch 
an vielen Orten. Die Industrie ist zerstört, die Verkehrsverbin­
dungen verwüstet. Die Bombenangriffe der USA auf die Deiche 
haben Spatwirkungen: die Obernutungskatastrophe, die die 
letzte Reisernte vernichtet hat, ist eine solche. 
Das befreite Vietnam ist also kein Paradies. Es muß aufgebaut 
werden. Das ist harre Arbeit - für jeden, der sich zu diesem 
Volk zählt. Es is t ein Leben voller Entbehrungen. Wer lI·agt da­
fü r die Verantwortu ng? Die USA, gegen deren Aggression in 
Vietnam unsere Kirchen damals kaum protestiert haben, oder 
die sozialistische Ordnung, wie das Wort der Kirchen glauben 
machen will, wenn gesprochen wird von der " moralischen Ver­
antwortung der Regierung in Vietnam ror diese FIOchtlingska­
tastrophe und ror all das Elend und die Not und fOr den Tod 
von so vielen Menschen"? Die Kirchen blenden Vietnams Ver­
gangenheit aus - als habe es nie einen imperialistischen Krieg, 
einen barbarischen Vemichtungsfeldzug gegen dieses Volk ge­
geben. 

Entzug der westlichen Wiederaufba uhilfe - ein Unrecht 

Die Kampagne der Verleumdung der Sozialistischen Republi k 
Viet nam zieh auch darauf, der Öffentlich keit eine moralische 
BegrUndung daro r zu liefern, daß bereits vorliegende Zusagen 
ror Hilfen an Vietnam zurückgezogen werden. Die Fondauer 
der Versorgungsschwierigkeiten und die Behinderung des land­
wirtschaftlichen und industriel1en Wiederaufbaus des Landes 
sollen als Kampfmittel eingesetzt werden. Bisher hatte ein star­
ker moralischer Druck auf den Regierungen des Westens gela­
stet, dem vietnamesischen Volk Hilfe zu leisten. Er wurde be­
wirkt von Menschen, die - ohne politische Parteigänger im 
vietnamesischen Befreiungskampf gewesen zu sein - das him­
melschreiende Unrecht und die Orgie von Gewalt, die ausgetlbt 
wu rde, um durchsichtige Interessen zu wahren, erkannt und 
verurteilt hatten. Ihnen soll jetzt klargemacht werden, daß man 
auf keinen Fall ein Regime auch noch unterstützen dürfe, das 
durch die Art, wie es "mit Menschen umgeht", angeblich 
" Hunderttausende aus ihrer angestammten Heimat" venreibt. 
Die Kirchen wissen, daß Vietnam vor schwersten winschaftli­
chen Problemen steht, die nichts anderes sind als Kriegsfolgen. 
Sie wissen, daß die gravierendste Ursache ror die Fluchtbewe­
gung aus Vietnam diese wirtschaftlichen Schwierigkeiten sind. 
Willlllan das Elend der Flücht linge bekampfen, muß man alles 
tun, um Vietnam in die Lage zu versetzen, seine Versorgungs­
schwierigkeiten zu lösen. Die vernichtete Reisernte muß ersetzt 
werden. Zerstörte Fabriken mOssen wieder aufgebaut, "ver­
brannte Erde" wieder urbar gemacht werden. Das wäre eines 
Appells an die Spendenwilligkeit der Christen in unserem Lande 
würdig. Das Schlimme aber ist, daß die Kirchen diesen Zusam­
menhang sehr wohl sehen, sie selbst setzen ja ihre Hilfsmaßnah­
men ror Vietnam fort. 
Aber indem sie dieses Problem in ihrem" WOrt zu Vietnam" 
überhaupt nicht ansprechen, bestAtigen sie die Haltung derjeni­
gen, die dic Einstellung aller Hilfe für Vietnam fordern. Damit 
machen sie sich mitschuldig daran, daß dort der Aufbau verzö­
gert und die Not der Menschen verlängert wird. 
Die Kirchen werfen sich mit diesem katastrophalen Wort auch 
zum Richter über ihre Brüder in Vietnam auf. Schon seit lan­
gem gibt es eine haltlose Propaganda blindwOtiger Antikommu­
nisten in den Kirchen, die eine Christenverfolgung in Vietnam 
behaupten. 
Daß die kirchlichen Organe ganz anderes sagen, daß die Chri-
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sten und Kirchenleitungen in Vietnam ihre volle SolidaritAt mit 
der neuen Ordnung betonen und zur Mitarbeit beim Wiederauf­
bau auffordern, das wird der kirchlichen Öffentlichkeit hierzu­
lande \'orenthalten. Ein Licht auf die Haltung der katholischen 
Kirche in Vietnam wirft die hier zitierte Erklärung des Erzbi­
stums von Ho-Chi-Minh-Stadt: 
I. Seit einiger Zeit geht das Gerücht um, die Heilige Jungfrau 
sei erschienen, um die Katholiken aufzurufen, Vorbereitungen 
zum Verlassen des Landes zu treffen. Ein anderes GerUeht 
spricht von einem Schiff ,Caritas', das auf die Ausreisewilligen 
warte. Das Erzbistum mOchte ganz klar zum Ausdruck bringen, 
daß solche GerUchte jeder Grundlage entbehren. 
2. Die pastorale Orientierung der vietnamesischen Kirche be­
steht im Engagement und im Dienst am Aufbau der nationalen 
Gemeinschaft und an der Teilnahme am Leben des Volkes. Aus 
diesem Grunde befürwortet auch die Kirche die Ausreise nicht 
und keine offizielle Stelle der Diözese Ho-Chi-Minh-Stadt ist 
damit beschäftigt, die Ausreise von Katholiken aus Vietnam zu 
organisieren. 
3. Die Priester, die Ordensleute und die Gläubigen mögen sehr 
wachsam sein, um nicht auf Gerüchte ohne Grundlage herein­
zufal1en." 
Diese Erklärung wurde bereits am 21. J uni 1979 namens des 
Erzbischofs von Weihbischof Aloysius Pham Van Nam der Öf. 
fentlichkeit übergeben. Wenn schon uns solche Dokumente 
vorliegen, um wieviel besser müßten unsere Kirchenleitungen 
informiert sein, Das "evangelisch. katholische Wort zu Viet­
nam" ist ein Bruch ökumenischer Solidaritat. Es fällt der Kir­
che in Vietnam, die alles tut, um an On und Stelle nach den 
Jahren des Mordens an der Versöhnung und fO r den Aufbau zu 
arbeiten, in den Rocken. Es spielt die, ,Flüchtlinge" auch gegen 
die vietnamesische Kirche aus. 
Papst Johannes Paul l!. hat als Thema ror den Weltfriedenstag 
der katholischen Kirche am 1. Januar 1980 gewählt: "Die 
Wahrheit, Kraft des Friedens". FUr die Kirchen in der Bundes-­
republik kann das nur ein Bußruf sein. Ihr gemeinsames Wort 
hat nicht die Wahrheit verkUndigt. 
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Laos 

Interview mit Sisana Sisane 

Wir wähRen den 
Weg zum Sozialismus 

Im Del,em/)e, /979 wird die Volksdemokratische Republik Laos 
(VDRL) 4 Jahre alt (Aktionsprogramm der Revolulionsregie­
rung siehe in: AlB. Nr. 7-8/ 1976). Die revolutioniiren Ven'ln­
derungen und Probleme des sozialistischen Laos bilanz.ierl Siso­
/Ja Sisone, Minister für Propaganda, friformotion, Tourismus 
und Kultur der VDRL. Die bei S. Sisone anklingende Sorge 
uber die (Jußere Bedrängnis des Landes wurde zwischenzeitlich 
erhtlrlet. Anfang Oktober /979 vermelde/en japanische BeolJ. 
ochter ausgedehnte chinesische Tr.Jppenverfogerungen an die 
{oorische Grenze. Im Falle eines ne!len Waffenganges Pekings 
gegen Vietnam muß Laos mil einer chinesischen Invasion rech­
nen. 

FRAGE: Könnten Sie uns kurz die Entwicklung in der VOR 
Laos seit 1915 und insbesondere die politische, ökonomische 
und soziale Umformung der laOlischen Gesellschafl beschrei­
ben? 
S. SISANE: Wie Sie alle wissen, war der 2. Dezember 1975 der 
Tag, an dem die VDRL gegründet wurde. An diesem Tag wurde 
die Rettung des Landes vollendet. In unseren Plänen für die 
Entwicklung des Landes wählten wir den Weg zum Sozialismus 
ohne kapitalistische Phase. 
Das bringt für uns natürlich zahlreiche Probleme mit sich, die 
wir lösen mUssen. Der übergang von der Produktion in kleinem 
Maßstab zur sozialistischen Großproduktion bringt viele 
Schwierigkeiten mit sich . Um diese Schwierigkeiten zu überwin­
den, hat die LaOlische Revolutionare Volkspartei einige Grund­
aufgaben gestdlt, die erfüllt werden mUssen. Diese sind: Selbst­
bestimmung, Verbesserung der VOlks-Verwaltungskomitees 
und die Durchführung von drei Revolutionen (d. h. der Revolu­
tion der Produktionsverhältnisse, der ideologischen und kultu· 
rellen Revolution und der wissenschaftlich-teehnischen Revolu­
tion). Offensichtlich sind wir auch gezwungen, unsere Verteidi· 
gung und Sicherheit zu festigen. 

Land- und forstwirtschaH: Grundlage der Entwicklung 

Um unsere kleine rückständige Volkswirtschaft zu einer großen 
50zialislischen Volkswirtschaft zu machen, beabsichtigen wir, 
Land· und Forstwirtschaft zu deren Grundlage zu machen. Der 
Grund dafür, daß wir eine Betonung auf die Forstwirtschaft le· 
gen, ist, daß unser Land zu 6Oet,'o bewaldet ist. Natürlich ko n­
zentrieren wir uns auch auf die Entwicklung der ökonomischen 
In frastrukturen. Unsere Aufmerksamkeit richtet sich sowohl 
auf die zentralen als auch auf die regionalen Belange. 
Ich kann mit Befriedigung sagen, daß wir bei dieser Aufgabe 
gewisse Erfolge erzielt haben. Zum Beispiel haben wir in der 
Landwirtschaft die Fläche des Ackerlandes erweitert und auch 
die Bebauung intensivierl. Wir haben eine große Zahl von Be-

wässerungsanlagen fertiggestellt, und das Volk ist mobilisiert 
worden, die Felder zweimal pro Jahr zu bebauen. Auf diese 
Weise ist das Problem der Hungersnot zu einer Sache der Ver· 
gangenheit geworden. 
1977 herrschte bei uns große Trockenheit, und 1978 waren wir 
wieder Opfer einer Naturkatastrophe - diesmal in Form von 
großen Überschwemmungen. Diese beiden Katastrophen wirk· 
ten sich auf die landwirtschaftliche Produktion - insbesondere 
auf die Reisproduktion - ungllnstig aus. Aber das Volk lill kei­
nen Hunger, erstens weil wir Reisvorräte halten, und zweitens 
bekamen wir Hilfe und Unterstützung von unseren sozialisti· 
schen Freunden. 
Im Bereich der Industrie ist es auch zu Entwicklungen gekom· 
men. Gegenwärtig gibt es in Laos 300 staalliche und 200 private 
Fabriken. In allen Fabriken wird große Iktonung auf das Nive­
au der Produktion gelegt. In den letzten Jahren hat die Regie­
rung mehrere neue Betriebe gebaut. Zum Beispiel die zweite 
Ausbaustufe des Nam·Gnum·Wasserkraftwerkes, eine Fabrik , 
die tierische Nährstoffe herstellt, und eine weitere fIlr die Pro­
duktion von tierischen Impfstoffen. Ferner gibt es eine Ziegelei, 
eine Textilfabrik und einen Betrieb, der Landwirtschaftsgeräte 
herstellt. 
Wir konnten auch mehrere neue Straßen bauen und alte repa· 
rieren. Alle Banken sind verstaatlicht worden, und der Staat hat 
das Außenhandelsmonopol Ober alle Waren übernommen, die 
als wichtig erachtet ..... erden. Derzeit gibt es in der Volkswirt· 
schaft drei Sektoren: den staatlichen, den gemiSChten und den 
privaten Sektor. 
In den ländlichen Gebieten bestehen rund 2000 Landwirt· 
SChaftsgenossenschaften. Das heißt, daß 20et,'G der Bauern in 
landwirtschaftlichen Produ k tionsgenossenschaften arbeiten. 
Für 1980 haben wir uns das Ziel gesetzt, daß diese Zahl auf 
80G/o ansteigen solllte. Aber die Entwicklung der Kollektivie­
rung ist keine leichte Aufgabe, besonders weil alles freiwill ig ist 
- niemand wird gezwungen. einer Kollektivwirtschaft beizutre­
ten. Neben diesen Genossenschaften gibt es auch 7 StaatsgOter. 
Wir sind überzeugt, daß diese von uns erreichten Erfolge die 
Grundlage für die Schaffung einer neuen Gesellschaft bilden. 
Bei der Entwicklung des Landes messen wir auch der Volksbil­
dung große Bedeutung bei. Das Analphabetentum ist ein riesi· 
ges Problem. 
Unter dem alten Regime konnten 96"70 der Bevölkerung weder 
lesen noch schreiben. Es ist uns gelungen, di~ Ziffer auf 40"70 
herabzusetzen, und von diesen sind die meisten alte Menschen. 
Natü rl ich sind im Bereich der Erwachsenenbildung große Ver­
besserungen erforderlich. Sogar auf dem Gebiet der allgemei­
nen Schulbildung mUssen neue Lehrpläne eingeführt werden. 
Die alten Lehrplane sind nicht wissenschaftlich und auch nicht 
genug patriOtisch. 
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Außerdem sind wir bestrebt, die Zahl der Schulen zu erhöhen. 
Von SOO Dörfern hat jetzt jedes Dorf seine eigene Schule. Sogar 
bei den Staatsangestell ten ist das Bildungsniveau sehr niedrig, 
und wir haben daher jetzt Vorkehrungen für zusätzliche Sill­
dienmöglichkeiten für sie getroffen. Wir schicken auch viele 
Studenten ins Ausland, größtenteils in die sozialistischen Län­
der. 
Auf unserer Tätigkeitsliste steht auch die Anregung zur künstle­
rischen Aktivität und die Förderung von Künstlergruppen ganz 
obenan . Auf professioneller Ebene haben wir eine Spezialschule 
für Sänger und Tänzer und eine Schule der schönen Künste für 
Malerei, Bildhauerei, Tanz usw. In jeder Provinz gibt es wenig­
stens zwei professionette Künstlergruppen, und jedes Dorf hat 
eine Amateurgruppe. 
Wir haben auch eine Kampagne für öffentliche Hygiene im 
Land in Gang gesetze Die Losung dafür lautet: "Lebt sauber, 
eßt sauber, kleidet Euch sauber". 
FRAGE: Kö nnten Sie einige der sozialen Probleme charakteri­
sieren, die Sie in Laos haben? 
S. SISANE: Natü rl ich hat es in diesem Bereich zahlreiche Pro­
bleme gegeben: So war zum Beispiel die hohe Zahl der Prosti­
tuierten, Rowdies, Taschendiebe und Rauschgiftsüchtigen ein 
Vermächtnis des alten Regimes. Wir haben große Anstrengu n­
gen gemacht, sie zu rehabilit ieren. Der erste Schritt ist natürlich 
Warnung und Beramng. Wenn sie danach weiter bei ihren Ver­
brechen verharren, weisen wir sie in ein Rehabilitationszentrum 
ein, wo sie bleiben, bis sie Beweise dafür erbringen, daß sie sich 
gebessert haben. Die meisten von ihnen sind junge Menschen. 
Die Frage der Rauschgiftsucht ist komplexer. Manche von die­
sen Süchtigen sind sehr alt und haben Rauschgifte vietteicht 40 
Jahre oder länger genommen. Wir glauben, daß es gleichbedeu­
tend damit wäre, sie zu töten, wenn wir sie zwingen würden, da­
mit aufzuhören. Es wird ihnen daher gestattet, weiterhin 
Rauschgift zu nehmen. 
Wir sind auch bestrebt, unsere Verwaltungskomitees auf regio­
naler und zentraler Ebene zu verbessern. Es ist die Aufgabe der 
Ortskomitees, das Volk zur Durchführung der Politik der Par­
tei zu mobilisieren. Die EntwiCklung dieser Komitees und der 
Jugend-, Frauen· und Arbeiterorganisationen erfordert große 
Geduld. Auch die Geistlichkeit ist mobilisiert worden, zum 
Aufbau des Landes beizutragen. 

o 
C """"'" 

" "'" V llnn 
X E.,n .• , Ean..;..... 
= ...... timon 
lL I ',,"mo 
--v Rughofen .... Flughofen 

44 

Früher hatten wir die Lao-Patriotischc Front, und vor kurzem 
haben wir die Lao-Front für nationalen Aufbau gebildet. Im 
allgemeinen können wir mit unserem Fortschritt in den letzten 
Jahren zufrieden sei n. 

FRAGE: Wie werten Sie die politische Erziehung in der Partei, 
in den Massenorganisationen, in den Schullehrplänen und in 
der Armee? 
S. SISANE: Eine unserer Revolutionen ist die Revolution der 
Ideologie und Erziehung. Wir gehen nicht herum und schwin­
gen Haken in der Luft wie die Chinesen. Das Ziel unserer ideo­
logischen Revolution ist, neue sozialistische MänneT und Frau­
en zu schaffen. Wir möchten Männer und Frauen schaffen, die 
patriot isch sind, die den Sozialismus lieben, die eine leistungsfä­
hige Produktion lieben, die rein sind und anständig leben und 
die Frieden und Freundschaft zwischen sich und im Land schät­
zen. 

Wir schwingen keine Haken 

Um diese Ziele zu erreichen, haben wir im Zentralkomitee der 
Partei ein Komitee fü r Erziehung und Propaganda gebildet. 
Ähnliche Komitees sind in allen Gebieten und auf allen Stu fen 
zu finden. Auf zentraler Ebene haben wir dieses Ministerium 
für Propaganda. Die Streitkräfte und jede öffenlliche Organi­
sation haben Sonderkomitees, die sich mit Fragen der Erzie­
hung und Propaganda befassen. 
Unser Programm für politische Erziehung nimmt viele Formen 
an. Eine von diesen, die wir verwenden, ist das politische 
Studium in jeder Organisation. Die Schullehrpläne enthalten 
gleichfalls das Studium der Pläne und Politik der Partei. Wir 
benutzen auch weitreichendere Mittel, wie Zeitungen und 
Rundfu nk. Außerdem nutzen wir auch weitgehend persönliche 
Kontakte. Das ist in einem Land, wo Straßen und Beförde­
rungsmittel noch immer fehlen, sehr wirksam. Und schließlich 
verwenden wir auch Filme und die Künstlergruppen. 
Kurzum, wir messen der Massenausbildung große Bedeutung 
bei, insbesondere weil das Bildungsniveau - wie ich bereits 
sagte - beim Volk so niedrig ist. Wir müssen offensichtlich 
Unterschiede machen. Zuhörer aus den Reihen der Armee wer­
den zum Beispiel anders sein als durchsch nittliche Zuhörer, und 
das gleiche gilt für die Jugend und Frauen. 
Aber im allgemeinen mUssen wir die Politik und Pläne der Par­
tei erläutern und bestrebt sein, das Niveau des patriotischen Be­
wußtseins, der Lehren des Marxismus·Leninismus eingeden k, 
ständig zu heben. 
FRAGE: Welche Rolle spielen die religiösen Kreise in der Ge­
sellschaft? 
S. SISANE: Derzeit gibt es an die 11000 Geis!liche und rund 
1000 buddhistische Tempel (über 200 in Vientiane allein). 
Der Standpunkt der Partei ist, daß die Religion ei nen Bestand­
te il der langen Tradition des laotischen Volkes bildet. Die Ideo­
logie eines Volkes kann man nicht über Nacht ändern. Sie kön­
nen einen Menschen nicht zwingen, seinen Glauben aufzuge­
ben, daher schützen wir auch die Glaubensfreiheit, aber die Re­
ligion ist vom Staat getrennt. Die religiösen Stätten und Orte 
sind Symbole der Anstrengungen der Werktätigen, und wir ha­
ben daher die eindeutige Politik, sie zu schützen. 
Im allgemeinen finden wir beim Volk starke Unterstützung für 
diese Politik. Tatsächlich helfen viele Mönche und Novizen 
beim nationalen Aufbau, indem sie Erwachsenenbildungskurse 
führen . Viele Pagoden dienen auch als kleine traditionelle ärzt­
liche Zentren. Die Mönche beteiligen sich daran, das Volk über 
die Pläne und Politik von Partei und Staat zu informieren. 
Wir müssen uns niemals zu einer solchen Grausamkeit herge­
ben, die Mönche zu zwingen, als Zugtiere zu arbeiten, oder sie 
niederzumetzeln, wie das in Kampuchea unter Pol Pot, der Ma­
rionette Pekings, geschah. 
FRAGE: Wie steht es mit Laos Außenhandel und HandeIspart­
nern? 
S. SISANE: Wir verfOlgen die Politik des Handels mit den so-
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zialistischen Ländern. In den letzten drei Jahren hatten wir aus­
gedehnte Kontakte mit Vietnam und Thailand. Vor den jüng­
sten Schwierigkeiten mit Peking hatten wir auch etwas Handel 
mit China. Unsere ExpOflartikel sind hauptsächlich Holz, Kaf­
fee und Zinn. Derzeit suchen wir in größerem Umfang nach Mi­
neralien. ( .. . ) 

FRAGE: Wie beurteilen Sie die jüngsten Entwicklungen in In­
dochina im allgemeinen? 
S. SISANE: Nachdem Vietnam, Kampuchea und Laos 1975 
den Sieg und ihre Unabhängigkeit errangen, gab es verschiede­
ne Verleumdungen bezüglich eines vietnamesischen Planes, eine 
indochinesische Föderation zu gründen. Diese Gerüchte gingen 
von den chinesischen Behörden aus. ( ... ) 
Nach der Befreiung unterzeichneten Vietnam und Laos 1977 ei­
nen 25jährigen Friedens- und Freundschaftsvertrag. Der Ver­
trag sieht im wesentlichen gegenseitige Hilfeleistung vor. Vor 
kurzem haben wir auch einen Fünf jahres-Vertrag mit der 
Volksrepublik Kampuchea abgeschlossen. In diesem Vertrag se­
hen wir Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Ökonomie und 
Kultur vor. 

Chinas Führung auf Expansionskurs 

Die Grundlage des Vertrages Vietnam - Laos ist, daß Vietnam 
uns in vielen Bereichen Hilfe leisten wird. Ähnlich werden wir 
dem neuen Regime in Kampuchea die erforderliche Hil fe zuteil 
werden lassen. Wir sind überzeugt, daß diese gegenseitige Hilfe 
- im Bedarfsfall militärische Hilfe - vollkommen gerecht ist. 
Wir meinen, daß eine Nation das Recht hat, Hilfe zu suchen, 
wenn sie bedroht wird. 
Auch bei Aufbietung aller Phantasie kann das nicht als Einmi­
schung erachtet werden. Paragraph 51 der Charta der Vereinten 
Nationen betrifft auch diese Frage. 

FRAGE: Welche Meinung haben Sie über die jüngste Aggres­
sion der chinesischen Truppen gegen die Sozialistische Republik 
Vietnam und die in dieser Hinsicht möglichen EntwiCklungen in 
Laos? 
S. SISANE: Vietnam hat China niemals ersucht, Streitkrä fte zu 
senden. Das ist der größte Unterschied, den wir machen müs­
sen . Vom 12. Februar an, als China sich vorbereitete, Vietnam 
zu überfallen, zogen sie sich an der chinesisch-laotischen Gren­
ze zusammen. An unserer Grenze stehen jetzt insgesamt 50000 
Mann der chinesischen Streitkräfte. 

Gleichzeitig stellten ihre letzten 350 Straßenarbeiter die Arbeit 
auf den Straßen ein und begannen Gräben auszuheben. Diese 
Straßenarbeiter sind jetzt weg, aber die Truppen stehen noch 
immer an der Grenze. 
China half auch den laotischen Reaktionären, in Laos staats­
fei ndliche Handlungen durchzuführen. Warum? Wir kö nnen 
nur zu dem Schluß kommen, daß die chinesischen FUhrer dem 
Marxismus-Leninismus und dem proletarischen Internationalis­
mus den Rücken gewandt und statt dessen zur Expansionspoli­
tik gegriffen haben. Ein erstklassiges Beispiel ist ;hre Verwen­
dung der reaktionären Clique Pol Pot. 
Nach ihrer Niederlage in Kampuchea führten sie eine direkte 
Aggression gegen Vietnam durch und begannen Laos zu dro­
hen. Jetzt gibt es zwei Möglichkeiten: Erstens können sie Viet­
nam von neuem angreifen, in welchem Fall sie unser Hoheitsge­
biet verletzen werden, um Vietnam wahrscheinlich im Gebiet 
von Dien Bien Phu anzugreifen, wobei sie gleichzeitig eine Zone 
für die laotischen Reaktionäre schaffen würden. Die zweite 
Möglichkeit ist, daß sie keine direkte militärische Offensive un­
ternehmen, sondern lieber die Reaktionäre mobilisieren und be­
waffnen, die versuchen werden, unser Regime zu stUrzen. 
Sie können also sehen, daß wir sehr wachsem und auf den Ge­
genschlag vorbereitet sein müssen. 

FRAGE: In Laos gibt es zahlreiche ethnische Minderheiten. 
Wir haben von chinesischen Versuchen gehön, Spaltungen in 
Laos hervorzurufen, indem unter diesen Minderheiten Feind­
schaft gesät wird . In welchem Maß kann diese Frage der Regie­
rung Schwierigkeiten verursachen? 
S. SISANE: Die Chinesen haben ror diese ethnischen Minder­
heiten stets großes Interesse gezeigt. Sie haben sich bemüht, sie 
auf ihre Seite zu ziehen, indem sie ihnen materielle Güter usw. 
angeboten haben. In manchen Fällen haben sie ihnen Waffen 
geliefert. 
Jetzt tun sie an der Grenze alles Erdenkliche, um Unruhe und 
ZerrUuung hervorzurufen. Wir haben sogar Banknoten gefun­
den, die sie druckten, um unsere Volkswirtschaft zu unterminie­
ren. Viele der ethnischen Minderheiten werden loyal bleiben, 
aber wir können nicht ableugnen, daß viele auch gegen uns ar­
beiten. 
Wir müssen weitere große Anstrengungen machen, um die Si­
tuation ökonomisch, materiell, sozial und natürlich im Sinne 
der Verteidigung zu verbessern. 
(Quelle: Welt-Studenten-Nachrichten, Berlin, Nr. 7/ 1979, S. 
9- 12) 
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Iran 

Michael Opperskalski Wende der iranischen 
Volksrevolution? 

Michael Opperskalski, Sprecher des Jran-Solidarirätskomilees 
und Redakteur der roten Blauer, hiell sich im Julil August d. J. 
im Iran auf. Es wurde Zeuge widerspriJchlicher Entwicklungen. 
Auf der einen Seite verfolgt die islamische FtJhrung um A yatol. 
lah Khomeini weiterhin eine unliimperialistische Orientierung 
(siehe auch: AlB, Nr, 3 und 7-8//979), auf der anderen Seote 
greift sie zu einerOTJtidemokratischen UJsung der Kurden/rage, 
zum Verbol progressiver Zeitungen, deu/el sich ein Konjronto­
rionskurs gegen die Linke an (Siehe A usschnitle aus dem 
Khomeini-/nterview mil OriunQ FolIaci). Ist der anliimperio. 
listisch-demokralische Charak ter des ironischen Revolutions­
proz.esses bedroht? 

Der Stu rz des barbarischen Schah- Regimes war in politischer, 
ökonomischer und militärischer Hinsicht der schwerste Schlag 
gegen die Bastionen des US- Impcrialismus seit Vietnam. Trotz 
des vom Pentagon diktierten Separatabkommens Begin/Sadat, 
trotz der massiven Aufrüstung Saudi-Arabiens, trotz der Fa­
schisierung der Türkei, der Gendarm Iran ist für den Imperialis­
mus in dieser Region nicht ersetzbar. Daher rührt die auf allen 
Ebenen entwickelte Strategie des Imperialismus, die amiimpc. 
rial istisch·demokratischen Errungenschaften der iranischen Re· 
volution zurückzurollen. Sie kann sich dabei auf eine Reihe von 
Faktoren stOtzen. 

Mit dem Beginn des Jahres 1978 entwickelle sich ei ne antidikta· 
torische Bewegung, die bis zu 15 Mio Menschen auf die Straße 
brachte, das ist nahezu die Hälfte der iranischen Bevölkerung. 
Arbeiter. Bauern, Studenten, ßasaris, Geistliche demonstrier­
ten gegen ein Regime, das ihnen Maschinengewehre, Panzer 
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und Hubschrauber entgegenwarf. Allein im vergangenen Jahr 
fielen 60000 Menschen im Kampf gegen die imperialistisch aus­
gehaltene Pahlewi-Diktatur. 
Diese Bewegung umfaßte praktisch alle Klassen und Schichten 
des iranischen Volkes: Die Arbeiterklasse, die unter dem Schah­
Regime der schwersten Unterdrückung und Ausbeutung ausge­
setzt war, die Imelligenz, die keinerlei Möglich keiten hatte, sich 
politisch und kulturell zu entfalten, den Bauern, denen durch 
die Politik des Regimes die Existenzgrundlage genommen wur­
de, das Kleinbürgertum, besonders die sog. Basaris (Kaufleute), 
und Teile der nationalen Bourgeoisie, denen die totale Abhän· 
gigkeit von den imperialistischen Monopolen die materielle und 
ökonomische Basis entzog. Mit dem völligen Ausverkauf an 
den Imperialismus nahm sich das Schah-Regime jegliche soziale 
und politische Basis, Es wurde gegen Schluß nur noch gehalten 
von wenigen korrupten Paladinen und den amerikanischen Ba­
jonellen der Armee. 

J)ie Heferogenitä l der Anlischah-Bewegu ng 

Die antidiktalOrische Bewegu ng des iranischen Volkes umfaßte 
auch alle politischen Strömungen des Landes. Damit reflektier­
te die politische Breite des Massenaufstandes die klassenmaßige 
Basis. Kommunisten und Sozialisten kämpften gemeinsam mit 
liberalen Demokraten, fortschrittliche Geistliche mit Kräften 
der Großbourgeoisie. 
Dieser Kampf war objektiv antiimpcrialistisch. Er richtete sich 



gegen einen der brutalsten Statthalter des Imperialismus, das 
Schah- Regime. Sein Charakter war auch wesentlich von den 
Forderungen des Volkes geprägt, die demokratische Verände­
rungen verlangten: "Tod dem Schah- Regime! Amerikanische 
Militärberater und CIA raus aus dem Iran! Herstellung demo­
kratischer Rechte und ökonomischer und politiSCher Unabhän­
gigkeit!" Vor diesem Hintergrund entwickelte sich bei den ira­
nischen Massen ein starkes antiimperialistisches Gerilhl, eine 
starke antiimperialistische Energie. 
Die antidiktatorische Bewegung, die den Schah im Februar 
1979 schließlich verjagte und auch die imrferialislische Bakthiar­
Lösung vereitelte, vereinte also in ihren Reihen politische und 
Klassenkräfte. die nur der gemeinsame Gegner, das Schah­
Regime, einte, die jedoch in den perspektivischen Vorstellungen 
für das Land starke Widerspruche aufweisen. 
Die aktuellen Probleme und Auseinandersetzungen widerspie­
geln im wesentlichen das Ringen zwischen den revolutionären 
Kräften des Landes und den Elementen der Reaktion und der 
Konterrevolution um die weitere Entwicklung des Landes. Da­
bei umfassen beide " Lager" verschiedene politiSChe Strömun· 
gen und sind auch klassenmäßig klar zu unterscheiden. 

Das prokapilalislische Lager 

Die Rechtskräfte vertreten die ökonomischen und politischen 
Interessen der Kompradoren- und liberalen Bourgeoisie. Ihre 
politiSChe Grundlinie läuft auf einen kapitalistischen Entwick­
lungsweg hinaus, in der Form dieses Weges gibt es jedoch einige 
Differenzen: 
• die reliIIktionäre Geistlichkeit. 
Ihr bekanntester Kopf ist der in bu rgerlichen Medien als "ge­
mäßigt" hOChgejubelte Ayatollah Schariat-Madari . Konkret 
fordert er u. a. die Einschränkung der Befugnisse der revolutio­
nären Selbstverwaltungsorgane wie der Revolutionskomitees, 
ein scharfes Vorgehen gegen - wie er es nenm - "LinksexlTe­
misten", die Umerstiltzung der konterrevolutionären Banden 
in Afghanistan oder die Reorganisation der iranischen Armee in 
alter Form und Struktur. In seinem politischen Konzept findet 
sich ein kapitalistischer Entwicklungsweg mit allerdings extrem 
religiösen ZUgen. 
Schon in der Zeit des antidiktatorischen Aufstandes spielte 
Schariat-Madari ei ne üble Rolle, als er versuchte, mit dem 
Schah· Regime Kompromisse zu schließen und das Volk auffor­
derte, den "Reformversprechen" des Schah "eine Chance zu 
geben". Seine polit ische Organisation ist die Islamisch Republi­
kanische Volkspartei. Dort wo SchariatMadari und seine 
rechtsradikalen Religionsfanatiker über politischen Einfluß ver­
fügen, kommt es immer wieder zu Exzessen : Auspeitschu ngen 
von "Alkoholsnndern", Angriffe auf linke Organisationen und 
Mitglieder, Durehfilhrung extremer islamischer Gesetze usw. 
• die politischen Strömungen um die Regierung Balargan. 
Wichtigste politische Organisation ist die Freiheitliche Bewe­
gung des Ministerpräsidenten Bazargan. Der kapitalistische 
Entwicklungsweg, den das " Regierungslager" einschlagen 
möchte ist verbunden mit verschwommenen und manchmal von 
Tagesereignissen abhängigen Kompromissen an die Forderun­
gen der reaktionären Geistlichkeit. 
• Die Nationale Front des Ex-Außenministers Sandjabi. 
Zur Zeit faktisch einflu ßlos lehnt sie wesentliche islamische 
Richtlinien in der politischen Entwicklung ab. Aus ihrer Ecke 
tauchen in jilngster Zeit offen vorgetragene Forderungen nach 
RUcknahme von Verstaatlichungen, Aufnahme engerer Bezie­
hungen zu den USA usw. auf. 
• Elemenle des allen Re-gimes. 
Ein wichtiges Element bei der Durchsetzung reaktionärer Poli­
tik ist die Tätigkeit der offen konterrevolutionären Gruppen 
und Organisationen, deren wichtigste die von der Geheimpoli­
lei des Schah, dem SAVAK, gegründete, unter religiösen Fah­
nen segelnden Terrororganisaion Forghan ist. Ihre Anschläge 
auf bekannte Politiker und geistliche Führer wie General Gha-

rani oder Ayatollah Motahari stehen nur stellvertretend filr den 
organisierten täglichen Mord an revolutionären Kämpfern und 
Demokraten. 
Gleichzeitig gehen Ölpipelines hoch, werden ganze Ernten in 
Brand gesteckt oder Elektrizitätswerke gesprengt. Auch werden 
gezielt Gerüchte verbreitet, so, der Schah kehre in wenigen Ta· 
gen zurück, die Banken zahlten an Ausreisewillige keine Devi­
sen mehr aus oder bestimmte Lebensmittel würden knapp. 
Kurz, mit Terror, Anschlägen und Gerüchten versucht die orga­
nisierte Konterrevolution, die Versorgung der Bevölkeru ng mit 
dem täglichen Bedarf empfindlich zu stören, Unruhe und anti­
revolutionäre Stimmungen zu schUren. 

Auch gelang es vielen Elementen des alten Regimes, in revolu­
tionäre und demokratische Organisationen einzudringen. So 
gibt es ganze Revolutionskomitees, in deren Führungspositi0-
nen sich der SAVA K einnisten konnte. Ich konnte z. B. selbst 
beobachten, wie Elemente der Pastaran (Wächter der Revolu­
tion) Konterrevolutionäre mit Waffen versorgien und ihre Ak­
tionen absicherten. 
Zur Zeit versucht die einheimische Reaktion im Verbund mit 
dem Imperialismus, den verjagten Schah· Statthalter Bakthiar 
als Kopf einer reaktionären konterrevolutionären Bewegung 
aufzubauen. In einem kilrzlichen Newsweek- Interview ist seine 
Position folgendermaßen umrissen: "Frage: Wer unterstützt 
Sie im Iran? Antwort: Sie wissen, nach Khomeinis Rückkehr 
unterstiltzten mich nur sehr wenige Menschen in einer Situation 
des Fanatismus und der Hysterie. Aber sehr schnell verstand die 
liberale Bourgeoisie, daß ich nicht bereit bin, mit Khomeini zu 
kollaborieren. Auch die Technokraten, die Mittelschicht und 
die Frauen unterstiltzen die Position, die ich von Anfang an 
eingenommen habe. Diese Kräfle stehen hinter mir." I Bakhtiar 
unterhält enge Kontakte zum Schah-Offizier Aryana und zur 
organisierten, bewaffneten Konterrevolution im lran. l 

Wo stehen die Linkskräfle? 

Die revolutionären und demokratischen Kräfte reichen von an· 
tiimperialistischen Teilen der nationalen Bourgeoisie über das 
Kleinbürgertum (Basaris) bis hin zur Arbeiterklasse, und um· 
fassen auch die Intelligenz und die Bauernschaft, obwohl letzte­
re noch sehr gering organisiert sind. Politisch lassen sich folgen­
de Grundströmungen herausarbeiten : 
• die fortschrilliiehen religiösen Kräfte. 
Da ist zum einen die fortschritt liche Geistlichkeit, deren konse­
quentester radikal-demokratischer Vertreter der verstorbene 
Ayatollah Taleghani war. Diese Kräfte sind zum Teil auch in 
der Islamisch Republikanischen Partei organisier!. 
Die konsequenten religiösen Revolutionäre sind die Mojahedin­
e- Khalq, eine religiös-antiimperialistische Kampforganisation, 
die ihre Position wie .folgt umschreibt: "Wir stehen mit ihnen in 
einem Klassenwiderspruch (mit dem reaktionären Kräften; d. 
VerL), weil wir Vertreter zweier Religionen sind. Einmal der 
Religion auf der Grundlage des Monotheismus, der Bekämp­
fung des Kolonialismus und des Imperialismus, der Abschaf­
fung jeder Ausbeutung des Menschen durch den Menschen und 
der Beseitigung der Ausbeutu ng und jeder Form der Unter-
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drllckung. Uns gegenüber steht eine andere Religion, die Reli­
gion der Rea ktion, der Apologie des Bestehenden und der 
Handlanger der Ausbeuter.") In ihrer BelOnung sozialrevolu­
tionärer Aspekte d es schiitischen Glaubensbekenntnisses rei­
chen sie bis an eine sozialis tische Politik und P rogrammatik 
heran . 
• die kommunistische Tudeh-Pa rtei d es Iran als Partei dt'f 
Arbei te rklasse des Iran. 
• Die Demokratische Volksunio n des Schriftstellers Beh­
Azin, die sich als antiimperialistische O rganisation der Intelli­
genz die Scha ffung der Einheit aller antiimperialistischen Kräfte 
zum Hau ptziel gesetzt hat. 
Gesondert aufzuführen sind die Fedayin-e- Khalq, eine links­
kleinbü rgerliche Organisation, verankert vorwiegend bei Stu­
denten und Inte llektuellen. In ihr arbeiten mehrere Fraktionen: 
eine mit dem Ko nzept der Stad tguerilla, eine kleine maoist ische 

ohne " Drei-Wehen-Theorie" und eine, die in manchen P unk­
ten der Tudeh-Partei nahesteht. Kurz nach der Revolution ist 
eine größere Gruppe der Fedayin zur Tudeh-Partei übergetre­
ten. Mit zahlreichen lin kssektiererischen Analysen und Aktio­
nen (z. B. kurz nach der Revolution, die anliimperialistisch­
demokratische Revolution werde in die proletarische hinüber­
wachsen, die a ktuelle Situation nähere sich dem Faschismus 
usw.) isolieren sie sich zunehmend. Es besteht die Gefahr, daß 
sich die terroristischen Elemente, die zum jetzigen Zeitpunkt 
für d ie Methoden der bewaffneten Stadtgueri lla eintreten, 
durchsetzen und so objekt iv den Rechtskräften zuarbeiten. 
Wichtig ist indessen ror die anderen anti imperialistischen Kräf­
te, die vielen ehrlichen Mitglieder und Symphatisanten von der 
Gefährlichkeit und Falschheit dieser Politik zu überzeugen. 
Die Gewerkschaften befinden sich zur Zeit noch im Stadium 
der Bildung auf unterster Stufe. Das große Manko der revolu-

,-----Ayatollah Khomeini Die linke war immer dagegen--------, 

FR AGE: ]n einer Ihrer erslen Reden in Qom erklärten Sie, die neue 
islamische Regierung gewähre allen. auch Kommunislell und ellmi­
sehen Minderheiten. Gedanken- und Redefreiheit. Dieses Verspre­
chen ist nicht gehalten worden und heute nennen Sie die Kommuni­
sten "Satanssöhne" und die Fahrer der revoltierenden ethnischen 
Minderhei ten ein "Weltübel". 
A. KHOM ElNI: Sie stellen immer zuerst Behauptungen auf und ver­
langen dann von mir eine Erklärung für Ihre Behauptungen. Ja Sie 
fordern von mir sogar, daß ich Versch"·örullgen. die das Land in An­
archie und Korruption treiben würden. zulasse: Gerade als ob 
Gedanken- und Redefreiheil die Freiheit für Verschwörung und Kor­
ruption bedell1Cn würde. 
Meine Antwort: Fünf Monate lang habe ich, haben wi r die toleriert. 
die nicht so denken wie wir. Sie waren frei, vö ll ig frei. das zu IUn, was 
si(' wollten. Sie konnten die Freiheil. die wir ihnen gewährten. in vol­
len Zügen genießen. Mittels Herrn Bani Sadr. der hier n('ben mir sitzt. 
habe ich die Kommunisten sogar zu Gesprächen mit uns eingeladen. 
Als Antwort haben sie dann die Emlen und die Wahlurnen verbrannt 
und auf unser Angebot zum Dialog mit Waffen und Gewehren geant­
wortet. Sie waren es , die das Kurdenproblem auf die Tagesordnung 
stellten. 
So wurde uns klar, daß sie unsere Toleranz zu Sabotageakten miß­
brauchten. daß sie nicht die Freiheit, sondern die Subversion suchlen: 
und da entschlossen wir uns. sie daran zu hindern. Als wir dahinter 
kamen. daß sie vom Schah-Regime und von ausländischen Mächten 
inspi riert wurden und unsere Zerstörung auch mil anderen Komptot­
ten und anderen Mitteln anstrebten. da haben wir sie zum Schweigen 
gebracht, um weiterem Ärger vorzubeugen. 
FRAGE: Zum Beispiel durch das Verbot der oppositionellen Zeitun­
gen. In jener ersten Rede in Qom erklärten Sie auch . daß Modernsein 
auch heiße, Menschen heranzubilden. die das Recht zur Kritik und 
zur freien Meinungsbildung haben. Jetzt aber ist die liberale Zeitung 
Ajadegan geschlossen worden. Genauso erging es allen linten Zeit­
schriften. 
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A. KHOME INI: Die Zeitung Ajadegan "'ar beteiligt an der Ver­
schwörung. von der ich sprach. Sie unterhielt Beziehungen zu den 
Zionisten. übernahm Ratschläge von ihnen. um das Vaterland zu 
schadigen. 
Genauso war es mit allen Zeitungen. die der Generalstaatsanwalt der 
Revolution als subversiv betrachtete und darum schließen ließ. Es wa­
ren Zeitungen darunter. die mitlels einer falschen Opposition darauf 
zielten. das alte Regime zu restaurieren und dem Ausland zu dienen . 
Wir haben sie zum Schweigen gebracht, damit man weiß, wer sie wa­
ren und was sie wollten. Das widerspricht nichl der Freiheit. Das wird 
überall in der Welt so gemacht. 
FRAGE: Nein, Imam. Und jedenfalls. wie können Sie die als "No­
slalgiker des Schahs" bezeichnen. die gegen ihn gekämpft haben, die 
von ihm \·erfotgt. eingespcrn und gefoltert wurden? Wie können Sie 
eine Linke. die soviel gekämpft und gelitten hat, als Feinde bezeich­
nen. wie können Sie ihr die Möglichkeit und das Ret:ht der E~istenz 
bestreiten? 
A. KHOMEtNI: Keiner von ihnen hat gekämpft oder gelillen. Höch­
stens haben sie den Schmerz des kämpfenden und leidenden Volkes 
fOr ihre eigenen Ziele ausgenutzt. 
Sie sind schlet:hl informiert: Ein großer Teil der Linken, auf die Sie 
anspielen, war während des Schah-Regimes im Ausland und kehrte 
erst zurück. nachdem das Volk den Schah hinausgejagt halle. 
Ein kleiner Teil, das ist richtig. ist hier geblieben, \'ersteckt in verbor­
genen Höhlen. in seinen Häusern und erst nachdem das Volk sein 
Blul goopfen halle, sind sie zum Kampf dazugestoßen . Bis heUle aber 
ist nichts geschehen. um die Freiheit dieser Leute einzuschränken. 
FRAGE: Entschuldigung. Imam: Habe ich das richtig verstanden? 
Sie behaupten, die Linke halle mit dem Sturz des Schah-Regimes 
nichts zu tun. Unter der Linken gab es auch t eine Verhafteten. Gefol­
tenen, keine Ermordeten. Die Linke. tot oder lebendig, zählt nicht. 
A. KHOr. tEINI: Sie haben keinen Beitrag geleistet. Sie haben der Re­
volut ion in teincm Sinne gedient. Einige haben gekämpft . ja, aber 
fUr ihre Ideen und fUr nichts mehr. für ihre Ziele, sonst nichts, für ih­
re Interessen und sonst nichts. 
Sie haben für den Sieg keine Rolle gespielt. absolut keine. Sie hallen 
überhaupt keine Beziehung zu unserer Bewegung und hatten keinen 
Einnuß darauf. Nein. die Linke hat nie mit U IIS zusammengearbeitet: 
Sie hat uns Knllppel z"'ischcn die Beine geworfen und sonst nichts. 
Während des Schah-Regimes waren sie genauso gegen uns. wie sie es 
jetzt sind, ja sie hegten größere Feindschaft gegen uns als gegen den 
Schah: Diese Feindschafl ging vielliefer. Unsere Bewegung war im­
mer islamisch und die Linke war immer dagegen: nicht zufällig geht 
die heutige Verschwörung von ihnen aus. 
Meines Erachlens handelt es sich hier nicht einmal um eine wirkliche 
Linke. sondern um eine künstl iche. von den Amerikanern gemachte 
Linke. 
FRAGE; Wenn Sie, Imam. also vom Volk sprechen. so sprechen Sie 
von dem mit der islamischen Bewegung. und nur mit ihr. verbunde­
nen Volk. Sind all die Leute. die 7.U tausenden und zigtausenden ihr 
Leben gegeben haben. für die Freiheit oder rUr den Islam gestorben? 
A. KHOMEINI: Für den Islam. Das Volk hat fOr den Islam ge­
kampf\. Und Islam. das heißt alles: Auch das. was in Ihrer Welt Frei­
heit und Demokratie genannt wird . Ja. der Islam umfaßt alles. Der 
Islam ist alles. 
(Quelle: Interview von Oriana Fallaci. in: Corrierc della Sera. 26. 9. 
1979; Ausschnitt) 



tionären und demokratischen Kräfte bleibt die noch nicht her­
gestellte Einheit. 

Alle antiimperialistisch-demokratischen Errungenschaften, die 
vor allem in den ersten sechs Monaten nach der Revolution er­
kämpft werden konnten, kamen auf Druck dieser revolutionä­
ren und demokratischen Kräfte zustande, besonders des Revo­
lutionsrates, der in der Hand der iranischen Geistlichkeit ist. 
Verstaatlichungen, Demokratisierungen oder die progressive 
Außenpolitik mußten z. T. gegen den Widerstand der Regie­
rung durchgesetzt werden, die die Politik der Rechtskräfte, der 
liberalen Bourgeoisie und deren eindeutige Klasseninteressen 
verfolgt. Die Regierung ist damit die wichtigste politische 
Machtposition derjenigen, die die amiimperialistisch-demokra­
tischen Errungenschaften der Revolution rückgängig machen 
wollen. 

Das Schwa nken Khomeinis 

Der Islam hat im Iran entsprechend den Grundlinien der irani­
schen Politik verschiedene Gesichter. Da sind die offenen kon­
terrevolutionären Elemente, die sich mit dem Deckmantel der 
Religion tarnen, da ist der religiöse Reaktionär Schariat­
Madari, da sind radikale Demokraten wie Taleghani oder die 
konsequent antiimperialistischen Mojahedin. Der Islam ist vor 
allem aber die Ideologie des iranischen Kleinburgertums mit sei­
nen antiimperialistischen GefOhlen, mh seiner aber gleichzeitig 
schwankenden Haltung, antiimperialistischen Konzeptionslo­
sigkeit und antikommunistischen Vorurteilen. 
Das iranische KleinbürgerlUm war und ist so antiimperiali­
stisch, wie stark und einig die revolutionäre Bewegung ist. Und 
es ist so stark nach rechts zu ziehen, wie mächtig und offensiv 
die Rechtskräfte sind. 

,------Offener Brief zur 
Lösung des Kurdenproblems 

Es ist die geschichtliche Pnicht dl."r RevolutionsfOhrung und alll."r an· 
deren wahren Kräftc der Rcvolution zwischen diesen heiden Bewe­
gungen eine genaue Trennungslinie zu ziehen. Eine Linie zwischen 
der Volkshewl."gung und der Konterrl."volution. Dic Politik: gegenüber 
diesl."n heiden Bewegungen muß getrennt scin. Dieses ist unsere 
grundsätzliche Meinung und aufgrund dieser Position der Tudeh­
Partei und mit der Bereitschaft zur äußersten MOhe fOr eine friedliche 
lösung der Kurdistan-Frage schlagen wir vor: 
I. Sofortige und gleichzeitige Beendigung der militärischen Opera­

tionen und Ausruf des Waffenstillstandes. 
2. Die Aburteilung dur~h Revolutionsgeri~hte in Kurdistan müssen 

gestOppt wcrden. 
3. Eröffnung von Verhandlungen im Sinne der Findung eines politi­

schen Weges zur Erreichung folgender wichtiger Ziele: 
a) Bewilligung der gertthten Forderung des kurdischen Volkes in 
Bezug auf die Beendigung der nationalen Diskriminierung 
b) Schaffung der Einheit aller wahren Kräftc der Revolution zur 
Vernichtung der Handlanger von Imperialismus, Zionismus, Re­
aktion und des Pahlewi-Regimes in Kurdistan und im ganzen 
Iran. 

Der Meinung der Tudeh-Partei nach ist dies der einzige Weg, der der 
Festigung und Ausweitung der Errungenschaften der Revolution ent­
scheidend helfen bnn und der der Revolution ihre eigentliche Rich­
tung, die gegen den Imperialismus, mit dem US-Imperialismus an der 
Spitze, gegen den Zionismus und die Überreste des gestllrzten Regi­
mes geben k:ann, d. h. jene Position, die Imam Khomeini sowohl vor 
dem Sieg als auch danach ständig betont hat, und die die notwendi­
gen Bedingungen zur Einhei t aller Kräfte schaffen kann - eine Ein­
heit, die Imam Khomeini immer als die Grundbedingung zu einem 
cndgllltigen Sieg der Revolution bezeichnet haI. 
lQuellc: Zentralkomitee der Tudeh-Partei des Iran, o. 0., 28. 8. 
1979, Ausschniu) 

Am deutlichsten renektiert Ayatollah Khomeini diese Schwan­
kungen seiner sozialen Basis, des Kleinbürgertums. So war es 
nur konsequent und logisch, daß er während der ant idiktatori­
schen Bewegung und kurz nach der Revolution eine feste anti­
imperialistische und richtungsweisende Position einnahm. In 
jüngster Zeit aber ging er zunehmend Kompromisse nach reehts 
ein, während er sich stärker gegen die Linke wandte (siehe 
I nterview-Ausschnitt). 
Khomeini ist der Mittler zwischen den verschiedenen Strömun­
gen des Kleinbürgertums und der iranischen Geistlichkeit. Das 
erklärt sei ne Fllhrungsposition, macht ihn aber auch gleichzei­
tig anfällig filr organisierten Druck aus verschiedenen Richtun­
gen. 
Eine Wende in der nachrevolutionären iranischen Politik war 
der 12. August 1979. An diesem Tag rief die sog. Nationalde­
mokratische Front des Herrn Daftari, ein einnußloser Zusam­
menschluß trotzk istischer, maoistischer und anderer "linker" 
konterrevolutionärer Elemente, des sich gern als "Milte-Links­
Bilndnis" verkauft, gemeinsam mit der konterrevolutionären 
Maoistenorganisation Tufan zu einer Demonstration gegen das 
berechtigte Verbot der iranischen Tageszeitu ng Ajandegan. 
Diese Zeitung war wegen erwiesener Verbindungen zum israeli­
schen und amerikanischen Geheimdienst verboten worden . 

Eskalation in Iranisch-Kurdistan 

Die Demonstration war der willkommene Anlaß fü r die Konter­
revolution zuzuschlagen. Mindestens zwei Tote und mehrere 
hundert Verletzte blieben auf der Strecke. An den darauffol­
genden Tagen wurden die Bilros der Tudeh-Partei, der Fedayin, 
der Mojahedin und einzelner Gewerkschaften gestürmt. Es kam 
zu einem zweiwöchigen organisierten Bürgerkrieg gegen die lin­
ken und antiimperialislischen Organisationen im Iran . 

Praktisch zeitgleich eskalierte die Situation in [ramsch­
Kurdistan mit dem Sturm auf die Stadt Parveh und dem Massa­
ker an 150 Pastaran durch bewaffnete Kurden. Die Lage in die-
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ser Region ist jedoch höchst kompliziert, mehrere Faktoren wir­
ken hier zusammen: 
I. Die iranische Region Kurdistans gehört zu den ärmsten und 
unterentwickeltsten Gebieten des Iran. Das kurdische Volk war 
besonderes Ausbeutungs- und UnterdrückungsObjekt des 
Schah· Regi mes. Vor diesem Hintergrund entwickelte sich ein 
organisierter antidiktatorischer Kampf des ku rdischen Vol kes, 
in dem die Demokratische Partei Kurdistans (DP K) eine wichti­
ge Rolle spielte, und es entwickelten sich berechtigte Forderun­
gen nach nationaler Selbstbestimmung, politischer, kulture ller 
und ökonomischer Entwicklung in Iranisch-Kurdistan, vor al­
lem auch formuliert durrh die DPK. 
2. In Iranisch-Kurdistan konnte prakt isch der gesamte 
SAVAK-Apparat untertauchen, die Revolutionskomitees und 
andere revolutionäre Organe sind stark vom $AVA K unterwan­
dert. So konnten s. B. die Schah-Generäle Palisban und Ovcissi 
fast 2 000 Mann der Elitetruppen des Schah dort reorganisieren. 
An der irakisch-iranischen Grenze steht der Ex-Botschafter des 
Schah· Regimes in Washington mit 200 Mio Dollar im Koffer, 
um diese konterrevolutionären Banden mit der nötigen mate­
riellen Basis zu versehen . Über die unkontrollierbaren Grenzen 
zum Irak, vor allem aber zur Türkei können tonnenweise Waf­
fen und bataillonsweise Agenten geschleust werden . Auch für 
die Gehei mdienste Israels und der USA wurde dieses Gebiet 
zum idealen Tummelplatz. So schleust der israelische Mossad 
von den arabischen Frontstaaten erbeutete sowjetische Waffen 
nach Iranisch-Kurdistan, um eine Einmischung der Sowjet­
union und eine Beteiligung der iranischen Linkskräfte dort vor­
zutäuschen. 

Wende nach rechts? 

3. Ein Teil der iranischen Geistlichkeit hat mittlerweile die ur· 
sprünglichen POSitionen, welche den berechtigten Forderu ngen 
des kurdischen Vol kes entgegenkamen, wieder zurückgenom. 
men. Die reaktionäre Geistlichkeit um Schariat-Madari setzt sie 
unter Druck, um sie zu einem noch stärkeren Zurückweichen zu 
zwingen . Dieser rechte Flügel der religiösen Bewegung will ge­
nerell die Rechte der nationalen Minderheiten eleminieren, wo­
fü r die Verfassungsdebatte Beispiele liefert. 

4. Die problematische Politik der Demokratischen Partei Kur­
distans, die den Kampf gegen die - besonders in "ihrer" Re­
gion starke - Konterrevolution hinter den Kampf um die 
Durchsetzung nationaler Forderungen des kurdischen Volkes 
stellt. Sie scheint nicht zu sehen, daß eine Lösung des nationa­
len Selbstbestimmungsrechts der Kurden erst dann möglich sein 
wird, wenn die reaktionären Kräfte und die Konterrevolution 
im ganzen Land, besonders aber in Kurdistan, geschlagen sind. 
Dazu ist die Einheit der antiimperiatistischen Kräfte notwendig, 
die allerdings nur auf dieser Basis zustandekommen kann. Dem 
widerspricht die Politik der DPK. Konkret heißt das z. B., daß 
sie sich nicht von den von der kurdischen Konterrevolution 
durchgefOhnen Ereignissen in Kurdistan distanziert hat, daß sie 
den Kampf gegen die reaktionäre Regierung betrachtet, ohne 
die komplizierten Kräfteverhältnisse im Iran zu analysieren 
oder die kämpfenden kurdischen Einheiten klar zu unterschei­
den und zu trennen. 
Das unheilvolle Zusammenwirken dieser Faktoren und ;er ge­
zielte und wohlorganisierte Anschlag der kurdischen Konterre· 
volution in Parveh gaben den Anlaß, auf den die Rechtskräfte 
im tran gewartet hatten. Ihr Konzept war es nicht, die berech· 
tigten Forderu ngen des kurdischen Volkes einzulösen, sondern 
die ku rdische Bewewgung niederzuwalzen. Nun haHen sie das, 
was sie brauchten, den Vorwand fOr einen massiven Militärein· 
satz gegen die fortschrittlic hen Krähe in dieser Region. 
Der Anschlag kam auch genau zu dem Zeitpunkt, als es in der 
Diskussion um die kurdischen Forderungen mit der überein· 
kunft vom März d. J . zwischen Kurdenführu ng und Regierung 
(sie enthielt diverse kurdische Mitspracherechte bis hin zum 
Recht auf Selbstverwaltung)4 eine positive Grundlage gab. 
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T rotz aller nachfolgender P robleme wäre au f dieser Grundlage 
und angesichts des stärkeren Eingreifens der progressiven Geist­
lichkeit (Taleghani trat als Vermittler aul) eine friedliche, de­
mokratische Lösung möglich gewesen. 
Insgesamt haben die Eskalation in Kurdistan, der dortige massi­
ve Mili täreinsatz und der Angriff der Konterrevolution das labi· 
le Kräfteverhältnis nach rechts gezogen. Das schwankende 
Kleinbürgertum und einige seiner politischen Repräsentanten 
konnten in wichtigen Punkten auf das Konzept der liberalen 
BourgeOisie und der Rechtskräfte eingeschworen werden : Un­
terdrückung demokratischer Organisationen, das bedeutete das 
Verbot fortschrittlicher Zeitungen, Verfolgung, will kürliche 
Verhaftung, ja sogar Folter von antiimperialistischen Kämp­
fern, Unterdrückung des nationalen Selbstbestimmungsrechts 
von Minderheiten, also Militäreinsatz in Kurdistan. In Ker­
manshah sind sogar zwei Mitglieder der Tudeh-Partei exeku­
tiert worden. 
Daß diese Entwicklung jedoch noch nicht abgeschlossen und 
weiter höchst widersprüchlich ist, das beweisen die allerjOng­
sten Ereignisse. Die verbotene Zeitung der Tudeh· Partei, Mar­
dom, erscheint wieder, das Büro des Zentralkomitees dieser 
Partei ist wieder geöffnet. 
Gleichzeitig konnten sich die reaktionärsten Kräfte wei ter for­
mieren. Nach der Ernennung des Kurdenverfolgers Ali Cham· 
Tan zum Verteidungsminister stellen sie in der Regierung ge· 
meinsam mit dem Innenminister Sabaghian und dem Chef der 
Paslaran, Abu Scharif, einen festen ult rareaktionären Kern. 
Chamran war während der Zeit der Schah· Diktatur lange Jahre 
im Libanon als FUhrer der schiitischen Milizorganisation Amal 
aktiv, die mit den faschistischen "christlichen" Falangisten ge· 
meinsame Sache machte. Ihm werden die Beteiligung am Palä· 
stinensermord in Tel AI Zaatar und Kontakte zum CIA nachge· 
sagt. 
Ein strategisches Ziel vermochten die gegenrevolutionären 
Kräfte fOrs erste in die Tat umzusetzen, die Aufspaltung der na­
tionalen, antiimperialistischen Bewegung. Dennoch kann dem 
Bestreben der Rechten, die politische Macht ganz an sich zu rei­
ßen, der Weg verstellt werden; und zwar über den gemeinsamen 
Kampf fOr die volle Herstellung der demokratischen Freiheiten 
und die Unterstützung jener Ziele der ReVOlutionsführung, die 
ant iimperialistischen und volksnahen Charakter tragen. 

Anmerkungen: 
I) Newsweek, New York, I. 10. t979 
2) Vgl. Die Neue, 28. 8. t979 
3) Interview des Verfassers mit Verirelern der Mojahedin, in: rote bUH· 

ter, Nr. 10/ 1979 
4) Siehe Süddeutsche Zeitung, 27. 3. 1979 

SERVICE CIVIL INTERNATIONAL, 
Deutscher Zweig e. V. 

- AFRIKA-KOMMISSION -

Freiwillige rür Workcamps gesucht 

tn Zusammenarbeil mil Parmerorganisationen in WCSlafrika (Sene­
gal. Sierra Leone. Elfenbeinküsle, Ghana. Obervolta, Togo, Nigeria 
und Kamerun) verminelt die Afrika·Kommission des SCI im Sommer 
1980 wieder Teilnehmer in internationale Workcamps (3-6 
W<x:hen). 
Die Freiwilligen helfen durch unbe7.ahlte Arbeit beim Aulbau einer 
Infrastruktur wie Schulen, Hospitälern u. a. Dies wird großenteils zur 
Unterstützung von Selbsthilreprojekten der ländlichen Bevölkerung 
durchgeführt. 
Voraussetzung zur Teilnahme ist die Beteiligung an zwei Vorberei· 
lungsseminaren im April und Juni 1980. Im Herbst fü hren wir dann 
ein Auswer1Ungstreffen durch. 
Wir erwarten auch die weitere Mitarbeit in der Arrika·Kommission, 
beispielsweise bei unserer Solidarill1tsarbeü in der BRD. 
Informationsmalerial und Voranmeldung (mit Vermerk AlB· 
Anzeige) bis Ende Dezember 1979 an; 
SCI - Afrika·Kommission, Burbacherstr. 193, 5300 Bonn 1 



Ithiopien . 

Kahsai Wolde-Giorgis 

5 Jahre revolutionärer Prozeß 

Am 12. September /979 jährte sich zum fünften Mal jener 
denkwürdige Tag, an dem Armeeinheiten den äthiopischen Kai­
ser HaUe Selassie sUin.len, Nachdem das Feudalregime restlos 
beseitigl, eine radikale Landrejorm 11.0. revolutionäre Maß­
nahmen eingefeitet worden waren, sell.le sich /977 mit der Füh­
rungsübernuhme durch Mengis/u H affe Mariam eine sozialisti­
sche Orientierung durch. Der Beitrag von Kahsai Wolde-Giorgis 
greift einige Aspekle dieM!S revolutionären Prozesses heraus. 
Die dokumemierle 11-Punkte-Dekfara/ion der Voflversamm­
lung der Revolutionären Streitkräfte vom /8. 6. /979 zeigl an, 
daß der Kurs des Provisorischen Militärischen Verwaftungsrofs 
(DERGj, des höchslen Staatsorgans, in der Armee über eine 
breite Basis verfügt. 

Äthiopien 1979 liegt nur scheinbar am Rande des weltpoli ti. 
schen Geschehens. Durch die Nachrichten-Steuerung einiger 
weniger mächtiger Presse· Agenturen haben andere Konflikte in 
der letzten Zcit dic Mcldungen über Äthiopicn in den Hinter­
gru nd gedrängt. Auch die Konsolidierung des sozialistischen 
Entwicklungswcges in diesem La nd schcint nicht dazu angetan, 
daß ihr in den westlichen Medien eine angemessene Anerken­
nung widerfährt. Der 5. Jahrestag der äthiopischen Revolution 
am 12. September 1979 bot Anlaß genug, die gegenwärtige Si­
tuation Äthiopiens näher zu beleuchten. 
FO nf Jahre sind vergangen, seit Massendemonstrationen gegen 
Preiserhöhungen, Hunger und ungerechte Besitzverhältnisse 
zur Überwindung des alten Regimes geführt haben. Bei der 

sozio-ökonomischen Umgestaltung Äthiopiens sah sich die re­
volutionäre Führung unter MengislU Haile Mariam mit vielfäl­
tigen Problemen konfrontiert: monarchistischer Widerstand, 
separatistische Bewegungen, oppositionelle Untergrundorgani­
sationen und Angriff durch den Nachbarstaat Somalia. 
Nach einem steinigen Weg von Kriegen und Aufständen befin­
det sich die äthiopische Revolution nun in einer Konsolidie· 
rungsphase. 
Es sind zahlreiche Maßnahmen, die die sozio-ökonomische 
Umgestaltung Äthiopiens einleiteten. I Die wichtigste davon, in 
einem Land mit vorherrschender Agrarstruktur (1973/74 gab es 
nur etwa 60000 in der Industrie Beschäftigte) und mit einem 
feudal· kapitalistischen Gesellschaftssystem, is t ohne Zweifel die 
umfassende Agrarreforn. Sie wurde in Äthiopien mit dem De­
kret zur Nationalisierung des Agrarlandes vom 4. März 1975 
eingeleitet. 
Dieser Schrill sollte auch heute und noch Jahre später in Erin­
nerung gerufen werden angesiChts der fundamentalen Bedeu­
!Ung einer Agrarreform für die meisten Entwicklungsländer. 
Die zögernde, unzureichende Verteilu ng der Bodenreformlän­
dcreien an die Kleinbauern bzw. landlosen Bauern und ihre uno 
zureichende politische und materielle Unterstützung is t in vielen 
anderen EntwiCklungsländern eine wesentliche Ursache fü r das 
Scheitern bisheriger Agrarreformversuche. In Indien beispiels­
weise wurden lediglich 630000 ha Bodenreformland an Boden­
bewerber verteilt. Das entspricht nur 0,4 OJG der gesamten land­
wirtschaftlichen Anbaunäche. In Pakistan gelangten bis 1974 
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lediglich 100000 ha Bodenreformland zu r Verteilung. Das sind 
nur 0,6 0'/0 der gesamten landwirtschaftlichen Anbaufläche. 
Die Ausarbeitung und Durchführung der Landreform wird in 
vielen anderen Entwicklungsländern von den Vertretern der 
herrschenden Klassen oder Schichten vorgenommen, die z. T. 
selbst Großgrundbesitzer si nd. Die Durchführung wird bOro­
kratischen Bodenreformbehörden übert ragen, während die 
Landarbeiter, Kleinbauern und Pächter bzw. deren Organisa­
tionen, von der Durchführung der Landreform weitgehend 
oder gänzlich ausgeschlossen sind. Damit wird eine schnelle, 
konsequente und sachgemäße Reformdurchführung verhin­
dert, vielfältigen Verschleppungsmanövern und Korruption Tür 
und Tor geöffnel. 1 

Die Landreform in Äthiopien brachte nicht nur die völlige Be­
seitigung des privaten Großgrundbesitzes, sondern schuf die 
Voraussetzungen 
• für die Eigenversorgung der Bauern, 
• fü r eine Kollektivierung und Produktivitätssteigerung des 
Produktionsmittels Land, 
• für eine Industrialisierung aus weitgehend eigener fina nziel· 
ler und personeller Kraft. 1 

Ziele der Natio na len Revolutio nskampagne 

Die Si:ha ffu ng tragfähiger Strukturen zur Überwindung der 
feudalen Verhältnisse ermöglichte nicht nur die effekt ive Ver­
teidigung der territorialen ltllegrilät Äthiopiens, sondern stell te 
auch eine wesentl iche Voraussetzung dar für den wirtschaftli­
chen Aufbau des Landes. Die auf dem Agrarsektor beruhende, 
relativ schwache Wirtschaft Ä thiopiens, die zudem durch den 
Ogadenkrieg (vom Juli 1977 bis Frühjahr 1978; d. Red.) und die 
allgemeine Klassenauseinandersetzung stark gelitten hatte, 
mußte im ItlIeresse des sozialen Fortschritts für die Massen ent· 
wickelt werden. Zu diesem Zweck wurde die Nationale Revolu· 
tionskampagne ausgearbeitet und am 3. Februar 1979 mit einer 
großen Kundgebung offiziell begonnen. 
Auch der Maifeiertag dieses Jahres stand ganz im Zeichen des 
friedlichen Aufbaus des Landes. Ziel der Nationalen Revolu­
tionskampagne ist es, unler Einbeziehung der bestehenden 
Massenorganisationen, alle Anstrengungen zu unternehmen, 
um eine Verbesserung des Lebensstandards der breiten Massen 
zu erreichen. 
Von den 122 Mio ha Land sind 78900000 ha bebaubar. Von 
diesen werden 8400000 ha landwirtschaftlich genutzt - das 
sind ganze II O?o der bebaubaren Fläche. Maßnahmen der Kam· 
pagne sind: die Förderung der Bildung von Kooperativen, der 
Einsatz moderner Produktionsmittel, Urbarmachung von 3 
Mio ha Land durch Bewässerung, Aufforstungsprojekte, Um· 
siedlung der Bevölkerung aus den unfruchtbaren, von DOrre 

• und Hunger bedrohten Gebieten in fruchtbare Regionen. 
Parallel dazu wird die Alphabetisierung der Erwachsenen und 
der Ausbau der Schulen und anderen Bildungseinrichtungen 
vorangetrieben. Die Hilfe aus den sozialistischen Ländern fließt 
voll ein in diese Nationale Revolutionäre Entwicklungskampag· 

"'. 
Der Hauptgrund für die innere Festigung der äthiopischen Re­
volut ion kann gesehen werden in der frühzei tigen und konse­
quenten Beteiligung der Massen an den gesellschaftlichen Ver­
änderungen in Gestalt der Bauern·, Gewerkschafts- und Frauen­
organisationen, der Stadcviertelkomitees, der Miliz, und letzt­
lich auch des Militärs. Die Basis dafOr lieferte das Programm 
der Nationaldemokratischen Revolution vom 21. April 19764 , 

das bereits die GrOndung ei ner Partei der Werktätigen und Bau· 
ern vorsah. 
Die ideologische Auseinandersetzung Uber den weiteren Weg 
und insbesondere über die Gründung einer Arbeiterpartei fand 
in einem aus verschiedenen Gruppen bestehenden Büro zur Or· 
ganisierung der Volksrnassen (POMOA) statt, welches maßgeb­
lichen Anteil an der Verbreitung marxistischen Gedankenguts 
hat. Das Dilemma einiger der in diesem Büro vertretenen politi­
schen Gruppen bestand darin, daß sich deren Anhl1ngerschafl 
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aus Studenten rekrut ierte, die aufgrund sektiererischer Tenden­
zen in der Führung nicht in der Lage waren, sich sachlich über 
die realen Erfordernisse und objektiven Bedingungen auseinan· 
derzusetzen . 
Ihre Neigung zur Nichleinbeziehung patriotischer Kräfte und 
der der Revolution dienenden Kräfte im Mili tär in den revolu­
tionären Prozeß sowie der Vorrang theoretisch-ideologischer 
Auseinandersetzung - ohne Bezug zu den realen Erfordernis· 
sen - erschwerte den Prozeß der pOlitischen Bewußtmachung 
des Volkes. Und sie fUhrte zu einer spürbaren Entfremdung 
breiter gesellschaftlicher Kreise. Diese Entfremdung war eine 
Folge der bewußt erhaltenen Intransparenz der unterschiedli­
chen politischen Standorte und Zielsetzungen der "Untergrund­
organisationen" nach außen hin . 

Schwierigkeiten bei der Gründung einer A rbeiterpartei 

Die Auseinandersetzung dieser Gruppen um die "reine" marxi­
stische Lehre war in ihren Publikationen teilweise heftiger als 
die zur Mobilisierung der Massen erforderliche Bekämpfung 
der überkommenen feudalen Zustände im Lande. 
Selbst die Gründung einer Einheitspiauform Union der Äthio­
pischen Marxistisch-Leninistischen Organisationen (EMALDH) 
durch die fUnf politischen Gruppen brachte keine dauerhafte 
Einigung. Das Ausscheren der maoistisch beeinflußten politi­
schen Gruppe tvlEISON Mitte 1977 aus der EMALDH ließ die 
Frage nach Si nn und Effektivität einer solchen Plattform fO r 
die Grundung einer Partei aufkommen. Es scheint nun erkannt 
worden zu sein, daß dieser Weg des Zusammenschmelzens be· 
stehender Gruppierungen keine Einheitspartei hervorbringen 
kann. Stattdessen wird jetzt auf breiter Basis angestrebt, eine 
Einheitsfront aus organisierten und bisher nicht organisierten 
progressiven Kräften zu bilden, die den Kern einer Partei der 
Werktätigen und Bauern darstellen kann. 
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Als Reaktion des Westens auf die politischen Entwicklungen in 
Äthiopien erfolgte zunächst die verstärkte Partdnahme für in· 
nere Oppositionsgruppcn, die Schürung ethnischer EmOlionen 
in den Massenmedien und die Ermutigung Somalias. einen Ag. 
gressionskrieg gegen Älhiopien zu fUhren. 
Diese anfängliche Deslabilisierungsslratcgie, welche ohne die 
direkte Verwicklung der imperialistischen Mächte durchsetzbar 
erschien, scheiterte an der Entschlossenheit der äthiopischen 
Führung, sich nicht von dem sozialistisch orientierten Kurs der 
Umgestallung der äthiopischen Gesellschaft abbringen zu las­
sen. Die Irotz mehrerer Putschversuche und des konterrevolu­
tionären Terrors behauptete, klare antiimperialistische Posi­
tion, und auch die ei ndeutige Solidarisierung mit der Palästi­
nensischen Befreiungsorganisation (PLO), wurde freundschaft­
lich durch Kuba und andere sozialistische Länder unterstUtzt 
und brachte auch eine entscheidende Besserung der Beziehun­
gen zu den meisten arabischen Regierungen. Diese unmißver­
stAndliche Solidarisierung mit der PLO verhinderte im übrigen 
aueh einen Mißbrauch der Arabischen Liga als Stellvertreterin 
in einer gegen die ä thiopische Revolut ion gerichteten Stra tegie. 
Der Westen versuchte in den ersten Jahren nach dem Ausbruch 
der äth iopischen Revolution durch eine kleinangelegte Strategie 
einen hemmenden Ei nfluß auf die ät hiopische Revolution zu 
nehmen. Sie bestand darin, mit Hilfe konservativer, antikom­
munistischer a rabischer Regierungen, wie die Ägyptens, des Su­
dans und Saudi Arabiens, sowie durch die materielle Unterstüt­
zung der erit reischen Separatisten und der chauvinistischen 
Führung Somalias, Äthiopien militä risch und ökonomisch zu 
strangulieren. 
Als diese imperialistische Strategie durch Stellvertreter scheiter­
te, verschob sich die Konfliktebene. Es kam zu einer Konfron­
tation mit den Vereinigten Staaten. Anlaß war die moralisch­
politische und materielle UnterstOtzung der Sowjetu nion und 
anderer sozialistischer Ul.nder für Äthiopien ' bei der Verteidi­
gung der territorialen Integrität. Die USA hatten sich 1974 ge-

weigen, dem bis dahin militärisch total von ihnen abhängigen 
Äthiopien Waffen zu liefern, um eine effiziente Verteidigung 
des Landes zu verhindern - doch diese Rechnung war nicht 
aufgegangen. Dank der internationalistischen Hilfe Kubas und 
der SowjelUnion, sowie dank der Haltung der Organisation für 
Afrikanische Einheit (OAU), die Somalia der offe nen Aggres­
sion beziChtigte, konnte das vermeintliche Opfer, Äthiopien, 
siegreich das Blatt wenden . 

Durch den Stu rz des Schah im Iran - der Schah hatte obrigens 
Somalia und die erit reischen Separat isten unterstützt - steht 
das Osthorn von Afrika nun im Zeichen eines übergeordneten 
wel tpolitischen Konflikts , der Energiekrise. Die in den Verei­
nigten Staaten von der Carter-Administrat ion aufgestellte 
Eingreiftruppe6, die unter dem Vorwand der Sicheru ng der Ö I­
transpone durch den Persischen Golf für eine offene Aggres­
sion bereitgehalten wird, ist eine Reaktion auf die veränderte 
politische Landschaft am Osthorn von Afrika, am Persischen 
Golf, in Afghanistan, und auf den Austritt Pakistans und des 
Iran aus dem CENTO-Pakt, jenem verlä ngerten Arm der NA­
TO. 

Die Westl iche Sira ngulieru ngssirategie scheiterte 

Der Westen wird nun kaum, zur Behinderung des sozia listi­
schen Aufbaus in Äthiopien, weitere Stellvenreter in der Re­
gion finden. Das Bündnis Ägypten-Sudan als mögliche Figuren­
konstellation auf dem Schachbrett imperialistischer Machtpoli­
tik stcht ganz im Zeichen des Dissens mit den arabischen Regie­
rungen, die ein Ausscheren aus der Konfrontation mit Israel 
nicht hinnehmen wollen. Numeiri und stine Regierung, in wirt­
schaft lich und politiSCh prekärer Position, werden zunehmend 
belastet durch die erit reischen Flüchtl inge im Lande. Anders a ls 
noch vor einigen Jahren, wo die sudanische Regierung mit die­
sen Flüchtlingen cin Druckmittel in der Hand zu haben glaubte, 
um mit Hilfe der ägyptischen Armee ihrerseits die Konfronta­
tion mit Äthiopien wagen zu konnen, wird diese Regierung nun 
gezwungen stin, auf dem Verhandlungswege mit der äthiopi­
schen Regierung eine LOsung des Flüchtlingsproblems zu fin­
den. 
Äthiopien ist nach S Jahren Revolution heute gefestigt genug, 
um eine Poli tik des Friedens und, im Interesse seines Volkes, ei­
ne Politik der sozio-ökonomischen Entwicklung zu verfolgen. 
Ät hiopien ist bereit, auch zu den west lichen Industriestaaten 
normale Beziehungen zu pflegen und begegnet souverän der 
neuerlichen offensiven Taktik der Verschärfung der Lage am 
Osthorn von Afrika und am Persischen Golf. 
Es wird sich in naher Zukunft entscheiden, ob in der Caner­
Administration die Befürworter eines anachronistischen Kapi­
ta lismus, oder die Befürworter einer realistischeren und wendi­
geren kapi talistischen Strategie die Oberhand gewinnen. Zu 
letzteren gehören auch die Kreise, die J immy Carter unters tüt­
zen. 

Anmerkungen: 

I) Siehe: K. Wolde-Giorgis, Fünf Jahre Revolution in Äthiopien, in: 
Bläuer fü r deutsche und intcrnationalc Politik, Nr. 8/1979, S. 
966f. 

2) Siche K. J . Miehalski, Landrcformen in den Entwicklungsländern, 
in: Asicn, Afrika, Latcinamcrika, Berlin, Nr. 1/ 1979. S. 3S-SI 

3) Mit der Durchführung der Landrcform wurden seit I97S rund 
28000 Sclb$lverwaltungsorgane der Bauern geschaffen und 7 Mio 
Bauern oraanisiert. An jede Bauernfamilie wurden bis lU 10 ha 
Land verteilt . Weitere Angaben lU Aarar- und Winschafufragen 
siehe u. a. in den Beitragen von Menaistu Hai le-Mariam und Geera 
Polikeit in: Al B, NT. 2/1979 und NT. 11 - 12/ t976 

4) Voller Wortlaut in: AlB, NT. 11 -12/ 1976 
S) Siehe die Rede Fidel Caslros lur kubanischen Äthiopien-SoJidarilAt 

in: AtB, NT. 7- 8/ 1978 sowie Interview mit Mengistu Haile­
Mariam in: Al B. NT. SII978 

6) Nach jüngsten Aussagen dts US-Generalstabschefs Meyer und dts 
Sicherheitsbe~teT5 Z. Bn:erinski soll diese imperialistische Ein­
greif truppe 110000 Mann umfassen. 
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Entschließung der Revolutionären 
Streitkräfte Äthiopiens 

J. Wir, Mitglieder der Slrcitkräfte des revolutionären Äthio­
piens, verpflichten uns nochmals, die Bewußt machung. Organi­
sierung und Bewaffnung der breiten Massen zu intensivieren, so 
daß unser Programm der Nationaldemokratischen Revolution 
unverzüglich erfüllt wird . 
2. Wir wollen das rote Werk verstärkt vorantreiben. um die 
Unverletzbarkeit der Grenzen unseres revolutionären Vaterlan­
des abzusichern, Älhiopiens Einheit zu schUtzen und den be­
waffneten Kampf fortzusetzen, den wir begonnen haben, um 
die revolut ionären Errungenschaften zu konsolidieren bis wir 
als Sieger aus dem Kampf hervorgehen. 
3. Wir verpflichten uns, alle Opfer auf uns zu nehmen, die yon 
uns verlangt werden, um die antizentralistischen Krafte auf die 
sofortige Bildung unserer Partei hinzudrängen. DiesbezÜglich 
erweisen wir unsere HochachlUng der revolutionären Regie­
rung, die ernsthaft bemüht ist , die proletarische poli tische Par­
tei Äthiopiens durch die Einheit der ät hiopiSChen Kommunisten 
zu errichten. 
4. Wir sind bereit, a lle erforderlichen Opfer zu bringen, damit 
unsere Kampagne für ökonomische und kulturelle Entwicklung 
die für sie angesetzten Ziele erreicht. 
S. Wir wollen weiterhin unsere Beziehungen mit dem Äthiopi­
schen Gewerkschaftsbund, dem Dachverband der äthiopischen 
Bauernorganisationen, dem Zentralen Verband der Stadtvier­
telkomitccs und anderen ähnlichen Berufs- und Massenorgani­
sationen stärken, um die EntwiCklungs- und Kuhurkampagne 
voranzubringen. . 
6. So wie wir BlulOpfer für die Unantastbarkeit unseres revolu­
tionären Vaterlandes, ror das gute Voranschreiten unserer Re­
volution und ror das Wohl der breiten Massen erbrachten, wol­
len wir kontinuierlich den Kampf gegen das Analphabetentum 
führen . 
7. Wir unterstützen aus vollem Herzen sowohl die Direktiven, 
die unser Vorsitzender während sei ner letzten Arbeitsreisen in 
das südliche und westliche Äthiopien ausgab, als auch die Ent­
scheidungen von demokratischen Versammlungen, die unter 
Beteiligung des Volkes gefällt werden. 
8. Wir, Mitglieder der Streit kräfte des revolutionären Äthio­
pien, entwickelten uns zur Avantgarde an den verschiedenen 
Fronten des Klassenkampfes. So wollen wir auch ror die Orga-
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nisierung der Frauen- und Jugendverbände, der Kraft unserer 
Revolution, auf nationaler Ebene kampfen. Damit der Sozialis­
mus - das Ziel, für das tausende unserer Kameraden, der SOh­
ne und Töchter der Volksmassen, Opfer erbracht haben - ge­
deihe, rufen wir, als Vertreter der brei ten Massen Äthiopiens, 
die Volksmassen, die unsere Wächter sind, dazu auf, daß die 
Bauern und Handwerker ihre Wachsamkeit erhöhen und ihre 
Organisationen stärken, um sich unverzüglich auf Produktions­
kooperati\'en umzustellen, daß die Arbeiter ihr Bewußtsein er­
höhen, um ihre Kraft für die GrU ndung unserer Partei und die 
Erhö hung der Produktion einzusetzen. Allgemein ruft die revo­
lutionäre Armee dazu auf, den Klassenkampf nicht zu schwä­
chen, den Verlauf unseres Kampfes nicht zu beeinträchtigen, 
damit die Opfer, die an der Front erbracht wurden, nicht un­
nütz waren. 
9. Wir widersetzen uns nachdrücklich nicht nur der offenen 
Verschwörung des Imperialismus und seiner Kohorten, deren 
Ziel die UnterdrUckung des billeren und gerechten Kampfes des 
südafrikanischen Volkes ist, sondern auch der höchst \'erach­
tenswürdigen und schmählichen Marionellenrolle, die das Regi. 
me Abel Muzorewas spielt. Wir bekräftigen gleichzeit ig unsere 
unerschütterliche Einhei t mit dem Kampf der Nationalen Pa­
triotischen Front (Zimbabwes; d. Red.) und mit der SWAPO, 
der wirklichen Vert retung des Volkes von Namibia. 
10. Wir verurteilen auf das schärfste die Grausamkeiten, die 
von dem fasc histischen Somo13-Regime mit Unterstl1tzung des 
Imperialismus gegen das Volk von Nikaragua begangen worden 
si nd , ebenso die hegemonistische Politik und die Aggression ge­
genüber Vietnam, Laos, Kampuchea und Afghanistan durch 
die chinesische Fl1hrung, deren kommunistische Haltung immer 
mehr von einer reaktionären und chauvinistischen verdrängt 
wird . 
11. Wir verurteilen mit Nachdruck den Verrat und die Ver· 
schwö rung gegenüber den arabischen Völkern durch den Impe­
rialismus und seine Komplizen, einer Handvoll reakt ionärer 
arabischer Regimes. 
12. Wir, Mitglieder der Revolutionären Streitk.räfte Äthio­
piens, sind fü r immer den echten sozialistischen Regierungen, 
Parteien und Völkern der Sowjetunion , Kubas, der Deutschen 
Demok.ratischen Republik und der Volksdemokratischen Repu­
blik Jemen verpflichtet, die zu der Zeit, als wir gegen die reak­
tionäre Subversion von innen und die imperialistische Aggres­
sion von außen kämpften, uns nicht nur moralische, materielle 
und diplomatische Unterstützung gaben, sondern uns auch Mit­
glieder ihrer Streitkräfte zur Seite stellten, die verwundet wur­
den und mit uns starben. 
Von daher bekräftigen wir, Mitglieder der Revolutionären 
St reit kräfte Äthiopiens. daß wir bewaffnet und bereit sind . Wir 
erwarten die Anweisungen unseres revolutionären Führers, des 
Genossen Vorsitzenden Mengistu, um unsere internationalisti­
schen VerpflichlUngen zu erfüllen, indem wir uns jeder Zeit und 
überall an die Seite derjenigen Völker stellen, die für nationale 
Unabhängigkeit, Frieden, Demokratie und Sozialismus kämp­
fe n. 
• Revolutionäres Äthlopien oder Tod für heule und immer. 
• Oie Partei der Werktätigen Äthiopiens wird durch die [In-

heit der Kommunisten und unseren Kampf aurgebaut. 
• Oll' Weil wird df'n Arbeitern gehören. 
• Wir werden siegen! 

(Quelle: Ethiopia. News, Views, Features, Bonn, 6. 7. 1979) 



Guinea • Bissau 
Heiner Blasenbrei No Pintcha -

Reiseeindriicke (1 Jeil) 

No Pintcha heißt das Organ des Informations- und Kultusmini­
steriums von Guinea-Bissau und bedeutet soviel wie "wir 
drücken" oder "vorwärts, auf geht's". No Pintcha ist ein ge­
flügeltes Wort in kreolisch, der Umgangssprache im Lande, die 
sich im Lau fe der Jahrhunderte aus den Stammessprachen in 
Berührung mit dem Portugiesisch der Kolonisatoren herausge­
bildet haI. 
No Pintcha war ein Kampfruf, unter dem die PAI GC. die Afri­
kanische Partei für die Unabhängigkeit yon Guinea-Bissau und 
die Kapverden, 1959 den bewaffneten Widerstand gegen die 
portugiesische Besatzungsarmee beschloß, und No Pintcha ist 
heute, 6 Jahre nach Proklamierung der Republik Guinea­
Bissau, die Aufforderung zur Mobilisierung a ller Kräfte, um die 
Verheerungen der 500jährigen kolonialen Ausbeutung zu tiber­
winden. 

Schier unerme6liche Probleme des Landes 

Nach ergebnislosen Versuchen, auf der Botschaft in Lissabon 
ein Visum zu erhalten, treffen wir am 4. 8. 1979 nach Zwischen­
landung auf den kapverdischen Inseln in Bissau ein, wo wir mit 
Hilfe eines Mitglieds des Planungsministeriums alle HUrden ei­
ner Einreise ohne Visum hinter uns bringen. Eine angolanische 
Verkehrsmaschine vom Typ TUPOLEW, abgestellt vor dem 
Flughafengebäude, kündet noch von den Feierlichkeiten, die 
am 3. August 1979 aus Anlaß des 20. Jahrestages des Streiks der 
Dockarbeiter von Pidjiguiti, dem Hafen Bissaus, stattfanden 
und zu denen Delegationen aus vielen befreundeten Landern 
angereist waren. Vor allen anderen sind hier Angola und 
MCII;ambique zu nennen. 50 Afrikaner waren 1959 während die­
ses Streiks von den Portugiesen erschossen worden, was für die 
PAIGC der Anlaß war, zu direkten bewaffneten Aktionen 
überzugehen. 
Wenige hundert Meter hinter dem Flughafen in Richtung Bis­
sau wird durch einen heranpreschenden Motorradkonvoi die 
pOlitisch wichtigste Straße des Landes leergefegt. Ein Schwein 
und eine Ziege, die sich vom Sirenengeheul nicht beeindrucken 
lassen, werden von Passanten in den Straßengraben gescheucht, 
und als die Karosse des freundlich lächelnden und winkenden 

Vorsitzenden des Staatsrats vorbeirollt, nehmen alle Haltung an 
und winken zurück. Luis Cabral re ist nach Jugoslawien, wo 
u. a. vorbereitende Gespräche zur VI. Konferenz der Staats-und 
Regierungschefs der nichtpaktgebundenen Lander im Septem­
ber in Havanna stattfinden werden. 
Eines der gegenWärtig umstrittensten Projekte des Landes ist 
der Ausbau der Verbindungsstraße vom Flughafen zum Regie­
rungsgebäude im Stadtzentrum zur vierspurigen Autobahn. Zu 
diesem Schrill hatte sich die Regierung entschlossen, nachdem 
für manchen Staatsgast die Anreise zum Regierungsviertel we­
gen der schlechten Straßenverhältnisse zum peinlichen Aben­
teuer geworden war. Verständlicher wird ein derartiges Image­
projekt, wenn man bedenkt, daß Guinea-Bissau auch auf die 
Entwicklungshilfe solcher Länder angewiesen ist, die den ge­
wohnten Komfort für ihre Gesandten einfach voraussetzen. 
Die schier unermeßlichen Probleme des Landes und die damit 
verbundene Abhängigkeit von internationaler Hilfe werden uns 
bereits in den ersten Stunden praktisch vor Augen geführt. 
Mehrfach täglich wird die zentrale Energieversorgung abge­
schaltet, weil die Kraftstoffreserven so erheblich geschrumpft 
sind, daß auf Wochen hinaus kein Dieselöl zu bekommen ist. 
Die Folge ist, daß die zentrale Wasserversorgung häufig aus­
fällt, weil die Hochbehälter nicht nachgespeist werden können. 
Die entleerten Rohrleitungssysteme füllen sich mit Luft und 
sind verstärkter Sauerstoffkorrosion ausgesetzt. Die landwin­
schaftlichen Bewässerungssysteme sind häufig von dieselgetrie­
benen Pumpen und das gesamte Transportwesen weitgehend 
vom Dieselöl abhängig. 
.Auf Schritt und Tritt liegt noch relativ neuwertiges technisches 
Material herum, das wegen des chronischen Ersatzteilmangels 
nicht einsatzfähig ist. Potenziert wird das Ersatzteilproblem da­
durch, daß die hilfeleistenden Länder bevorzugt ihre nationalen 
Fabrikate liefern. Technische Einheitlichkeit gibt es praktisch 
nur bei den Bewaffneten Revolutionären Volksstreitkräften 
(FARP), die hauptsächlich von der Sowjetunion ausgerüstet 
sind. Selbst die einzige voll ausgebaute und asphalt ierte Verbin­
dungsst raße des Landes von der Hauptstadt in die Provinz 
(Bissau-Cacheu) ist bei unserem Versuch nur teilweise passier­
bar, weil die Fähre Über den Rio Manso defekt ist und das 
Übersetzen gegenWärtig nur im noch verbreitets ten Wasserfahr-
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zeug, dem Einbaum, möglich ist. 
Die meisten Dorfer und Städte sind selbst während der 
Trockenzeit nur mit geländegängigen Fahrzeugen zu erreichen. 
Während der Regenzeit ist qlanches Dorf wochenlang so gut 
wie abgeschnitten von der Hauptstadt und damit von der·Ver­
sorgung mit lebensnotwendigen Importartikeln. Anderer~iLS 
sind sie der Möglichkeit beraubt, landwirtschaftliche Produkte 
zu vermarkten. 
Francisco Mendes. Regierungschef von Guinea-Bissau, brachte 
die Probleme und ihre Ursachen auf einen Nenner: .. In den er­
sten Monaten nach der Errichtung der vollen Kontrolle Ober das 
Land war für uns das wichtigste, daß wir uns der neuen Realität 
bewußt wurden. Und die~ Realität war kompliziert. Der Krieg, 
der elf Jahre gedauert halle, war zu Ende. Die ohnehin schwa­
chen Grundlagen des Wirtschaftslebens waren während dieses 
Krieges restlos zerstört worden. Die demagogische Politik des 
letzten portugiesischen Kolonialgouverneurs hatte die Kluft, die 
zwischen den einzelnen Gruppen des Volkes entstanden war, 
nur noch vertiefI: zwischen den Einwohnern der von den Kolo­
nialisten kontrollierten Städte, die in die strategischen Dorfer, 
regelrechte Konzentrationslager. getrieben worden waren, und 
jener Bevölkerung. die in den befreit en Gebieten lebte." 
Wir werden selbst ständig Zeugen der Wunden, die vor allem 
der militärische und politische Terror der Portugiesen geschla· 

gen halle. Kriegsve r~hrte gehören zum Stadtbild. große Wald­
gebiete, die durch Napalmbomben in Brand gesteckt wurden, 
bombardierte Deichsysteme, die große Tei le fruc htbaren KU­
stenlandes vorläufig unfruchtbar gemacht haben durch den 
Einbruch von Salzwasser. 
Die ohnehin äußerst geringfügigen Investit ionen der Portugie­
~n beschränkten sich fast ausnahmslos auf die Hauptstadt , was 
eine enorme Landflucht zur Folge hane. Trotz großzügiger Hil· 
fe durch die Regierung fil r Familien, die in ihre Dorfer zurück· 
kehrten, ist die realt iv hohe Arbeitslosigkeit nicht beWältigt. 
Bei allen Schwierigkeiten, die eine .500jährige koloniale Abhän­
gigkeit hinterläßt, ist der Aufbauwille, die Bereitschaft zu ler­
nen, zu arbeiten und zu verändern bei allen ethnischen Grup­
pen, im ganzen Volk und seinen gewä hlten Staatsorganen zu er­
kennen, wobei al1erdings nicht europ:tische Arbeitshektik als 
Maßstab angelegt werden darf. 
Stark g 'l. des ca. 36000 qkm großen Landes wird als landwirt­
schaftliche Anbaufläche genutzt, die sich wie folgt gliedert: 
107000 ha Bolanja (bewässerte Reisfelder), 105000 ha Reis, 
Mais, Hirse und Sago im Regenfeldbau , 60000 ha Erdnuß, 
1.5000 ha Maniok und SUß kartoffeln. Zusätzlich wachsen auf 
ca. 100000 ha wilde Ölpalmen. Die Tierbestände belaufen sich 
auf ca. 380000 Stück Rindvieh, Ziegen, Schafe und Schweine 
und ca. 250000 Stilck Kleintiere und Geflügel. Ca. 1/3 der Flä· 
che des Landes is t bewaldet. 2 Das Großwild ist durch Bombar-
5& 

dierungen und Kampfhandlungen so gut wie vollständig vertrie­
ben. Erst in den letzten Monaten wurden im Südwesten wieder 
vereinzelt Nilpferde, Krokodile und Wildkatzen gesehen. Die 
einzigen größeren Wildtiere, denen wir begegneten, sind Affen. 
Vögel, Eidechsen, Schlangen und Insekten gibt es hingegen in 
fast unbeschreiblicher Fülle und Vielfalt . 
Die Landwirtschaft ist der wicht igste Wirtschaflszweig des La n­
des. Eine Industrie gibt es praktisch nur in Ansätzen. Die Haupt­
aufgabe nach der Unabhängigkeit bestand darin, die landwirt­
schaftliche Produktion auf Vorkriegsniveau zu bringen, den 
Nahrungsmittclbedarf der Bevö lkerung zu decken, sich von der 
Notwendigkeit des Imports, insbesondere von Reis - dem 
Hauptnahrungsmillel - freizumachen. 
Dieses Ziel wurde 1978 annähernd erreicht. 1978 wurden ca. 
100000 t Reis produziert. Waren nach der Befreiung nur 7", 
der Importe durch Exporte gedeckt. so sind es heute fast 3.5 0/ •. 
1975 waren nur SO"o der reinen Agrarimporte durch Agrarex· 
porte gedeckt. Heute sind es 1700/0. Der Export setzt sich zu· 
sammen aus 63 % Erdnüssen, 20 0/0 Meeresfrüchten, 1]010 Pal­
menkernen, 2 0J0 Holz und 2 % Früchten und Gemüse. 
Die Verwertung von Meeresfrüchten hat erheblich an Bedeu­
!Ung gewonnen, seit die gemeinsame guineisch-sowjetiSChe Fi­
schereigesellschaft die ergiebigen KüstengeWässer Guinea­
Bissaus bearbeitet. Die Fleischknappheit auf den Märkten 

konnten wir meistens mit Fisch ausgleichen, wobei man wis~n 
muß, daß die meisten Familien - selbst in den Städten - ihren 
Fleischbedarf durch Haltung von Schweinen, Ziegen und Ge­
nügel selbst decken. 
Allgemein wird angenommen, daß Guinea-Bissau heute Selbst· 
versorger ist, was die Agrarproduktion betrifft. Um die nächste 
Etappe zur Intensivierung der Landwirtschaft zu meistern, wird 
gegenWärtig eine Kampagne zur Einführung neuer, fortge­
schrittener Methoden entfaltet. Außerdem ..... erden mit allem 
Nachdruck Maßnahmen getroffen, um die Verarbeitung land­
wirtschaftlicher Erzeugnisse sowohl für die eigene Bevölkerung 
als auch für den Export im Lande selbst zu organisieren. 

Agrarischer Selbstversorger auf Niedrigslniveau 

Wer an die Einfüh rung neuer, fortgeschrittener Methoden in 
der Landwirtschaft in Guinea-Bissau eurOpäische Maßstäbe an­
legen will, wird bitter enHäuscht sein. In erster Linie geht es zu­
nächst um den effektiveren Einsatz der menschlichen Arbeits­
kraft durch bewußtere Ausnutzung der natOrl ichen Gegeben­
heiten: Bewirtschaftung geeigneter Böden, kombinierter An­
bau , Fruchtwechsel, Bewässerung durch Ausnutzung des natür· 
lichen Gefälles usw. Im SUden des Landes haben wir nicht einen 
einzigen Stahlpflug gesehen, geschweige denn motorisierte 



Landmaschinen. Nur in den Granjas - das sind Staatsbetriebe, 
die vorwiegend dort eingerichtet wurden, wo die Portugiesen 
größere landwirtschaftliche GUter mit systematischem Anbau 
hinterlassen haben - gibt es einige Traktoren und einfachere 
Landmaschinen. Ober eine Optimum an technischer Ausril­
stung verfügt ein Dorf schon dann, wenn zur gemeinschaftli­
chen Nutzung eine Dieselpumpe und ein paar Schnellkupp-­
lungsrohre fUr die Bewässeru ng vorhanden sind. Der Boden 
wird mit dem wohl bedeutendsten Produktionsinstrument des 
Landes bearbeitel, einem ca. 3 m langen Holz.stab, an dessen 
unterem Ende ein breites Holzblat! mit Stahlkante montiert isl. 
Mit diesem spatenähnlichen Werkzeug werden Äcker umgegra­
ben, Be- und Entwässerungsgräben ausgehoben und Unkraut 
gejätet. 
Zwischen Ba fata und Gabu, im Nordosten des Landes, der vor­
wiegend von der zweitstärksten Volksgruppe, den Foulah - im 
allgemeinen Moslems - bewohnt wird, treffen wir auf ent­
wickeltere Formen der landwirtschartlichen Produktion. Der 
Stahlpflug, die Ochseneinspannung und der Mauleselkarren 
markieren den Fortschrit!. Der regionale Unterschied hatlradi­
tioneJle Ursachen. Die Foulah haUe schon lange vor der Befrei­
ung gewisse halbfeudale Formen der staat.lichen Organisation, 
während die zahlenmäßig stärkste Gruppe, die Balante im SUd­
osten, keine bestimmte Staatsform kannte. 
War bei den Foulahs der gemeinsame Besitz des Landes auf­
grund der ausgeprägten Klassenstruktur selten, so war und ist 
bei den Balante das Dorfeigentum des Bodens das vorherr­
schende Besitzverhältnis, wobei jeder Familie soviel Boden zu­
steht, wie sie für ihren Lebensunterhalt benötigt bzw. über­
haupt bebauen kann. Die Produktionsinstrumente sind vorwie­
gend Eigentum der Familien. Mit zunehmender Entwicklung 
der Produktion bilden sich, massiv unterstützt durch die Regie­
rung, mehr und mehr Formen kollektiver Bewirtschaftung und 
kollektiven Besitzes heraus. Es wäre jedoch weit verfrilht, von 
einem' Genossenschaftswesen zu sprechen. Neue Formen der 
kollektiven Bewirtschaftung, die an Bedeutung zunehmen, be­
schränken sich noch auf einige Staatsbetriebe und Genossen­
schaftsprojekte, die von den Familien demobilisierter Wider­
standskämpfer und ehemaligen Städtern, die bereit sind, aufs 
Land zurückzukehren, aufgebaut werden. Die Regierung stell t 
hier Boden und Prodl!ktionsmittel zur Verfügung. 
Die Hauptprobleme sind in der Landwirtschaft die gleichen wie 
in allen anderen gesellschaftlichen Bereichen: Mangel an Trans­
portmitteln, Straßen und damit Vermarktungsmöglichkeiten, 
Mangel an Devisen und Mangel an Produktionskennlnissen 
und !kratung. So verfügt das ganze Land heute lediglich über 
12 eigene in Kuba, Algerien, POrtugal, der UdSSR und der 
Tschechoslowakei ausgebildete Agraringenieure. 

Erste ind ustrielle Schritte 

Der einzige funktionierende Industriebetrieb, den die Portugie­
sen zur Versorgung ihrer Kolonialarmee errichtet hatten, pro­
duziert Bier und alkoholfreie Geträ nke. Neu ist die Produktion 
des Vitamin-C-reichen Kaju-Saftes, der aus dem Fruchtfleisch 
der weit verbrei teten wildwachsenden Kaju-Nuß gewonnen 
wird. Kurz vor der Inbetriebnahme stehen drei hochmoderne 
Fabriken, die die Struktur des Landes erheblich beeinflussen 
werden: eine Fabrik zur Verarbeitung von Erdnüssen, ausgelegt 
für eine Leistung von 70(XX) t im Jahr - gegenwänig werden 
ca. 30000 t im Jahr geerntet -, ein Citroen-Montagewerk, das 
zur LOsung der Transportprobleme beitragen soll und eine 
BaumwOllverarbeitungsfabrik mit einer maximalen jahreskapa­
zitat von 10000--12000 t. Bisher werden erst 500--1000 t pro 
Jahr geerntet. 
Während eines mehrtätigen Aufenthaltes in Bafata haben wir 
Gelegenheit, die Baumwollfabrik zu besiChtigen. Von der Euro­
päischen Gemeinschaft (EG) finanziert . einem französichen 
Unternehmen geplant und ausgerüstet, und der Bauteil von ei­
ner senegalesischen Firma erstellt , ist dieses Werk in vielfacher 

Hinsicht typisch fUr die ersten industriellen Schritte Guinea­
Bissaus. Angesichts unserer Verwunderung über die Tatsache, 
daß nur zwei von fUnf Hallen auf dem Betriebsgelände für die 
unmittelbare Verarbeitung von Baumwolle eingerichtet sind, 
klären uns der französische Montageleiter und der guineische 
Betriebsdirek tor darüber auf, daß dieser Betrieb so vielseitig 
eingerichtet ist und eingesetzt werden soll, wie es den vielfälti­
gen Bedürfnissen der Region entspricht. Dabei stellt die Verar­
beitung von Baumwolle nur den Schwerpunkt dar. In einer Hal­
le entsteht eine mechanische Werkstatt zur Instandhaltung des 
ganzes Werkes und der landwirtschaftlichen Geräte und Ma­
schinen, die in der näheren Umgebung zum Einsatz kommen 
sollen. Die restlichen Hallen sind eingerichtet fUr die Zwischen­
lagerung von Geräten und Saatgut jeglicher Art, das von der 
Regierung zur VerfUgung gestellt wird, und als Sammelstelle 
und Lager für verschiedendste landwirtschaftliche Erzeugnisse, 
die in der Vergangenheit häufig mangels Vermarktungs- und 
LagerungsmOglichkeiten verdarben. 
Temperaturen selten unter 300 C, starke Niederschläge während 
der Haupternteperiode - das ist während der Regenzeit -. 
Luftfeuchtigkeiten um 9OOJo und Ungeziefer in Hülle und FOlie 
lassen die Bedeutung solcher Einrichtungen erahnen. Der um­
fangreiche Wagenpark mit Mehrzweck-LKWs und Containern 
soll alle Transportprobleme lösen. Neben dem Verwaltungsge­
bäude erstreckt sich ein langer Trakt, in dem eine SanitJtssta­
tion, eine Kantine, ein Aufenthaltsraum, ein Unterrichtsraum 
und sanitäre Einrichtungen für die Betriebsbelegschaft unterge­
bracht sind. 
Duschen für Arbeiter! Was das in diesem Land bedeutet, läßt 
sich nur ermessen in der Relation zur erdrilckenden Mehrheit 
der Bevölkerung, die in st rohgedeckten Lehmziegelhülten ohne 
Wasser- und Elektrizitätsversorgung lebt. 
Eine Reihe weiterer ehrgeiziger Industrieprojekte befinden sich 
in der P!anungsphase und harren einer Finanzierung, die auf 
absehbare Zeit nicht aus dem eigenen Land kommen kann. 
Guinea-Bissau besitzt mehrere Flüsse, die sich für !kwässe­
rungszwecke und für Energieerzeugung nutzen lassen. Vorun­
tersuchungen für den Bau von Staudämmen am Rio Geba und 
dem Rio Corubal haben ergeben, daß alleine der Corubal gaI11 
Guinea-Bissau mit Elektrizität versorgen könnte. An der Küste 
wird ErdOI vermutet. ESSO hat schon Probebohrungen durch­
gefUhr! und einige weitere Ölmultis haben um Konzessionen er­
sucht, die jedoch wegen der geforderten langen Laufzeit von 
Guinea-Bissau abgelehnt wurden. Beabsichtigt sei nun, heißt es, 
Norwegen als kleines ErdölfOrderland zu beauftragen. 
Untersuchungen über die RentabilitJt des Abbaus von minerali­
schen Bodenschätzen (vor allem, Bauxit, Ilmenit, Kalk und 
Phosphat) sind noch im Gange. In Erwägung gezogen wurde 
schon der Bau einer Industriebahn, um den Abbau und Trans­
port von Mineralien mit den Nachbarländern Guinea-Conakry 
und Senegal gemeinsam zu organisieren. 
Desweiteren befinden sich in der Planung ein Betrieb zur 
Zuckerrohrverarbeitung mit einer Jahreskapazität von 60000 t, 
eine Mauerstein- und Dachziegelfabrik und eine Parkettfabrik. 
(der zweite bzw. Schluß/eil folgt in AlB, Nr. 111980) 

Anmerkungen: 

I) Probleme des Friedens und des Sodalismus. Prag, Nr. SI Mai 1976, 
S . ... 

2) Alle Zahlenangaben nach einer Studie, die 1978 von der 
WelternJhrungs- und -Iandwiruehaftsorganisation (FAO) erstellt 
wurde und die gegenwärtig dem Planungsministerium von Guinea­
Bissau als Arbei lSgrundlage dient. 

3) Nach: ebenda 
4) Probleme des Friedens und des Sozialismus, Nr. SI Mai t976. S. 648 
j) Vgl. hierzu: AlB. Nr. 5/ 1976. S. 11-14 
6) Zit. nach: Politisches Handbueh der PAIGC, hrsg. vom Komitee 

Südliches Afrika, Heidelberg t974. S. 32 
7) Nach: ebenda 
8) Nach: A. Cabral. Die Revolution der Verdammten, Westberlin 

1974. S. 27/28 
9) Probleme des Friedens und des Sozialismus. Nr. j/Mai 1976. S. 6SO 
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Angola 

Jürgen Ostrowsky Angolas Revolution 
wird weitergehn 

Manche Organe der "freien westlichen Presse" ergingen sich 
noch in Spekulationen und Geschichtsk li tterci: In allcrcrsler Li­
nie sei Agoslinho Nelo "Nationalist" gewesen, habe eine "neue 
Weslöffnung eingeleitet" und Angola nicht in "neue Abhän­
gigkeiten" geraten lassen wollen - von " Moskau" natürlich 
(Frankfurter Rundschau, 12.9. 1979). Der Spiegel hatte Visio­
nen: " Jetzt drängen die Kreml-Treuen nach vorn. News Tod in 
Moskau kam ihnen sehr gelegen" (NT. 38/ 1979) . 
Das revolutionäre Angola bewies staudessen Ruhe und unbeirr­
te Emschlossenheit: " Die innere und äußere Reaktion möge 
sich keinen Illusionen hingeben", schrieb die Zeitung Jornal de 
Angola. " Trotz des Ablebens des Genossen Präsidenten Ago­
st inho NelO wird er der unsterbliche Führer der angolanischen 
Revolution bleiben" 1. 

J. E. dos Santos - keine Verlegenheitslösung 

Am 20. September wählte das Zent ralkomitee der MPLA­
Partei der Arbeit Jose Eduardo dos Santos einstimmig zum 
neuen Parteivorsitzenden und damit auch StaatSpräsidenten der 
Vol ksrepublik Angola. Agoslinho NelO selbst hatte J. E. dos 
Santos im September d.J. noch mit der Führung der Regierung 
beauftragt, bevor er zur ärztlichen Behandlu ng nach Moskau 
gereist war. Zum damaligen Zeitpunkt fungiert e dos Santos be­
reits als stellvemetender Ministerpräsident. Mitglied der MPLA 
seit 1961, während des Befreiungskampfes Verantwortlicher für 
Jugendarbeit, Absolvent eines Petroingenieurstudiums in der 
Sowjetunion, in der militärischen Leitung der MP LA tätig, Au­
ßenminister während der Übergangszeit vor der Unabhängig· 
keit 1975, schließlich seit Dezember 1978 Planungsminister, 
"vereinigt er Verbindungen zu den Kampf jahren wie zu dem 
völlig verschiedenen Herangehen des Wiederaufbaus im Frie­
den, in dem sich Angola nun befindet, was ihn zu einer populä­
ren Wahl machen dürfte", urteilt der britische Afrika-Experte 
Basil Davidson 2• 

Die von dos Santos repräsentierte Kontinuität einerseits, seine 
für die wir tschaftliche Entwicklung wichtige Fach kennt nis an­
dererseits machen deUilich, daß es sich bei der Wahl des 
]7jährigen keineswegs um eine bloße Übergangs· oder gar Ver­
legenheitslösung handelt. Im Gegenteil: Obwohl Angola von ei­
ner - von gewissen Kreisen offenkundig nur zu gern gesehenen 
- tiefgreifenden Krise weit entfernI iSI. SIeht der neue Stams­
präsident und Partei vorsitzende großen Problemen gegenüber. 
Auf der einen Seite sind die Erfolge und Leistungen dt'; Auf­
baus nach zwei Befreiungskriegen unverkennbar, vor allem in 
Bereichen wit' der Erziehung und der Gesundht'itsversorgung, 
Zum Beispiel gelang es, den Anteil des Analphabetentums unter 
den etwa 100000 Beschäftigten in der Ind ustrie auf etwa die 
Hälfte zu sen ken. [n einer landesweiten Alphabetisierungskam­
pagne sind 700000-800000 Erwachsene erfaßt; rund 250000 
haben bereits lesen und schreiben gelernt - vor der Revolution 
bet rug der Grad des Analphabetentums 9O UJo ! An die 2 Mio 
Kinder besuchen derzeit Schu len - zur Kolonialzeit waren es 
gerade 1/ 4 davon. 
Zugleich liegt hier ein Problem: der vom Kolonialismus hinter­
lassene und durch die Flucht der meisten Portugiesen 1974 bis 
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1976 verschärfte Kader- und Fachkräftcmangel. 
Dieser sch lägt sich noch stärker im Bereich dcr Wirtschaft nie­
der. Auch hier sind einerseits beträchtliche Fortschriue erzielt 
worden: Im Vergleich zu 1977 hatte die Nahrungsmiuelindu­
strie ihre Produktion um 45 070 gesteigert, die Leichtindustrie 
um 27 UJo, die Schwerindustrie sogar um 12] 070 . Die Diamenten­
förderu ng war gegenüber 1973 sogar um 10% höher, die Erdöl­
förderung hatte ebenfalls das Niveau von 197] erreicht. 
Mit der Hilfe sowjetischer Experten wurden die Wcrftanlagen 
in Luanda und Lobito binnen kurzem wieder instandgcsetzt; 
sowjetiSChe Fachleute sind am Ausbau einer Fischverarbeitungs­
industrie beteiligt, am Aufbau einer Staatsfarm für den Weizen­
anbau, als Geologen im Bergbausektor, in der Textilindustrie. 
Kubanische Experten sind u. a. im Bausektor tätig, wo sie zu­
sammen mit den angolanischen Arbeitern die Planziele bereits 
übererfüllt haben, soden Bau von 16 Brücken, der 1976 verein­
bart worden war, und die Errichtung zahlreicher Wohnblocks. 

Innere und äußere Probleme beim Wiederaufbau 

Andererseits sind im Gesamtdurchschnitt der Industrie erst wie­
der etwa 400;0 der Produktionskapazi t:lten von 197] ausgela­
stet, in erster Linie aufgrund des Fachkräftemangels, der auch 
durch Ausbildungsprogramme der UdSS R. Kubas oder der 
DDR nicht rasch genug behoben werden kann. 
Im land wirtschaftlichen Bereich sehen die Planungen das Errei­
chen der 197]er Produktionsziffern in unterschiedlich langen 
Zeiträu men vor l , Bei einigen wird dieses Ziel bald und erheb­
lich überschritten werden, so bei Weizen und Sonnenblumenan­
bau; für Reis. Bohnen odcr Maniok sind die Zahlen von 1973 
ebenfalls für die Planungszeit bis 1980 einkalkuliert; bei ande­
ren Feldfrüchten wiederum - so bei Mais, Palmöl und Kartof­
feln - liegen die ZieJdalen noch unter denen von 197], vor al­
lem bei Kaffee, dessen Ernte 1980 erst wieder 5S ~/o derjenigen 
von 1973 betragen wird - letzteres aufgrund der Tatsache, daß 
die pflegebedürftigen Pflanzungen durch die FNLA- und 



UNITA- Banden während des zweiten Befreiungskrieges 1975/76 
weitgehend ruiniert worden waren. 
Ein weiteres Problem stellt die äußere Bedrohung durch süd­
afrikanische Aggressionsakte und die Terrortätigkeit der von 
Südafrika sowie aus französisc hen, westdeutschen und arabi­
schen Quellen ausgehaltenen UN ITA im SUden des Landes dar. 
Ende September und nochmals Anfang Oktober 1979 ilberfie­
len sOdafrikanische Truppen lager der namibischen Befrei­
ungsbewegung SWAPO sowie angolanische Siedlungen und tö­
teten Dutzende von SWAPO-Angehörigen und angolanischen 
Zivilisten. 
in der südafrikanischen Aggression besteht fraglos die einzige 
ernstzunehmende Gefahr ror die angolanische Revolution. in­
dessen wäre es verwunderlich, wenn nicht in einer nach wie vor 
von großen Problemen gekennzeichneten Phase der Entwick­
lung auch ideologische und politische Schwierigkeiten im Lande 
selber aufträten. in einer Anzahl personeller Umbesetzungen in 
Partei und Staatsapparat schlägt sich nieder, daß die MPlA 
noch Hindernisse auf dem Wege zu überwinden hat "eine soli­
de marxistisch-leninistische Partei" zu werden 4 und das ange­
strebte historische Bündnis von Arbeiter- und Bauernklasse her­
zustellen . 

Die sozialistische Option ist unverrückbar 

So wurden einerseits während des letzten Jahres zu m Teil hohe 
Funktionäre abgelöst, denen klei nborgerliche und sektiereri­
sche Verhaltensweisen vorgeworfen wurden, oder kritisierte 
noch Agostinho Neto borok ratische Tendenzen im Staatsappa­
rat mi t den Worten: "Es ist einfach in der Hauptstadt zu silzen 
und zu glauben, man löse Probleme für unser geliebtes 
Angola" ~. Dies richtete sich vor allem gegen die Unzulänglich­
keiten bei der Versorgung der ländlichen Regionen durch die 
städtischen Zentren. 
Aufgrund von VerSlößen gegen die Gesetzlichkeit wurde im Juli 
des Jahres die Sicherheitsbehörde DISA aufgelöst, wurden ihre 
leitenden Funktionäre ihrer Positionen enthoben. An die Stelle 
der DISA trat das reorganisierte Ministerium des Inneren - das 
1977 nach dem Putschversuch der Alves-Gruppe aufgelöst wor­
den war. An seine Spitze wurde mit Kundi Paihama ein Funk ­
tionär aus der Provinz berufen, der vormalige Kommissar der 
Cunene- Region an der Südgrenze zu Namibia. Damit wurde vor 
allem gewordigt , daß es der Provinzleitung unter den schweren 
Bedingungen der südafrikanischen und UN ITA·Attacken ge-

Jungen war, Massenorganisationen, landwirtschaftliche Koope­
raliven und Alphabetisierungsprogramme erfolg reich durchzu­
führen bzw. zu bilden. 
Um die Durchsetzung der Orientierungen der Partei besser zu 
geWährleisten, wurde im August d.J . erstmals eine Kontroll­
kommission der Pa rtei zusammengerufen, um die bisherige Ar­
beit der Partei und die Umsetzung ihrer Beschlosse zu überprü­
fen. Gerade die Umbildung der MPLA von einer breiten Volks­
bewegung zu einer Arbeiterpartei seit dem I. Parteitag Ende 
1977 stellt für die angolanische Entwicklung einen entscheiden­
den positiven Faktor dar. 
Die MP LA ging aus den teils schweren Auseinandersetzungen 
der vergangenen drei Jahre gestärkt hervor. Ihre sozialistische 
Option ist unverrückbar und basiert auf einem soliden Funda­
ment. Die Grabrede Ludo Laras, des Generalsekretärs der 
MPLA-Partei der Arbeit und langjährigen Vertrauten Agostin­
ho Netos, verdeutlicht die Entschlossenheit der revolutionären 
Führung der Volksrepublik Angola, den eingeschlagenen Weg 
konsequent fortzusetzen: 
"Wir werden ohne nachzulassen fOr d ie Befreiung Angolas 
kämpfen, fO r die Beseit igung der Hinterlassenschaft des Kolo­
nialismus. Wir, das gesamte Volk, werden von unserem Hei­
matboden die Feinde verjagen, die uns nach wie vor nicht für 
unOberwindlich halten. 
Wir werden die Prinzipien respektieren und weiterhin anwen­
den, die Du uns als Vermächtnis hinterlassen hast und die be­
reits mit deutlicher Prägung die neue Gesellschaft bezeichnen, 
die wir aufbauen wollen. 
Wir werden, Genosse Präsident, den Partei- und Staatsapparat 
mit mehr und mehr Blut der Arbei ter und Bauern auffüllen. 
Wir werden die Volksmacht errichten und die Volksversamm­
lung bilden - deren GrOndung Dei ne Hauptsorge vor Deinem 
Tod war. 
Wir werden bescheiden, maßvoll und kühn sein, um dem einfa­
chen Grundsatz Gestalt zu geben, den Du formuliert hast, und 
nach welchem die dringendste Aufgabe die iSI, die Probleme des 
Volkes zu lösen"6. 

Anmerkungen: 
I) Zitiert nach: Neues Deutschland. Berlin, 13.9. 1979 
2) Guardian Weekly, London, 30. 9. 1979 
3) Siehe Orientierungen des t. Kongresses der MPLA ~om De~embcr 

1977 in: AtB, Nr. 211918, S. 22-25 
4) Die Neue, Westberlin. t9. 9. 1979 
S) Zitiert nach: New African. London. Okto~r 1979, S. 92 
6) Zitiert nach: Afrique·Asie. Paris. t. 10. 1979, S. 36 

r--Kommunique des Politbüros der MPLA-Partei der Arbeit----, 
Kampfer der MPLA - Partei der Arbeit, Genossen und Landsleute: 
Das Poli tbll ro des Zentralkomitees der MPLA _ Partei der Arbeit 
hat die schmerzliche und schwere Pflicht. den Tod unseres geliebten 
Präsidenten, Dr. Agostinho Neto. mitzuteilen. Sein Tod trat ein in 
Moskau um etwa 16.40 Uhr am 10. September 1979 nach einer sehr 
schweren Krankheit und trotz einer Operation, die in dem verzwei fel­
ten Bemühen durchgeführt wurde, sein Leben zu retten. 
ErschOuernde Ohnmacht und Trauer sind die heftigsten Gefllhle. die 
uns zu diesem tragischen Zei tpunkt bewegen. Das herausragende 
Vorbild, das unser Fllhrer abgegeben hat und immer sein wird. ver­
pflichtet einen jeden \'on uns dazu, besonnen und fest zu handeln, so 
wie er es stets getan hat. 
Das Leben und d~r Kampf des Genossen Dr. Agostinho Neto sind für 
unser Land von historischer Bedeutung. Er war die Verkörperung d~r 
höchsten, reinsten revolutionären Tugenden. Er war ein wahrer 
Kämpfer, ein tntellektueller, ein universaler Poct und ein zutiefsl hu­
maner Arzt. Er war ein freundliches Staatsoberhaupt, ein weiser Füh­
rer, ein Kamerad zu jeder Zeit und ein unermüdlicher Diener seines 
Volkes. Sein unsterblicher Name und die ewige Erinnerung an ihn 
\\'erden uns eine unerschOpniche Quelle der Ermutigung sein, wäh­
rend wir entschlossen den Kampf für den Triumph seiner Lehren, fII r 
die Sache des Sozialismus, für die Stärkung der Volksmacht, fllr die 
Stärke und Einheit der Partei sowie für die nationale Einheit unseres 
Landes führen. 
Die Erinnerung an den Genossen Präs identen Dr. Agostinho Neto ge-

hört heute allen Menschen der Welt, die sich im Kampf fIIr die Eman­
zipation und die Identität der Menschheit befinden. Jeder Arbeiter, 
Bauer, Ausgebeutete, jeder internationalistische Kampfer und jeder 
marxistisch·leninist ische Denker wird in ihm ein Symbol fü r den 
Kampf selbst finden - einen Kampf, der keine Begren~ungen kennt. 
Er war eine herausragende Figur unter den grOßten Führern unserer 
Zeit. Der Genosse Präsident Agostinho Neto war der Architekt der 
angolanischen Revolution innerhalb des siegreichen Kampfes der ge~ 
samten Menschheit. 
Volk von Angola. Kämpfer der MPLA - Partei der Arbeit. Waffen~ 
brüder im Namen des ruhmreichen Banners, unter welchem unscr ge· 
liebter Genosse Präsident uns vorwärtszuschreiten hieß, laßt uns die 
Reihen schließen um das Zemralkomitcc der MPLA - Partei der Ar­
beit. Laßt uns alle die bekämpfen. die sich der Durchsetzung seiner 
Lehren und Grundsatze entgegenstellen mOchten. Laßt uns mit ge­
ballten Fäusten fest die unerschOtterliche Entscheidung aufrecht er­
halten, ein sozialistisches Heimatland zu errichten und Glück fOr das 
angolanische Vol k zu bewirken. 
Unsterblicher Ruhm dem großen Führer der angolanischen Revolu­
tion und Begrllnder der Nation und der MPLA - Panei der Arbeit. 
Der Kampf geht "'eiter; der Sieg ist sicher. 
Das Politbüro der MP LA· Partei der Arbeit, Luanda. 11 . September 
1979. 

(Quelle: Facts and Rcpom. Amsterdam. 28. 9. 1979) 
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Südafrika 
John Gaetsewe 

Rassistischer Perfektionismus 
der Wiehan-Kommission 

Südajrikas Arbeilsgesetze bilden insgesamt ein kompliziertes 
System, das die reibungslose Ausbeutung und Entrechtung der 
nich/weißen Arbeilermassen absichern soll. Zugleich dien! es 
der A ujrechterha/tung einer Reihe von Privilegien der weißen 
Arbeiterklasse SOda/rikus. KernslOcke dieser Polilik sind die 
Reserviernng bestimmter Bernje und (faktisch aller) h6heren 
Stellungen jür die Weißen (job reservation) sowie die Voren t­
hal/ung der Tarifautonomie JtJr afrikanische Gewerkschajlen, 
die in ihrer Mehrzahl nicht registriert sind. Schließlich sind afri­
kanischen Arbeilern Streiks bei hohen Strafen verboten. 
Die im Frühjahr 1979 veröffentlichten Berichte und Empfeh­
lungen zweier regierungsamllicher, nach ihren Vorsitzenden 
Wiehahn und Rieker benannter Kommissionen verjolgen die 
Absicht, dieses System zu ejjektieren und perjektionieren. Dies 
belegt die detaillierte Slellungnahme des Genera/sekretars des 
südajrikanischen progresSiven Gewerkschajlsverbandes SA C­
TU, John Gaetsewe, zu den AU.ßagen der beiden Kommi.ßio­
nen vor der Internalionalen Arbeitsorganisalion (lLO) in Genj. 
In einem in AlB Nr. 7-811979 verojjenllichten Interview wor 
bereits der Organisalion.ßekrellJr des SACTU, Eli Weinberg, 
auf einige Aspekte dieser Vorschläge eingegangen. 

( ... ) Wir möchten uns hier mit den Manövern des rassistischen 
Südafrika beschä.ftigen, in der internationalen Gemei nschaft 
durch die Bildung der Wiehahn-Kommission Verwirrung zu 
stiften. Bei der BeuachlUng ihres Berichts müssen wir die Er­
gebnisse und Empfehlungen der Kommission in einen größeren 
Zusammenhang stellen: in den des unbarmherzigen Systems der 
Ausbeutung, nationalen Unterdrückung und aggressiven Dis­
kriminierung des Landes, seiner neofaschistischen Praktiken, 
seines Zwangsapparats, seines Polizeistaates, seiner unverhüll· 
ten Verachtung internationaler Konventionen und krassen Ver­
lelzungen der Menschenrechte. 
Nur indem wir eine umfassende Perspektive entwickeln, kön­
nen wir erfolgreich die Interessen identifizieren, denen die 
Kommission im Gegensatz zu den Interessen der Arbeiter dient. 

Ein Schrill in die richtige Richtung? 

Der SUdafrikanische Gewerkschaftskongreß (SACfU) gibt 
hiermit der Warnung Ausdruck, daß die Wiehahn-Kommis­
sion die Grundlagen der Apartheid nicht ändern , sondern viel­
mehr dazu dienen wird, die Kontrolle von Unternehm('rn und 
Regierung Uber die Gewerkschaftsbewegung zu verstärken. Wir 
müssen uns davor hüten, die Wiehahn-Kommission und das 
Weißbuch der Regierung isoliert von der Struktur und Ge­
schichte der nationalen Unterdrllckung und der Apartheid in 
Südafrika zu diskutieren. Die Wiehahn-Kommission als einen 
"Schrill in die richtige Richtung" zu akzeptieren, heißt nichts 
anderes, als die Grundsätze der Apartheid zu akzeptieren: 
• Das landgesetz von 1913, das 87 070 SUdafrikas für die weiße 

Minderheit reserviert und die schwarze Mehrheit auf 13 Ofn 
der unfruchtbarsten Gebiete des landes zusammenzwingt. 

• Die verhaßten Paßgeselze, welche die Freizügigkeit ein­
schränken und darüber hinaus die Bewegung des afrikani-
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sehen Volkes mit dem Ziel kontrollieren, für die Unterneh­
mer Profite zu maximieren. 

• Das System der Wanderarbeit, welches das afrikanische Fa­
miliensystem zerstört. 

• Das Bantustan-Programm, welches das afrikanische Volk 
seines gemeinsames Geburtsrechts beraubt, um Einheit im 
Kampf gegen die nationale und die Klassenunterdrllckung 
zu unterbinden. 

Kurz, die Wiehahn-Kommission und das Weißbuch der Regie­
rung basieren auf dem gesamten Apartheidsystem. Wie die Fi­
nandal T imes sagte, sie dienen lediglich dazu, die, ,Apartheid 
effizienter zu machen". 
Wir müssen danach fragen, warum diese Kommission gebildet 
wurde. Für das korrekle Verständnis dieser Frage ist die Ge­
schichte der Arbeiterkämpfe in Südafrika unerläßlich: 
• Das Arbeitsschlichtungsgesetz von 1924 (Industrial Cond­

lialion Act) war eine Antwort auf den Streik der weißen Ber­
garbeiter 1922. Dieser Streik war zum Nachteil der schwar­
zen Bergarbeiter. Die herrschende Klasse jener Zeit intensi­
vierte nach dem Streik die Kontrolle Uber die in bestimmten 
Berufen tätigen schwarzen Arbeiter. 

• In ähnlicher Weise veranlaßte der Streik der afrikanischen 



Bergarbeiter 1946 die damalige Regierung, in den späten 
40er Jahren eine Untersuchung über die Arbeilsgesetzge­
bung durchzufü hren. Darauf folgte das Gesetz über Einge­
borenenarbeit von 1953 - sowie viele andere, die brutal ein­
gesetzt wurden, die unabhängigen Gewerkschaften zu unter­
drücken und zu untenninieren und den Schwar:zen das 
Recht auf Streik zu verweigern. Später kam das ergänzte Ar­
beitsschlichtungsgesetz von 1956, das die rassische Tren­
nung registrierter Gewerkschaften verlangte und die gesetzli­
che Wiedereinführung der gesetzlichen Arbeitsplatzreservie­
rung auf der Grundlage der Rasse wiedercinführtc. 

• In weniger als fünf Jahren hat das südafrikanische Regime 
drei Kommissionen damit beauftragt, die Arbeitsgesetze zu 
überprüfen, und keine von ihnen hat irgendeinen Wandel in 
der Struktur des Apartheid-Systems vorgeschlagen. Das in­
terministerielle Komitee zur Untersuchung von Unruhen im 
Bergbau von 1975, räumte in seinem abschließenden Bericht 
sogar ein, "das Wanderarbeitssystem (sei) die Wurzel der 
Erhebungen in den Bergwerken". 

Die Wiehahn-Kommission und die Riekert-Kommission sind 
gleichfalls unmittelbare Antworten auf die Streikwelle, die Süd­
afrika 1973 traf und auf die Massenerhebungen, die 1976 in So­
welO begannen. 

Wiehans Antwort auf die Massenbewegung 

Die Kommission setzte sich aus elf weißen und lediglich drei 
schwarzen Mitgliedern zusammen, von denen jedes eine geson­
derte ethnische Gruppe vertrat. Mit anderen Worten, ein Afri­
kaner vertrat 18 Mio Afrikaner, ein Inder 750000 Inder und ein 
Farbiger 2,5 Mio Farbige. Und wichtiger noch: Wo blieben die 
schwarzen Arbeiter und ihre gewählten Repräsentanten? Nie­
mand war da, die arbeitenden Massen zu repräsentieren, die 
stimmrechtslose, zum Schweigen gebrachte Mehrheit. 
So wurde diese Kommission vom Apartheid-Regime gebildet, 
mit seinen eigenen Anhängern ausstaffiert, um sich mit seiner 
Krise zu beschäftigen und Lösungen für Probleme zu empfeh­
len, bei denen die schwarzen Arbeiter nichts zu sagen haben. 
Mit diesem notwendigen Hintergrund wollen wir uns den einzel­
nen Empfehlungen der Wiehahn-Kommission zuwenden. Der 
Südafrikanische Gewerkschaftskongreß (SACTU) stellt fest, 
daß der Hauptzweck der Wiehahn-Kommission darin besteht, 
neue Mechanismen zur Kontrolle der schwarzen Arbeiter zur 
Verfügung zu stellen und zielbewußt die unabhängigen schwar­
zen Gewerkschaften zu zerstören, die in den letzten Jahren ent­
standen sind. 

1. Afrikanische Gcwerkschaften erhalten "registrierten Status". 

Obwohl dies als ein aus jahrzehntelangem Kampf für dieses 
Recht resultierender positiver Schritt erscheinen mag, zeigt eine 
sorgfältige Überprüfung das Gegenteil. Den Empfehlungen zu­
folge werden nur registrierte Gewerkschaftcn die Erlaubnis ha­
ben, Vereinbarungen mit den Unternehmern zu treffen bzw. ih­
re Beiträge automatisch abgeführt bekommen. Die ausschließli­
che Entscheidung darüber, ob eine Gewerkschaft zur Registrie­
rung zugelassen wird oder nicht, liegt beim Beauftragten fü r 
Registrierung (Industrial Regist rar) und damit seinen Kriterien 
von "Stabilität" und "Geeignetheit" . Das ist die Methode der 
Regierung sicherzustellen, daß es keine Politik in der Gewerk­
schaftsbewegung gibt, d. h. Akzeptierung des Status quo der 
Apartheid. 
Dieses gesamte System der staatlich kontrollierten Registrierung 
der Gewerkschaften untergräbt die Unabhängigkeit derjenigen 
Gewerkschaften, die sich ihr unterwerfen und schwächt die kol­
lektive Macht der Arbeiter. Die Auswirkungen gehen indessen 
noch weiter. Das Weißbuch der Regierung hat darüber hinaus 
diese Empfehlung dahingehend eingeschränkt, daß Wanderar­
beiter von der Mitgliedschaft in registrierten Gewerkschaften 
ausgeschlossen sein sollen. Nur die Afrikaner, die das Recht be-

sitzen, in den städtischen Gebieten zu leben und zu arbeiten, 
sind danach zur Mitgliedschaft zugelassen. 
Die Wanderarbeiter stellen nicht nur einen großen Teil der Mit­
gliedschaft der gegenwärtig nicht registrierten Gewerkschaften; 
sie gehören vielfach zu den aktivsten Mitgliedern. Eine Gewerk­
schaft gibt an, daß ihre Mitgliedschaft von 10000 au f 2000 re­
duziert würde, sollten diese Bedingungen angenommen werden. 
Wir kommen daher zu dem Schluß, daß die " Registrierung" 
unter diesen Bedingungen ein Betrug ist, der dazu dient, die 
Kraft und Einheit der zur Zeit nicht registrierten afrikanischen 
Gewerkschaften zu verkrüppeln und zu zerschlagen. Der SAC­
TU hat stets gefordert, daß die Anerkennung durch den Kampf 
und die Kraft der Arbeiter gegenüber den Ausbeutern zustande 

Diese Kinder 
brauchen eine Schule 

Helfen Sie beim Bau einer Schule für südafrikanische 
Flüchtlingskinder in Morogoro (Tanzania) 

Pro;ekt des Afrlcan N.uon.I Congte$S (ANC) 
der ~lIbe-sJung Si.idaMka 

kommen muß, sie darf niemals eine Konzession sein, die von 
den Unterdrückern selbst gewährt wird. Legalität darf nicht mit 
Emanzipation verwechselt werden. 

2. Empfehlung der Abschaffung der gesetzlichen Arbeitsplatz­
reservierung, ausgenommen fünf Sonderfälle. 

Auch in diesem Falle scheint es so, als habe der Kampf gegen 
die gesetzliche Rassenschrank e, namentlich seit Annahme des 
Arbeitsschlichtungsgesetzes von 1956, mit dieser Empfehlung 
Erfolg gehabt. Aber auch hier sehen wir, daß dies nicht der Fall 
ist. 
Das Gesetz über Bergbau und Arbeit (Mines and Works Act) 
sowie das Gesetz über schwarze Bauarbeiter (Black Building 
Workers Act), zwei selbständige Gesetze, die ebenfa lls die Ar­
beitsplatzreservierung regeln, werden von der Kommission 
nicht berückSichtigt und werden infolgedessen in Kraft bleiben. 
Überdies betriff! der Abschnitt des Arbeitsschlichtungsgesetzes, 
der beseit igt wird, lediglich I 070 der Berufsgruppen. Folglich be­
steht keinerlei ernsthafte Gefahr für den Bestand der Rassen­
schranken, die das Arbeitsleben der schwarzen Arbeiter beherr­
schen. Der Hauptanteil der in Kraft befindlichen Klauseln über 
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Die 12 von Pietennaritzburg - von der TOdesstrafe bedroht-----, 
Zum wiederholten Male stehen in SOdafrika jetzt ANC-Guerilla­
K!lmpfer vor Gericht. In' Pietermaritzburg sind 12 Freiheitskämpfer 
des Hoo:hverrats angeklagt. Es ist in diesem Fall aber das erste Mal 
seit dem berühmten Hochvcrratsprozcß in den Jahren 1956 bis 1961, 
daß das Rassistenregime versucht. seine Gegner unter die Hochver­
ralsanklage zu stellen. Damals prozessierte das Regime erfolglos ge­
gen JS6 Fllhrer des Afrikanischen Nationalkongresses (ANC). Jeul 
hol! es zu einem neuen Sl.:hlag gegen die Befreiungsbewegung aus. 
Der PrOJ:cß gegen die 12 von Piclermaritzburg begann am 4. Septem­
ber d. J. In der Anklageschrift werden sie beschuldigt, an einer ,. Ver­
schwOmng zum StUTZ der südafrikanischen Regierung" teilgenom­
men zu habell. Alle sind allgeklagt. Mitglieder des ANC und sei lies 
militärischen FHlgeis Umkhonto We Sizwe (Speer der Nation) tu sein. 
Zwei von ihnen, John Sekete (24) und Tlasitsage Molefe (23). waren 
all den Aktionen des Umkhonto im August und Oktober letzteIl Jah­
res in Bophuthatswanaland beteiligt. als sich die Befreiungskämpfer 
des ANC zum ersten Mal mit der Rassistenarmee und ihren 
Bantustar.- Hilfstruppcn aus Bophuthatswanaland offene Gefechte 
lieferten. Weiteren Angeklagten wird die Einrichtung von Waffenla­
gern in der Nähe der Grenze tu M~ ambique zum Vorwurf ge­
macht. Insgesamt beinhaltet die Anklageschrift des Apartheidstaates 
43 Punkte des Verstoßes gegen das berüchtigte Terrorismusgesetz. 

Muslerprozeß gegen den Guerillakampf 

Der Prozeß von Pietermaritzburg wird vom Regime als Musterprozeß 
gegen den bewaffneten Befreiungskampf geführt. Mit der erstmalig 
wieder erhobenen Anklage des Hoo:;hverrats ist nichts anderes be· 
zweckt als den Weg zur Verhängullg schärferer Strafen gegen 
Guerilla-Kämpfer generell tu öffnen. Damit sind nach der wider­
rechtlichen Hinrichtung des 22jährigen Solomon Mahlangu am 6. 4. 
[979 weitere zwölf ANC-Kämpfer von der Todesstrafe bedroht. 
Das Regime weiß sehr genau. daß der ANC und sein in jOngster Zeit 
intensivierter bewaffneter Befreiungskampf in der Perspektive die 
ernsteste Bedrohung des Apartheidsystems darstellen, und hat dies 
mehrfach zugegeben. Der ANC ist die einzige Organisation ill Süd­
afrika, die sich in den letzten 2- 3 Jahren als fähig erwiesen hat. den 
brutalen Terror des Apartheidstaats mit bewaffneter Gegengewalt tu 

beantworten. Zu seinen vielleicht spektakulärsten Aktionen aus der 
letzlen Zeit gehört der Angriff bewaffneter ANC-Gueril1eros im Mai 
1979 auf die Polizeistation von Soweto. In der sUdafrikanischen Öf­
fent lichkeil ist dies wohl zu Recht als Antwort auf die Ermordung 
Mahlangus aufgefaßt worden. 
Die 12 von Pietermaritzburg haben es nach wenigen Verhandlungsta­
gen abgelehnt. an dem von PrelOria intendierten Schauprozcß .... ·eiter­
hin teilzunehmell . In einer mutigen Anklage gegen die Apartheidju­
stiz haben sie erklärt, daß sie es akzeptieren . des" Verbrechens" an­
geklaglzu sein ... den Sturz der südafrikanischen Regierung mit allen 
Milleln einschließlich von Gewalt "ersucht zu haben". Sie betrachten 
das Gericht als Tdl des rassistischen Regierullgsapparats. Nach ihrer 
Erklarung ließen sie sich unter Freiheitsgesängen und ANC­
Sprechchören abführen. 
In einem Aktionsaufruf an die internationale Gemeinschaft, die na­
tionalen Solidaritätskomitees und Anti-Apartheid-Be",egungen haI 
der ANC intwischcn festgestellt: " Das Tribunal spiegelt stärker denn 

Arbeitsplatzreservierung ist in A bmachungen zwischen Arbeit­
gebern und den registrierten Gewerkschaften festgelegt. Wir 
stellen hierzu fest, daß die bestehenden registrierten Gewerk­
schaften ihr Vetore<:ht bezüglich einer Veränderung der Berufs­
gruppierung nach der Hautfarbe, die gegenwärtig in Kraft ist, 
behahen werden, 
Der SACT U gibt zu bedenken, daß das Ergebnis dieser Emp­
fehlungen, sollten sie Gesetz werden, anstatt die Rassenschran­
ken zu beseiligen darin bestehen wird, die Ausbeutungsrate der 
afrikanischen Arbeitskraft und damit die Profite der Kapitali­
sten zu erhöhen, 

3_ Empfehlungen bezüglich der ErStellung von Ausbildungs­
plänen und Lehrlingsprogrammen für städtische afrikani­
sche Arbeiter in den Städten. 

Steht dahinter nicht die Absicht, innerhalb der gesamten 
schwarzen A rbeitsbevölkerung eine Spaltung herbeizuflihren, 
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je das Ansehen und die Kraft des ANC und seines militärischen Flü­
gels Umkhonto We Siz"'c wider. Es zeigt auch. daß unser Kampf fOr 
die Volksrnacht in jedem Teil unseres Landes entbrenm und ein neu­
es. höheres Stadium der Intensität erreicht. Laßt uns darüber im kla­
ren sein - es ist das Apartheidregime, daß schwere Verr3tshandlun­
gen gegen jegliche Menschlichkeit begangen hat." 
In dem ANC-Aufruf wird da7.l.l aufgefordert, zu verlangen, daß ge­
fangene Freiheitskämpfer nach dem KriegsgefangenenstatuS behan­
delt ",erden. Protestbriefe sollten an Premiermillister Botha. Unions 
Buildings, PrelOria/ Südafrika. gerichtet werden. Auch die Bundesre­
gierung ist aufgefordert, zugunsten der 12 Angeklagten zu intervenie· 
ren. Sie gerade hälle es nötig, aus dem Fall Mahlangu Konsequenzen 
zu ziehen: Hier halle sie sich nach allzulangem Sträuben erst in der 
Nacht vor dem Hinrichtungsmorgen zum Protest durchgerungen -
zu spjt, um glaubhaft zu wirken. 

indem man die Entwicklung einer polilisch fügsamen Schicht 
der unterdrückten Gemeinschaft förden, eine schwarze Mittel­
schicht, die sich eher mit dem rassistischen Regime identizifie­
ren wird als mit dem Kampf für die Befreiu ng von der gesamten 
A pa rt heidst ru k tu r? 

4. Rassisches ,Closed-Shop'-System 

Die Wiehahn-Kommission weigert sich, die Aufhebung der 
Closed-Shop-Praktiken I zu empfehlen oder ihre Änderung, um 
damit ihren Mißbrauch zum Zweck der Rassendiskriminierung 
zu unterbinden. Wie selbst ein Kommissionsmitglied argumen­
tierte: "Es ist unannehmbar, einerseits d ie Abschaffung der Ar­
beitsplatzrescrvierung zu empfehlen, und andererseits, daß ihre 
verbreitetste Form verewigt und gesetzllich sanktioniert werden 
soll", Das Closcd-Shop-System ist ein Mittel, q ualifizierte Aus­
bildung zu beschränken in einer Zeit, in welcher extremer Be­
darf daran beSieht und den Zugang zu qualifizierten Berufen zu 



begrenzen. Dieses. Eingeständnis von fOnf Mitgliedern der 
Kommission läßt keinen Zweifel offen hinsichtlich der Doppel­
züngigkeit, die in der Behauptung liegt, die Wiehahn­
Kommission habe die Regierung aufgefordert , die gesetzliche 
Diskriminierung bei der Zuteilung von Arbeit zu beenden. 
Mit oder ohne Streikrecht, mit oder ohne Recht auf RegiStrie­
rung werden die schwarzen Arbeiter fonfahren, sich zu orga~i­
sieren und wirtschaftliche und politische Rechte zu fordern. Ge­
rade aufgrund der fortgesetzten Militanz der schwarzen Arbei· 
ter, die sich in den jüngsten Streikaktionen zeigte, sah sich die 
Regierung vor die Notwendigkeit gestellt, neue und effektivere 
Kontrollmechanismen zu entwickeln. 
Jüngst kam ein weiterer Bericht heraus, der perfekt den Zielset­
zungen der Wiehahn-Kommission entspricht, die Freiheit der 
schwarzen Arbeiter an ihren Arbeitsplätzen zu kontrollieren 
und einzuschränken. Der Riekert- Bericht legt die Linien für 
Empfehlungen fest, verschärfte Kontrollen über das Wohnrecht 
schwarzer Arbeiter auszuüben, d. h., für ein verfeinertes Zu­
zugskontrollsystem. 
Wir dürfen uns nicht der Auffassung hingehen, daß die in den 
Berichten Wiehahn und Riekerts gemachten Empfehlungen le­
diglich kosmetische Veränderungen darstellen, um ausländi­
schem Druck zu begegnen. Im Gegenteil - beide sind eindeutig 
Bestandteile einer neuen zusammenhängenden Strategie stärke­
rer Kontrolle des Lehens des unterdrückten Volkes von Südafri­
k,. 
Im Ke.rn schlagen die Riekert-Empfehlungen die Verschärfung 
der Kontrollvorschriften über Zuwanderung vor, was die Bil­
dung einer privilegierten Gruppe schwarzer Bewohner zur Folge 
haben wird, der neuen Mitte1schichtelemente, die Regierung 
und Kapital als Verbündete ansehen werden. 
Früher durfte sich aufgrund der Abschnitte 10 (a) und (b) des 
Gesetzes über die Stadtgebiete (Urban Areas Act) kein Schwar· 
zer länger als 72 Stunden auf einmal in einem städtischen Gebiet 
aufltalten, wenn er/sie nicht bestimmte Voraussetzungen erfüll· 
te. Die vorgeschlagene Änderung würde es jeder schwarzen Per­
son verbieten, auch nur irgendwe1che Zeit in einem städtischen 
schwarzen Wohngebiet zu verbringen, sofern er/sie nicht so­
wohl einen Arbeitsplatz wie auch eine sog. "anerkannte Unter­
bringung" besitzt. 

"Mehr als lediglich Kosmelik" 

Was aber geschieht mit jenen, die damit ausgeschlossen sind? 
Am härtesten werden diejenigen ohne diese Rechte gelfoffen 
werden: zunächst die illegal in sog. "weißen" Gebieten Woh­
nenden; schließlich die abgeschObenen Menschen in den Bantu· 
stans. Erstere werden schlicht ihre Arbeit verlieren (da die Ar­
beitgeber unter dem neuen System hohe Strafen zu geWärtigen 
hahen, wenn sie sie beschäftigen) und werden ihrerseits der 
Zwangsumsiedlung in die Bantustans unterliegen, wo sie zu den 
Hunderttausenden Arbeitsloser und Heimatloser kommen wer­
den. 
Der Kampf der Leute in Crossroads l hat gezeigt, daß das Volk 
weiterhin gegen alle Versuche kämpfen wird, sein Recht dort zu 
leben und zu arbeiten, wo es möchte, zu beseitigen. Es wird wei­
terhin den Versuchen der Regierung widerstehen, die Menschen 
aus den städtischen Gebieten in die überfOllten und elenden 
Bantustans zu zwingen. 
Es ist wichtig festzuhalten, daß die Ziele der Wiehahn· und 
Riehert-Kommission nicht allein darin bestehen, die Kontrolle 
über die schwarzen Arbeiter zu verstärken, sondern gleichzeitig 
in die Intensivierung der Bantustan·Politik . Das große Ziel der 
Regierung ist es, an der Unterdrückung der Schwarzen festzu· 
halten und sie zu verstärken und die Anerkennung der Bantu­
stans als pseudounabhängige Staaten zu forcieren. 
Der SACTU ruft unsere Brüder und Schwestern in der interna­
tionalen Arbeiterbewegung auf, ihre Solidaritätsaktionen zur 
Unterstützung des Kampfes des Volkes von Südafrika für die 
die Beendigung rassistischer Unterdrückung und Ausbeutung 

zu verstärken. 
Der SACTU fordert: 
• Beendigung aller Auslandsinvestitionen in Südafrika; 
• Beendigung jeglichen Handels mit Südafrika; 
• Stopp aller ausländischen Kredite an das südafrikanische 

Regime und an in Südafrika tätige Firmen; 
• vol1ständige Isolierung Südafrikas auf allen Gebieten _ kul­

turell, politisch, wirlschaftlich, diplomatisch und militä­
risch; 

• vollständiges Waffenembargo gegen SUdafrika; 
• Stopp der Auswanderung, von Facharbeitern nach Südafri­

ka; 
• Beendigung der Förderung von Geschäften mit SOdafrika 

und der Werbung für südafrikanische Produkte, Dienstlei­
stungen und Arbeitsplätze; 

• Keine Zusammenarbeit mit Sprechern des Apartheid­
Regimes, etwa mit Professor Wiehahn und Mitgliedern sei­
ner Kommission, die versuchen, Teile der imernationalen 
Arbeiterbewegung mit Behauptungen zu täuschen, daß sich 
die Bedingungen für die schwarzen Arbeiter in Südafrika 
verbesserten. 

(Quelle: Workers' Unity, Organ of the SACTU, London, NT. 
l5/ Juli 1979) 

Anmerkungen der Redaktion: 
I) Closed·Shop-System: eine von der brit ischen Gewerkschaftsbewt­

gung ilbernommene Praxis, nach der in einen Betrieb nur eingestellt 
wird, wer auch Mitgtied der zuständigen Gewerlr.schaft{en) ist. 
Hier: Mil,ktied einer registrierten, d. h. in der Regel weißen Gewerk· 
schaft. 

2) Eine fUr illegal erkläTlc Siedlung von etwa 20000 Schwarzen am 
Stadtrand von Kapstadl, die von den sUdafrikanischen Behörden 
mit brutaler Gewalt aufgdösl wurde. 
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BHO - Neokolonialismus 

Horst-Eckart Gross CDU -Gewerkschafts­
infihration in Ekuador 

In unSeN'f Serie BRD-Neokoloniu/ismus, erlJ/fnet in AlB, Nr. 
7-8/ /978, lag bislang der Schwerpunkt auf der Durchleuch­
tung der Politik von Bundesregierung und wes/deutschen Kon­
zernen. Aber auch die parlamentarische OpPOSition - also die 
CDUICSU - spiel' einen wichtigen Part im Gesamlsystem der 
bundesdeulschen Beziehungen zur Drillen Weft. Das von stoa/­
lieher Seite massiv bezuschußle System der parteipofitischen 
Stiftungen gibl den Opposilionsparleien Instrumente in die 
Hand, die eigensl(lndige Aktivililten im Aus/and ermIJglichen, 
Dos macht unser Beitrag von H. E. Cross, Vorsitzender der 
Freundscha/Isgesellschajl BRD-Kuba. deullich. An Hand des 
Wirkens der Konrad-Adenauer-Slijtung der CDU in Ekuador 
~eigt der Autor wie weil die die Unionsparteien tragenden Kraj­
te ~u gehen bereit sind, wenn eine erstarkende, klassenbewußte 
und einheitliche Gewerkschaftsbewegung die In teressen des Ka­
pitals ernstlich ~u bedrohen beginnt. 

Seit lä ngerer Zeit versucht die BRD, einen größeren Einfluß auf 
die polit ische Entwick lung Lateinamerikas zu gewinnen. Dabei 
geht es um die Sicherung von Rohstoffen und Märkten, zuneh­
mend aber auch um Investitonen und Verschaffung von Wett­
bcwerbsvorteilen gegenüber US-Konzernen. Bekanntes Beispiel 
dafür ist das "Atom·Geschaft" mit Brasilien. 
Um die mOglichst ungehinderte Tatigkeit der BRD-Konzerne zu 
sichern, wurde ein ansehnliches Instrumentarium neokoloniali­
stischer Polilik entwickelt, mit dem insbesondere der ideologi­
sche Klassenkampf intensiviert wurde. Die Notwendigkeit da· 
flIr ergab sich nicht zuletzt aus der Ausstrahlungskraft der ku-
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banischen Revolution, die immer deutlicher und konkreter 
zeigt, daß der Sozialismus ein Ausweg aus Unterentwicklung, 
Hunger, Elend und AusbeulUng ist. 
Im Rahmen der Systemauseinandersetzung ist eine interessante 
Arbeitsteilung zwischen den USA und der BRD zu beobachten. 
Denn immer noch verfügt der US-Imperialismus auch im ideo­
logischen Bereich über einen gewichtigen Einfluß: 60% aller 
Fernsehsendungen, die in Lateinamerika ausgestrahlt werden, 
sind importiert, und zwar zu SO'1o aus den USA; AP und UPI 
liefern SO'7. aller internationalen Nachrichten, die in den Zei­
tungen Lateinamerikas veröffentl icht werden. I 
Andererseits ist bei den Kräften, die sich mit Unterentwick lung, 
Hunger und Ausbeutung nicht abfinden, die also politische L0-
sungen zur überwindung der Unterentwicklung suchen, der 
US- Imperialismus völlig disk reditiert, und insbesondere in der 
Arbeiterbewegung ist der Yankee verhaßt. Sozialdemokratische 
Politik hat hier ei ne größere Ausstrahlungskraft , und es ist be­
kannt, daß die Sozialistische Internationale, insbesondere über 
die SP D-gesteuene Friedrich-Ebert-Stiflung, nicht ohne Erfolg 
ihren Einfluß in Lateinamerika ausgedehnt haL l 
Weniger bekannt sind die BemUhungen der konservativen bis 
reaktionären Kräfte, die in den christlich-demokratischen Par­
teien Westeuropas organisiert sind, auch in Lateinamerika Ein­
fluß zu gewinnen. Dabei wurden durchaus Erfolge erzielt, und 
mit den Wahlerfolgen von Campins in Venezuela und 
Roldos/ Huerta in Ekuador hoffen sie, einen christlich­
demokratischen Block gegen den Einfluß der Sozialistischen In­
ternationale geschaffe n zu haben . 
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Auf diesem Hintergrund sind die Bestrebungen der CDU­
kontrollierten Konrad-Adenauer-Stiftung zu verstehen, die seit 
einiger Zeit versucht, Einfluß in der Arbeiterbewegung Latein­
amerikas zu gewinnen. Sie wirkt dabei hauptsächlich in und 
über die Lateinamerikanische Arbeiterzentrale (CLAn, den 
Zusammenschluß von christ lichen Gewerkschaften aus 29 Län­
dern Lateinamerikas. Am konkreten Beispiel Ekuador sollen 
Ziel und Vorgehensweise der Konrad-Adenauer-Stiftung aufge­
zeigt werden. 
Die christliche Gewerkschaftsbewegung hat in Ekuador eine 
lange Tradition. Ihre ersten Vereinigungen wurden in den 20er 
Jahren dieses Jahrhunderts gegründet, besaßen ursprünglich 
aber nur lokale oder regionale Bedeutung. Erst 1938 wurde ein 
nationaler Dachverband gegründet, die Ekuadorianische Ka· 
tholische Arbeiterkonföderation (CEDOC). Diese Gewerk· 
schaften wurden kontrolliert von Kräften, die dem hohen Kle­
rus der in der Konservativen Partei vertretenen Bourgeoisie na­
hestanden. Erklärtes Ziel war es, den "sozialen Frieden" mit­
tels eines "Gleichgewichtes von Kapital und Arbeit" zu errei­
chen. 

Traditionen der Arbeiterbewegung Ekuadors 

Diese christliche, ja damals noch ausdrücklich als katholisch 
firmierende Arbeiterbewegung war einen Antwort auf die Ge­
werkschaftsbewegung, in der die Mitglieder der sozialistischen 
und kommunistischen Partei mitwirkten, und die einen klassen­
bewußten Standpunkt vertrat. Diese Kräfte gründeten 1944 ih­
ren nationalen Dachverband Arbeiterföderation von Ekuador 
(CTE). 
Durch ihr kompromißloses Eintreten für die Rechte der Arbei­
terklasse errang die CTE sch nell Ansehen und Stärke: 1959 
zählle sie 90000 Mitglieder in insgesamt 600 EinzeIgewerkschaf­
ten, während die CEDOC zum gleichen Zeitpunkt 50000 Mit­
glieder angab. J Bereits damals war die CTE am stärksten im In­
dustrieproletariat verankert, während die CEDOC den Großteil 
ihrer Anhänger unter den Landarbeitern zählte. 
Zu Beginn der 60er Jahre verstärkte der US-Imperialismus die 
Infi ltration der Arbeiterbewegung, auch in Ekuador. Mit anti­
kommunistischer Hetze, Agenten und viel Geld gelang es, eini-
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ge CfE-Gewerkschaften zu spalten. Unter direkter Anleitung 
der US-Gewerkschaftszentrale AFL/CIO und des CIA wurde 
1962 der Spalter-Dachverbach Ekuadorianische Konföderation 
der Freien Gewerkschaftsorganisationen (CEOSL) gegründet. 
Die Arbeiterbewegung der 60er Jahre war also gekennzeichnet 
durch Zersplitterung, und somit verfügte sie weder über polit i­
schen Spielraum, noch konnten die Interessen der Werktätigen 
wirksam vertreten werden. Im Rahmen der in den 60er Jahren 
einsetzenden Industrialisierung konnte daher eine verstärkte 
Ausbeutung der Arbeiterklasse ohne nennenswerte Gegenwehr 
durchgesetzt werden. Das starke zahlenmäßige Anwachsen der 
Arbeiterklasse und insbesondere ihres Kernes von Industriear­
beitern, verbunden mit der sich ständig verschlechternden mate­
riellen Lage aller Werktätigen, ermöglichte Bewußtseins-und 
Politisierungsprozesse, die von einer großen Mehrheit der arbei­
tenden Menschen Ekuadors getragen wurden und werden. Ein 
Ausdruck dessen sind die Veränderungen, die in den drei Ge­
werkschaftsverbänden stattgefunden haben. 
Die tiefgreifendsten Veränderungen fanden in der CEDOC 
statl. Von einer katholisch, dann christlich orientierten Ge­
werkschaftszentrale wandelte sie sich unter dem Druck der ge­
sellschaftlichen Widersprüche zu einer fortschritt lichen, antika­
pitalistisch und antiimperialistisch orientierten Gewerkschafts­
zentrale - eine Erscheinung, die nicht nur auf Ekuador be­
schränkt ist, sondern alle christlichen Gewerkschaften Latein· 
amerikas betrifft.· Die 1971 beschlossene Namensänderung in 
" Klassengewerkschaft" hatte vorerst nur formalen Charakter, 
signalisierte aber bereits aufbrechende Widersprüche. 1975 be­
schloß dann der XI. Gewerkschaftstag mit großer Mehrheit ein 
antikapitalistisches und antiimperialistisches Aktionspro­
gramm, zusammen mit einem Aufruf zur Einheit der Arbeiter­
klasse. Die geWählte Leitung steuerte trotz des neuen Pro­
gramms den alten Kurs. und es bedurfte eines außerordentli­
chen Gewerkschaftstages im Juli 1976, um eine Leitung zu wäh­
len, die gewillt war, das beschlossene Programm auch in die Tat 
umzusetzen. 
Auch die CEOSL konnte sich von der Bevormundung durch 
den AFLICIO und das Amerikanische Institut rur Freie Arbeits­
emwicklung (AIFLD) befreien, erst danach gewann sie einen 
größeren Einfluß in der Arbeiterklasse. 
Veränderungen anderer Art fanden in der CfE statt. Unverän-
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Konrad-Adenauer-Stiftung-
Die Konrad-Adenauer-Stifwng e. V. (KAS) wurde 1962 von führen­
den CDU-Kräften gegrundei. Wie 'die Stiftungen der andererl Sun­
destagsparteien (Hanns-5eidl-Stiflung/CSU; Friedrich-Naumann­
Stiftung/FDP; Fritdrich-Ebf:rl-Stiflung/SPD) fungiert die KAS au­
ßenpolilisch als verlängerter Arm der offiziösen BRD-Dip!omalie auf 
Gebiele ll , in denen man das offizielle Engagement 5(:heul. Innenpoli­
tisch leistet die KAS "wis~nschaflliche Zuarbtil" fUr die CDU: 
Grundlagenforschung, Bildung.s.arbeit für CDU-Funklionllre usw. 
Vorstand: Vorsitzender: STUIIO Heck (Mitglied des Bundestages); 
Stellvertreter: Manfre<! WOrner (Vorsi tz auch im Verteidungsaus­
schuß des Bundestages); Mitglitder: Helmut Kohl (CDU­
Bundes vorsitzender), Kai Uwe von Hassel (Präsident der Europäi­
schen Union Christlicher Demokraten) u. a. fOhrende CDU- Vertreter 
aus ROstung, Wirtsthaft und Politik. 
Büro fü r Internationale Zusammenarbeit, koordiniert und leitet beim 
KAS-Vorstand die Auslandsaktivit!it folgender KAS-Inst itutionen: 
Institut fü r Internationale Solidaritiit (IIS) (gegr. 1962), Haupnr!iger 
der KAS-Auslandst!itigkeit in Asien. Afrika. Lateinamerika und Eu­
ropa. Etat: 43.2 Mio DM (52 111. des KAS-Gesamtetats). Haupt:.tiel­
gfuppen in der Drillen Welt sind UnternehmeroTganisationen. Ge­
werkschaften und Massenmedien. 
Institut für 8egabttnförderung (lBK) (gegT. 196~), fOhrt die Ausbil­
dung von FUhrungskadern aus Entwicklungsländern fUr SchlüHelpo­
sitionen in Wirtschaft und Gesellschaft mit 12 Mio DM (15 '7. des 
KAS-Gesamtetats) durch. 
Polltisthe Akademie Elchholt (PAE) (gegT. 1962), organisiert die 
poli tiseh-ideologisthe Massenpropaganda der CDU im Ausland und 
in der BRD mit 4,5 Mio DM (~ '" des GesamtetalS). Hauptziclgrup­
pen sind Funktionäre von Jugend-. Studenten- und Frauenorganisa­
tionen, auch breite W!ihlerschichten. 
SozlalwissenSl.: haftl iches .' orschungslnstLtut (gegr. 1967), ist vor allem 
in der BRD mit WahlausweTlung, Umfragen. Datenverarbeiwng 
usw. besch:trtigt, ebenso wie das 
Institut für Kommunalwlssenschafttn (gegr. 1971) (BRD­
Innenpolitik) und das Bildungswuk ("Erwachsenenbildung"). Das 
Archiv für chris tlich-demokratische Poli ti k sammelt und bereitet fIlr 
die gesamte KAS-Tätigkeit relevantes Material aus dem ln- und Aus­
land vor. 
Finanzierung (Stand 197~): 
Bundesministerium für Wirtschaftliche Zusammenarbeit 
Bundesministerium des Inneren 
Ausw!irtiges Amt 
Sonst. Haushalt 
Lander, Kommunen. Spenden, Sonstiges 

Insgesamt 1915 (1965: 4.~ Mio DM, 1978: 82,4 Mio DM): 

MioDM 
39.4 
13,7 

',' 
5,' 
~ 

66,8 

Mit rund 3~0 Funklion!iren aus der BRD und etwa I ~OO Mitarbeitern 
ausl!indischer Organisationen an KAS-Projekten unterhalt die KAS 
Stützpunkte vor allem in Lateinamerika (Argentinien, Bolivien, Bra­
silien, Chile, Ekuador, Kolumbien, Kostarika, Me~iko, Paraguay, 
Peru, Vernezueta), aber auch in Afrika (Ägypten, Gabun. Ghana, 
Kamernn, Kenia, Nigeria. Ruanda, Tansania, Zaire) und Asien (In­
donesien, Südkorea, Malaysia, Philippinen, Singapur, Sri Lanka, 
Thailand). 
Ausgewä hlte Aktiviti ten: 
Chile: 1964, 1970. 1973 Wahlhilfe für die Christdemokratische Partei 
(PDC). Mitfinanzierung von Kampagnen gegen die Unidad Popular 
vor dem Miliutrputsch. Danach Unterstützung des Pinochct- Regimes 
u.a. durch Dringen auf Kredite fUr die J unta aus der BRD. Heute 
vor allem Schulung von regimetreuen Gewerk.schaftern. 
Venezuela: 1969, 1973 Wahlhilfe für die christdemokratische, 8rOß­
bürgerliche Partei Comite de Organizaclon Pol itica Electoral Inde­
pendente (COPE!). welche im Dezember 1978 die Präsidentsrllafts­
wahlen (mit 47 111t der Stimmen) gewann und seit M!iTZ 1979 mit Luis 
Hcrrera Campins den venezolanischen Präsidenten stellt. 
Slldvietnam: Bis 1975 Finanzierung der Confederation Vietnamienne 
du Travail (CVl) in Mill ionenhöhe, die bewaffnete Banden zum 
Schutz des Thieu·Regimes, gegen die nationale Befreiungsfront und 
zur Terrorisierung von Zivilpersonen einsetzte. 
Lesotho: 1970 Wahlkampforganisation des· mit dem südafrikani­
schen Apartheidsystem sympathisierenden spj!teren Premiers Leabua 
Jonathan, der auf KAS- Initiative die Verfassung außer Kraft se tzt. 
den Ausnahmezustand verhängt und den Führer der Basutoland Con­
gress Party inhaftiert, um eine Wahlniederlage zu verhindern. 
Zaire: Gewerkschaftspolitische Ausbildung von Führungskräften 
und Schulung von - 1973 alleine ~OOO - Betriebsräten. 
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dert blieb ihre klassenbewußte Ha llUng gegenüber der Bourge­
oisie, feh lerhafte Einschätzungen von Bündnispartnern und der 
Aktionseinheit mußten jedoch überwunden werden. Die CTE 
kannte CEDQC und CEOSL aus den 6Qer Jahren als Organisa­
tionen, deren Hauptaufgabe die Bekämpfung der CTE war, 
Unter nun geänderten Bedingungen mit den frühen Gegnern 
Bündnisse einzugehen, erforderte ein Umdenken bei Mitglie­
dern und Funktionären. Ein wichtiger Beitrag fü r das einheitli­
che H andeln war der IX. Parteitag der KP Ekuadors 1973: Er 
orientierte die Aktivitäten der Partei auf die Einheit aller Links­
kräfte, insbesondere in der Gewerkschaftsbewegung. 

CDU·Mi"t.rin t<llbd Robo ti . ... II"lie (m .) 

Ab 1974 nehmen die Einheitsbestrebungen deutliche Formen 
an. Am I . Mai demonstrierten die drei Gewerkschaftszentralen 
zum ersten Mal gemeinsam. Im A ugust 1975 bildeten sie ein 
"Einheitskomilee" zur Koordinierung ihrer Aktionen und be­
schlossen ein gemeinsames 9~ Punkte- Programm. Darin wurden 
nicht nur Verbesserungen der materiellen Lage der Werktätigen 
gefordert, sondern auch grundlegende Reformen wie Durch­
führung der Agrarreform und Verstaatlichung wichtiger Wirt­
schaftszweige.' Um ihren Forderungen Nachdruck zu verlei­
hen, wu rde m it einem gemeinsamen Generalstreik am 13. No­
vember 1975 das gesamte wirtschaftliche Leben Ekuadors para­
lysiert - zum ersten Mal in der Geschichte dieses Landes. 
Die Einheitsbestrebungen trugen erheblich zur politischen und 
o rganisatorischen Stärkung der Gewerkschaftsbewegung bei, 
was sich auch in der Entwicklung der Mitglieder:zahlen nieder­
schlug. 1972 waren in den drei Gewerkscha ftsrentralen erst 
200000 Arbeiter organisiert, knapp 11 1170 de r ö konomisch akti­
ven Bevölkerung. ~ 1977 waren bereits 550000 Werktätige orga­
nisiert, und zwar 230000 in der CTE , 200000 in der CEDOC 
und 120000 in der CEOSL. 7 Diese Zahlen zeigen, daß einheitli­
ches Handeln zur Stärkung aller drei Organisationen fOhrte. 
Das einheitliche Handeln der Arbeiterbewegung mußte aber ge­
gen viele W idersprUche durchgesetzt und errungen werden. Ins­
besondere die C DU-gesteuerte Konrad-Adenauer-Stiftung ver­
suchte mit allen Mitteln, die Spaltung aufrecht zu erhalten. 

Die SchlüsselroJle der babel Robalino Bolle 

Die Konrad-Adenauer-Stiftung wurd 1962 gegrUndet. Sehr 
schnell widmete sie internationalen Aktivitäten große Aufmerk­
samkeit; heute ist eine ihrer fünf Abteilungen, das Institut für 
In ternationale Solidarität, ausschließlich damit betraut. Latei­
namerika SIeht nach wie vor im Mittelpunkt, auch wenn die Ak­
tivitäten in Afrika und Asien in den letzten Jahren zugenom­
men haben. Nach eigenen Aussagen ist ein wichtiges Ziel ihrer 
Arbeit die soziale, wirtschaftliche und politiSChe Fö rderung 
marginaler und sozialer schwacher Bevölkerungsschichten. 8 Als 
wichtigster Ansatzpunkt wird die .. Förderung von Führungs­
kräften" vorwiegend aus dem gewerkschaftlichen Bereich ange­
sehen. Wie sah in Ekuador die auf "die Freiheit des einzelnen, 
der sich der Gemeinschaft verpflichtet weiß" orientierte Aktivi­
tät aus? 

1%9 begann die Konrad-Adenauer-StiflUng die finanzielle Un-



terstOtzung der CEOOC, die damals von emer stramm 
christlich-demokratischen Führung unter Figueroa geleitet wur­
de. Weiterhin wurden Schulungs-Kurse und Austausch­
Programme realisiert. Beträchtliche finanzielle Mittel wurden 
zur Verfügung gestellt, die 1975 bereits jährl ich DM 7000CKl er­
reichten. Die CEDOC erhielt diese Mittel über das Ekuadoria­
nische Institut für Soziale Studien (INEDESl. 
Eine weitere Aufgabe dieses Instituts: Alle von den katholi­
schen Hilfs- und Spendenaktionen Misereor und Adveniat fi­
nanzierten Projekte mUssen von INEDES begutachtet und 
empfohlen werden. Die Entscheidungen werden persönlich von 
der Leiterin, Frau Isabei Robalino Bolle, getroffen. Sie ist eine 
zentrale Figur innerhalb der reaktionären Krä fte des Landes. 
Neben vielen Ämtern und Posten in der CEDOC vert ritt sie ju­
ristisch die BASF-Niederiassung in Ekuador, und arbeitete eng 
zusammen mit dem langjährigen Beauftragten der Konrad­
Adenauer-Sti ftung für die Beratung der Großkonzerne in 
Ekuador, Dr. Ingo Scholz. Aber damit nicht genug: Der ehe­
malige CIA-Agent Philipp Agee, der selbst drei Jahre in Ekua­
dor eingesetzt wurde, enttarnte sie als bezahlte ClA-Agentin. 9 

Alle Fäden liefen bei dieser Frau zusammen: Konrad­
Adenauer-Stiftung, Kirche, Großkonzerne, CIA. Unter ihrer 
Anleitung leitete zu Beginn der 70er Jahre Cuisana die CEDOC. 

Bilanz nach 10 Jahl'tn Diversionslätigkeil 

Die beträchtlichen finanziellen Mittel der Konrad-Adenauer­
Stiftung wurden teilweise auch zur Stärkung des Apparates der 
CEOOe verwendet. Damit konnte aber nicht verhindert wer­
den, daß immer mehr Mitglieder und Einzel-Gewerkschaften 
zusammen mit den anderen Werktätigen ihre Interessen venre­
ten wollten. Auf deren Druck kam es dann 1974 zu dem ge­
meinsamen Komitee aller drei Gewerkschaftszentralen. Cuisa­
na, ein Meister des Verbalradikalismus, konnte aber weiterge­
hende Vereinbarungen geschickt unterlaufen. Die Ereignisse 
wurden dennoch von der CLAT-Zentrale und der Konrad­
Adenauer-Sti ftung mit Mißtrauen registriert. 
Als 1975 ein Gewerkschaftstag ein antiimperialistisches und an­
tikapitalistisches Programm beschloß, wurde die Notbremse ge­
zogen: Alle finanziellen Zuwendungen der Konrad-Adenauer­
Sliftung an die CEDOC wurden eingestellt, diese Mittel wurden 
an Cuisana persönlich ausgezahlt. Obwohl immer noch in der 
CEDOC-Leitung, arbeitete Cuisana gegen die fo rtschrittliche 
Bewegung innerhalb der CEDOC, und war dabei in der Wahl 
seiner Mittel nicht gerade pingelig. So finanzierte er beispiels­
weise mit CDU-Geldern eine große Pressekampagne, um die 
Exponenten der fOTischrittlichen Richtung als CIA-Agenten zu 
diffamieren. 
Das Manöver war jedOCh zu durchsichtig und brachte Cuisana 
um den letzten Rest seines Ansehens. Ein außerordentlicher Ge­
werkschaftstag wurde zum 3. Juli 1976 einberufen, um eine 
neue Leitung zu wählen. Cuisana versuchte, diesen Kongreß zu 
verhindern, aber selbst mit Bombendrohungen gelang es ihm 
nicht. Er wurde abgewählt, versuchte nun aber mit juristischen 
Mitteln, die FUhrung der CEDOC wieder zu gewinnen. 
Zur Unterstutzung von Cuisana wurde von der Konrad­
Adenauer-Stiftung Dr. RUdiger May abgestell t, der ab August 
1976 in Huador tätig wurde. Aber auch ihm gelang es nicht, 
Cuisana als Vorsitzenden ei nzusetzen. Die Legalisierung der 
neuen CEDOC-Führung unter Emilio Velasco durch das Ar­
beitsministerium konnte nur bis September hinausgeschoben 
werden, eine Verhinderung war nicht mögliCh. 
Die Ergebnisse der Arbeit von Herrn May waren einerseits 
kümmerlich, gelang es ihm doch nicht, Cuisana wieder zu Ein­
flu ß in der Gewerkschaftsbewegung zu verhelfen. Eine von Cui­
sana einberufene Gegendemonstration am I. Mai 1978 konnte 
selbst nach Angaben der wohlgesonnenen Regierungspresse 
nicht mehr als 500 Teilnehmer vereinigen, während unter den 
gemeinsamen Losungen der drei Gewerkschaftszentralen mehr 
als 100000 Menschen demonstrierten. 

Andererseits muß gesehen werden, daß ab 1976 die staatlichen 
Maßnahmen gegen die Arbeiterbewegung intensiver und bruta­
ler werden. Wie weit dabei die Konrad-Adenauer-S,iftung bera­
tend mitwirkte, kann nicht genau ausgemacht werden - es 
bleibt nur festzustellen, daß nach der Ankunft von Herrn May 
und der Abhalfterung von Cuisana der neue Zustand begann. 
Die I. Mai- Demonstration 1977 wird stark behindert; nach dem 
Generalstreik am 18. Mai 1977 werden Streiks durch Geset.zes­
dekret illegalisiert , der Vorsitzende der CTE zu zwei Jahren 
Haft, der Vorsitzende der CEOOC zu sechs Monalen Haft ver­
urteilt - beiden gehen in den Untergrund. Der Vorsitzende der 
Lehrergewerkschaft wird eingekerkert, gegen 100 Gewerk­
schaftsfunktionäre wird Haftbefehl erlassen. 
Im Oktober des gleichen Jahres wird ein blutiges Fanal gesetzt: 
Die streikenden Arbeiter der staatlichen ZuckermUhle AZTRA 
werden von Truppen angegriffen, über 100 Menschen werden 
getötet, darunter auch Frauen und Kinder der Streikenden. 10 

Dieses Gemetzel wird von der Regierung zum Anlaß für weitere 
Unterdrückungsmaßnahmen genommen, denn - so die Regie­
rungsbegrilndung - der Streik sei von "extremistischen Kräf­
ten" angezettelt. 
Zahlreiche Gewerkschaftsfunktionäre werden verhaftet, unter 
ihnen auch zahlreiche CEOSL-Mitglieder einschließlich ihres 
Vorsitzenden Jose Chavez. Während er und andere Funktionä­
re im Gefängnis sind, haben dann "zufällig" die einheitsfeindli­
chen Kräfte in der CEOSL die Mehrheit, und sie kündigen im 
November 1977 die Vereinbarung über das Einheitskomitee der 
drei Gewerkschaftszentralen auf. Eine weitere Maßnahme der 
Regierung: Die Illegalisierung der FENOC, der größten Bau­
erngewerkschaft Ekuadors, in der die Mehrheit der CEDQC 
Mitglieder organisiert sind, zugunsten einer kleiner Splitter­
gruppe, deren Vorsi tzender Cuisana ist. 
Am 22. Dezember 1977 schließlich wird die gesamte CEOOC­
Führung von dem zuständigen Ministerium ftlr illegal und abge­
setzt erklärt, und Cuisana als neuer Vorsitzender eingesetzt. 

Fritz NoH 
Ingrid Kurz 
Horst-Eckart Gross 

Unidos 
venceremos 
20000 Kilometer durch Lateinamerika 

"Der Poliz.ist, der in dieser erauen Mor,enstunde des 
29. April 1971 an einer Straßenkreuzun, detr ,epßelten 
Stadtteils Monterlco, Im Osten von Lima, stand, traute 
seinen Au,en nicht. Da zog durch den nebelverhana:enen 
Morgen eine schwelgende Masse heran. Zerlumpte Ge­
stalten, Frauen, die Ihre KInder auf den Rücken ,e­
bunden hatten, ab und zu ein Rluspem, du Wirrunem 
eines Kindes, ein Zu, des Schwel,ens, 2000 oder 3000 
Menschen." 
So beginnt ein una:ewöhnllches Buch, eln Re1aeberlcht 
über 20000 Kilometer lJatelnamerlka. Zwei W1Uen­
schattler, ein Journalist, ein HoteIzlmmer in Havanna, 
mehrere Mojltos - weU3er Rum auf Eis mit Zitrone und 
Mlnzkraut - fassen den Beschluß, ihre Eindrücke auf­
zuschreiben: Entltanden I.8t daraus ein äußerst ,pannen­
der, frisch geschriebener Bericht, der hlUt, die Unwissen­
heit über Lateinamerika etwas aufzuhellen. 

170 Selten, reich illustriert, 7,80 DM. 

dBi Weltkreis-Verlag 
~y poeUach 789 4600 Dortmund 
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Das Gewerkschaftshaus wird umstellt, Telefon und Strom ab­
gestellt, aber die rechtmäßig gewählte CEDOC-Führung verlaßt 
nicht das Haus und erk lärt, man würde sie nur als Leichen her­
ausholen kOnnen. 11 

Die Proteste häufen sich, die Aktion wird abgebrochen. Zu of­
fensichtlich ist es, daß man zu weit gegangen ist. Cuisana haI 
nun nach Meinung ~iner Mentoren in der Konrad-Adenauer­
Stiftung endgü ltig das letzte Zipfelchen Prestige verloren. Er 
wird nach Caracas in die CLAT-Zentrale abgeschoben, ein jun­
ger Student wird von der Konrad-Adenauer-SliflUng zu ~inem 
Nachfolger aufgebaut. 
Die Bilanz von zehn Jahren Konrad-Adenauer-Stiftung in 
Ekuador: Hauplziel war die Spaltung der Arbeiterbewegung, 
zusammengearbeitet wurde mit Großkonzernen und dem CIA , 
eine Beteiligung an blutigen Unterdrückungsmaßnahmen und 
j uristischen Machenscha ften ist nicht auszuschließen. Man ver­
gleiche diese Tatsachen mit der Eigendarslellung: "Unter Ach­
tung der Souveränität und Selbständigkeit der Entwicklungs­
länder einen Beitrag zur friedlichen Lösung der Probleme und 
Konflikte zu leisten, orientiert am Ziel einer dynamischen, ini­
tiativen Gesellschaft mit gerechter Sozialstruktur." 11 
Es spricht für die Stärke und Reife der Arbeiterbewegung Ekua­
dors, daß die Ansätze zum einheitlichen Handeln selbst mit so 
massiven Einmischungs- und Spalterversuchen nicht zerschla­
gen wurden. Auch am 1. Mai 1979 demonstrierten die drei Ge­
werkschaftszentralen gemeinsam, mehrere Hunderttausend 
Menschen beteiligten sich. Eine Einheitszentrale CUT konnte 
nicht nicht gebildet werden, die objektiven Bedingungen dafür 
werden jedoch geschaffen. 
Ein wichtiges Ereignis im politischen Bereich war die Gründung 
der Breiten Front der Linken (F ADI) im Juli 1977, in der Sozia­
listen, Kommunisten und linke Christen zusammenarbeiten. Al­
le drei Gewerkschaftszentralen arbeiten eng mit der FADI zu­
sammen, so daß dieses BUndnis als der politische Repräsentant 
der Arbeiterbewegung angesehen werden kann . Bei den Präsi­
dentschaftswahlen ein Jahr nach Gründung der FAD! konnten 
511J", der Wählerstimmen gewonnen werden. Bei den Wahlen 
zum Abgeordnetenhaus fielen zwei von 69 Sitzen an die FAD!. 

Bescheidene Ergebnisse, aber Kommentatoren a ller politischen 
Richtungen in Ekuador vertreten die Meinung. daß bei Fort­
dauer und Konsolidierung der FADI ihr politischer Einnuß, 
auch in Wllhlerstimmen gemessen, sehr stark wachsen wird. 
Insgesamt zeigt sich also immer deutlicher die Stllrke der Arbei­
terbewegung Ekuadors. Sie gewinnt immer mehr an Einnuß, 
was angesichts der objektiven Bedingungen und der massiven 
Einmischungs- und EinschOchlerungsversuche nicht gerade ein­
fach ist. 
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Rückblick 

25 Jahre bewaffneter Aufstand in Aigerien 

In der Nacht zum I. November 1954 eröffnete die algerische 
Nationale ßefreiungsfront (FNL) mit überfällen auf Militärpo­
slell der fronzösischen Kolonialarmee ihren Befreiungskrieg. 
Damit begann ein fast 8jähriger, von der französischen Seite 
mit exzessiver Brutalität geführter Kampf. in dem die Kolonial­
macht am 5. Juli 1962 Algerien dennoch - auf den Tag genau 
132 Jahre nachdem sie Algier erobert halle - die Unabhängig­
keit zugestehen mußte. 
Der Widerstand des algerischen Volkes ist so alt wie die kolo­
niak Unterwerfung des bis 1830 innerhalb des Osmanischen 
Reiches weitgehend autonomen Aigerien. Zu einer legendären 
und fOr die Nalionwerdung Algeriens bedeutenden Pesönlich­
keil wurde Abd el-Kadt, unter dessen Führung 1832 zunächst 
Westalgerien gegen die Franzosen kämpfle, die Souveränität 
garantiert bekam und schließlich, ab 1839. fast das ganze Land 
im Aufstand war. Erst die mit unbeschreiblicher Grausamkeit 
vom französischen General Bugeaud praktizierte Politik der 
verbrannten Erde, die das Land verwüstete und zahllose Opfer 
forderte, zwang die AufstandSbewegung nieder. 1847 mußte 
Abd el-Kadr kapitulieren. Dennoch folgten weitere, zumeist je­
doch auf Regionen und Stammesgebiete beschränkte Revolten; 
die letzte größere 1871 in Miltelalgerien. 
Die moderne a1gerische Widerstands- und Befreiungsbewegung 
entstand nach dem I . Weltkrieg. 173000 Algerier waren in fran· 
zösischen Kriegsdienst gezwungen worden, weitere 120000 in 
die Rllstungsproduktion. Sie kamen mit fortschrittlichen Ideen 
und Bewegungen in Kontakt , zum Teil auch mit der kommuni­
stischen Arbeiterbewegung. Religiöse Gruppierungen, die Ober­
wiegend aus dem Kleinbürgertum stammende Intelligenz und 
die Arbeiterbewegung prägten organisatorisch die Bewegung 
fOr AUlonomie und Unabhängigkeit Algeriens; die Forderung 
nach Unabhängigkeit wurde erstmals von Messali Hadsch, dem 
FOhrer einer sich vor allem aus der Arbeiterschaft rekrutieren­
den Bewegung, 1927 auf dem BrOsseler GrOndu ngskongreß der 
liga gegen den Imperialismus ausgesprochen. Messalis Bewe­
gung sollte nach 1945 zunächst noch einen erheblichen Einfluß 
ausUben; seine eigene politische EntwiCk lung fUhrte ihn jedOCh 
von den ursprü nglich eingenommenen Positionen fort. Die 
kleinbUrgerliche Strömung stand seit den lOer Jahren unter dem 
Einfluß des Apothekers Ferhat Abbas, der sich während des 
Befreiungskrieges der FNl anschließen sollte. 
Das Ende des 2. Weltkrieges sah Frankreichs Position entschei· 
dend geschWäCht. Dennoch hielt es zunächst an seinen kolonia-

len Träumen fest; Algerien wurde 1949 ausdrücklich als Terri­
torium erwahnt, das dem NATO-"SchUlz" unterstand. Be· 
scheidene Kolonialverwaltungsreformen vermochten weder 
dem Drang noch Autonomie Aigeriens noch der nun wesentlich 
stärkeren Unabhangigkeitsbewegung entgegenzuwirken, zumal 
sie durch Wahlmanipulation und -belTug und den Widerstand 
der Siedler, der rund I Mio Algerienfranzosen (genannt "Pieds­
noirs", Schwarzfüße, weil sie Schuhe tragen), entwertet wur­
den. 
Das Scheitern reformistischer und legatistischer Versuche führ­
te zur Krise der Widerstandsgruppierungen. Von Messalis Be· 
wegung spalteten sich 1950 die Spezialorganisationen (OS) ab, 
die bereits zu Sabotageaktionen übergingen. Ihre Anhanger 
gründeten zusammen mit anderen jüngeren Polit ikern im März 
1954 das Revolutionll.re Komitee für Einheit und Aktion 
(CRUA), aus dem die FNL hervorging. Zu seinen Führern ge­
hörte u.a, Ben &lIa, der 1962 nach Auseinandersetzungen mit 
dem reformistischen Aügel Ferhat Abbas' Staatsprasident des 
unabhängigen Algerien werden sollte. 
Die FNl setzte der von den Franzosen importierten Unterent­
wicklung - z. B. 195494 01, Analphabeten, Arbeitslosigkeit , ge­
ringe lebenserwartung, die Verwandlung Algeriens aus einem 
Weizenexportland 1830 in ein Hungergebiet - mit einer 1956 
im Soumman-Tal in der Kabylei verabschiedeten Plattform eine 
revolutionäre Perspektive entgegen. Auch wenn die Zielvorstel­
lungen noch vage umschrieben wurden, war dies der Ausgangs. 
punkt einer ideologischen und politischen Radikalisierung hin 
zu einer sozialistischen Orientierung, die 1962 kurz vor der Un­
abhängigkeit noch in der Charta von Tripoli ihren Ausdruck 
fand (vgl. zur weiteren Entwick lung Algeriens AlB, Nr, 
1/ 1977). 

Die Unüberwindlichkeit der .' NL 

Militll.risch mußte die Nationale Befreiu ngsarmee (ANL) nach 
Anfangserfolgen dem französischen Druck und der terroristi­
schen Kriegsführung der auf 500000 Mann verstärkten Truppen 
teilweise weichen. Dennoch gelang es der Kolonialarmee nie, 
den Widerstand zum Erliegen zu bringen. Vor allem in der Re­
gion Oran, die zeitweilig unter dem Kommando Houari Boume­
diennes (ab 1960 Generalstabschef der ANl und ab 1965 
Staatspräsident) stand, hielt sich die ANl sehr gut. Obwohl es 
den Franzosen z. B. gelang, durch Terror und Foltermethoden 
die Stadtguerilla von Algier 1957 zu zerschlagen, vermochten 
sie nie, den gewaltigen Massenanhang von der Bewegung zu iso­
lieren; im Gegenteil, ihre barbarischen Methoden - I Mio Al­
gerier ließen ihr Leben im Befreiungskrieg - ließen sie zudem 
internat ional in Verruf geraten (was die Bundesregierung nicht 
hinderte, Paris seiner vollen Unterstützung zu versichern). 
Die Belastung durch den Krieg führte zur Regierungskrise, die 
zum Machtantritt des Generals de Gaulle führte. Oe Gaulle ak­
zeptierte nach anfänglichem Schwanken angesichts der Unüber­
windlichkeit des Widerstandes 1960 Verhandlungen. 1962 
brachten sie Algerien die Unabhll.ngigkeit, die auch durch den 
Putschversuch der faschistischen DAS unter Beteiligung fran­
zösischer Militll.rs nicht mehr zu verhindern war. 
Der Sieg des algerischen Volkes und die von ihm eingeschlagene 
progressive Orientierung, der von der Demokratischen Volksre· 
publik Algerien praktizierte Internationalismus machen die a1· 
gerische Revolution zu einem Markstein im Befreiungskampf 
der Völker Afrikas und Arabiens und darüber hinaus. 



Rezensionen 
Chilenische Aufzeichnungen 

--
Am Sonmag, den 9. September d. J . kam ich mit einigen weite­
ren Chilenen, die in verschiedenen Städten der Bundesrepublik 
im Exil leben, in die Ki rche SI. Ignatius in Frankfun/ Maiß. Wir 
wollten eine Gruppe von Chilenen und ~utschen, die in dieser 
Kirche einen Hungerst reik durchführten, mit dem sie sich mit 
der Hungerstreikak tion von AngehOrigen von Verschleppten in 
Chile solidarisierten. grUßen und ihnen unsere Anerkennung 
und Unterstützung ausdrtlcken. Unter denen, die in der SI. 
Ignalius-Kirche fasleten, befand sich auch ein deutscher katho­
lischer Pfarrer, der Dominikanerpaler Anatol Feidt, Vorsitzen· 
der der Initiative Internationale Chrisliiche Chile-Solidarität 
und Autor eines Buches, das wichtige Aspekte der EntwiCklung 
in Chile nach dem Putsch zum Inhalt hat: 
A. Feldl, Plaza de Armu 444. Chiles Ki rche fü r die Menschen­
r«hte, J ugenddltnsl Verlag, WuppertaJ 1.979, 164 S., 13,80 DM. 
Im Mittelpunkt von Feidts Werk, das als Titel die Adresse des 
Vikariats der SolidariUI.I in Santiago trägt, steht eben diese Or­
ganisation der Katholischen Kirche Chiles, ihre Tätigkeit, ihre 
Probleme und WidersprUche und die wichtige Aufgabe. die sie 
erfllllt. 
Es ist ein leicht zu lesendes und unterhaltsames Buch, objektiv 
bei den Beurteilungen und stets der Wahrheit verschrieben. Es 
ist, wie Feindt angibt, ein "Dokumentarroman" . 
Die Namen der Zentralgestalten sind erfunden, aber alles, was 
sie sagen oder tun, entspricht der Wirklichkeit. Im Mittelpunkt 
steht Maria Soledad Hernandez, eine einfache Frau aus dem 
Volk. Der Dokumentarroman beginnt im März 1976, als sie ins 
Büro des Vikariats der Solidaritllt kommt, wo sie Hilfe sucht, 
um ihren Sohn wiederzufinden, der drei Monate zuvor von der 
Geheimpolizei DINA verschleppt worden war und seitdem ver· 
schwunden ist. 
"Plaza de Armas 444" zeigt die Entwicklung, die Maria Sole­
dad in etwas über zwei Jahren durchmacht. Ihre anfä.nglichen 
Vorurteile und Ängste, ihre Integrierung in den Kampf der An· 
gehörigen der Verschwundenen, ihren politischen Rei feprozeß. 
Sie lernt , gemeinsam mit anderen zu arbeiten und zu kämpfen. 
Sie hilft in den Kinderspeisestätten mit und schließt sich auch ei· 
ner "ArbeitsbOrse" an. Dort , "in dieser Basisorganisation der 
Vicaria, sprechen sie über ' ihre Not, ihre Rechtlosigkeit. Aber 
hier organisieren sie auch Selbsthilfe und Solidarität" (S. 24), 
Der Fall von Maria Soledad is t typisch fIlr Tausende chilenische 
Frauen, die unter den grausamen Bedingungen der Diktatur Pi· 
nochets zu antifastischen Kllmpferinnen geworden sind. Sie 
wurden, wie der Stahl, durch Schlllge gehllrtet. Zu diesen Frau· 
en gehören auch die Angehörigen der Verschwu ndenen, die ei­
nes der hervorragendsten Kapitel im Kampf gegen die Diktatur 
geschrieben haben . Ober ihre Aktionen berichtet Anatol Feidts 
Buch von der ersten bis zur letzten Seile. 
"Plaza de Armas 444" bezieht sich aber auch auf andere wich· 
tige Ereignisse. die die Entwicklung des antifaschistischen 
Kampfes vom Putsch bis zum Zeitpunkt von A. Feidts Besuch 
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in Chile (n. 11.-13. 12. 1978) kennzeichnen, wo er auf Einla· 
dung der Katholischen Kirche Chiles weilte. um am Internatio­
nalen Symposium rur die Menschenrechte teilzunehmen. 
Anatol Feidts Buch ist ein wertvoller Beitrag zum antifaschisti­
schen Kampf des chilenischen Volkes und ein Aufruf, sich mit 
ihm zu solidarisieren . Es zu lesen, bedeutet einen umfassenden 
Einblick in wichtige Aspekte des antifaschistischen Widerstands 
zu gewinnen. 
"Das Leben hat bewiesen, daß die Kommunistische Partei nicht 
zu zerschlagen war. Nicht wenige Anstrengungen hatte man un­
ternommen. um sie von den Massen der Arbeiter und des Vol· 
kes zu trennen. In den Bergwerken des Kupfers. des Salpeters, 
der Kohle, des Eisens, in den Zement werken und anderen Fa­
briken sowie im Transportwesen hatte man Tausende von Ar­
beitern entlassen, die Mitglieder der Partei waren oder Sympa· 
thien fUr die Kommunisten zeigten. Aber die Partei war immer 
von neuem entstanden und immer an denselben Orten. Man 
vertrieb sie, und wieder kam sie zum Vorschein. Es war unmÖg· 
lich, mit ihr Schluß zu machen, genauso, wie man das Wasser, 
das aus einem Felsen quilh, nicht aufbalten kann." (S. 118) 

Diese Schlußfolgerung könnte heute. nach 6 Jahren Faschismus 
in Chile, geschrieben sein, tatsächlich bezieht sie sich jedoch auf 
die Jahre von Gonzales Vidtla ( 1946--52), wo schon einmal die 
Arbei terbewegung gewaltsam unterdrUckt wurde. Warum die 
Kommunistische Partei unzerstörbar ist und woher ihre Mitglie­
der immer neue Kran schOpfen, um standhaft zu bleiben: da­
von bekommt man einen Eindruck, liest man die Aufzeichnun­
gen des heute wohl bekanntesten chilenischen Kommunisten: 
L. COrYalan, Aus meinem Leben. Dietz Verlag, Berlin 1978, 
128 S. DM 2,40. 
Geschrieben hat Luis Corvalan diese Memoiren 1974 während 
seines Aufenthaltes im KZ Ritoque in der Absicht, "die LOgen 
des Tyrannen zu entlarven" (S. 22), der behauptet hatte, den 
FU hrern der Unidad Popular sei "der Schmerz des Volkes 
fremd, sie (hätten) nichts mit dem Volk gemein und immer ein 
bequemes Leben gefUhrt" (S. 19). In der Tat steht dieser in ein­
fachen und bescheidenen Worten geschriebene Lebenslauf weit­
gehend nicht nur beispielhaft rur Tausende andere chilenische 
Arbeiter, die sich der "großen Familie", die für sie die Partei 
ist, angeschlossen haben. Er vermittelt dartlber hinaus auch ei· 
nen tiefen Einblick in wichtige Perioden der Geschichte Chiles 
und in den politischen Reifeprozeß der 1922 gegrUndeten Kom­
munist ischen Partei Chiles. 

Mit Hilfe der Liga Armer Studenten kommt L. Corvalltn 1931 
vierzehnjährig an das Lehrerbildungsinsti tut von Chillän, um 
den Lehrerberuf zu erlernen. Dort beginnt er sich auch für Poli­
tik zu interessieren, und ei n Jahr später tat er, wie er sagt, "den 
wichtigsten Schritt meines Lebens. Ich trat in die Partei ein. " 
(S. 47) 
Diese. damals knapp 10 Jahre alt, hatte es nicht leicht, unter 
den schweren Bedingungen von Verfolgungen und Verbot ihren 
Weg zu finden. " Bald begriff sie, daß die Revolution 
nicht gerade hinter der nächsten Straßenecke bereitstand. Und 
sie begab sich auf den Weg, der zur Bildung der Volksfront 
führte. " (S. 61) Das war 1936. Das Einheitsbestreben blieb 
auch hinfor! eine konstante Linie der Kommunistischen Partei. 
Doch es war kein Weg, der ohne Hindernisse verlief. In an­
schaulicher Form schi lde! Luis Corvalan die Schwierigkeiten. 
denen begegnet werden mußte, manchmal auch innerhalb der 
eigenen Partei. Man kann sicher sagen, daß jeder Leser nicht 
nur ein lebendiges Bild der Lebens- und Arbeitsbedingungen 
der Kommunisten in Chile gewinnt, sondern auch - mOchte cr 
das - für sich aus ihren Erfahrungen Lehren ziehen kann. 

I. Ljubelic/ B. Brinkman" 



Kurzinformationen 
Zentralafrika 

In der Nacht ,'om 20. zum 21. September 1979 berfitclc ein uJ"lbluligcr 
Putsch dem Regime des sclbsternannten Kaisers \'on Zentralafrika, Ho­
kassa, ein Ende. Wahrend ßokassa sich in l.ibycn aufhielt, besetzten 
französische Fallschirmtruppen die "' jchtigcn PIHlk le der Hauptstudl 
Bangui und ließen sein~n bisherigen persönlichen (krater. Oa~id 
Oacko. zum m:ucn Staal5prlUidcntcn ausrufen. Uokassa selbst fand 
\'orcr51 Asyl in einem .... eiu:rcn nwkolonialrn MUSI"land UnlCT fran~ö­
, ischer Kuratel. der ElfenbeinkOSlc. 
Einen clllscheidcndc:n Unlerschi('d für das zu den armstcn ländern der 
Weil zählende Zentrala frika bedeutet dieser W«hsel mitnichten. 
Frankreich, das Zcmralafrika ökonomisch und poli tisch beherrscht. 
hai lediglich eine Fillur ausgewechselt . die ni~h t mehr tr:lgbar war fur 
die eillencn lmcres$en. Erst als imernational ru~hbar wurde. daß Bo­
kassa \'erantwoTlli~h war rUr die Ermordung \on 250 Schulkindern im 
Januar und April 1979. ließ P:lris \'cn dem treuen Versalien ab. den es 
jahreIanIl trctz seines tyrannischen Regimems unbeirn unterstlitzt hat -

". 
Uokassas Nachfclger Dacko bietet alle Gewähr fIIr eine bruchluse Furt -
fUhrung der Frankreich·hörigen Politik des Landes. Die Kontinuität 
wird bereits dafau ~ er 5 ichtli~h. daß er selbst $eit 1976 persönlicher Be· 
ruler des " Kaisers" war - und zudem dessen Neffe - . sewie. daß er 
fast die gesamle Regierungsriege ßokassas übernahm . Als auß.enpolili · 
~che Schritte kündigte er umgehend die Anerkennung SOdafrikas :ln so­
wie, daß er noch mehr fmnzOsisehe Truppen in~ Land hclen ,",eile. ""eil 
die lentralafrikanisehe "Arm« . . . \'OlliJI une rsanisiert und unfähig 
(seil. ~'I e nschenan sammlungen zu zerstreuen" . 
Bezeichnend dic Reakticnen der wesllichcn Ma5Scnm('di('n und Regie­
rungen, di(' z. U. bis heule beharrlich die kubanische Unterst(i tzung für 
di(' lClLi time angclanische Rellicrung 1975 als "Invasion" zu diffamie­
ren pnegen: Obwehl Frankreichs Fallschirmjäger mit der SouI'erllnltäl 
Zentralafrikas umsprangen als handle es sich um eine Kclcnie. blieben 
die nammendcn Prou:ste aus. 

Panama-USA 
Am I. Okteber d.J. tml der bereits im September 1977 unterzeichnele 
Verlrag über die schriuweise RUc kllabe des Panama- Kanal-Gebietes an 
da~ panamcsischc Vel~ in Kraft !zum Inhalt der Venräge vgl. AlB. Nr. 
1/ 1978 . S. 30 fL). Die Übergabe des Kanals erfclgte in einem Mcmenl. 
da das US· Repräsentanle-nhaus seine- Ein .... illigung zu diCSC'm Vertral 
l er"'eigerte. Obgleich zuver der US·Senat den Vertf8t\ r.uifizk'rte. 
tnOpfie das US·Repräscnlanlenhaus seine Zl>Stimmung an die nach­
trägliche Aufnahme ZuSälllicher Bedingungen in den Vertragste.'!.\. 
Demnach sclk der Kanal unter der Autcrität d~ US-Präsidenten blei­
ben. In Fällen der SkhcrheilSg~'fährdung liOllc die olX'rative Leitung 
umgehend einem US-Militärbeauft ragten übergeben werden. Emgegen 
au~h den im VertTl1gste.~t vereinbarten jährl ichen Paeht7.ahlungen der 
USA in Höhe \'on 70 Mie Dollar an Pamuna empfiehlt das US­
Reprllsentanlenhaus lediglich eine Zahlung bis zu 10 Mio Dollar. deren 
HOhe \'cn den Einnahmen aus dem Kanalverkehr abhängen solle (vgl 
Internat icnal Herald Tribune (JHT), Zürich , 19. 9. 1979). 
l)aß allein die!ie heiden Auflagen dem Kern der Vueinbarungen w · 
tidst .... idersprechen. liegt auf der Hand. Panamas Präsidenl Aristides 
Roya erläuterte die Haltuilil seines Landes gcgenubcr den ncuen "Be­
dingungen" aur einer Pre~sekenferenl.SO: "Der Kongreß der Vereinig­
ten Sm.:llen hat den Vertrag einseitig interpretieTl . Sekundäre Texte 
k.Önnen nicht ak~eptie rt .... erden . . . Wenn dk Vorschriften den Ver­
Irllgen .... iderllpr~hen ..... erden ",'ir sie nicht ak7.eptieren. Es ist das Pro­
blem der US-Renierung" . II HT. 29./30.1979) 

EI Salvador 
Nach dem Fall dl'S Somcza- Regimc:s in Nikaragua hat sich die Lage in 
EI Salvadcr .... eiter zugespitzt (vgl. Einschätzunt\ in AlB, NT. 
7-8/ 19i9). JOn&5te Opfer eines Terrcrfeldzuges, der im Juli d. J . al­
lein 59 TCle fmderte, waren vier vcm Sicherheitsdienst ermerdete Filh­
rer der LantJarbdlerge .... erkschafl urc. Aus Anlaß ihrer Ermorduna 
rief die salvaderia rlische Oppositiun Anfnn ll Okteber zum Streik auf. 
Die UTC gehört dl'm Revolulionären Volksblock (BPR) an, der im 
September 1979 eiuen Kengreß durchfOhrte. Auf ihm wurde die Stärke 
des BPR mit ]00000 Mitgliedern angegeben und ein ncun Offensiv­
kenzept des fertdauernden Velkskampfn zum Sturz der Diktatur vcn 
Carl05 Humbcrtc Remera beinhaltet. Ende September d.J. besetzten 
500 Dikta\l,lrgegncr das Arbeitsminislerium in der Hauptstadt, um die 
Freilassung politischer Gefangener zu erzwingen. Der BPR-Kungreß 
win die t Orz]ichc AnkOndigung freier Wah!cn sei tens der Rellicrung zu 
einern noo:: h niehl bestimmten Zeilpunkt uls Trick zurück, mit dem die 
Diktatur ihren Ruf aufbnsern welle. Erkl ll rter Wille des Diklalers Ro­
mero ist es n.:hnJi~h IralZ di f'llcr Ankündigung bis 1982 im Ami lU blei· 
ben. Eben falls Ende September d. J. schlo~sen sich mit der Absicht. ih­
re be .... affneten Akl icnen gegen das Romcro-Regime lU koordinieren, 
drei der bedeutendsten Guerillacrpnisatiunen. das Revclution're 
Vc lkshecr (ERP), die Sireitkräfte dn Natiunalen Widerstandes 
(FARN) und die Velksbcwegun ll Farabundo ~Iarti, unter einem ein­
heitlichen Kemmande zusammen. 
Unterdessen unlernimml die Cuter-Adminislration alle Anstrengun­
gen. um in EI Sa!vadcr eine Wiederhelung ihre~ Nikaragua-Debakels 
zu verhindern . Zu mchreren geheimen 8c:gegnungen mit dem Romero­
Regime trafen US-Sonderbolschaftel Bowlde-r und UmerstaaLSsebetär 
Vaky im September in San Salvadcr ein. Washington SC1.l.t offenbar auf 
eine \'erstltrkte Unlerstützung Rcmer05 in einer Situatien. da nach Va­
ky "die Aussicht aur Vermeidung eines Aufruhrs rapide schwindet" 
(lnternatienal Herald Tribune. Zürich. 15./ 16. 9. 1979). 

Afghanistan 
/I'!itte September d. J . erfclgte nach e ffenbar heftigen Auseinanderset­
lungrn innerhalb der afghanisehen Führung die AblOSung vcn Prtsi­
dent Noor Mehammad Taraki (er verSlarb 62jährig am 8. 10. 1979), 
"un Innenminister A. Watanjar und Grenzminister S. Mal.doorjar. 
Auf außererdent liehen Plcna des Zentralkomitees der Volksdemetrati· 
.sehen Partei Afghanistan ~ (VDPA) und des Rcvolulionsrates vem 
16. 9. ]979 wurde der erste Minister Haf1wllah Amin (SOl wm neuen 
VDPA·Gencralsekretär, Präsidenten des ReveluticnsTates und r-, Iini­
sterpräsidenten lIewllhh . 
In einer Botschaft an das Vclk betCnle H. Amin zum einen. daß \'cn 
nun an mit der •. Ein·Mann·Regierullg··, mit "all den EigenrnIchtigkei­
len. VcrantwerlunlSlosigkeiten. dem beunruhigenden. \'erunsichern. 
den und unl'cnntwer!l ichen Verhalten I'en Staatsfunk ' ienliren aesen· 
über dem Volk" Schluß gemachi werde. Sialtdessen sollten der kollek ­
tive Führungss til in lIlien Staatsangelegenheiten eingehalten. die Rechle 
des werktätigen Velkes auf .. vo lle Sicherheit". demekratische Freihei­
ten und Gesetzlichkeil gew:ihrlcistet werden." Niemand wird mehr. oh­
ne ein Verbrechen begangen zu haben. inhaft iert." (Kabul Timt'S. 18. 
9. 1979) Zum anderen legle Präsident H. Amin eine stärkere Brtonunll 
auf den proletarischen Charakter der Staatsmacht (vgl. auch Inter-view 
in: AI B. Nr. 10/ 1979). deren Basis die "epochemachende Ideolegie der 
Arbei terklasse". die MachtausUbung der Arbeiterklasse millel! ihrer 
A" anlg:ardeparlei (der VDPA) und "ihr fesles BUndnis mil den Baul'rn 
und anderen WerkilIligen" sei. EindeILliSer geriel nun auch die IIcsell ­
schaftspelitisclle Orientierung der afghanischen Volksrevclulion mit 
der FnllegulIS auf das "Einschlagen des niellthpilalislischen Entwick­
lungs",egcs" . Ikr außenpolitische Kurs ""urde ht'kräftigl. 
Daß H. Amins Bekenntnis zur demekratischen Gesetzlichkeit pratti­
sehe Konsequenzen leitigen dürfte. deuten die Dc:kretierung einer allge­
meinen Amnn tie für II rundlos Inhaftierte. einn Re\'oltllicn ll. ren Son­
dergerichts. der Regierungsaufruf an alle "fghanischcn Emillranten zur 
straffreien Rilckkehr eder die Freilan ung von 857 politischen Gefange­
nen bis zum 3. Oktober d .J. an . Aur einer I'ressekcnferen7. vem 23. 9. 
1979 in Kabul bekrllftis te der neuc Präsident , daß er sich strikt a.n die 
" kclJektin' Entscheidungsbefugnis" der Partei - und Staatsfiihrung 
halten werde. und man eine "Aus",dtung und Vertiefung der revolu­
ticnärcn Veränderungen" zu erwarten habe ,Kabul Times, 26. 9. 1979). 
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Jahr des Kindes 1979 - und weiter? 
Von zahllosen wohlcöncnden Reden, die 1979 anltßlich des Jahres 
des Kindes gchallen wurden. darf erfahrungsgemäß angenommen 
werden. daß sie Im kommenden Jahr vergessen sein werden. Oder er­
wartet jemand ernsthaft \ton einer Bundesregierung, die sich z. B. den 
Dauersk.andal der Diskriminierung von Kindern ausländischer Lohn­
abhangiger (vgl. Lage der Tllrken in: AlB NT. 6/ 1979) erlaubt, daß es 
ihr mehr als eine Pnichtübung war, sich zu diesem Thema zu äußern? 
Zu d('lll Aufruf der UN-Vollversammlung zum In terna tionalen Jahr 
des Kindes !ulkrlc sich bis Ende 1978 die imponicnnde Zahl von ISt 
Lindern; 121 bi ldeten nationale Kommissionen - auch die BRD. In 
seiner Botschaft stellte UN-Generalsekret:ir Waldheim fC$t: "Vor 20 
Jahren verabschiedete die UN-Volh'ersammlung einstimmig die De­
klaration der Re<:hte dC$ KindC$. DiC$gab der Überu:ugung der inter­
nationalen Gemeinschaft Ausdruck. daß die besonderen Bedilrfnisse 
der Kinder ilberall in der Welt noch nicht erfillit waren. Sie sind es bis 
heute nicht" . 

zoo Mlo Klnd~, hunp:m 

Eine Bilam;, die auf der Moskauer Weltkonferenz "FOr eine fried li­
che und gesicherte Zukunft aller Kinder" im September 1979 aufge· 
macht wurde, er,ab Erschre<:kendes: 600 Mio Kinder in der Welt le· 
ben in Armut , 200 Mio hunsern Tag fOr Tag. " In den Entwicklungs· 
Ilindern wird nur ein Kind von zwanzig ärztlich bet reut ... 85'" der 
auf dem Lande lebenden Kinder sind nur unzureichend mit Trinkwas­
ser versorgt. Eins von fOnf Kindern st irbt noch vor seinem fil nften 
Geburtstag. 100 Mio Kindern wird jegliche Bildung vorenthal­
ten ... Millionen Kinder in den EntwicklunSslandern sind zu Krank­
heit, Hunger und Armut als Folge der ungere<:hten ökonomischen 
Ordnung verurtei lt .. . In den entwickelten west lichen Ländern sind 
Hundert1ausende Kinder das Opfer sozialer und ethnischer Ungleich­
heit und der Rassendiskriminierung". 
Die Aufzählung laßt sich beliebig verlllngern - etwa um das Thema 
Kinderarbeit, die Millionen Kinder schon im Alter von unter 10 Jah· 
ren für das eigene Überleben und das der Familie zur Arbeit zwingt, 
oder die wachsende Kriminatitllt \'on Kindern aus den Elendsvieneln 
von Bogota. Nairobi usw. 
Verlautbarungen bilrgerlicher Politiker. ,.Experten" und Medien er· 
gehen sich überwiegend in RilhT5Cligkeit und verlogenem Mitgerllhl. 
allenfals in Appellen an Mildtätigkeit. Dabei sind die Ursachen klar 
und deutlich erkennbar: Unterdrilckung und Ausbeutung im Interes­
se des Profits, Ausplünderung und Verarmung durch Kolonialismus 
und Neokoloniatismus, Elend und Tod durch imperialistische Kriege 
und Ag,gressionen. 
Was kennzeichnet besser den gesellscllaftlichen Charakter des Elends 
\'on Kindern als die rassische Diskriminierung, die in Südafrika z. B. 
dazu fuhrt, daß \'on 1000 neugeborenen Weißen 20 vor Erreichen des 
ersten Lebensjahr sterben. von 1000 neugeborenen Schwarzen aber 
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Mildlliligkeit. alle Hingabe im Dienst wohltätiger Organisationen 
kann daher nur Leid lindern helfen - grundlegend ändern kann sie 
nichts. Dabei sind dic materiellen Voraussctwngcn gegcben ... Das 
Internationale Jahr des Kindes".lIußerte der geschliftsFOhrende Di­
rektor des UN-Kinderhilfswerks UNICEF, Henry Labouisse. ,,"'ird 
Erfolg gehabt haben, " enn es Pläne und Programme bewirkt, die das 
Schicksal kommender Generationen von Kindern "erbessern. Es wird 

sein Ziel erreicht haben, ""enn es nicht nur die Kenntnis verbreitet, 
daß die Probleme der Kinder drllngend und gewaltig sind. sondern 
daß wir auch über das Wissen und den Reichtum verfügen. sie zu lö­
sen. Die ALifgabe ist in ALI$maß und Zeit bewllitigbar. Wir wissen, 
daß die Welt die Mittel besitzl." Die Frage lautet also, wie diese Mit­
tel zum Einsatz zu bringen, wie die Hindernisse zu überwinden sind. 
die dem im Wege stehen. 
Die MoskaLier Weltkonferenz gab hieraLif Antwort , indem sie ihrem 
Appell die Formel .'oranstellte: " In der ÜberzeugLing. daß die lö­
sung der Probleme der Rechte der Kinder eng mit der nationalen Bc:­
freiung der Völker, der EntwicklLlng. dem sozialen Fortschritt und 
der Demokratisierung des gesamten gesellschaft lichen Lebens "er­
bunden ist und von der allgemeinen Lage in der internationalen Are­
na abhängt . .. " 
Die Praxis der nationalen Bc:freiungsbe-,ro'egungen, d.ie Erfolge der na­
tionalen Rnolutionen in Kuba, Angola oder Vietnam bei der Bc:seiti­
gung der Not der Kinder demonstrieren unwiderlegbar, in ..... elche 
Richtung der Weg zu führen hat, auf dem das Schicksal der Kinder 
zumal Afrikas. Asiens und Latcinamerika dauerhaft positiv gelOSt 
werden kann . Somit ist fortgesetzte, "erstarkte Solidaritll! mit dem 
Kampf der Völker für nationale und soziale Bc:frciung. für Frieden 
und eine gerechte Weltwirtschafl$ordnung der wi rksamsIe Beitrag 
zum Erfolg der Forderungen des Internationalen Jahres des Kindes. 




